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Die Reichsregierung hat kürzlich die Anleiheſtockgeſetz⸗ 
gebung um wichtige geſetzliche Beſtimmungen erweitert und 
ſomit der Wirtſchaft die ſchon lange erwartete und unter 
mannigfaltigen Vermutungen häufig erörterte Aufklärung über 
die Ziele der Staatsführung und der ihnen dienenden Rege⸗ 
lung für dieſen ſo außerordentlich verwickelten und empfind⸗ 
lichen Fragenkreis des Wirtſchaftslebens gebracht. Die Dar⸗ 
ſtellung und Erläuterung der durch die erlaſſenen Vorſchriften 
e Rechtslage ſoll der Gegenſtand der nachſtehenden 
Ausführungen ſein. 

I. Stand der Anleiheſtockgefetzgebung 
1. Überſicht 

Die geſetzliche Regelung des Anleiheſtocks iſt in folgenden 
Geſetzen und Verordnungen enthalten, die in den nachſtehen⸗ 
den Ausführungen mit den im Klammerzuſatz enthaltenen Ab⸗ 
kürzungen bezeichnet werden: 

a) Geſetz über die Gewinnverteilung bei Kapitalgeſellſchaften 
(Anleiheſtockgeſetz) v. 4. Dez. 1934 — RGBl. I, 1222 — 
(AnlStG.), 

b) Geſetz zur Anderung des Anleiheſtockgeſetzes v. 9. Dez. 1937 
— RGBl. I, 1340 — (AnlStind6.), 

e) Erſte Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des 
Anleiheſtockgeſetzes v. 27. Febr. 1935 — RGBl. I, 316 — 
(J. AnlSt DO.), 

d) Zweite Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des 
Anleiheſtockgeſetzes v. 18. April 1935 — RGBl. I, 558 — 
(II. AnlSt DO.), 

e) Verordnung zur Einführung des Kapitalanlagegeſetzes und 
des Anleiheſtockgeſetzes im Saarland v. 17. Juli 1935 
— RGBl. TI, 1029 — (AulStSaarg DO.), 

f) Dritte Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des 
Anleiheſtockgeſetzes v. 9. Dez. 1937 — RGBl. I, 1341 — 
(III. AnlSt DO.). 

Das dieſen Geſetzen und Verordnungen vorangegangene Geſetz 

über die Bildung eines Anleiheſtocks bei Kapitalgeſellſchaften 

(Kapitalanlagegeſetz) v. 29. März 1934 (RG Bl. I, 295 ff.) iſt 

in der obigen Aufzählung nicht mehr enthalten, da es heute 

keine praktiſche Bedeutung mehr hat, obwohl es durch die 


nachfolgende Anleiheſtockgeſetzgebung formell nicht außer Kraft 
geſetzt, ſondern auf Geſellſchaften, deren Geſellſchaftskapital 
100000 RM nicht überſteigt, beſchränkt worden iſt (Art. 4 
II. AnlSt DO.). Es iſt mit dem 11. Dez. 1934 ausgelaufen, 
wie ſich aus der zeitlichen Beſchränkung des § 11 Satz 2 
AnlStG. ergibt. 


2. Die Grundſätze der Anleiheſtockgeſetzgebung 


Zum beſſeren Verſtändnis der in den nachfolgenden Aus⸗ 
führungen beſprochenen Anleiheſtockbeſtimmungen müſſen noch 
einmal die Grundſätze herausgeſtellt werden, die auch künftig 
nach den Beſtimmungen des AnlStelndch. weiter in Kraft 
bleiben. Der fachliche Anwendungsbereich der Anleiheftod- 
vorſchriften umfaßt die Kapitalgeſellſchaften, und zwar kraft 
ausdrücklicher Beſtimmung Aktiengeſellſchaften, Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaften m. b. H., Kolonialgeſell⸗ 
ſchaften, bergrechtliche Gewerkſchaften ſowie ähnliche juriſtiſche 
Perſonen des öffentlichen und privaten Rechts, ſofern das 
Geſellſchaftskapital dieſer Geſellſchaften den Betrag von 
100 000 Rs überſteigt (88 1, 2 AnlStG., Art. 2 Abſ. 1 
Satz 1 I. AnlSt DO.). Die von dieſen Geſellſchaften zur 
Ausſchüttung an die Geſellſchafter gelangenden Gewinnbeträge 
dürfen den Satz von 60% nicht überſchreiten. Die über dieſen 
Satz hinaus beſchloſſene Überdividende iſt an den Anleihe⸗ 
ſtock bei der Deutſchen Golddiskontbank zu überweiſen. Die 
Grenze der baren Ausſchüttung von 60% darf bis zu dem im 
Vorjahr feſtgelegten Ausſchüttungsſatz überſchritten werden, 
jedoch 8% nicht überſteigen. Beachtlich iſt, daß Gewinne aus 
Reſerven oder Gewinnvorträgen früherer Jahre und ſogenannte 
verdeckte Gewinnausſchüttungen ebenfalls von der Anleihe⸗ 
ſtockpflicht erfaßt werden (vgl. 83 AnlStG., Art. 4 Abſ. 1 
und 2 1. AnlSt DO.). Die der Deutſchen Golddiskontbank 
überwieſenen Überdividenden werden von dieſer für die Geſell⸗ 
ſchafter in Anleihen des Reichs oder ſonſtigen geſetzlich be⸗ 
ſtimmten Papieren (Staatsanleihen, Gemeindeumſchuldungs⸗ 
papieren) angelegt und die ſo gebildeten Stöcke für die Ge⸗ 
ſellſchafter treuhänderiſch verwaltet (§ 4 AnlStGG.). Haben 
Geſellſchafter entgegen den geſetzlichen Anleiheſtockbeſtimmun⸗ 
gen Barbeträge über den im Einzelfall zuläſſigen Höchſtſatz 
hinaus erhalten, ſo ſind ſie kraft Geſetzes zur Erſtattung 
dieſer Beträge verpflichtet, während die gegen das Geſetz ver⸗ 
ſtoßenden geſetzlichen Vertreter den Geſellſchaften gegenüber 
ſchadenserſatzpflichtig werden können (8 7 UnlSt®.). Um 
zu verhindern, daß gleichartige Geſellſchaftsanteile ſich im 
freien Verkehr befinden, von denen ein Teil nicht zum An⸗ 
leiheſtock beigetragen hat, iſt beſtimmt, daß ſowohl auf eigene 
Anteile als auch auf vom Gewinnbezug ausgeſchloſſene An⸗ 
teile die entſprechende Überdividende an den Anleiheſtock ab⸗ 
zuführen iſt (Art. 8 I. AnlSt DVD.); jedoch hat das Geſetz 
hier die Möglichkeit der Befreiung von der Stockpflicht vor⸗ 
geſehen, ſofern die betreffenden Geſellſchaften die geſetzlichen 
Vorausſetzungen zur Geltendmachung des ſogenannten Schachtel⸗ 
privilegs erfüllen. Das Schachtelprivileg iſt eine der weſent⸗ 
lichſten beſonderen Ausnahmevorſchriften, die die geſetzliche 
Regelung enthält. Der maßgebende Art. 3 Abſ. 1 I. AnlSt DVD. 


410 


3274 


beſtimmt, daß Kapitalbeteiligungen von Kapitalgeſellſchaften, 
die 25% des Kapitals der ausſchüttenden Untergeſellſchaft 
überſteigen, Anfpruch auf die volle Barausſchüttung erheben 
können, ohne ſtockpflichtig zu werden. So vermied man einmal 
die doppelte Stockpflicht, die ſonſt bei den in der Wirtſchaft 
bekannten Verſchachtelungen gegeben wäre, und auch die 
finanziellen Schwierigkeiten für Geſellſchaften, die ihre Be⸗ 
teiligungen mit Krediten finanziert und ſelbſt hierfür die 
entſprechenden Zinspflichten zu erfüllen haben. Die in Art. 3 
Abſ. 1 J. AnlSt DO. zur Geltendmachung des Schachtel- 
privilegs geforderten Vorausſetzungen, Hinterlegung der An⸗ 
teile bei der Deutſchen Golddiskontbank, Abtretung oder ſonſtige 
Sperrung der Anteile, ſtellen ſicher, daß hinſichtlich der Stock⸗ 
pflicht nicht unterſchiedliche Anteile der gleichen Geſellſchaft 
in den freien Verkehr gelangen können. Iſt der Staat ſelbſt 
Aktionär, ſo iſt auch hier eine Abführungspflicht verfehlt, und 
das Reich, die Lander und Gemeinden dementſprechend befreit. 
Allerdings trifft auch ſie die Hinterlegungspflicht (Art. 3 
Abſ. 2 AnlSt DO.), um die Stockpflicht abzuwenden. Von 
grundſätzlicher Bedeutung iſt auch die bedingte Emiſſionsſperre 
gemäß Art. 4 Abſ. 4 J. AnlSt DO., die die Begebung von 
jungen Aktien, Genußſcheinen und ähnlichen Rechten an die 
Genehmigung des Reichswirtſchaftsminiſters bindet. Schließ⸗ 
lich kann der Reichswirtſchaftsminiſter für die verſchiedenen 
Fälle der Praxis, in denen eine Ausnahmeregelung unter Ve⸗ 
rückſichtigung der Zwecke der Anleiheſtockgeſetzgebung nach den 
Umſtänden des Einzelfalles erforderlich oder angebracht iſt, 
im Einvernehmen mit dem Reichsfinanzminiſter von den geſetz⸗ 
lichen Pflichten zur Abführung an den Anleiheſtock ganz oder 
teilweiſe oder auch unter Auflagen Befreiung erteilen ($ 10h 
Anl St., Art. 19 I. AnlSt DO.). Die beſtimmungsgemäße 
Abführung der Überdividende durch die Geſellſchaften wird 
von den Finanzämtern überwacht, gegen deren Entſcheidung 
die Berufung beim Finanzgericht und weiter die Rechts- 
beſchwerde an den Reichsfinanzhof zuläſſig iſt. 
3. Das wirtſchaftspolitiſche Ziel 

Zum Verſtändnis und zur Rechtfertigung der im Anl⸗ 
StG. beſtimmten Erweiterung des, zeitlichen Anwendungs⸗ 
bereichs, ferner nicht zuletzt für die Beurteilung von Aus⸗ 
nahmegenehmigungen oder Befreiungsanträgen, ſollen nach⸗ 
ſtehend noch die politiſchen und wirtſchaftlichen Gedanken und 
Ziele, die der Anleiheſtockgeſetzgebung zugrunde legen, kurz 
geſtreift werden. Der machtvolle Aufſchwung, den die Wirt- 
ſchaft ſeit der Machtergreifung erlebte, kann vor allem auf 
die ſeitens der öffentlichen Hand zum Zwecke der Arbeits- 
beſchaffung bereitgeſtellten Gelder zurückgeführt werden. Die⸗ 
ſer Impuls ermöglichte höhere Umſätze und geſtattete in den 
folgenden Jahren den Geſellſchaften, höhere Gewinne aus⸗ 
zuſchütten. Es wäre nicht verſtändlich geweſen, wenn die Ge⸗ 
ſellſchaften alsdann nicht zur maßvollen Dividendenpolitik 
angehalten worden wären, ſondern die Geſellſchafter der Ka⸗ 
pitalgeſellſchaften faſt ausſchließlich den hohen Nutzen der 
zum Vorteil der ganzen Volksgemeinſchaft ausgerichteten 
Wirtſchaftspolitik erhalten hätten. Weiter war eine Ver⸗ 
lagerung zwiſchen dem Renten⸗ und dem Aktienmarkt ge⸗ 
boten. Die Anleiheſtockgeſetzgebung ſollte den Rentenmarkt 
ſtützen, indem ſie vor allem die Kapitalintereſſen von den 
Aktien abwandte und dem Rentenmarkt zuwies. Eine ſtarke 
Belebung des Aktiennarkts hätte Beſtrebungen durchkreuzt, 
die auf eine baldige organiſche Zinsſenkung, insbeſondere 
bei den feſtverzinslichen Papieren, abzielten. Das mit dieſen 
politiſchen Zielen geſchaffene Kapitalanlagegeſetz hat den Er- 
folg nicht gebracht, da es, um den Hauptgrund zu nennen, 
keine abſolute Dividendengrenze enthielt, ſondern lediglich 
die Stockpflicht gleitend von der Höhe der jeweiligen Aus⸗ 
ſchüttungen abhängig machte und weder den Kreditmarkt 
noch die Dividendenpolitik der Geſellſchaften beeinflußte. Der 
mit der Anleiheſtockgeſetzgebung wohl auch beabſichtigte Er⸗ 
folg einer Stärkung des Kapitalmarkts in der Richtung, daß 
die abgeführten Überdividenden von den Geſellſchaftern dem 
Reich vor allem für die Finanzierung des Arbeitsbeſchaf⸗ 
fungsprogramms für drei Jahre kreditweiſe überlaſſen wür⸗ 
den, iſt praktiſch nicht eingetreten. Die Auflockerung des Ka 
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pitalmarkts iſt in anderer Weiſe herbeigeführt worden. Be⸗ 
achtlich iſt in dieſem Zuſammenhang die weit über den 
Rahmen einer die Dividendenpolitik bremſenden Maßnahme 
hinausreichende, oben bereits angedeutete Vorſchrift des Art. 4 
Abſ. 4 J. AnlSt DO., durch welche die Emiſſion von An⸗ 
teilen der Kapitalgeſellſchaften an die Genehmigung des 
Reichswirtſchaftsminiſters geknüpft wird und die eine ſtarke 
den Kapitalmarkt regelnde Funktion ausübt. 

Schon lange vor Erlaß der Auleiheſtocknovelle erging 
ein Rätſelraten in deu beteiligten Kreiſen über die Möglich 
keit einer Verlängerung des zeitlichen Geltungsbereichs. Die 
Reichsregierung hat ſich zur Verlängerung des AnlStG. ent- 
ſchloſſen, da die Vorausſetzungen, die zum Erlaß des AnlStG. 
geführt haben, noch fortbeſtehen und auf die Regelung, die 
ihren Wert als Mittel der Kapitalmarktpolitik erwieſen hat, 
noch nicht verzichtet werden kann. Es hat zwar eine weſent⸗ 
liche Stärkung des Rentenmarkts mit befriedigenden Kurſen 
ſtattgefunden, die den Einſatz größerer Mittel erübrigt, den 
noch wird die weitere Pflege des Rentenmarkts wertvoll 
ſein. Auch inſofern wird das AnlSt®. ſeinen bisherigen 
Zweck weiter verfolgen, als es die Dividendengewährung 
der Geſellſchaften in maßvollen Grenzen halten wird. Dieſe 
rein pſychologiſche Seite des Geſetzes, die fortſchreitende inner⸗ 
liche Stärkung der Unternehmungen in Verfolg der weiteren 
guten Konjunktur wirkt ſich zugleich in Betriebsverbeſſerun⸗ 
gen und ⸗ausweitungen, in der Erbringung zuſätzlicher Lei⸗ 
ſtungen für die Zwecke des Vierjahresplans und der ſonſtigen 
Förderung der deutſchen Wirtſchaft und auch in dem Ausbau 
ſozialbetrieblicher Leiſtungen aus. Das Geſetz kann daher 
noch weiter dem Volk dienen. Mit dem Geſetz ſind auch die 
Beſtimmungen über die Auflöſung und Verteilung des bis⸗ 
herigen Anleiheſtocks in der III. AulStDVoO. ergänzt. Somit 
löſt der Geſetzgeber grundſätzlich das im AnlStG. gegebene 
Verſprechen ein. 


4. Nachſtehend wird eine Üüberſicht über die 
neuen Vorſchriften gegeben. 


A. Anderung des AnlStG. 
IJ. Anderung des § 6 Abſ. 1 AnlSt®. (Ziff. 1 AnlSt⸗ 
And.) 
a) geſetzliche Anordnung der Aufteilung des geſamten 

Anleiheſtocks 

1. zunächſt nach der Beſchlußfaſſung über den Ab⸗ 
ſchluß für das vierte Geſchäftsjahr, 

2. nach Ablauf des Verlängerungsgeſetzes nach der 
Beſchlußfaſſung über den Abſchluß für das erſte 
Geſchäftsjahr, auf das das Geſetz keine Anwendung 
mehr findet, 

3. Berechtigte; Verteilungsgrundſätze. 

b) Anordnungsbefugniſſe des Reichswirtſchaftsminiſters 

1. allgemeine, 

2. Beſtimmungen über an Stelle der Anleiheſtock⸗ 
mittel zu verteilende Werte, 

3. Zeitpunkt der Aufteilung. 


B. Auflöſung und Verteilung des bisherigen Anleiheſtocks 
(Art. 2-10 III. AnlSt DO.) 


J. Übernahme des Anleiheſtocks durch das Reich (Art. 2) 
1. Umtauſch gegen Steuergutſcheine (Art. 2 Abſ. 1), 
2. Ausnahmen bei Geſellſchaftsſtöcken (Art. 2 Abſ. 2), 
3. rechtlicher Inhalt und Wert der Steuergutſcheine 
(Art. 3). 
II. Verfahren bei der Deutſchen Golddiskontbank (Art. 5) 
1. Aushändigung der Steuergutſcheine an die Geſell⸗ 
ſchaften, 
2. Haftung. 
III. Verteilung durch die Geſellſchaften (Art. 6 und 7) 
J. Zeitpunkt zu A a 1 oben mit der Gewinnausſchüt⸗ 
tung zuſammen (Art. 6 Abſ. 2), 
2. treuhänderiſche Verwaltung der Anleiheſtockmittel durch 
die Geſellſchaften (Art. 6 Abſ. 3), N 
3. Rechte und Pflichten der Geſellſchaften bei Verteilung 
(Art. 6 Abſ. 4) 
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a) Aushändigung der Steuergutſcheine, 

b) Veräußerung für die Geſellſchafter, 

c) Übernahme für eigene Rechnung. 

„Berechtigte (Art. 7) 

a) alte und neue Geſellſchafter, 

b) Anſpruchsnachweis, 

c) vom Gewinnbezug ausgeſchloſſene und eigene An⸗ 
teile der Geſellſchaften, 

d) ſchachtelprivilegierte und ſonſtige befreite Anteile 
(Art. 7 Abſ. 3 und 4), 

e) keine Entſchädigung für die Geſellſchaft (Art. 7 
Abſ. 6) 


10 Verjährung grundſätzlich nach vier Jahren (Art. 8). 
. Eutfprechende Behandlung von Genußrechten und 
Gewinnſchuldverſchreibungen (Art. 9), 
„Ausfolgung der Geſellſchaftsſtöcke (Art. 10), 
entſprechendes Verfahren bei ſonſtigen Auflöſungsgrün⸗ 
den (Art. 11). f 


C. Anderung von Durchführungsbeſtimmungen (Art. 12) 


1. Der letzte Einheitswertbeſcheid als Grundlage für die 
Ermittlung des Kapitals, f 

2. Abzüge und Zurechnungen, 

3. Berechnungsgrundſätze. 


D. Ergänzungen der bisherigen Regelung 


1. Vertragliche Zahlungen Dritter an Geſellſchafter auf 
deren Geſellſchaftsanteile ſind ſtockpflichtig (Art. 13), 
2. Verzugszinſen für verſpätete Anleiheſtockzahlungen 
(Art. 14), 
3. ſteuerrechtlhe Beſtimmungen 
a) keine beſondere Prüfung durch die Fin A., daß die 
Kapitalertragſteuern entrichtet ſind (Art. 15 Abſ. 1), 
b) Anrechnung von Kapitalertragſteuern auf andere 
Steuerarten (Art. 15 Abſ. 2). 
4. Strafbeſtimmungen bei Verſtößen gegen 
a) übernommene Verpflichtungen und Auflagen der be 
hördlichen Stellen, 
b) die Auflöſungs-⸗ und Verteilungsvorſchriften (Art. 16). 


a 
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II. Die Vorſchriften des Anderungsgeſehbes 


1. Die Verlängerung der Anleiheſtockgeſetzgebung um 
weitere drei Jahre iſt im Anderungsgeſetz durch die lakoniſche 
Einfügung des Wörtchens „fünf“ an Stelle von „beiden“ in 
$ 11 Satz 1 AnlStG. beſtimmt. Dem AnlSt®. unterlag der 
erſte Jahresabſchluß, über den nach dem 11. Dez. 1934, dem 
Inkrafttreten des Anl St., Beſchluß gefaßt wurde. Erfaßt 
werden jetzt die fünf folgenden, mindeſtens je zwölf Monate 
umfaſſenden Geſchäftsjahre, mithin insgeſamt ſechs Jahres- 
abſchlüſſe. Während das erſte Jahr nicht zwölf Monate zu 
umfaſſen braucht, können nachfolgende Rumpfgeſchäftsjahre 
Schwierigkeiten bereiten. Auch Rumpfgeſchäftsjahre unter⸗ 
liegen in einem ihrem Zeitablauf entſprechenden Verhältnis 
der Anleiheſtockpflicht (Art. 6 I. AnlSt DO.); jedoch iſt dem 
Willen des Geſetzgebers entſprechend dem Geſetz nicht Genüge 
getan, wenn etwa lediglich für fünf Rumpfgeſchäftsjahre die 
Überdividende abgeführt wird. Es muß vielmehr der dem 
AnlStG. unterfallende Zeitraum von mindeſtens ſechzig 
Monaten in Betracht gezogen werden, abgeſehen vom erſten 
Geſchäftsabſchluß nach dem 11. Dez. 1937. 

2. Die zweite Anderung betrifft die Neufaſſung des § 6 
Abſ. 1 AnlStG., die zunächſt der Verlängerung des AnlStG. 
Rechnung trägt. Es iſt eine zweimalige Aufteilung des ge 
ſamten, jeweils angeſammelten Anleiheſtocks vorgeſehen 

a) nach der Beſchlußfaſſung über den Abſchluß für das 
vierte Geſchäftsjahr, auf den das Geſetz Anwendung fin⸗ 
det, und 

b) nach Beſchlußfaſſung über den Abſchluß, auf den das 

Geſetz keine Anwendung mehr findet. 

Weiter enthält die Neufaſſung die geſetzliche Grundlage 
für die III. AnlSt DV., ſoweit dieſe ſich mit den Modali⸗ 
täten der Verteilung nach der erſten Aufteilung des Anleihe 


ſtocks befaßt. Die frühere Faſſung hätte vielleicht zu Zweifel 
Anlaß gegeben, ob die geſetzliche Ermächtigung hinreichend 
geweſen wäre, da der Anleiheſtock in ſeinem jetzigen Beſtand 
nach den Vorſchriften III. AnlStDVoO. gegen Steuergut⸗ 
ſcheine ausgetauſcht wird, die dann zur Verteilung an die 
Geſellſchafter gelangen. Dem RWIM. find umfaſſende Be⸗ 
fugniſſe eingeräumt. Er beſtimmt über die Aufteilungsgrund⸗ 
ſätze, über die Art der zu verteilenden Mittel und den Auf⸗ 
teilungszeitpunkt. Die geänderte Beſtimmung des $ 6 Abſ. 1 
AnlStG. iſt ſicher nicht zuletzt auch vorausſchauend für die 
Schlußverteilung vorgeſehen, die alsdann bereits, auch ſoweit 
ſie von der gegenwärtig vorgeſehenen Art und Weiſe abweichen 
würde, hinſichtlich der zu wählenden Verteilungsform bereits 
jetzt die geſetzliche Grundlage gefunden hat. Es kann aber wohl 
angenommen werden, daß die Schlußverteilung ſich nach ähn⸗ 
lichen Grundſätzen vollziehen wird, wie fie gegenwärtig vor⸗ 
geſehen ſind. 


III. Kapitalerhöhungen 


Im Zuſammenhang mit dem AnlStelndG. erſcheint es 
erforderlich, darauf hinzuweiſen, daß mit der gleichzeitigen 
Verlängerung der Durchf Beſt. zum AnlSt®. auch die oben 
mehrfach erwähnte Vorſchrift des Art. 4 Abſ. 4 J. AnlSt⸗ 
DVD. weiterhin in Kraft bleibt und ſomit fernerhin Kapital⸗ 
erhöhungen durch das RWi M. genehmigungspflichtig find. 
Von der Genehmigungspflicht gibt es zwei dem Geſetz zu 
entnehmende Ausnahmen, die hier noch einmal herauszu⸗ 
ſtellen ſind, weil die Praxis die Rechtslage immer wieder 
verkennt: 

a) Da Geſellſchaften, deren Kapital 100 000 AM nicht 
überfteigt, nach Art. 2 Abſ. 1 I. AnlStDVoO. den Beſtim⸗ 
mungen des AnlStG. nicht unterliegen, iſt zur Kapital⸗ 
erhöhung bei ſolchen Geſellſchaften eine Genehmigung nicht 
erforderlich, und zwar auch dann nicht, wenn das Kapital 
infolge der Erhöhung ſich auf einen 100 000 RM überſteigen⸗ 
den Betrag erhöhen wird. 

b) Nach Art. 4 Abf. 4 Satz 2 I. AnlSt DO. in der 
Faſſung der II. AnlSt DO. bedarf eine Kapitalerhöhung 
dann nicht der üblichen Genehmigung, wenn die Kapital⸗ 
erhöhung gleichzeitig oder in unmittelbarem Zuſammenhang 
mit einer nicht durch Rückzahlung des Geſellſchaftskapitals 
unter Befreiung der Geſellſchaft von der Verpflichtung zur 
Leiſtung von Einzahlungen erfolgenden Kapitalherabſetzung 
vorgenommen wird. Genehmigungspflichtig iſt allerdings der 
die Kapitalherabſetzung überſteigende Betrag. Unterſchreitet in 
einem ſolchen Falle die Kapitalherabſetzung den Betrag von 
100 000 RM, fo dürfte dennoch für dieſe Transaktion eine 
Genehmigung ebenfalls nicht erforderlich werden. Die in 
Art. 2 Abſ. 1 Satz 2 I. AnlSt DO. vorgeſehene Zuſtim⸗ 
mung zu Kapitalherabſetzungen auf unter 100 000 RM hat 
nur die Wirkung, daß die Geſellſchaft in Zukunft von den 
Verpflichtungen nach dem AnlStG. befreit iſt. Da infolge 
der gleichzeitigen Kapitalerhöhung die Geſellſchaft dem Anl⸗ 
StG. ohnehin wieder unterfallen würde, iſt für die Erteilung 
einer Zuſtimmung nach Art. 2 Abſ. 1 Satz 2 I. AnlStDVO. 
kein Raum. 

c) Der Sonderfall des „genehmigten Kapitals“ nach 
§ 169 des neuen AktG. gehört eigentlich uicht hierher. Die 
Vorſchrift des Art. 4 Abſ. 4 I. u DO. knüpft die Ge⸗ 
nehmigungsbedürftigkeit an den Tatbeſtand der „Ausgabe der 
jungen Anteile“. Die Anwendung dieſes Begriffs iſt nicht 
immer ganz einfach, wie z. B. bei GmbhH.⸗Geſchäftsanteilen. 
Jedenfalls unterfallen die Beſchlüſſe der Geſellſchaften oder 
Mitgliederverſammlungen oder der ſonſt zuſtändigen Geſell⸗ 
ſchaftsorgane über eine Kapitalerhöhung noch nicht der Ge⸗ 
nehmigungspflicht. Die Beſchlüſſe müßten aber wohl „vor⸗ 
behaltlich der Genehmigung des Reichswirtſchaftsminiſters“ 
gefaßt werden. Entſprechend iſt auch die dem Geſetz entſpre⸗ 
chende ſatzungsmäßige Ermächtigung des Vorſtandes einer Ak⸗ 
tiengeſellſchaft, das Grundkapital zu einem beſtimmten Nenn⸗ 
betrag durch Ausgabe neuer Aktien gegen Einzahlung zu er⸗ 
höhen, zu beurteilen. Dieſe Ermächtigung iſt nicht genehmi⸗ 
gungspflichtig. 
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Die Genehmigungspflicht wurde eingeführt, um der Ge⸗ 
fahr einer Verbreiterung der Kapitalbaſis der Geſellſchaft zu 
dem Zwecke der ziffernmäßigen Senkung des Dividenden⸗ 
ſatzes und Ermöglichung höherer Ausſchüttungen zu begeg⸗ 
nen; auch ſollen in den Kapitalerhöhungen etwa liegende 
verdeckte Gewinnausſchüttungen erfaßt werden (dgl. Art. 4 
Abſ. 1 I. AnlSt DO.). Es kommt für die Genehmigungs- 
pflicht nicht darauf an, ob das Kapital voll eingezahlt wird. 
Der Geſetzgeber hat es abſichtlich unterlaſſen, von vornherein 
die Fälle zu bezeichnen, in denen ein Mißbrauch der Kapital⸗ 
erhöhung ausgeſchloſſen iſt, und daher die Genehmigungs- 
pflicht ganz allgemein angeordnet. Es wird daher bei An⸗ 
trägen auf Genehmigung einer Kapitalerhöhung zu prüfen 
fein, ob etwa der Übernahmekurs der neuen Anteile ihrem 
inneren Werte tatſächlich entſpricht oder ob in Form eines 
niedrigen Begebungskurſes eine verdeckte Gewinnausſchüttung 
an die Geſellſchafter vorgenommen wird. In dieſem Falle 
oder auch bei der Ausgabe von Gratisanteilen wird die Er⸗ 
teilung der Genehmigung regelmäßig von der Auflage an die 
Geſellſchaft abhängig gemacht, einen beſtimmten Betrag für 
ihre Rechnung an den Anleiheſtock zu zahlen, der etwa der 
Beeinträchtigung des Anleiheſtocks durch die Kapitalerhöhung 
entſpricht. Über die rechtliche Behandlung ſolcher Geſellſchafts⸗ 
ſtöcke iſt unten zu den Verteilungsgrundſätzen näheres ausge⸗ 
führt. Es kann auch beſtimmt werden, daß der Erhöhungs⸗ 
betrag bei der Dividendenberechnung unberückſichtigt zu blei⸗ 
ben hat, neben der Anordnung ſonſtiger Auflagen, die die 
Beeinträchtigung der Belange des Anleiheſtocks ausräumen 
oder vermeiden, etwa auch die Auferlegung eines beſtimmten 
Bezugskurſes, wenn der vorgeſchlagene Emiſſionskurs zu 
einem überhöhten Wert des Bezugsrechts führt. 

Die weiter oben ſchon angedeutete Funktion der genann⸗ 
ten Vorſchrift im Sinne einer Pflege des Kapitalmarkts hat 
zwar unmittelbar mit der Einflußnahme auf die Dividenden⸗ 
politik nichts zu tun, ſprengt aber nicht den Rahmen der 
wirtſchaftlich ſehr weit greifenden Anleiheſtockgeſetzgebung. 
Die Anforderungen, die das Reich zur Erfüllung der vor⸗ 
dringlichen öffentlichen Zwecke an den Kapitalmarkt zu ſtellen 
hat, könnten durch eine Vielzahl erheblicher, die Ergiebigkeit 
des Kapitalmarkts ſchwächender Aktienemiſſionen in ihrer 
Erfüllbarkeit gefährdet werden. So ſchafft die Vorſchrift die 
Möglichkeit, nicht nur eine wirkſame Kontrolle der Emiſſionen 
durchzuführen, ſondern auch den Kapitalmarkt vornehmlich 
für die Anleihebedürfniſſe des Reichs und ſonſtige öffentliche 
Zwecke freizuhalten. Wenn hierbei allerdings hin und wieder 
betriebswirtſchaftliche Notwendigkeiten und die vordringlichen 
öffentlichen Zwecke in Widerſtreit geraten ſind, ſo kann doch 
wohl auf die in den abgelaufenen Jahren beſonders bewährte 
Genehmigungspflicht nicht verzichtet werden. Auch zur Wah⸗ 
rung der Belange des Kapitalmarkts können ſichernde Auf⸗ 
lagen ergehen, etwa, daß die Kapitalerhöhung in beſtimmter 
Art und Weiſe durchgeführt wird, z. B. unter Umwandlung 
von Verbindlichkeiten in verantwortliches Kapital, oder daß 
die Übernehmer der Erhöhungsbeträge ſich für mehrere Jahre 
verpflichten, Verfügungen über den erworbenen jungen An⸗ 
teilbeſitz von der Zuſtimmung des Reichswirtſchaftsminiſte⸗ 
riums abhängig zu machen. 

Während bisher ſchon die erlaubnisloſe Begebung junger 
Geſellſchaftsanteile mit Strafe bedroht war, ergänzt die neue 
DurchfVO. in Art. 16 dieſen Strafſchutz und ſtellt Zu⸗ 
widerhandlungen gegen auf Auflage des Reichswirtſchafts⸗ 
miniſteriums übernommene Verpflichtungen unter Strafe. 
Mangels rückwirkender Kraft dieſer Durchf Beſt. können Ver⸗ 
fügungen vor Inkrafttreten der BD. nicht geahndet werden, 
wohl aber Verſtöße gegen vor dieſem Zeitpunkt übernommene 
Verpflichtungen. 

Es empfiehlt ſich, bei Anträgen au das Reichswirtſchafts⸗ 
miniſterium auf Genehmigung von Kapitalerhöhungen den 
vorangeſtellten Geſichtspunkten Rechnung zu tragen und dem⸗ 
entſprechend in einer eingehenden Begründung (doppelt) 
Zweck und die Art und Weiſe der Kapitalerhöhung darzutun, 
die Bilanzen der letzten drei Jahre nebſt Gewinn- und Ver⸗ 
luſtrechnungen und Geſchäftsberichten einzureichen und auch 
die Geſellſchaſterverhältniſſe zu erläutern. Die bisherigen Ge⸗ 
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winnverteilungen und Errechnungen der Dividendenſätze ſind 
darzulegen und unter Umſtänden die Ausgabekurſe anzugeben. 

Ju dieſem Zuſammenhang ſoll noch kurz die Frage ge⸗ 
ſtreift werden, ob der Regiſterrichter eine nicht genehmigte 
Kapitalerhöhung in das Handelsregiſter eintragen darf. Über⸗ 
wiegend machen die Regiſterrichter die Eintragung von der 
Beibringung der Genehmigungsurkunde abhängig. Dieſer 
Auffaſſung muß zugeſtimmt werden. Zwar iſt auch die nicht 
genehmigte Kapitalerhöhung bürgerlich⸗rechtlich voll wirkſam, 
lediglich die Begebung der Anteile löſt ſtrafrechtliche Maß⸗ 
nahmen aus. Da aber bei der GmbH. der Geſchäftsanteil 
„begeben“ iſt, wenn die Eintragung der Kapitalerhöhung im 
Handelsregiſter folgt, muß der Regiſterrichter vorher das 
Vorliegen der Genehmigung prüfen. Eine abweichende Be⸗ 
handlung für Kapitalerhöhungen bei Aktiengeſellſchaften er⸗ 
ſcheint nicht begründet. 


IV. Die Auflöſung und Verteilung des Anleiheſtocks 


Die III. AnlSt DO. regelt in ihrem weſentlichen Teil 
das Verfahren über die Auflöſung und Verteilung des An⸗ 
leiheſtocks, welches nach Beſchlußfaſſung über den Abſchluß 
für das vierte unter das AnlSt®. fallende Geſchäftsjahr 
ſtattfindet (Art. 1 III. AnlSt DO.), und enthält auch ma⸗ 
teriellrechtliche Vorſchriften über Inhalt und Geſtaltung 
der Stockanſprüche der Geſellſchafter. Daß für die Beſchluß⸗ 
faſſung über den Jahresabſchluß bei Aktiengeſellſchaften nach 
§ 125 Abſ. 3 AktG. nicht mehr die Hauptverſammlung, ſon⸗ 
dern in der Regel Vorſtand und Aufſichtsrat zuſtändig ſind, 
ändert hieran nichts; ebenſo iſt unbeachtlich, ob für das 
vierte Geſchäftsjahr Gewinne verteilt werden. Der Anleihe⸗ 
ſtock beſteht in feinem weſentlichen Teil auf 40% igen Ge⸗ 
meindeumſchuldungsauleihen und weiſt einen Betrag von 
etwa 90—100 Mill. AM auf. Die Summe der abgeführten 
Dividendenſätze würde den Beſtand des Anleiheſtocks noch 
nicht treffen, da der Wertzuwachs durch Zinsſteigerungen und 
auch durch Kursgewinne ſeit der Anlage zu berückſichtigen 
iſt. Bei der Wahl eines Verfahrens für die Auflöſung 
mußte verſchiedenen Geſichtspunkten Rechnung getragen wer⸗ 
den, die zu der gewählten praktiſchen Löſung geführt haben. 
Man hatte die Nachteile zu vermeiden, die mit einer plötz⸗ 
lichen Inanſpruchnahme des Kapitalmarkts aus einem gleich⸗ 
zeitigen Verkauf der 100 Mill. RM Umſchuldungsanleihe 
verbunden ſein würden. Außerdem wäre eine Auskehrung in 
den von der Deutſchen Golddiskontbank angeſchafften Wert⸗ 
papieren wegen der unzureichenden Kleinſtſtückelung ſehr 
ſchwierig geweſen, abgeſehen von kapitalmarktmäßigen Stö⸗ 
rungen, die durch den Kursdruck auf die Anleihepapiere zu 
erwarten geweſen wären. 5 


1. übernahme des Stocks durch das Reich. 
Ausſtattung der Steuergutſcheine 


a) Aus den genannten Gründen übernimmt das Reich 
mit Wirkung vom Tage des Inkrafttretens der DW. 
die von der Deutſchen Golddiskontbank angeſchafften Wert⸗ 
papiere und händigt der Bank dafür beſondere für die Ver⸗ 
teilungszwecke geſchaffene Zertifikate aus, die vom Geſetz als 
Steuergutſcheine bezeichnet werden (Art. 2 Abſ. 1 III. Anl⸗ 
StDO.). Der Umtauſch kann rechtlich als eine Novation 
angeſehen werden. Die Übernahme geſchieht en bloc zu einem 
in das Ermeſſen des Reichsfinanzminiſteriums geſtellten Zeit⸗ 
punkt. Da es ſich um einen Rechtsübergang ex lege (Art. 2 
Abſ. 1 III. AnlSt DO.) handelt, liegt hierin wohl kein 
ſteuerpflichtiges Anſchaffungsgeſchäft im Sinne der Vorſchrif⸗ 
ten des KapVerkStG. Die Steuergutſcheine werden zu ihrem 
Nennbetrag auf die Wertpapiere des Anleiheſtocks zu ihrem 
Kurswert am Tage der Übernahme angerechnet. Den Geſell⸗ 
ſchaftern verbleiben mithin die aufgelaufenen Kouponszinſen 
nebſt Zinſeszinſen ſowie die ſeit Anlage entſtandenen Kurs⸗ 
gewinne, die nach der Übernahme dem Reich zufallen. Die 
bisherigen Kursverluſte belaſteten dementſprechend auch die 
Geſellſchafter. Der dem Reich bei dem Umtauſch zufallende 
Nutzen ſoll zur Förderung der deutſchen Wirtſchaft verwandt 
werden. f 
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Nach Art. 2 Abſ. 2 III. AnlSt DO. find ſolche Wert⸗ 
papiere vom Umtauſch ausgeſchloſſen, die von der Deutſchen 
Golddiskontbank für Rechnung der Geſellſchaft ſelbſt, nicht der 
Geſellſchafter, zur Errichtung eines Anleiheſtocks angeſchafft 
worden ſind. Hier handelt es ſich um die oben bereits er⸗ 
wähnten Geſellſchaftsſtöcke, deren Errichtung einer Auflage 
des Reichswirtſchaftsminiſters bei Erteilung einer beſonderen 
Genehmigung (Kapitalerhöhung, Ausgabe von Gratisaktien 
oder Einräumung eines hohen Bezugsrechts) entſpricht. Es 
verbleibt bei den allgemeinen Auflöſungsregeln auch in dieſem 
Fall, wenn die Rückgabe nach dem Wortlaut des miniſteriellen 
Beſcheides nach den allgemeinen Grundſätzen über die Auf⸗ 
löſung des Anleiheſtocks erfolgen ſollte. In der Praxis iſt 
bei derartigen Auflagen nicht einheitlich verfahren worden. 


b) Die Steuergutſcheine ſind in der Konſtruktion und 
Verwendungsmöglichkeit den früheren Steuergutſcheinen an⸗ 
geglichen, die ſeinerzeit zur Ankurbelung der Wirtſchaft ge⸗ 
ſchaffen wurden. Es beſtehen aber einige weſentliche Unter⸗ 
ſchiede. Damals handelte es ſich um eine Steuerrückvergütung 
für die bezahlten Umſatz⸗, Gewerbe⸗ und Grundſteuern und 
ſchließlich auch Beförderungsſteuern. Sie wurden für Mehr⸗ 
einſtellungen von Gefolgſchaftsmitgliedern erteilt. Sie waren 
verzinslich ausgeſtattet. Die neuen Steuergutſcheine ſind un⸗ 
verzinslich, werden aber auf faſt ſämtliche Reichsſteuern, mit 
Ausnahme der Lohnſteuer, Kapitalertragſteuer und der Zölle, 
von den Finanzkaſſen zum Nennwert angerechnet. Die An⸗ 
rechnung erſtreckt fi) auch auf Zinſen, Säumnis⸗ und andere 


Zuſchläge ($ 168 Abſ. 2 RAbgdO.). 


c) Die Ausgabe der Steuergutſcheine erfolgt in Blöcken 
von 100, 1000 und 5000 AM zu je fünf ſich in der Farbe 
unterſcheidenden Steuergutſcheinen zum gleichen Nennbetrag, 
und zwar im Betrage von je 20, 200 und 1000 AM. Die 
Ausgabe von Steuergutſcheinen in kleineren Beträgen hätte 
den Markt mit unerwünſcht kleinen Titeln belaſtet, die im 
Verhältnis zu ihrem Wert hohe Umſatz- und Verwahrungs⸗ 
koſten verurſacht hätten. Der erſte Steuergutſchein eines 
Blockes kann zuerſt v. 1. April 1941 ab in Zahlung ge⸗ 
geben werden. Die folgenden vier Steuergutſcheine werden 
nacheinander in den anſchließenden vier Jahren eingelöſt 
(Art. 3 Abſ. 2 III. AnlSt DO.). Der grundſätzlich als letzter 
Einlöſungstag feſtgelegte Zeitpunkt v. 31. März 1946 kann 
von den Finanzkaſſen nach Ermächtigung durch den Reichs⸗ 
finanzminiſter hinausgeſchoben werden (Art. 3 Abſ. 7 III. Anl» 
StVO.). Eine von der grundſätzlichen Regelung abweichende 
Stückelung kann von dem Reichswirtſchaftsminiſter im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Reichsfinanzminiſter für beſondere Fälle 
vorgeſehen werden. Die Unverzinslichkeit und zeitlich hinaus⸗ 
geſchobene Einlöſungsfähigkeit der Steuergutſcheine beeinflußt 
naturgemäß den gegenwärtigen Wert. Das von dem Anteil⸗ 
beſitzer im Falle einer ſofortigen Veräußerung zu tragende 
Disagio kann mit 23% geſchätzt werden. 

d) Durch weitere Vorſchriften iſt ſichergeſtellt, daß der 
Aktionär ein raſch verwertbares vollgültiges Papier erhält. 
Die vollſtändigen Blöcke können gehandelt werden und ſind 
au jeder deutſchen Börſe zugelaſſen (Art. 3 Abſ. 4 III. AnlSt⸗ 
DO.). Den Geſellſchaftern dürfen nur vollſtändige Blöcke 
überlaſſen werden (Art. 3 Abſ. 3 III. AnlStDVO.). Die 
Steuergutſcheine lauten auf den Inhaber (Art. 3 Abſ. 2 
Satz 1 III. AnlSt DO.) und ſtellen als rechtsverkör⸗ 
pernde und vertretbare Urkunden Wertpapiere im Sinne 
der Vorſchriften des Depot®. v. 4. Febr. 1937 dar (vgl. 
81 Abſ. 1 a. a. O.). An dieſer Tatſache wird auch dadurch 
nichts geändert, daß die Erfüllung der Vorſchriften des De⸗ 
pot. (Nummernverzeichnis, Verwahrung) insbeſondere für 
die Banken eine ſtarke Arbeitsbelaſtung mit ſich bringen kann. 
Eine vielleicht angebrachte Befreiung von den Depotvorſchrif⸗ 
ten wäre aber im Verordnungswege nicht möglich geweſen. 
Infolge der Unverzinslichkeit der Steuergutſcheine entſteht 
im Handel mit den Steuergutſcheinen keine Börſenumſatz⸗ 
ſteuer; auch bleiben die Steuergutſcheine von der Wechſel⸗ 
ſteuer und der Urkundenſteuer unberührt. 


e) Bei der ſpäteren Einlöſung darf auf die Steuergut⸗ 


ſcheine kein Barbetrag von den Finanzkaſſen herausgegeben 
werden, wenn der zu tilgende Steuerbetrag den Nennwert 
unterſchreitet (Art. 3 Abſ. 5 III. AnlSt DV.). Ein etwa 
entſtehender Unterſchiedsbetrag kann jedoch wieder auf Steuern, 
ähnlich wie in Art. 3 Abſ. 2 III. AnlSt Do. beftimmt, in 
Anrechnung gebracht werden. Die Steuergutſcheine werden 
durch Abſchneiden der linken oberen Ecke entwertet. Weſentlich 
beſchädigte Steuergutſcheine werden nicht angenommen, ver⸗ 
lorengegangene oder ſonſt abhanden gekommene nicht er⸗ 
fest (Art. 3 Abſ. 6 III. AnlSt DO.). Der Strafſchutz der 
88 146148, 151, 152 und 360 Nr. 4—6 StB. wird für 
anwendbar erklärt (Art. 3 Abſ. 9 III. AnlSt DO.). 


2. Das Auflöſungs⸗ und Verteilungs verfahren 


Nach vollzogenem Umtauſch ſtellen die Steuergutſcheine 
neben den gemäß Art. 2 Abf. 2 III. AnlSt Do verbliebenen 
Wertpapieren und den wegen ihres geringen Betrages nicht 
anzulegenden Barſpitzen den Anleiheſtock im Sinne der geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen dar. Sie verbleiben gemäß $4 AnlStG. 
der Deutſchen Golddiskontbank zur treuhänderiſchen Verwah⸗ 
rung überlaſſen, bis die Ausfolgung an die Geſellſchaften er⸗ 
folgt Solange die Verwahrung der Deutſchen Golddiskont⸗ 
bank andauert, iſt die Verfügung über die Steuergutſcheine 
den Geſellſchaften verſagt. Ihre Pfändung im Wege der 
Zwangsvollſtreckung iſt ausgeſchloſſen. 

a) Aushändigung an die Geſellſchaften. 

Die Auflöſung findet nach der Beſchlußfaſſung über den 
Jahresabſchluß für das vierte unter das AnlStG. fallende 
Geſchäftsjahr ſtatt (Art. 4 Satz 1 III. AnlSt DO.). In der 
Mehrzahl aller Fälle wird dies das Geſchäftsjahr 1937 oder 
auch 1936/37 fein, ſoweit in dieſem Falle die drei Geſchäfts⸗ 
jahre zurückliegende Beſchlußfaſſung nach dem Inkrafttreten 
des AnlSt®. erfolgt iſt (511 Anl St.). Ob eine Geſellſchaft 
nun früher oder ſpäter die Auflöſung des Anleiheſtocks er⸗ 
reicht, iſt im allgemeinen wohl unbedeutend, da die ſpätere 
Auflöſung ſich mit einem Wertzuwachs der Steuergutſcheine 
durch deren allmählich ſteigenden Kurswert (Zinszuwachs) 
wohl ausgleicht. Die Auflöſung entbindet die Geſellſchaften 
nicht, auch in dem Geſchäftsjahr, in welchem die Auflöſung 
erfolgt, die Anleiheſtockvorſchriften zu beachten (Art. 4 Satz 2 
III. AnlSt DVD.). 

Da gemäß Art. 6 Abſ. 1 III. Aul StD VO. die Geſell⸗ 
ſchaften zur Verteilung des Anleiheſtocks an ihre Geſellſchafter 
verpflichtet ſind, beantragen ſie durch ihren geſetzlichen Ver⸗ 
treter bei der Deutſchen Golddiskontbank die Überlafjung der 
Stockwerte (Art. 5 Satz 1 III. AnlSt DO.). Der Antrag hat 
die Feſtſtellung zu enthalten, daß das vierte unter das Anl StG. 
fallende Geſchäftsjahr abgelaufen tft, ſofern dieſe Tatſache bei 
der Deutſchen Golddiskontbank nicht offenkundig iſt. Es dürfte 
auch dienlich ſein, Angaben über die von der Geſellſchaft nach 
Art. 6 Abf. 4 III. AnlSt DO. zu wählende Art und Weiſe 
der Ausſchüttung an die Geſellſchafter zu machen, damit er⸗ 
forderlichenfalls eine paſſende Auswahl der Stückelung vor⸗ 
genommen werden kann. Die Deutſche Golddiskontbank iſt 
jedoch bezüglich der Höhe der Nennbeträge an die Wünſche 
der Geſellſchaft nicht gebunden (Art. 5 Satz 2 III. AnlSt DO.). 
Die Deutſche Golddiskontbank wird der Geſellſchaft in Schluß⸗ 
aufſtellungen wohl im einzelnen darlegen, wie ſich ihr Stock⸗ 
konto entwickelt hat. Durch die Vorſchrift des Art. 5 Satz 3 
III. Anl St DO. wird die Deutſche Golddiskontbank nach der 
Aushändigung des Anleiheſtocks ausdrücklich von ihren treu⸗ 
händeriſchen Verwahrungspflichten entbunden und von künf⸗ 
tiger Haftung freigeſtellt. 


b) Die Verwaltung des Anleiheſtocks durch 
die Geſellſchaft. 

In die Verwaltungsarbeit der Verteilung hat der Geſetz⸗ 
geber die Geſellſchaft ſelbſt mit ſtarken Vollmachten eingeſetzt 
(Art. 6 Abſ. 1 III. AnlSt DO.), ohne daß allerdings die 
Geſellſchaft für aufgewandte Bemühungen eine Vergütung bes 
rechnen darf (Art. 7 Abſ. 6 III. AnlSt DO.). Verteilungs⸗ 
zeitpunkt iſt der ohne ſchuldhaftes Zögern nach der Beſchluß⸗ 
faſſung gewählte Termin, mit dem zugleich die Gewinnausſchüt⸗ 
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tung für das abgelaufene Geſchäftsjahr zur Vereinfachung 
der Verwaltungsarbeit verbunden werden ſollte (Art. 6 Abf. 2 
III. AnlStDVO.). Bis zur Verteilung hat die Geſellſchaft 
die Anleiheſtöcke für die Geſellſchafter nach den Grundſätzen 
für die Verwaltung eines Treuvermögens getrennt von ihrem 
eigenen Vermögen zu verwahren. Die Werte erſcheinen nicht 
in den Bilanzen der Geſellſchaften. Gläubigern der Geſell⸗ 
ſchaften iſt ausdrücklich die Inanſpruchnahme des Treuver⸗ 
mögens verſagt, ſo daß auch insbeſondere Zwangsvollſtreckun⸗ 
gen in die Steuergutſcheine unzuläſſig wären (Art. 6 Abſ. 3 
III. AnlSt DO.). Dagegen dürfte nach Aushändigung der 
Steuergutſcheine an die Geſellſchaft der Ausfolgungsanſpruch 
der Aktionäre pfändbar ſein. Die ordnungsmäßige Verteilung 
an die gewinnberechtigten Geſellſchafter genießt den beſonderen 
Strafſchutz des Art. 17 III. AnlSt DO. Unberührt bleiben 
naturgemäß zivilrechtliche Schadenserſatzanſprüche eines Geſell⸗ 
ſchafters gegen die Geſellſchaft, die insbeſondere einen Ver⸗ 
ſpätungsſchaden betreffen können, wenn die Geſellſchaft die 
rechtzeitige Verteilung ſchuldhaft hinauszögert. Es iſt über⸗ 
haupt die Entſcheidung über die Geltendmachung von Aktionär⸗ 
anſprüchen auf Grund der getroffenen Anleiheſtockregelung 
gegen die Geſellſchaften oder auch über etwaige negative Feſt⸗ 
ſtellungsanſprüche der Geſellſchaften nicht der Zuſtändigkeit 
der ordentlichen Gerichte entzogen. 


c) Die Verteilung. 


Für die Durchführung der Verteilung ſind die geſetzlichen 
Vertreter der Geſellſchaft verantwortlich. Die näheren Mo⸗ 
dalitäten ſind im weſentlichen in das Ermeſſen der Geſellſchaft 
geſtellt. Die Geſellſchaft hat drei Möglichkeiten für die Aus⸗ 
folgung des Anleiheſtocks (Art. 6 Abſ. 4 Satz 1 III. AnlSt DO.): 
aa) Ausſchüttung der Steuergutſcheine (Grundſatz), bb) Ver⸗ 
äußerung für Rechnung der Geſellſchafter und oc) Übernahme 
für eigene Rechnung. Für die Höhe der Ausſchüttung, un⸗ 
abhängig von der erfolgten Art und Weiſe, erhebt ſich die 
Frage, ob die Geſellſchaft ihren Geſellſchaftern den Minder⸗ 
zeitwert (Disagio) der Steuergutſcheine zuſätzlich in bar aus⸗ 
ſchütten darf. Dieſe von den Verteilungsvorſchriften nicht 
mehr getragene Leiſtung muß als Gewinnausſchüttung an⸗ 
geſehen werden, die je nach Lage des Falles wiederum zur 
Abführung nicht bar zahlbarer Gewinnteile nach den Anleihe⸗ 
ſtockvorſchriften zur Deutſchen Golddiskontbank führen kann. 

Wenngleich das Geſetz die Naturalausſchüttung als den 
Grundſatz aufſtellt, jo wird dennoch in der Praxis häufiger 
von den letztgenannten Möglichkeiten zu bb und ce Gebrauch 
gemacht werden. Hierbei wird für die Übernahme in die eigenen 
Vermögensbeſtände Intereſſe beſtehen, wenn die Geſellſchaft 
Anlagen ſucht. Im weſentlichen wird es wohl bei der Ver⸗ 
äußerung der Steuergutſcheine bleiben. Bei einer Vielzahl von 
Aktionären wäre eine Naturalverteilung ohnehin techniſch kaum 
durchführbar und auch zu koſtſpielig. Die Börſenfähigkeit der 
Steuergutſcheine erleichtert den Verkauf und gibt den inter⸗ 
eſſierten Aktionären zugleich die Möglichkeit, die Papiere an 
der Börſe zu Anlagezwecken zu erwerben. Im Verkaufsfall iſt 
der Erlös an die Geſellſchafter zu verteilen (Art. 6 Abſ. 4 
Satz 4 III. AnlSt DV O.). Im Falle der Übernahme iſt nach 
dem Berliner Börſenkurs am 14. Tage vor der Beſchlußfaſſung 
über den Jahresabſchluß oder an dem dieſem Tage vorau⸗ 
gehenden Börſentag abzurechnen (Art. 6 Abſ. 4 Satz 2 
III. AnlSt DO.). Bei Aktiengeſellſchaften beginnt in der 
Regel die Zweiwochenfriſt mit dem Tage der ordentlichen 
Hauptverſammlung (Art. 4 Abſ. 4 Satz 3 III. AnlSt D.), 
und zwar ſofern durch dieſe der Jahresabſchluß nicht feſt⸗ 
geſtellt wird. Ein Zwang für die Geſellſchaft zur Übernahme 
oder zum Verkauf der Steuergutſcheine beſteht nur, ſoweit die 
Forderung eines Geſellſchafters in Steuergutſcheinen nicht dar⸗ 
ſtellbar iſt (Art. 6 Abſ. 4 Satz 5 III. AulSt DO.). Der Vor⸗ 
ſtand dürfte nach allgemeinen Grundſätzen nicht für befugt 
angeſehen werden, Geſellſchaftern mit gleichartigen Anteilen 
den Anleiheſtock teils in natura zu überlaſſen und teils ihnen 
Barbeträge auszuſchütten. Es ließe ſich allenfalls vertreten, 
verſchiedene Geſellſchaftergruppen unterſchiedlich zu behandeln, 
wenn es im Intereſſe einer zweckmäßigen Verteilung ge⸗ 
boten iſt. 
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d) Die Anſpruchsberechtigten. 

aa) Allgemeines. 

Der Grundſatz it in dem neugefaßten § 6 Abſ. 1 AnlSt®. 
feitgelegt, der in der Vorſchrift des Art. 7 Abſ. 1 III. AnlSt⸗ 
DO. wieder aufgenommen tft. Anſpruchsberechtigt ſind die 
Geſellſchafter, denen nach den allgemeinen bürgerlich⸗ rechtlichen 
Vorſchriften die Gewinuberechtigung zuſteht. Dabei find die 
Satzungen, Statuten und Vereinbarungen der Geſellſchaft ent⸗ 
ſcheidend zu berückſichtigen, wie ſich aus dem Satz „nach den 
für die Gewinnverteilung geltenden Grundſätzen“ (Ziff. L 
Satz 1 AnlStelndG., § 6 Abſ. 1 AnlStG. n. F.) ergibt. Im 
einzelnen gibt das Geſetz noch einige wichtige Auslegungs⸗ 
regeln, die beſonderen Verhältniſſen, insbeſondere bei der 
Ausgabe neuer Geſellſchaftsauteile, Rechnung tragen. Sind 
Sonderſtöcke nur für Rechnung eines oder mehrerer beſtimm⸗ 
ter Geſellſchafter errichtet worden, etwa zugunſten einer pri⸗ 
vilegierten Altionärgruppe uſw., fo find nur dieſe Geſellſchafter 
anſpruchsberechtigt (Art. 7 Abſ. 1 Satz 2 III. AnlSt DO.). 
Bei der Begebung neuer Geſellſchaftsanteile geht das Geſetz 
von dem Grundſatz aus, daß nachträglich entſtandene Gefell- 
ſchaftsrechte inſoweit nicht zu berückſichtigen ſind, als der zu 
verteilende Anleiheſtock vor ihrer Schaffung errichtet wurde. 
Abweichendes gilt nur, wenn eine Gleichſtellung der alten mit 
den neuen Anteilen durchweg beabſichtigt war. Dieſe auf das 
ſubjektive Gebiet gedrängte Entſcheidung wird durch die Fiktion 
erleichtert, daß die Gleichſtellung bei zu gleicher Notiz an der 
Börſe gehandelten alten und neuen Aktien als beabſichtigt 
gilt (Art. 7 Abſ. 1 Sätze 3 und 4 III. AnlSt DV.). Bei 
dem Wechſel der Anteilsinhaber erhält der Nachfolger den 
Auſpruch, da das Stockrecht als unſelbſtändiges Recht vom 
Anteil nicht gelöſt werden kann. Dieſer Rechtsfolge trägt auch 
die Auslegungsvorſchrift des Art. 7 Abſ. 2 III. AnlSt DO 
Rechnung (ſiehe unten zu cc). 


bb) Beſondere Fälle. 


Wie oben dargeſtellt, find nach Art. 8 Abi. 1 und 3 
III. AnlSt DO. für eigene Anteile der Geſellſchaften und 
für vom Gewinnubezug ausgeſchloſſene Anteile ebenfalls die 
Überdividenden abzuführen. In beiden Fällen gilt der An⸗ 
leiheſtock als für Rechnung der Geſellſchaft errichtet, der ihr 
auch nach ſeiner Auflöſung wieder zuſteht (Art. 7 Abſ. 3 u. 4 
III. AnlSt DO.). Bei eigenen Aktien war in Vollzug dieſer 
Vorſchrift die Anwendung des § 65 Abi. 7 AktG. auszu⸗ 
ſchließen. Bei den vom Gewinnbezug ausgeſchloſſenen An⸗ 
teilen ſteht allerdings dann der Anleiheſtock den Anteils⸗ 
inhabern zu, ſofern im Verteilungszeitpunkt die Ausſchluß⸗ 
vereinbarung nicht mehr beſteht. 

Eine geſetzliche Klarſtellung enthält Art. 7 Abſ. 5 
III. AnlSt DO. Geſellſchaften in ihrer Eigenſchaft als Ge⸗ 
ſellſchafter, die von der Schachtelvergünſtigung des Art. 3 
Abſ. 1 I. Anl Sto. Gebrauch gemacht haben, nehmen an 
der Verteilung ſelbſtverſtändlich nicht teil. Das gleiche gilt 
für die vorher genannten Fälle nach Art. 8 Abi. 1 und 3 
J. AnlSt DO., in denen ſich die Geſellſchaften ebenfalls nach 
den Grundſätzen über die Schachtelvergünſtigung von der 
Stockpflicht befreien konnten und dementſprechend bei der 
Schlußverteilung nicht berückſichtigt werden. Bei der Schach⸗ 
telvergünſtigung iſt noch zu erwähnen, daß der Geſellſchafter, 
ſoweit er von dem Privileg nicht Gebrauch gemacht hat, 
oder ſoweit die Schachtelvergünſtigung erſt nach einer oder 
mehreren Aufſtockungen entſtanden und geltend gemacht wor⸗ 
den iſt, den entſprechenden Verteilungsanſpruch geltend 
machen kann. 


ec) Der Anſpruchs nachweis. 


Der allgemeinen Vorſchrift, daß das Verteilungsver⸗ 
fahren in die Hände der Geſellſchaft gelegt iſt (Art. 6 Abſ. 1 
III. AulSt DV.) muß entnommen werden, daß der geſetz⸗ 
liche Vertreter einer Geſellſchaft auch darüber zu beſtimmen 
hat, wie der Auſpruch des Geſellſchafters nachzuweiſen iſt. 
Die Vorſchrift des Art. 7 Abſ. 2 III. AnlSt DO. knüpft 
auch au dieſen Rechtszuſtand an und beſtimmt, daß der Er- 
werber eines Anteils ſogar auch dam empfangsberechtigt fein 
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ſoll, wenn der Rechtsübergang nach dem Verteilungszeitpunkt 
aber vor Befriedigung ſtattfand, ſofern von der Geſellſchaft 
die Vorlage eines Gewinnanteilſcheins oder ähnlicher Scheine 
zum Anſpruchsnachweis nicht gefordert worden iſt. Der ge⸗ 
ſetzliche Vertreter einer Geſellſchaft wird den Anſpruchsnach⸗ 
weis im übrigen nach ſeinem Ermeſſen den Geſellſchafter⸗ 
verhältniſſen anpaſſen. Bei ausgegebenen Aktien wird zweck⸗ 
mäßig die Vorlage des Gewinnanteilſcheins gefordert wer⸗ 
den, auf den dann zugleich auch der neue Gewinn ausgezahlt 
werden kann (vgl. Art. 6 Abſ. 2 III. AnlSt DO.). 


e) Verjährung. 


Die in Art. 8 III. AnlSt DO. gewählte kurze Ver⸗ 
jährungsfriſt für Anſprüche der Geſellſchafter gegen die Ge⸗ 
ſellſchaft aus der Verwaltung und Verteilung des Anleihe⸗ 
ſtocks entſpricht einem Bedürfnis der Praxis. Sonſtige An⸗ 
ſprüche, etwa gegen die Deutſche Golddiskontbank, unterliegen 
der 30jährigen Verjährungsfriſt (Art. 8 Sätze 1 und 2 
III. AnlSt DO.). 


f) Genußrechte und Inhaberſchuldver⸗ 
ſchreibungen. 


Es entſpricht der durch Art. 1 I. AnlSt DO. einge⸗ 
führten Erſtreckung der geſamten Regelung auf die oben⸗ 
genannten Rechte, daß für ſie ebenfalls auch die Auflöſungs⸗ 
beſtimmungen ſinngemäß anzuwenden ſind (Art. 9 III. Anl⸗ 
StVO.). 


g) Die ſogenannten Geſellſchaftsſtöcke. 


Über die Entſtehung und den Umtauſch der Anleiheſtöcke, 
die zugunſten und für Rechnung der Geſellſchaften ſelbſt ge: 
bildet wurden, iſt oben mehrfach näheres ausgeführt (vgl. 
zu III und IV Ia). Die Aushändigung des Anleiheſtocks an 
die Geſellſchaften findet auf Antrag der Geſellſchaft an die 
Deutſche Golddiskontbank ſtatt, ganz gleich, ob er in Steuer⸗ 
gutſcheinen oder in den angeſchafften Wertpapieren beſteht 
(vgl. Art. 2 Abſ. 2 III. Anl St DO.). Sollte die Auflöſung 
nach einer Auflage des Reichswirtſchaftsminiſters gleichzeitig 
mit dem geſetzlich gebildeten Stock erfolgen, ſo darf dieſe an⸗ 
ders als nach Art. 6 Abſ. 2 Sag 1 III. AnlSt DO. bereits 
ſchon unmittelbar nach Beendigung des in Frage kommenden 
Geſchäftsjahres ſtattfinden. 


h) Beſondere Auflöſungsfälle. 


Wird die Geſellſchaft durch Konkurs, Liquidation oder 
aus einem ſonſtigen Grunde vorzeitig aufgelöſt, ſo kann der 
Anleiheſtock vor dem allgemein beſtimmten Zeitpunkt auf⸗ 
gelöſt werden. Entſprechenden an die Deutſche Golddiskont⸗ 
bank gerichteten und von dieſer dem Reichswirtſchaftsminiſter 
vorgelegten Anträgen iſt im allgemeinen ſtets ſtattgegeben 
worden. Art. 11 III. AnlSt DO. ſtellt nun ſicher, daß in 
dieſem Falle die allgemeinen Auflöſungs⸗ und Verteilungs⸗ 
vorſchriften Anwendung finden. 


V. Ermittlung des Kapitals als Baſis der Gewinnausſchüttang 


Die Anderung der Faſſung des Art. 5 I. AnlSt DO. 
alte Faſſung durch Art. 12 III. AnlStDBO. iſt von grund⸗ 
legender Wichtigkeit für viele Geſellſchaften. Bisher hatten die 
Gewerkſchaften und andere Kapitalgeſellſchaften, für die ein 
feſtes Geſellſchaftskapital nicht vorgeſehen iſt, die Dividenden⸗ 
ſätze auf das ſteuerliche Reinvermögen am 1. Jan. 1931 zu 
berechnen. Andere Geſellſchaften waren im gleichen Sinne be⸗ 
fugt, wenn ihr Bilanzkapital kleiner als das ſteuerliche Rein⸗ 
vermögen war, ſofern ihre Anteile zum amtlichen Handel an 
einer deutſchen Börſe nicht zugelaſſen oder im Freiverkehr 
nicht gehandelt werden. Lag der letzte Fall vor, ſo war allein 
das bilanzmäßig ausgewieſene Kapital zugrunde zu legen. 
Die Regelung hatte ihren Nachteil darin, daß der gewählte 
Bewertungszeitpunkt weit zurücklag und das ſteuerliche Rein⸗ 
vermögen inzwiſchen nach neueren ſteuerlichen Feſtſtellungen 
in der Mehrzahl der Fälle ſtark geſtiegen war. Es wurde bis⸗ 
her im Intereſſe gleicher Behandlung aller davon abgeſehen, 
die Zugrundelegung ſpäterer Einheitswertbeſcheide zuzulaſſen. 
In der Reichsfinanzverwaltung iſt jedoch jetzt die Einheits⸗ 
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bewertung 1935 im weſentlichen zum Abſchluß gekommen, iv 
daß eine Anpaſſung der Bemeſſungsgrundlage für die zu⸗ 
läſſige Barausſchüttung gemäß Art. 5 J. AnlSt DO. alte 
Faſſung an das neuerlich beſtimmte Reinvermögen zugelaſſen 
werden konnte. Aus der Neufaſſung ergeben ſich folgende 
Grundſätze: 


a) Der maßgebende Einheitswertbeſcheid. 


Die bisher von der Regelung erfaßten Arten von Ge⸗ 
ſellſchaften ſind auch jetzt die gleichen geblieben (Art. 12 
Abſ. 1 und 4 III. AnlSt DO.). Für fie muß bzw. kann der 
Einheitswertbeſcheid zugrunde gelegt werden, und zwar der 
letzte, wenn auch noch nicht rechtskräftige Beſcheid, der vor 
dem Tage der erſten Beſchlußfaſſung über die Gewinnver⸗ 
teilung nach Ablauf des Geſchäftsjahres ergangen iſt (Art. 12 
Abſ. 1 III. AnlSt DO.). Es iſt jedoch denkbar, daß der 
letzte Beſcheid ſich auf einen älteren Beſcheid mit einem Feſt⸗ 
ſtellungszeitpunkt vor dem letzten Feſtſtellungszeitpunkt be⸗ 
zieht, was für das Geſetz nicht ausreicht. Der Feſtſtellungs⸗ 
zeitpunkt eines zur Anwendung zugelaſſenen Einheitswert⸗ 
beſcheides muß der dem Beſchlußfaſſungstage nächſtliegende 
ſein; ſonſt muß er unberückſichtigt bleiben und der alsdann 
nächſtliegende gewählt werden (vgl. Art. 12 Abſ. 1 Satz 2 
III. Anl St DVO.). Daß die zeitliche Reihenfolge oft nicht 
eingehalten bleibt, kann ſich aus der Einlegung von Rechts⸗ 
mitteln uſw. ergeben. 

b) Der berichtigte Einheitswertbeſcheid. 

Für die Zwecke der Anleiheſtockgeſetzgebung erfährt der 
Einheitswertbeſcheid eine gewiſſe Korrektur durch Hinzurech⸗ 
nungen (aa) und Abzüge (bb): 

ad) Hinzuzurechnen iſt der gemäß § 60 Abf. 1 RBewG. 
v. 6. Okt. 1934 außer Anſatz gebliebene Wert einer Beteili⸗ 
gung (Art. 12 Abſ. 1 Ziff. 1 III. AnlStDVO.). Hierbei 
handelt es ſich um die ſogenannten ſteuerrechtlichen Schachtel⸗ 
beteiligungen von mindeſtens 250% des Vermögens der Unter- 
geſellſchaft, die ſteuerlich nicht zum Vermögen der Geſellſchaft 
gerechnet wird, um eine Doppelbeſteuerung auszuſchließen. 

bb) 1. Entjprechend der vorangeſtellten Beſtimmung wer⸗ 
den dagegen Schulden im wirtſchaftlichen Zuſammenhang mit 
den erwähnten Schachtelbeteiligungen wieder abgezogen, ſoweit 
ſie ebenfalls bei der Einheitswertfeſtſtellung außer Anſatz ge⸗ 
blieben ſind (§8 62 Abſ. 1, 60 Abſ. 1 RBewG., Art. 12 
Abſ. 1 Ziff. 2a III. Anl St DO.). 

2. Wenn durch Art. 12 Abſ. 1 Ziff. 2 b III. Anl St DVO. 
beſtimmt iſt, daß eigene Anteile, die im Einheitswertbeſcheid 
berückſichtigt ſind und die ſich bei Ablauf des maßgebenden 
Geſchäftsjahres noch im Beſitz der Geſellſchaft befinden oder 
eingezogen ſind, abgeſetzt werden müſſen, ſo entſpricht das 
dem allgemeinen Grundgedanken, daß nur das wirklich ſchaf⸗ 
fende Kapital als Gewinngrundlage zu berückſichtigen iſt. Der 
Erwerb eigener Aktien kommt einer Kapitalherabſetzung oder 
⸗rückzahlung oder auch einem Berichtigungspoſten zum Kapital 
gleich. Bei Nichtabſetzung könnte auch durch Erwerb eigener 
Aktien der Dividendenſatz willkürlich erhöht werden. Daß der 
Verkauf der eigenen Aktien den Abzug wieder korrigiert, iſt 
eine ſelbſtverſtändliche Folge. 

3. Im Einheitswertbeſcheid werden in Sonderfällen auch 
Verpflichtungen zur Leiſtung von Kapitaleinlagen bewertet, 
etwa wenn bereits der Zahlungszeitpunkt feſtſteht u. a. m. 
III. AnlSt DO.), entſpricht dem Grundſatz des AnlStGh., 
daß nur vom geleiſteten und nicht vom Nominalkapital aus⸗ 
zugehen iſt (vgl. §S 3 AnlStG.). 

4. Weiter ſind gewiſſe nach dem maßgebenden Bewertungs⸗ 
ſtichtag eingetretene Vermögensminderungen abzuſetzen (Art. 12 
Abſ. 1 Ziff. 2d und e III. AnlSt DO.), und zwar Kapital⸗ 
rückzahlungen, Aufwendungen für den Erwerb eingezogener 
eigener Aktien und Erwerbspreiſe für eigene Aktien. 

5. Es entſpricht der bisherigen Regelung, wenn fernerhin 
die Geſellſchaften nach Art. 12 Abſ. 2 Ziff. 1 III. AnlSt DO., 
ſoweit ſie Handelsbilanzen aufſtellen, die ausgewieſenen offe⸗ 
nen Reſerven, oder dafür nach Wahl einen Pauſchalbetrag 
von 20% des nach Art. 12 Abſ. 1 III. AnlSt DO. berich⸗ 
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tigten Einheitswerts, vom berichtigten Einheitswert abzuziehen 
haben (Art. 12 Abſ. 2 III. AnlSt DO.). 

Art. 12 Abſ. 3 III. AnlSt D VO. ergänzt den Art. 3 Abſ. 1 
II. AnlSt DO. und tritt an feine Stelle, ſoweit es ſich um 
Geſellſchaften handelt, die das berichtigte ſteuerliche Rein⸗ 
vermögen zugrunde legen, indem er für dieſe beſtimmt, daß 
bei den Gewinnberechnungen nur die am Schluſſe des Ge- 
ſchäftsjahres gewinnberechtigten Anteile zu berückſichtigen ſind. 

Art. 12 Abſ. 5 III. AnlSt DO. ſtellt endlich klar, daß 
die Berechnungsgrundlage für das Ausſchüttungsjahr und 
für das Vorjahr im Sinne von 8 3 Satz 2 AnlStG. gleich⸗ 
artig ſein muß. 


VI. Sonſtige Vorſchriften 


1. Skockpflichtigkeit vertraglicher Zahlungen 
eines Dritten 


Die Beſtimmung des Art. 13 III. AnlSt DO. trägt zur 
Erläuterung des Begriffs der ſtockpflichtigen Zahlung an die 
Geſellſchafter bei und läßt klar den Grundſatz erkennen, daß 
es im weſentlichen nur darauf ankommt, daß dem Geſell⸗ 
ſchafter etwas „auf ſeinen Geſellſchaftsanteil“ gezahlt wird, 
und es dahingeſtellt bleiben kann, welches Kauſalgeſchäft der 
Zahlung zugrunde liegt und wer zahlt oder zahlungspflichtig 
iſt. Daher beſtimmt Art. 13 III. AnlSt DO., daß Zahlungen, 
die den Geſellſchaftern auf ihren Geſellſchaftsanteil auf Grund 
eines Vertrages unmittelbar von einem Dritten geleiſtet 
wurden, anleiheſtockpflichtig ſind. An dieſer Rechtsfolge wird 
auch dann nichts geändert, wenn die Vorausſetzungen des 
Art. 12 Abſ. 3 J. AnlSt DO. vorliegen, und das AnlStG. 
etwa deshalb keine Anwendung findet, weil die Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft zufolge einer vor der Anleiheſtockgeſetzgebung getrof- 
fenen Vereinbarung ihren geſamten Gewinn an Dritte ab⸗ 
führt. In der Praxis iſt wohl auch immer im weſentlichen ſo 
verfahren worden. Sind in ſolchen Fällen dann bereits vor 
Inkrafttreten der III. AnlStDVoO. Gewinnanteile an die 
Deutſche Golddiskontbank überwieſen worden, ſo hat es damit 
fein Bewenden (Art. 13 Satz 2 III. AnlSt DO.) 


2. Verzugszinſen für verſpätete Zahlungen 


Nach § 4 Abſ. 1 Satz 1 Anl StG. hat die Geſellſchaft 
die Überweiſungen zum Anleiheſtock unverzüglich nach der 
Beſchlußfaſſung über die Gewinnausſchüttung der Deutſchen 
Golddiskontbank vorzunehmen. Dieſer Grundſatz geht davon 
aus, daß die Dividende, wie üblich, nach der Beſchlußfaſſung 
ſofort fällig wird. Im übrigen kann davon ausgegangen 
werden, daß die Fälligkeit des Anleiheſtockanſpruchs der Fäl⸗ 
ligkeit des Bardividendenanſpruchs folgt, ſo etwa auch bei 
ratenweiſer Barausſchüttung. Über die Fälligkeit der baren 
Gewinnanteile entſcheiden die Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts, die Satzungen und Vereinbarungen. Nach den ſo er⸗ 
mittelten Fälligkeiten richtet ſich die Feſtſtellung, ob eine Zah⸗ 
lung an den Anleiheſtock verſpätet geleiſtet iſt. Iſt die Lei- 
ſtung verſpätet erfolgt, ſo iſt ſie mit 5% für die Dauer des 
Verzuges zu verzinſen. Diefe Zinſen wachſen dem Stock zu- 
gunſten der Geſellſchafter zu, für deren Rechnung er ge 
bildet wurde. Diefe erhalten dadurch einen gewiſſen Aus⸗ 
gleich für die verſpätete Anſchaffung zinsbringender Wert⸗ 
papiere. Die gleichen Verzugszinſen haben die Geſellſchafter 
zu zahlen, die verſpätet die gemäß § 7 Abſ. 1 AnlStG. zu 
erſtattenden Gewinnanteile abführen, die ihnen vorher dem 
AnlStG. zuwider ausgezahlt worden find. Die Vorſchrift 
des Art. 14 III. AnlSt DO. wirkt nicht zurück, fo daß in⸗ 
zwiſchen eingetretene Verſpätungen erſt vom Inkrafttreten 
der Verordnung an zu dem beſtimmten Hundertſatz zu ver⸗ 
zinſen ſind, es ſei denn, daß eine Zinspflicht aus anderen 
Gründen früher entſtanden iſt. 

Der Zinsſatz des Art. 14 Satz I III. AnlStDVoO. kann 
durch den Reichswirtſchaftsminiſter geändert werden (Art. 14 
Satz 3 III. AnlSt DO.). 


3. Steuerrechtliche Beſtimmungen 
Die bisherigen ſtenerrechtlichen Vorſchriften über den An⸗ 
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leiheſtock bleiben aufrechterhalten. Die Kapitalertragſteuer muß 
von der Geſellſchaft ſowohl für die Bardividende als auch 
für den in den Anleiheſtock fließenden Gewinnteil entrichtet 
werden, und zwar für Rechnung der Geſellſchafter. Die Ge⸗ 
ſellſchafter find zur Einkommen- oder Körperſchaftſteuer nur 
mit den bar zugefloſſenen Gewinnteilen zu veranlagen. Die 
micht baren Gewinnteile, die in den Anleiheſtock gefloſſen find, 
werden einſchließlich Zinſen und Kursgewinne im Auftei⸗ 
lungsjahr (Art. 4 III. AnlSt DO.) verſteuert (Art. 15 Abf. 1 
Ziff. 1 und 2 JI. AnlSt DO.). Dabei findet die früher auf 
den Anleiheſtock von der Geſellſchaft für Rechnung der Geſell⸗ 
ſchafter gezahlte Kapitalertragſteuer Anrechnung. Die Börſen⸗ 
umſatzſteuer bei Anſchaffungsgeſchäften für den Stock geht zu 
Laſten der Geſellſchafter (Art. 17 I. AnlSt DO.). Bei der 
Veranlagung der Geſellſchafter zur Einkommen⸗ und Körper⸗ 
ſchaftſteuer ſollen nun gemäß Art. 15 Abſ. 1 Satz 1 III. Anl⸗ 
St DO. zur Vereinfachung der Verwaltung die Fin. regel⸗ 
mäßig — d. h. ohne Nachprüfung — davon ausgehen, daß 
die Kapitalertragſteuer von einem Neuntel der den Geſell⸗ 
ſchaftern aus dem Stock zufließenden Beträge (entſprechend 
der Abführung von 10% der nicht baren Gewinnteile) an 
das Fin A. abgeführt iſt. Die Vorſchrift des Art. 15 Abſ. 2 
1. AnlSt DO., die die Ausfertigung von Beſcheinigungen 
für die Finanzverwaltung vorſah, fällt ins Leere. Durch 
Art. 15 Abſ. 1 Satz 2 III. AnlSt DO. iſt klargeſtellt, daß 
Abſ. 1 Satz 1 nicht für die Sonderanleiheſtöcke der Geſell⸗ 
ſchaften gilt. Es ſoll in dieſem Zuſammenhang nochmals 
ausdrücklich betont werden, daß bei dieſen Überweiſungen der 
Geſellſchaften zum Anleiheſtock für ihre eigene Rechnung, 
insbeſondere auf Auflagen oder Anordnungen des Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſters, ein Abzug von 10% Kapitalertragſteuer 
nicht vorgenommen werden darf. 

Art. 15 Abſ. 2 III. AnlSt DO. befaßt ſich mit den 
Überweiſungen zum Anleiheſtock von Geſellſchaften, 


a) ſoweit ſie ſelbſt beteiligte Geſellſchafter ſind, von der 
Schachtelvergünſtigung des Art. 3 Abſ. 1 I. AnlSt DV. 
keinen oder nur teilweiſen Gebrauch gemacht haben, und 


b) ſoweit ſie eigene Anteile beſitzen oder ſoweit vom Ge⸗ 
winnbezug ausgeſchloſſene Anteile vorhanden find (vgl. 
Art. 3 und 8 I. AnlSt DO.) und fie hierauf (wie zu a) 
die Überdividende abgeführt haben. 


In dieſen Fällen iſt von den Geſellſchaften auch die Ka 
pitalertragſteuer entrichtet worden. Sie werden jedoch wegen 
der ihnen aus dem Anleiheſtock zufließenden Beträge nicht 
zur Körperſchaftſteuer herangezogen (vgl. das ſteuerrechtliche 
Schachtelprivileg gemäß 8 9 Abſ. 1 KörpSt®.). Hier kommt 
der Geſetzgeber den Geſellſchaften entgegen und geſtattet ihnen, 
die gezahlte Kapitalertragſteuer bei der Entrichtung der im 
übrigen zu zahlenden Körperſchaftſteuer für das Wirtſchafts⸗ 
jahr anzurechnen, in dem der Anleiheſtock aufgelöſt wird. 
Wird dagegen von ſolchen Geſellſchaften keine Körperſchaft⸗ 
ſteuer erhoben (Gemeinden uſw.), ſo kann wegen der etwa 
gezahlten Kapitalertragſteuer nicht geholfen werden. Eine Er⸗ 
ſtattung kommt nicht in Frage. 

Die Einkünfte aus der Verteilung des Anleiheſtocks kön⸗ 
nen nicht als außerordentliche Einkünfte gemäß $ 34 Eink⸗ 
StG. behandelt werden. Ihre Verteilung auf mehrere Jahre 
kann daher nicht zugelaſſen werden. Daß die Steuergutſcheine 
im übrigen weder börſenumſatz⸗, urkunden⸗ noch wechſelſteuer⸗ 
pflichtig ſind, war oben ſchon betont. 


4. Schlußbeſtimmungen 


In Art. 16 III. AnlSt DO. iſt entſprechend den früheren 
Vorſchriften (8 10b AnlStG., Art. 19 I. AnlSt DO.) auch 
für die neuen Beſtimmungen die Möglichkeit von Ausnah⸗ 
men zugelaſſen, über die der Reichswirtſchaftsminiſter im 
Einvernehmen mit dem Reichsfinanzminiſter entſcheidet. 

Über die Strafbeſtimmungen des Art. 17 III. AnlSt⸗ 
DVD. iſt oben ſchon näheres ausgeführt. Sie betreffen den 
Verſtoß gegen behördliche Auflagen anläßlich der Genehmi- 
gungen von Kapitalerhöhungen und gegen die Auflöſungs⸗ 
vorſchriften. 
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Fur Frage der Berechtigung und Gültigkeit innerdeutſcher 
wertſicherungsklauſeln 


Von Aſſeſſor Dr. Meyer⸗Collings, Berlin 


I 


Unter „Wertſicherungsklauſeln“ find diejenigen Maufeln 
zu verſtehen, durch die ſich der Gläubiger gegen Abgleiten der 
Schuldwährung ſichern kann. Die verſchiedenen Axten ſolcher 
Klauſeln ſind des näheren geſchildert u. a. bei Sack und 
Meyer⸗Collings, „Gold- und Valutaklauſel in deut⸗ 
ſcher und niederländiſcher Gerichtspraxis“ !) S. 9ff.; dieſen 
Ausführungen hat ſich kürzlich Jürgenſen: JW. 1937, 
2497 ff. in zutreffender Weiſe angeſchloſſen. Der von ihm ver⸗ 
wendete Ausdruck „Währungsſchutzklauſeln“ iſt allerdings nicht 
ganz zutreffend. Die in Rede ſtehenden Klauſeln dienen nicht 
dem Schutz der Währung, ſondern des Gläubigers, dem ſie 
den urſpruͤnglichen Wert der Forderung ſichern ſollen. 


Es ſoll im vorliegenden Aufſatz die Berechtigung und 
Gültigkeit ſolcher Klauſeln für den heutigen innerdeut⸗ 
ſchen Rechtsverkehr unterſucht werden. Im zwiſchenſtaatlichen 
Rechtsverkehr ſind die Verhältniſſe anders gelagert. Während, 
wie im folgenden zu zeigen, für den innerdeutſchen und im 
allgemeinen auch für den inneren Rechtsverkehr eines jeden 
Staates Wertſicherungsklauſeln grundſätzlich nicht berechtigt 
ſind, wird der zwiſchenſtaatliche Rechtsverkehr?) nicht gänzlich 
umhin können, ſich ſolcher Klauſeln zu bedienen. Das gilt 
nicht nur für die echte Valutaklauſel; es gilt für alle Wert⸗ 
ſicherungsklauſeln ſchlechthin. Würde man ſie nicht zulaſſen, ſo 
würde der internationale Handels-, insbeſondere der Kredit⸗ 
verkehr, weiter zurückgehen. Daher gebührt dem „paiement 
international“ 2) eine Sonderſtellung. Leider iſt nicht zu ver⸗ 
kennen, daß infolge der wirtſchaftspolitiſchen Spannungen, 
zwiſchen den verſchiedenen Staaten der Begriff des „paiement 
international“ der Gefahr immer ſtärkerer Einſchränkungen. 
ausgeſetzt iſt, die durch geſetzgeberiſche Maßnahmen zum Aus— 


1) Im folgenden abgekürzt: SMC. 


2) Siehe zu den für ihn hier einſchlägigen Fragen den Bericht 
von Heymann, „Der II. Internationale Kongreß für Rechts⸗ 
vergleichung im Haag“ in „Deutſches Recht“ 1937, 389 ff. (S. 393). 


2a) Den Begriff des „contrat international“ und des „paie- 
ment international“ hat die franzöſiſche Rechtſprechung in den letz⸗ 
ten zehn Jahren eingehend herausgearbeitet. In dem Rechtsſtreit 
Pölissier du Besset C. The Algiers Land Warehouse Co. Ltd. — 
Urteil des Kaſſationshofes v. 17. Mai 1927 (Da:loz Recueil 
périodique 1928, 1, 25 mit Anm. von Capitant; Sirey Re- 
cueil général 1927, 1, 289 mit Anm. von Esmein) — be⸗ 
merkte Oberreichsanwalt Matter treffend, ein „eontrat inter- 
national“ liege vor, „wenn der Vertrag wechſelſeitige Folgen in 
einem Lande und in einem anderen Lande wie ein Hin- und Her⸗ 
fließen über die Grenzen hervorruft“. Über die franzöſiſche Recht⸗ 
ſprechung ſeit dieſem Urteil vgl. Meſtre, „Les paiements inter- 
nationaux d’apres la jurisprudence de la Cour de Cassation“ 
(Cahiers de droit &tranger, Y), S. 18 ff. und die Anm. von Tro 
tabas zu den Urteilen des Kaſſationshofes v. 24. Jan. und 
14. Febr. 1934 (Dalloz Rec. per. 1934, 73 ff.); Trotabas be- 
rückfichtigt u. a. insbeſondere die anleiherechtlichen Fragen. Was 
unter einer „internationalen Anleihe“ zu verſtehen iſt, legt auch 
das Schweizeriſche Bundesgericht in ſeinem Urteil v. 23. Mai 1928 
betr. die Vorkriegsanleihen des Crédit Foncier Franco-Canadien 
dar (Clunet Journal de Droit international 1929, 498 ff.; amtl. 
Sammlung Bd. 54, II S. 257 ff.); in der Definition, die das Ge⸗ 
richt dem Begriff des „titre international“ gibt (amtl. Sammlung 
a. a. O. S. 267) iſt das weſentlichſte Moment die Verbreitung unter 
einem internationalen Publikum von Gläubigern. Schließlich ſei 
noch auf Lapradelle und Niboyet, „Répertoire de droit 
international“ Bd. X, Artikel „Paiement“, Nr. 46—51, zum Be⸗ 
griff der internationalen Rechtsbeziehungen hingewieſen. 


druck kommen; daher beſteht die Beſorgnis, daß der Begriff 
ſchließlich zur bloßen Fiktion herabfintt®). 


Der vorliegende Auſſatz will den bei Jürgenſen 
a. a. O. unter III, 2 aufgeführten Sonderfällen zwangsläufig 
vereinbarter Goldklauſeln ſowie ferner den echten Valuta⸗ 
klauſeln auch für den innerdeutſchen Rechtsverkehr die Berech⸗ 
ligung nicht abſprechen. Die vor der Einführung der De 
viſenbewirtſchaftung vereinbarten Klauſeln letzterer Art find 
nach der Einführung aus praktiſchen Gründen faſt durchweg 
in unechte Valutaklauſeln umgewandelt worden. Die gleichwohl 
beſtehen gebliebenen und heutzutage noch neu vereinbarten 
echten Valutaklauſeln beruhen wirtſchaftlich auf zwiſchenſtaat⸗ 
lichen Beziehungen; die deutſche Volkswirtſchaft erleidet hier 
keinen Schaden, da nach Maßgabe der Deviſengeſetzgebung die 
Erfüllung bzw. Neuvereinbarung ſolcher Klauſeln nur in 
volkswirtſchaftlich erwünſchten Fällen genehmigt wird. 


Unechte Valutaklauſeln dürften in Deutſchland nach der 
großen Abwertungswelle der Jahre 1931—1936 kaum neu ver⸗ 
einbart werden, allenfalls in Form der Valutagoldklauſel!), 
bei der ein feſtes Verhältnis zum Goldwert, oder der Kurs⸗ 
garantieklauſel 5), bei der ein feſtes Verhältnis zur Reichsmark 
vereinbart wird. Am meiſten Bedeutung hat immer noch die 
Goldklauſel. Doch muß man ſich vor Augen halten, daß auch 
der Goldpreis einmal in erhebliches Abgleiten geraten kann e). 
Allerdings läßt ſich ein ſolches Abgleiten durch ſinngemäße 
Maßnahmen ſehr wohl vermeiden, wie ſie Deterding, 
„Vernunft in der Wirtſchaft“?) vorgeſchlagen hat. 


II. 


Die Frage, ob Wertſicherungsklauſeln (mit Ausnahme 
der oben erwähnten Sonderfälle) im innerdeutſchen Rechts⸗ 
verkehr heute berechtigt ſind, wird im folgenden unter drei 
Geſichtspunkten geprüft werden: 1. Währungspolitik der Re⸗ 
gierung, 2. Einſtellung des Geſetzgebers, 3. Belange der 
Volkswirtſchaft. Die Ausführungen zu 3. dürften zum großen 
Teil auch für die Frage der Berechtigung von Wertſicherangs⸗ 
klauſeln im inneren Rechtsverkehr anderer Staaten gelten. 


Über die verſchiedenen Meinungen zu der Frage der Be⸗ 
rechtigung im innerdeutſchen Rechtsverkehr und die einſchlägigen 
amtlichen Erlaſſe hat Jürgenſen a. a. O. im Anſchluß 
an Sack und Meyer⸗Collings S. 5f. und S. 25 ff. 
eingehend berichtet ?®). 


1. Iſt eine Abwertung der Reichsmark zu erwarten? Es 


3) Vgl. Wahl, „Der Einfluß der Geldwertveränderungen 
auf internationale Rechtsbeziehungen“ in „Deutſche Landesreferate 
zum II. Internat. Kongreß für Rechtsvergleichung im Haag 1937“ 
S. 341 ff. (S. 345). 

4) über fie vgl. SMC. S. 16. 

5) Über fie vgl. SMC. S. 15. 


c) Vgl. das in JW. 1937, 1699 Anm. 11 angeführte Schrift- 
tum, auch Henggeler, „Die ie des Schweizer Fran⸗ 
kens und ihr Einfluß auf die zivilrechtlichen Verhältniſſe“ in 
Ztſchr. f. Schweiz. Recht 56, 157 a ff. (S. 175 a). 

) „Mitteilungen der Deutſchen Handelskammer für die Nie⸗ 
derlande“, 3. Jahrg., Nr. 28, S. 1 ff. u. S. 4ff. 

?a) Es ſei noch auf den erſt nach Abſchluß des vorliegenden 
Aufſätzes erſchienenen Aufſatz von Danielcik: „Währungsſchutz⸗ 
klauſeln“ in „Die nationale Wirtſchaft“ 1937, 366 ff. hingewieſen. 
Danieleik verneint ihre Berechtigung für den innerdeutſchen 
Rechtsverkehr. 
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it bei Sack und Meyer⸗Collings in dem Abjchnitt 
„Heutige Währungspolitik in Deutſchland“ (S. 17ff.) unter 
Bezugnahme auf Worte Adolf Hitlers und Schachts im ein⸗ 
zelnen dargelegt worden, daß die nationalſozialiſtiſche deutſche 
Regierung feſt entſchloſſen iſt, den Kurs der Reichsmark auf⸗ 
rechtzuerhalten; dieſe Ausführungen hat Jürgenſen a. a. O. 
dankenswerterweiſe noch einmal hervorgehoben. Prof. Wiske⸗ 
mann, der neue Rektor der Berliner Wirtſchaftshochſchule, 
hat in ſeinem anläßlich der Eröffnung des Winterſemeſters 
1937/38 gehaltenen Vortrage „Das Geld in der Wirtſchafts⸗ 
ordnung“ eingehend ausgeführt, es ſei in Deutſchland der 
Glaube an die Währung und an die Wirtſchaft unerſchütterlich 
verbunden mit dem Vertrauen zur Führung Adolf Hitlers 
(ſiehe den Bericht von Pätzold: DJ. 1937, 1802). 


Abwertung oder gar Inflation find im heutigen Deutſch⸗ 
land nicht zu befürchten. Auch eine ſog. „ſtille Inflation“ wird 
von der Regierung nicht geduldet. Eine „ſtille Inflation“ iſt 
in zwiefacher Form möglich. Bei beiden Formen bleibt der 
Währungsſtandard erhalten. Bei der einen Form tritt ein 
ſtändiges Steigen der Preiſe ein; bei der anderen bleiben 
zwar die Preiſe ſtabil, aber die Beſchaffenheit der Waren 
wird immer geringwertiger. Dem Schutze gegen die erſtere 
Form dient die Preisſtopgeſetzgebung, gegen die zweite die 
mannigfache ſtaatliche Regelung der Zuſammenſetzung der 
verſchiedenen Sachgüter. 


Anläßlich der Abwertungsmaßnahmen, die verſchiedene 
europäiſche Länder im September 1936 trafen, ſagte Schachts) 
u. a. folgendes: „Kein Druck wird die Reichsregierung ver⸗ 
anlaſſen, etwas zu tun, was gegen die Intereſſen ihres 
eigenen Landes und Volkes iſt.“ Das bedeutet, daß die Reichs⸗ 
regierung nicht daran denkt, die Reichsmark abzuwerten, ſo⸗ 
lange die Intereſſen des deutſchen Volkes einer Abwertung 
entgegenſtehen. Heutzutage verbieten dieſe Intereſſen jegliche 
Abwertung. Wenn aber einmal in ſpäteren Jahrzehnten auf 
Grund beſonderer Umſtände — z. B. eines Angriffskrieges 
gegen Deutſchland — der Fall eintreten ſollte, daß nach An⸗ 
ſicht der Reichsregierung die Intereſſen des deutſchen Volkes 
eine Abwertung der Reichsmark gebieten, dann — ſo darf 
man wohl annehmen — wird die Regierung nicht zögern, zu 
einer Abwertung zu ſchreiten. „Weiſe iſt die Regierung, die 
nicht auf Koſten ihrer Landsleute unwandelbar bleibt, ſondern 
ihren Kurs ändert, wenn das allgemeine Wohl es erfordert, 
und die ſich nicht ſcheut, ehrlich zu bekennen, daß ſie andere 
Wege gehen muß).“ 


2. Der nationalſozialiſtiſche deutſche Geſetzgeber iſt den 
Wertſicherungsklauſeln abhold. Das zeigte zunächſt das Rog⸗ 
genſchuldengeſetz v. 16. Mai 1934 (RG Bl. I, 391) 10). Ganz 
beſonders hat der Geſetzgeber feiner Einſtellung gegen Wert⸗ 
ſicherungsklauſeln Ausdruck verliehen in dem Geſetz über 
Fremdwährungsſchuldverſchreibungen (Dollarbondsgeſetz) vom 
26. Juni 1936 (RGBl. I, 515) 11) und in der BD. über 
Fremdwährungsſchulden v. 5. Dez. 1936 (RG Bl. I, 1010) 15). 
Durch das Roggenſchuldengeſetz ſprach der Geſetzgeber ſich 
gegen die Sachwertklauſel aus, durch das Dollarbondsgeſetz 
und die VO. über Fremdwährungsſchulden gegen die Gold⸗ 
klauſel 13). Zwar betreffen letztere beide geſetzliche Maßnahmen 
nur echte Valutaſchulden aus dem zwiſchenſtaatlichen Kapital⸗ 
verkehr, der im vorliegenden Aufſatz, der ſich nur mit inner⸗ 


8) Jürgenſen a. a. O. S. 2949; DJ. 1936, 1518; SMC. 
S. 18. 

5) Letzterer Ausſpruch ſtammt von Heyligers „Deva- 
luatie“ in „Het Vaderland“, Morgenausgabe v. 8. Nov. 1936, 
Blatt A. s 


10) Siehe zu dieſem Geſetz SMC. S. 16 und das dort ange- 
führte Schrifttum. 


11) Amtl. Erläuterung DJ. 1936, 995 = JW. 1936, 2029. 
Siehe auch das bei SMC. S. 1 Anm. 1 zuſammengeſtellte Schrift⸗ 
tum. 


12) Amtl. Erläuterung DJ. 1936, 1873. 
13) Vgl. SMC. S. 190. 
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deutſchen Verhältniſſen befaßt, nicht berückſichtigt werden ſoll. 
Von Bedeutung iſt jedoch hier die Aufhebung der Goldklauſel 
ohne Rückſicht darauf, ob der betr. ausländiſche Geſetzgeber 
ſelber ſie beſeitigt hat. Dieſer Aufhebung lag der Gedanke 
zugrunde, daß es angeſichts der in den letzten Jahren erheb⸗ 
lich geſtiegenen Kaufkraft des Goldes unbillig ſei, wenn der 
Schuldner das ſeinerzeit Empfangene jetzt in einem für ihn 
unerſchwinglichen Goldwert zurückzuzahlen habe 1). Dieſes 
Argument des Geſetzgebers gegen die Berechtigung der Gold⸗ 
klauſel dürfte ſich letzten Endes nicht nur gegen ihre Ver⸗ 
wendung im zwiſchenſtaatlichen, ſondern insbeſondere auch im 
innerſtaatlichen Rechtsverkehr richten, und zwar gerade für den 
Fall der Abwertung der heimiſchen Währung. 


Gegen die innerdeutſche Goldklauſel hat ſich der deutſche 
Geſetzgeber neuerdings ausgeſprochen in Art. 5 der 9. Durchf⸗ 
O. z. SchuldReglG. v. 1. Dez. 1937 (RG Bl. I, 1305); dort 
wird die Umwandlung gewiſſer Forderungen, die auf Gold⸗ 
mark oder eine beſtimmte Menge Feingold lauten, in Reichs⸗ 
markforderungen angeordnet. 


3. Für die volkswirtſchaftliche Erwünſchtheit der Wert⸗ 
ſicherungsklauſeln könnte vielleicht jemand ſich auf die Aus⸗ 
führungen beziehen, die der OſtO GH. in feinem Urteil vom 
1. Febr. 1933 (2. Ob. 781/32) 15) zur Goldwertklauſel ge⸗ 
macht hat: 


„Eine Vereinbarung dieſer Art wurde ſtets als erlaubt 
angeſehen. Sie widerſpricht nicht den guten Sitten, weil es dem 
einen Wert von beſtimmtem Umfang hingebenden Darlehens⸗ 
gläubiger vorbehalten ſein muß, für die Erhaltung des Ver⸗ 
mögensbeſtandes zu ſorgen. Die entgegengeſetzte Anſchauung 
würde zu dem die Volkswirtſchaft ſchädigenden Vorgang führen, 
daß vorſichtige Kapitalbeſitzer ihr Vermögen horten, anſtatt es 
durch Anlage der Volkswirtſchaft zuzuführen.“ 


Ganz abgeſehen davon, daß gerade in Öfterreich die Gold⸗ 
klauſel in der letzten Zeit einen durchgreifenden Abbau er⸗ 
fahren hat 16), find diefe Ausführungen inſoweit irrtümlich, 
als ſie die Ablehnung der Goldklauſel — und im Ergebnis 
jeder Wertſicherungsklauſel — für volkswirtſchaftlich ſchädlich 
erklären. Im Gegenteil: eine Wertſicherungsklauſel iſt im 
allgemeinen ſowohl der Volkswirtſchaft als auch dem Gläu⸗ 
biger wie dem Schuldner ſchädlich. 


A. Nicht allerdings wird der Schuldner dadurch geſchä⸗ 
digt, daß er im Falle einer Abwertung das ſeinerzeit Emp⸗ 
fangene jetzt in einem für ihn oft unerſchwinglichen Werte 
zurückzahlen muß; denn er erhält ja die Gegenleiſtung des 
Gläubigers zu einem nicht geminderten Wert oder hat ſie zu 
einem ſolchen erhalten 16a). Daher iſt es nur recht und 
billig, wenn er ſeinerſeits die urſprünglich ausbedungene 
Leiſtung in vollem Umfange bewirkt. Vielmehr liegt der 
Schaden für den Schuldner und die Unbilligkeit darin, daß 
im Falle einer Deflation die Leiſtung des Schuldners gleich⸗ 
bleibt, ſo daß der Gläubiger mehr empfängt, als ihm billiger⸗ 
weiſe zuſteht. Es iſt auch rechtlich nicht möglich, eine dem 
Schutze des Gläubigers gegen Abwertung der Schuldwährung 
dienende Klauſel im Falle der Deflation entſprechend zu⸗ 
gunſten des Schuldners auszulegen; das folgt aus dem zu⸗ 
treffenden Urteil des OLG. Naumburg v. 26. Febr. 1934 
(1 U 47/33) 19 


14) Vogels: D. 1936, 1490. 


15) JW. 1933, 12851 (mit Anm. von Koeßler); „oſterr. 
Immobilienzeitung“ 1933, 3. 


16) Siehe DJ. 1937, 87 u. 828 ſowie insbeſondere Duden: 
AuslIntpPrR. XI, 266 ff. und neuerdings Torggler: „Das Gold⸗ 
klauſelgeſetz, die Rechtſprechung und das Schrifttum zur Gold⸗ 
klauſel“ in „Oſterr. Richterzeitung“ 30 (1937), 361 ff. 

10 ) Auf der entſprechenden Überlegung beruht das zutreffende 
Urteil des Kc. v. 22. Juli 1937, 13 U 1706/87 (JW. 1937, 3104 85), 
daß vor der Geldentwertung geſchloſſene Verträge auf Einkauf 
in ein Altersheim, deren Einkaufspreis vor der Entwertung 
gezahlt worden iſt, von der Inflation nicht berührt werden. 


17) JW. 1934, 2176 11; SMC. S. 38. 


> ZZ — VO. 


R 


66. Jahrg. 1937 Heft 52 

B. Der Schaden, den die Wertſicherungsklauſel der 
Volkswirtſchaft zufügt, liegt darin, daß ſie das Vertrauen zur 
heimiſchen Wirtſchaft untergräbt. Dadurch, daß der Staat3- 
bürger ſich einer ſolchen Klauſel bedient, gibt er ſein Miß⸗ 
trauen gegen die heimiſche Währung kund. Gerade dieſe 
Kundgebung iſt ihrerſeits wiederum geeignet, die Erhaltung 
der Währung in Gefahr zu bringen. Wertſicherungsllauſeln 
im inneren Rechtsverkehr eines jeden Staates ſchwächen das 
Vertrauen zur heimiſchen Währung und erſchweren dadurch 
der Regierung, den Kurs der Währung aufrechtzuerhalten. In 
richtiger Erkenntnis dieſer Gefahr war ſeinerzeit die ſchwei⸗ 
zeriſche Nationalbank der Anwendung der Goldklauſel ent⸗ 
gegengetreten (Jahresbericht 1929 S. 23). 


C. Auch dem Gläubiger bringt die Wertſicherungsklauſel 
Schaden. Nur in Ausnahmefällen erhält er im Falle der Ab⸗ 
wertung, was er ſich durch den Schuldner hat verſprechen 
laſſen. Wenn nämlich ein Staat abwertet, dann pflegt er als⸗ 
bald auch die Wertſicherungsklauſeln ihrer Wirkſamkeit durch 
geſetzliche Maßnahmen zu entkleiden, damit nicht die ſtaat⸗ 
liche Abwertungspolitik durch ſolche Klauſeln abgeſchwächt 
wird. Wir haben das in den letzten Jahren hinreichend erlebt. 
Nur in Ländern, in deren innerem Rechtsverkehr Goldklauſeln 
ſo gut wie gar nicht vorkamen, wie z. B. in England 18), 
oder nur in geringem Umfange, wie z. B. in der Schweiz 1s), 
hat der Geſetzgeber von der Aufhebung von Wertſicherungs⸗ 
klauſeln abgeſehen. 


Andererſeits erhält der Gläubiger bereits ohne weiteres 
daun weniger, wenn der Wertmaßſtab der Sicherungsklauſel 
im Werte ſinkt. Das haben in Deutſchland die Gläubiger bei 
Valuta⸗ und Sachwertklauſeln ſpüren müſſen. 


Durchweg täuſchen die Wertſicherungsklauſeln dem Gläu⸗ 
biger eine Sicherheit vor, die gerade dann, wenn der Gläu⸗ 
biger von ihr Gebrauch machen will, durch einen Federſtrich 
des Geſetzgebers vernichtet wird. Da ſie doch nie ihren Zweck 
erreichen, bei ſinkendem Wertmaßſtab ſogar ſich vielfach in ihr 
Gegenteil verkehren, ſind ſie zwecklos. Gerade dies iſt m. E. 
der Hauptgrund gegen die Berechtigung von Wertſicherungs⸗ 
klauſeln im inneren Rechtsverkehr eines jeden Landes, daß 
ſolche Klauſeln, die den Schutz des Gläubigers bezwecken, 
dieſen Zweck doch nicht erfüllen; ſie nützen dem Gläubiger 
nicht und ſchaden nur der Volkswirtſchaft. 


Wenn etwa eine Abwertung notwendig werden ſollte, 
dann he; ſicher ein Geſetzgeber nicht zögern, die dann noch 
beſtehenden Wertſicherungsklauſeln aufzuheben, damit ſeine 
Währungspolitik nicht durch die Auswirkungen ſolcher Klau⸗ 
ſeln durchkreuzt wird. 


18) Nur in drei engliſchen Prozeſſen hat die Goldklauſel eine 
weſentliche Rolle geſpielt: Feist v. Société Intercommunale Belge 
d’Electricit6 (Urteil des House of Lords v. 15. März 1933: Times 
Law Reports Bd. 50 S. 153 ff., deutſche Überſetzung JW. 1934, 
255 ff. mit Anm. von Oh ſe), Rex v. International Trustee for 
Protection of Bondholders Aktiengesellschalt (Urteil des House of 
Lords b. 28. Jan. 1937, Gründe verkündet am 15. März 1937: 
Times Law Reports Bd. 53 S. 507 ff., deutſche Überſetzung Akadz. 
1937, 506 ff. mit Anm. von Domke) und British and French 
Trust Corporation Ltd. v. New Brunswick Railway Company (Ur⸗ 
teil des Court of Appeal v. 23. Nov. 1937: Times Law Reports 
Bd. 54 S. 172 ff.). In allen drei Fällen handelte es ſich um inter⸗ 
nationale Anleihen. 


%) Vgl. Henggeler a. a. O. S. 198 a. 
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Daß Wertſicherungsklauſeln im innerdeutſchen Rechts⸗ 
verkehr noch eine Berechtigung haben, iſt — mit den eingangs 
gemachten Einſchränkungen — zu verneinen. Im Zuſammen⸗ 
hang mit der Frage der Berechtigung bemerkt Jürgenſen 

am Schluſſe feiner eingehenden Zuſammenſtellung a. a. O.: 
„Der Auffaſſung, daß beſondere Verträge zur Sicherung 
des Geldes vor Entwertung der Reichsmark gemäß 8 138 BGB. 
nichtig ſeien, iſt zwar zuzuſtimmen; ihre Verallgemeinerung 
auf alle Wertſicherungsklauſeln würde jedoch prabtiſch in vielen 
Fällen zu unhaltbaren Ergebniſſen führen.“ 


Unter „beſonderen Verträgen zur Sicherung des Geldes vor 
Entwertung der Reichsmark“ dürften in erſter Linie gerade 
Vereinbarungen von Wertſicherungsklauſeln zu verſtehen ſein. 
Dieſe Klauſeln hält Jürgenſen jedoch nicht für ſittenwidrig 
und nichtig. Anſcheinend meint er mit den von ihm beanſtan⸗ 
deten Verträgen Kursriſikoverſicherungsverträge gegen eine Ab⸗ 
wertung der Reichsmark. Ob aber jemand das vermeintliche 
Riſiko einer ſolchen Abwertung auf den Vertragsgegner mit 
Hilfe einer Wertſicherungsklauſel oder auf einen Dritten mit 
Hilfe einer Kursriſikoverſicherung abwälzen will, bildet für 
die Frage der Sittenwidrigkeit keinen Unterſchied. Man kann 
beide Vereinbarungen entweder als ſtatthaft oder als ſitten⸗ 
widrig anſehen, aber nicht verſchieden würdigen. 

Helmut Schulze hat ſich in einer Schrift mit der 
„Ungültigkeit der Goldklauſel und anderer Wertabreden im 
innerdeutſchen Rechtsverkehr“ 20) befaßt. Er bejaht die Un⸗ 
gültigkeit, begründet aber ſeine Anſicht nicht; der maßgebliche 
Paragraph „Die im öffentlichen Intereſſe erforderliche Un⸗ 
gültigkeit der Wertklauſeln“ enthält im weſentlichen nur eine 
— allerdings zutreffende — Ablehnung der valoriſtiſchen Ge⸗ 
dankengänge von Eckſtein, „Geldſchuld und Geldwert im 
materiellen und internationalen Privatrecht“ (Berlin 1932) 21). 

Eine Begründung für die Ungültigkeit oder Nichtigkeit 
von Wertſicherungsklauſeln und Kursriſikoverſicherungen 
zum Schutz gegen Abwertung der Reichsmark läßt ſich auch 
nicht finden. Derartige Vereinbarungen ſind, wie oben dar⸗ 
gelegt, überflüſſig und unzweckmäßig, ja ſchädlich. Das Vor⸗ 
handenſein dieſer Eigenſchaften hat aber noch keineswegs eine 
Sittenwidrigkeit zur Folge. Wer eine Sittenwidrigkeit bejahen 
wollte, müßte notgedrungen auch dazu Stellung nehmen, ob 
nur jetzt etwa noch vereinbarte Abreden als unſittlich anzu⸗ 
ſehen ſeien oder auch in der Vergangenheit vereinbarte. Wie 
will man aber hier eine ſcharfe Trennung machen?! Von 
welchem Zeitpunkt ab iſt die Vereinbarung ſolcher Abreden als 
unſittlich anzuſehen? f 

Wichtiger als nach Argumenten zu forſchen, wie man 
wohl die Wertſicherungsklauſeln im innerdeutſchen Rechts⸗ 
verkehr auch ohne geſetzgeberiſchen Akt als nichtig anſehen 
könne, erſcheint eine Aufklärungsarbeit des Rechtswahrers in 
jedem Einzelfalle, wenn Volksgenoſſen — außerhalb der ge⸗ 
billigten Ausnahmen — Wertſicherungsklauſeln vereinbaren 
wollen. 

Nicht angängig iſt es, ohne weiteres die Bezeichnung 
„Goldmark“ durch „Reichsmark“ erſetzt ſehen zu wollen, wie 
Jürgenſen a. a. O. ohne Begründung vorſchlägt. Auch 
den Ausführungen von Haack: JW. 1937, 2944 ff. dürfte 
nicht ohne Einſchränkung zu folgen ſein, da die Rechtſpre⸗ 
chung ꝛ2) doch etwas entgegenſtehen dürfte; hierzu Stellung 
zu nehmen, iſt mir jedoch hier im Hinblick auf den Umfang 
des zur Verfügung ſtehenden Raumes nicht möglich. 


20) Erlanger Diſſ. 1936. 

21) Vgl. auch die Beſprechung letzteren Werkes von Mel 
chior: JW. 1932, 3808. 

22) Über ſie vgl. SMC. S. 63 ff. 
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Die Mitwirkung des Kechtswahrers bei der Durchführung des Perfonen- 
ſtandsgeſetzes vom 3. Nov. 1937 (R GGl. I, 1146) 


Von Oberlandesgerichtsrat Maßfeller, Berlin 


Am 1. Juli 1938 tritt das am 5. Nov. 1937 verkündete 
neue deutſche Perſoneuſtandsgeſetz v. 3. Nov. 1937 (RGBl. I, 
1146) in Kraft. Über den weſentlichen Inhalt des Geſetzes 
habe ich in DJ. 1937, 1768 ff. berichtet. An dieſer Stelle will 
ich eine kurze Überſicht über die Fälle geben, in denen der 
deutſche Rechtswahrer bei der Durchführung des neuen Per⸗ 
ſonenſtandsgeſetzes mitwirkt. 


J. Das Geſetz v. 3. Nov. 1937 enthält anders als das 
Geſetz über die Beurkundung des Perſonenſtandes und die 
Eheſchließung v. 6. Febr. 1875 (RGGBl. 23) einen beſonderen 
Abſchnitt „Gerichtliches Verfahren“ (6. Abſchnitt, 
88 45—50). Es fieht in dieſem Abſchnitt eine gerichtliche Mit⸗ 
wirkung grundſätzlich in demſelben Umfange wie das bisherige 
Recht vor. Nach § 11 Abſ. 3 des Geſetzes von 1875 konnte 
der Standesbeamte, der die Vornahme einer Amtshandlung 
abgelehnt hatte, hierzu auf Antrag eines Beteiligten durch das 
Gericht angehalten werden. Und nach 8 65 dieſes Geſetzes 
konnte die Berichtigung einer Eintragung nur auf Grund ge⸗ 
richtlicher Anordnung erfolgen. Dem 8 11 Abf. 3 des Geſetzes 
entſpricht 845 des neuen Geſetzes und dem 8 65 des alten 
der § 47 des neuen Geſetzes. 


1. 845 des Geſetzes v. 3. Nov. 1937 beſtimmt: 


„Lehnt der Standesbeamte die Vornahme einer Amts⸗ 
handlung ab, ſo kann er auf Antrag der Beteiligten oder 
der Aufſichtsbehörde durch das Amtsgericht dazu angehalten 
werden.“ 


Nach 8 11 Abſ. 3 des alten Geſetzes konnte nur ein Be⸗ 
teiligter den Antrag auf gerichtliche Entſcheidung ſtellen. Das 
neue Recht erkennt auch der Aufſichtsbehörde des Standes⸗ 
beamten dieſe Befugnis zu. Die Anderung der Rechtslage 
beruht auf der Erwägung, daß es die Aufgabe der ſtandes⸗ 
amtlichen Aufſichtsbehörde iſt, Wahrerin der Volks⸗ und 
Staatsintereſſen zu ſein. Volks⸗ und Staatsintereſſen können 
aber auch dann verletzt ſein, wenn der Standesbeamte eine 
von ihm begehrte Amtshandlung ablehnt. Lehnt der Standes⸗ 
beamte etwa die Anordnung des Aufgebots oder die Vor⸗ 
nahme der Eheſchließung ab, weil er zu Unrecht ein Ehe⸗ 
hindernis für vorliegend erachtet, ſo werden durch dieſe Ent⸗ 
ſcheidung Volks⸗ und Staatsintereſſen verletzt, weil es auch 
für das Volk von Bedeutung iſt, ob eine Ehe geſchloſſen wird 
oder nicht. Die Aufſichtsbehörde des Standesbeamten kann in 
ſolchem Falle künftig die Entſcheidung des AG. anrufen und 
ihre von der des Standesbeamten abweichende Auffaſſung 
zur Geltung bringen. 

Aufſichtsbehörde im Sinne des § 45 des Geſetzes iſt ent⸗ 
weder die dem Standesbeamten unmittelbar übergeordnete 
untere Verwaltungsbehörde oder die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde oder auch der Reichsminiſter des Innern (ogl. hierzu 
859 des Geſetzes). 

Für die im § 45 vorgeſehenen Entſcheidungen ſind aus⸗ 
ſchließlich die AG. zuſtändig, die ihren Sitz am Ort eines LG. 
haben; ihr Bezirk umfaßt den Bezirk des LG. (850 Abſ. 1). 
Die örtliche Zuſtändigkeit wird durch den Sitz des Standes⸗ 
beamten beſtimmt, der die angefochtene Verfügung erlaſſen 
hat. Die Zuſammenfaſſung aller Sachen bei den AG., die 
ihren Sitz am Ort eines LG. haben, iſt aus der Erwägung 
heraus vorgenommen worden, daß nur auf dieſe Weiſe eine 
möglichſt einheitliche Rechtſprechung erzielt werden kann. Es 
iſt dies alſo dieſelbe Erwägung, die dazu geführt hat, daß 
durch die VO. über die Zuſtändigkeit der Oberlandesgerichte 
in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und der 
Koſtenordnung v. 23. März 1936 (RGBl. I, 251) in der ober» 
landesgerichtlichen Inſtanz die ausſchließliche Zuſtändigkeit 
des KG. und des OLG. München begründet worden iſt (vgl. 
hierzu auch die amtliche Begründung zum BerfSt®. unter Io). 


Auf das gerichtliche Verfahren finden wie bisher die Vor⸗ 
ſchriften des RF GG. entſprechende Anwendung ($ 48 des 
Geſetzes). Zu beachten iſt aber die Sondervorſchrift in 8 49 
des Geſetzes. 

a) Das Amtsgericht billigt die Entſcheidung 
des Standesbeamten. In dieſem Falle kann die Ver⸗ 
fügung des Gerichts mit der einfachen Beſchwerde angefochten 
werden (vgl. § 49 Abſ. 1 Satz 2 des Geſetzes). 

Ausdrücklich ausgeſprochen iſt im Geſetz, daß die Be⸗ 
ſchwerde der Aufſichtsbehörde in jedem Falle zuſteht (ogl. 
8 49 Abſ. 2 des Geſetzes). Die Aufſichtsbehörde kann alſo auch 
daun Beſchwerde einlegen, wenn ſie den Antrag auf gericht⸗ 
liche Entſcheidung nicht geſtellt hat, wenn alſo nur ein Be⸗ 
teiligter das Gericht angerufen hat. 

Über die Beſchwerdebefugnis der Beteiligten iſt im Geſetz 
eine beſondere Beſtimmung nicht enthalten. Es geht aber offen⸗ 
bar von der Auffaſſung aus, daß die Beteiligten gegen die 
ablehnende Entſcheidung des AG. ebenfalls Beſchwerde ein⸗ 
legen können. Für den Fall, daß ſie den Antrag auf gericht⸗ 
liche Entſcheidung geſtellt haben und daß ihr Antrag abgelehnt 
worden iſt, kann dies nicht zweifelhaft ſein; die Beſchwerde⸗ 
befugnis ergibt ſich aus §S 20 RFGG., der zur Ergänzung 
des 8 49 PerſStG. heranzuziehen iſt. Nicht fo zweifellos iſt 
die Entſcheidung, wenn der Antrag auf gerichtliche Entſchei⸗ 
dung nicht von einem Beteiligten, ſondern von der Aufſichts⸗ 
behörde geſtellt iſt. Bedenken können ſich hier aus der Faſſung 
des 8 20 R§FGG. ergeben; denn nach §S 20 RG. iſt berech⸗ 
tigt zur Beſchwerde, falls die Verfügung nur auf Antrag er⸗ 
laſſen werden konnte und der Autrag zurückgewieſen iſt, ledig⸗ 
lich der Antragſteller. Die Wortauslegung des § 20 RG. 
würde alſo zur Folge haben, daß in dem erörterten Falle nur 
die Aufſichtsbehörde, die den Antrag geſtellt hat, nicht aber 
auch ein Beteiligter Beſchwerde einlegen könnte. Der Beteiligte 
müßte, um die Entſcheidung des LG. herbeizuführen, ſich erſt 
erneut ans AGG. wenden, um auf ſeinen Antrag eine ab⸗ 
lehnende Entſcheidung zu erhalten. Eine ſolche Löſung ſcheint 
mir aber zu formaliſtiſch zu ſein, um angenommen werden 
zu können. Ich bin vielmehr der Auffaſſung, daß die Be⸗ 
teiligten auch dann Beſchwerde einlegen können, wenn der 
Standesbeamte die von ihnen begehrte Amtshandlung ab⸗ 
gelehnt und das AG. nur auf Antrag der Aufſichtsbehörde 
mit der Sache befaßt worden iſt. 

Da die Beſchwerde in jedem Falle nur die einfache Be⸗ 
ſchwerde des FGG. iſt, iſt eine förmliche Zuſtellung der Ent⸗ 
ſcheidung des AGG. nicht vorgeſchrieben. Die Verfügung braucht 
nur gemäß 816 Abſ. 1 RF GG. denjenigen, für die ſie ihrem 
Inhalt nach beſtimmt iſt, bekanntgemacht zu werden. Das ſind 
die Beteiligten und die ſtandesamtliche Aufſichtsbehörde. 

b) Das Amtsgericht weiſt den Standes⸗ 
beamten zur Vornahme der beantragten Amts⸗ 
handlung an. Für dieſen Fall beſtimmt 8 49 Abſ. 1 Satz 1 
des Geſetzes: „Gegen eine Verfügung, durch die der Standes⸗ 
beamte zur Vornahme einer Amtshandlung angehalten 
wird, findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt; die Verfügung 
wird erſt mit der Rechtskraft wirkſam.“ Auch 8 49 Abſ. 2 des 
Geſetzes gilt, wonach der Aufſichtsbehörde ein Beſchwerderecht 
in jedem Falle zuſteht. 

849 Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2 des Geſetzes v. 3. Nov. 
1937 bringen eine lange Entwicklung, die die Rechtſprechung 
auf dem Gebiete des § 11 Abſ. 3 des Geſetzes von 1875 ge⸗ 
nommen hat, zum Abſchluß. Es iſt ganz intereſſant, einen 
Blick auf dieſe Entwicklung zurückzuwerfen. 

Die früher herrſchende Auffaſſung verſagte im Verfahren 
nach 8 11 Abſ. 3 PerſStG. von 1875 der Aufſichtsbehörde 
ſchlechthin ein Mitwirkungsrecht. Bezeichnend für dieſe Auf⸗ 
faſſung iſt die Entſcheidung des KG. v. 22. April 1910 
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(KG J. 39, A 33), in der ausgeführt wird: „Einer ſolchen 
Anweiſung (nach 8 11 Abſ. 3) hat ſich der Standesbeamte zu 
unterwerfen... Das AG. iſt hiernach für den bezeichneten Fall 
dem Standesbeamten als höhere Inſtanz derart übergeordnet, 
daß es für ſeine Anordnung die volle Verantwortung zu tragen 
hat, während die Verantwortlichkeit des Standesbeamten weg⸗ 
fällt, wenn er die gerichtliche Anweiſung ausführt. Das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Standesbeamten und dem AG. ift alſo in 
gleicher Weiſe geordnet, wie dasjenige zwiſchen einem unteren 
Gericht und dem ihm im Inſtanzenzuge übergeordneten 
höheren Gericht. Aus dieſer Unterordnung des Standesbeamten 
unter das AG. hat das KG. bereits in mehreren Entſchei⸗ 
dungen gefolgert, daß der Standesbeamte ſich über eine Ver⸗ 
fügung des AG. .. nicht beſchweren kann. Denn die Be⸗ 
ſchwerdebefugnis iſt in dem hier maßgebenden 820 R§GG. 
nur dem verliehen, deſſen Recht durch die Verfügung beein⸗ 
trächtigt iſt. Von der Beeinträchtigung des Rechts einer Be⸗ 
hörde kann aber dann keine Rede ſein, wenn eine Verfügung 
derſelben von der höheren Juſtanz abgeändert oder aufgehoben 
wird. . . . Iſt hiernach dem Standesbeamten das Recht zur 
Beſchwerde .. . zu verſagen, jo muß das gleiche auch von der 
Beſchwerdebefugnis der Verwaltungsbehörde gelten, der die 
Aufſicht über die Amtsführung des Standesbeamten übertragen 
iſt. Über die Beeinträchtigung eines Rechts des Standes⸗ 
beamten kann ſie als deſſen Vorgeſetzte ſich nicht beſchweren, 
da, wie oben dargelegt, die gerichtliche Anweiſung nicht als 
Eingriff in die Rechte des Standesbeamten aufgefaßt werden 
kann. ... Es bleibt deshalb nur zu erörtern, ob durch die An⸗ 
weiſung des AG. etwa ein eigenes Recht der ... Verwaltungs- 
behörde beeinträchtigt werden kann Inwiefern aber die 
Anweiſung des AG. ein eigenes Recht der Verwaltungsbehörde 
beeinträchtigen könnte, iſt nicht erſichtlich. Die aus der Auf⸗ 
ſicht fließenden Befugniſſe werden durch die Anweiſung nicht 
geſchmälert, da der Geſetzgeber ſelbſt durch 811 Abſ. 3 PerſStG. 
neben dem Aufſichtsrecht der Verwaltungsbehörde das be⸗ 
ſondere Recht des Gerichts begründet hat, auf Anrufung der 
Beteiligten dem Standesbeamten die Vornahme einer von ihm 
abgelehnten Amtshandlung vorzuschreiben. Wird demgemäß 
die Entſcheidung des Gerichts von einem Beteiligten an⸗ 
gerufen, ſo liegt der Betrieb der Angelegenheit und die Ent⸗ 
ſcheidung allein dem Gericht ob. Eine Mitwirkung der auf⸗ 
ſichtführenden Verwaltungsbehörde findet dabei nicht ſtatt ...“ 
Die letzten Konſequenzen aus dieſer Auffaſſung hat das K. 
in der Entſcheidung v. 4. Okt. 1918 (KJ. 51, 63) gezogen, 
in der ausgeführt wird: „daß das Aufſichtsrecht der Ver⸗ 
waltungsbehörde bei der Regiſterführung inſofern ausreichend 
gewahrt iſt, als es ihr unbenommen bleibt, die Berichtigung 
einer nach ihrer Anſicht unrichtigen Eintragung mit der Be⸗ 
gründung, daß ſie auf einer inhaltlich unzutreffenden An⸗ 
weiſung beruhe, gemäß 88 65, 66 PerſStG. zu betreiben. Zu 
einer Verhütung unrichtiger Eintragungen dagegen, wenn 
ſolche auf einer gerichtlichen Anweiſung beruhen, ſoll nach der 
erkennbaren Abſicht des Geſetzes die Verwaltungsbehörde nicht 
befugt fein. Denn das Geſetz (8 11 Abſ. 3 Perist®.) hat den 
gerichtlichen Anweiſungen ſofortige Wirkſamkeit (8 16 FGG.) 
beigelegt; dieſe Wirkſamkeit tritt aber ſchon mit der an die 
Beteiligten bewirkten Bekanntmachung ein, während eine Be⸗ 
kanntmachung an die Verwaltungsbehörde im Geſetz nicht 
vorgeſehen und jedenfalls zur Wirkſamkeit der Anweiſung nicht 
erforderlich iſt. Der Standesbeamte iſt hiernach nicht einmal 
für befugt zu erachten, die Eintragung, zu der er wirkſam 
angewieſen worden iſt, etwa aufzuſchieben, bis ſeine Aufſichts⸗ 
behörde ſich wegen Einlegung eines Rechtsmittels ſchlüſſig 
gemacht oder dieſes durchgeführt hat.“ Die Aufſichtsbehörde 
ſoll nach dieſer Auffaſſung alſo untätig zuſehen, daß der 
Standesbeamte auf Grund einer Anweiſung des AG. eine 
unrichtige Eintragung vornimmt. Erſt wenn dies geſchehen 
iſt, darf ſie das Berichtigungsverfahren einleiten. 

In einer Entſcheidung v. 21. April 1921 iſt das RG. 
(RG. 102, 118) dieſer Auffaſſung entgegengetreten. Das 
RG. führt u. a. folgendes aus: „Das PeriStG. läßt nicht 
erkennen, daß die Verwaltungsbehörde kein Recht haben ſoll, 
unrichtige Eintragungen zu verhindern. Seinen Vorſchriften 
über die Berichtigung der Standesregiſter liegt vielmehr der 


allgemeine Gedanke zugrunde, daß die Verwaltungsbehörde, 
die zur Ausübung der Dienſtaufſicht über die Standesbeamten 
berufen iſt, auch das öffentliche Intereſſe an der Richtigkeit 
der Eintragungen im Standesregifter nach jeder Richtung zu 
wahren Hat... Auch daraus, daß Verwaltungsbehörden und 
Gerichte zur Ausführung des Geſetzes nebeneinander berufen 
ſind, ohne daß die einen den anderen untergeordnet wären, 
folgt ſelbſtverſtändlich nicht, daß man der Verwaltungsbehörde 
nicht die Befugnis hat geben wollen, gegenüber untergericht⸗ 
lichen Entſcheidungen die höheren Gerichte anzurufen... Hat 
die Verwaltungsbehörde aber das Recht und die Pflicht, un⸗ 
richtige Eintragungen zu verhüten, ſolange und ſoweit dies 
bei dem vom Geſetze vorgeſchriebenen Verfahren möglich iſt, 
ſo kann auch ihre Beſchwerdeberechtigung nicht zweifelhaft 
ſein, wenn das AG. den Standesbeamten zur Vornahme einer 
Eintragung anweiſt, durch deren Vollziehung das Standes⸗ 
regiſter unrichtig werden würde. Denn das Recht, deſſen Be⸗ 
einträchtigung nach 820 RFGG. zur Beſchwerde berechtigt, 
kann auch dem Gebiete des öffentlichen Rechts angehören.“ 

Damit war das Beſchwerderecht der Aufſichtsbehörde für 
die Fälle anerkannt, in denen auf Grund der Anweiſung des 
AG. eine unrichtige Eintragung in den Standesregiſtern hätte 
vorgenommen werden müſſen. Über dieſen Rahmen iſt die 
Rechtſprechung auch nicht hinausgegangen; ſie hat ein Be⸗ 
ſchwerderecht gegen anweiſende Verfügungen des AG. auch in 
Zukunft der Aufſichtsbehörde verſagt, wenn auf Grund der 
Anweiſung eine Eintragung überhaupt nicht vorgenommen 
wurde oder wenn die Eintragung nicht „unrichtig“ war. Noch 
in einem Beſchluſſe v. 15. Febr. 1935 (StA. 1935, 207) hat 
das KG. die Beſchwerdebefugnis der Aufſichtsbehörde für einen 
Fall verneint, in dem es zweifelhaft war, ob die Ehe, die der 
Standesbeamte auf Grund gerichtlicher Anweiſung ſchließen 
ſollte, gültig war oder nicht. Das KG. begründete ſeine Ent⸗ 
ſcheidung damit, daß nach dem Beſchluſſe des NÖ. v. 21. April 
1921 ein allgemeines Beſchwerderecht der Aufſichtsbehörde 
gegen Anweiſungen der Standesbeamten durch die Gerichte 
nicht anzuerkennen ſei, daß ſich vielmehr das Beſchwerderecht 
der Aufſichtsbehörde auf die Fälle beſchränken müſſe, in denen 
infolge der Anweiſung des Gerichts eine unrichtige Eintragung 
im Perſonenſtandsregiſter vorgenommen werden würde. Falls 
— wie beim Aufgebot — eine Regiſtereintragung überhaupt 
nicht erfolge, könne auch keine Rede davon ſein, daß die ge⸗ 
richtliche Anweiſung eine unrichtige Eintragung zur Folge 
habe. Ebenſo könne das Regiſter durch die Beurkundung einer 
Eheſchließung nicht unrichtig werden, und zwar ſelbſt dann 
nicht, wenn die Eheſchließung verboten ſei. 

Den Schlußſtein in der bisherigen Entwicklung ſetzt der 
Beſchluß des RG. v. 2. Nov. 1936, IVB 55/36: JW. 1937, 
9810 u. 280 (vgl. StA. 1937, 77). Die Entſcheidung iſt 
gemäß § 28 Abſ. 2 RFGGG. auf einen Vorlegungsbeſchluß 
des KG. ergangen, in dem das KG. ſelbſt eine Ausdehnung 
der Beſchwerdebefuguis der Aufſichtsbehörde befürwortet. Das 
RG. führt aus: „In der Sache ſelbſt iſt der heutigen ge⸗ 
änderten Rechtsauffaſſung des KG. über die Beſchwerdeberech⸗ 
tigung der Aufſichtsbehörde zuzuſtimmen. An der dem libe⸗ 
raliſtiſchen Rechtsdenken entſprungenen und nur von ihm aus 
verſtändlichen Auffaſſung, gemäß 820 RFGG. müſſe Voraus⸗ 
ſetzung einer ſolchen Beſchwerdebefugnis ſein, daß durch die 
amtsgerichtliche Anweiſung ein der Aufſichtsbehörde als ſolcher 
zuſtehendes Sonderrecht verletzt werde, und zwar entweder das 
Recht auf eigene Weiſungen an den Standesbeamten oder ein 
Recht auf das Unterbleiben unrichtiger Eintragungen, kann 
nicht mehr feſtgehalten werden. Es muß vielmehr genügen, 
daß die Beſchwerde der Wahrung von Belangen dienen ſoll, 
deren Pflege zum Inhalt der der Behörde übertragenen Auf⸗ 
ſicht über die Amtsführung des Standesbeamten gehört. In 
dieſer Hinſicht iſt es aber in allererſter Linie Recht und Pflicht 
der Aufſichtsbehörde, darüber zu wachen, daß der Standes⸗ 
beamte nicht durch die Vornahme von Amtshandlungen, die 
ihm durch das PerfSt®. oder die Ausführungsverordnungen 
dazu übertragen ſind, oder durch deren Unterlaſſung öffent⸗ 
liche Belange verletzt oder gefährdet. Gerade das iſt auch der 
maßgebende Geſichtspunkt, aus dem das Geſetz in den 88 65 ff. 
PerſStG. der Aufſichtsbehörde auferlegt hat, nicht bloß auf 
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Antrag eines Beteiligten hin, ſondern nötigenfalls auch von 


Amts wegen auf die Berichtigung von Eintragungen im 
Standesregiſter hinzuwirken. Wenn das Geſetz für ſolche Fälle, 
wo jemand auf Grund eines aus ſeinen Vorſchriften für ihn 
abgeleiteten Sonderrechts eine Amtshandlung des Standes⸗ 
beamten verlangt, der Standesbeamte aber deſſen Anſpruch 
darauf nicht anerkennt und deshalb die Vornahme verweigert, 
in § 11 Abſ. 3 die Entſcheidung hierüber den Gerichten über⸗ 
wieſen hat, ſo folgt daraus keineswegs, daß hier Recht und 
Pflicht der Aufſichtsbehörde zu ſolcher Fürſorge gänzlich ent⸗ 
fiele; ihre Aufgabe beſchränkt ſich hier nur auf ſolche Maß⸗ 
nahmen, für die neben der Entſcheidungsbefugnis der Gerichte 
noch Raum iſt. Dazu gehört aber vor allem die Anrufung 
der höheren Inſtanz, wenn die Entſcheidung der niederen 
nach der Auffaſſung der Aufſichtsbehörde den ihrer Obhut an⸗ 
vertrauten Belangen nicht gerecht wird. Das gilt nicht nur 
gegenüber Anweiſungen zu Eintragungen im Standesregiſter, 
bei denen ſchon die bisherige Rechtſprechung ein Beſchwerde⸗ 
recht der Aufſichtsbehörde anerkannt hat, ſondern auch gegen⸗ 
über Anweiſungen zu Amtshandlungen anderer Art. Ein ſach⸗ 
licher Grund, der bei dieſen eine abweichende Regelung als 
vom Geſetz gewollt ergeben könnte, iſt nicht erſichtlich. 
Namentlich kann es unmöglich in ſeinem Sinne ſein, daß 
den öffentlichen Belangen ein geringerer Rechtsſchutz zuteil 
wird, als den Sonderintereſſen der Beteiligten. Es iſt mit 
einem geſunden Rechtsempfinden unvereinbar, daß zwar dieſe 
bei vermeintlicher Verletzung ihres Sonderrechts die Sache 
vor die höhere Inſtanz bringen können, nicht aber die Auf⸗ 
ſichtsbehörde, wenn ſie der Anſicht iſt, daß die öffentlichen 
Belange, deren Wahrung ihr übertragen iſt, durch die Ent⸗ 
ſcheidung der niederen Inſtanz beeinträchtigt feien. Die ... 
gegenteilige Rechtsmeinung muß demnach abgelehnt werden.“ 

Durch 849 Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2 des Geſetzes v. 3. Nov. 
1937 ſind alle Zweifelsfragen, die ſich an die Auslegung des 
811 Abſ. 3 des alten PerſStG., an fein Verhältnis zu den 
88 65, 66 dieſes Geſetzes und die Auwendung der 88 16, 20 
RSG. im Verfahren nach § 11 Abſ. 3 des Geſetzes knüpften, 
behoben. 

Die anweiſende Verfügung des Gerichts wird erſt mit 
der Rechtskraft wirkſam (849 Abſ. 1 Satz 1 Halbſatz 2). Der 
Standesbeamte darf alſo die Amtshandlung erſt vornehmen, 
wenn ihm der Eintritt der Rechtskraft nachgewieſen iſt. Dies 
geſchieht durch Vorlegung einer mit dem Rechtskraftzeugnis 
verſehenen Ausfertigung der Entſcheidung. Das Rechtskraft⸗ 
zeugnis wird gemäß 831 RG. von dem Urkundsbeamten 
der Geſchäftsſtelle des erſtinſtanzlichen Gerichts erteilt. Nach 
bisherigem Recht war die Vorlegung eines Rechtskraftzeugniſſes 
nicht erforderlich, da die anweiſenden Verfügungen des Ge⸗ 
richts — wie aus der oben geſchilderten Entwicklung der Recht⸗ 
ſprechung zu 8 11 Abſ. 3 des alten PerſStch. erſichtlich iſt — 
ſchon mit der Bekanntmachung der Verfügung wirkſam wurden. 

Da die anweiſenden Verfügungen der Gerichte erſt mit 
dem Eintritt der formellen Rechtskraft wirkſam werden, war 
es notwendig, vorzuſchreiben, daß dieſe Verfügungen nur 
mit der ſofortigen Beſchwerde angefochten werden können 
(8 49 Abſ. 1 Satz 1 Halbſatz 1 des Geſetzes). Die Beſchwerde 
muß alſo binnen einer Notfriſt von zwei Wochen eingelegt 
werden. Die Friſt beginnt mit der Bekanntmachung der an⸗ 
weiſenden Verfügung zu laufen. Die Bekanntmachung ſelbſt 
erfolgt durch förmliche Zuſtellung, und zwar nach den Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. über die Zuſtellung von Amts wegen 
(8 16 Abſ. 2 Ri.). Die Zuſtellung erfolgt an die Be⸗ 
teiligten und an die ſtandesamtliche Aufſichtsbehörde, un⸗ 
abhängig davon, wer den Antrag auf gerichtliche Entſchei⸗ 
dung geſtellt hat. 

e) Die vorſtehenden Ausführungen gelten ſinngemäß auch 
für die Entſcheidungen in den höheren Inſtanzen 
(3K. des LG., ZivSen. des OLG. oder des RG. ). 

d) Faſſen wir noch einmal kurz zuſammen: 

Hat der Standesbeamte die Vornahme einer Amtshand—⸗ 
lung abgelehnt, ſo können ſowohl die Beteiligten wie die 
ſtandesamtliche Aufſichtsbehörde den Antrag auf gerichtliche 
Entſcheidung ſtellen. Der Antrag iſt an keine Friſt gebunden. 
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[Juriſtiſche Wochenſchriſt 
a) Beſtätigt das Amtsgericht die Entſcheidung 
des Standesbeamten, ſo iſt die beſtätigende Verfügung den 
Beteiligten und der ſtandesamtlichen Aufſichtsbehörde bekannt⸗ 
zumachen; eine förmliche Zuſtellung iſt nicht erforderlich. 
Gegen die Eutſcheidung ſteht ſowohl den Beteiligten wie der 
ſtandesamtlichen Aufſichtsbehörde die einfache Beſchwerde zu. 
Es iſt hierfür unerheblich, wer den Antrag auf gerichtliche 
Entſcheidung geſtellt hat. Über die Beſchwerde entſcheidet die 
BR. des dem AG. im Inſtanzenzuge übergeordneten LG. 

6) Hat das Amtsgericht auf Antrag eines Beteilig⸗ 
ten oder der ſtandesamtlichen Aufſichtsbehörde den Standes⸗ 
beamten zur Vornahme der von ihm abgelehnten Amtshand⸗ 
lung angewieſen, ſo muß dieſe Entſcheidung des Gerichts 
der ſtandesamtlichen Aufſichtsbehörde und den Beteiligten zu⸗ 
geſtellt werden. Die Rechtskraft der Verfügung kann erſt be⸗ 
ſcheinigt werden, wenn zwei Wochen ſeit der Zuſtellung an 
den letzten Zuſtellungsempfänger verſtrichen ſind. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Gerichts kann von den Beteiligten und der 
ſtandesamtlichen Aufſichtsbehörde mit der ſofortigen Beſchwerde 
angefochten werden. Unerheblich iſt, wer den Antrag auf ge⸗ 
richtliche Entſcheidung geſtellt hat. Die Aufſichtsbehörde kann 
alſo auch dann Beſchwerde einlegen, wenn nur die Beteiligten 
den Antrag auf gerichtliche Entſcheidung geſtellt haben. Und 
ebenſo können die Beteiligten von dem Beſchwerderecht Ge⸗ 
brauch machen, wenn die Entſcheidung des AG. nur auf An⸗ 
trag der Aufſichtsbehörde ergangen iſt. Zu beachten iſt nur, 
daß den Beteiligten dann kein Beſchwerderecht zuſteht, wenn 
ihrem an den Standesbeamten geſtellten Verlangen durch die 
Entſcheidung des Gerichts in vollem Umfange entſprochen iſt; 
denn in ſolchem Falle ſind ſie durch die Entſcheidung des 
Gerichts nicht beſchwert. Andererſeits ſteht der Aufſichts⸗ 
behörde ein Beſchwerderecht gegen die Entſcheidung des AG. 
auch dann zu, wenn das AG. ihrem Antrage entſprechend 
entſchieden hat. Sie kann alſo ihre in der Zwiſchenzeit etwa 
geänderte Auffaſſung zur Geltung bringen, oder auch von 
dem Beſchwerderecht lediglich deshalb Gebrauch machen, weil 
ſie die Herbeiführung einer höhergerichtlichen Entſcheidung für 
zweckmäßig oder wünſchenswert hält. Auf dieſe Weiſe kann 
alſo eine Frage von über den Einzelfall hinausgehender Be⸗ 
deutung alsbald zur Entſcheidung durch das KG. oder das 
OLG. München gebracht werden. Eine Regelung in dem hier 
dargelegten Sinne, daß die Staatsbehörde als Wahrerin der 
Volks⸗ und Staatsintereſſen von Rechtsbehelfen auch dann 
Gebrauch machen kann, wenn ihrem Antrage entſprechend ent⸗ 
ſchieden iſt, iſt in der modernen Geſetzgebung Deutſchlands 
nichts Neues; ich brauche nur an die gleiche Regelung im 
ErbkrNachwGGeſ. und im EhegeſundhG. zu erinnern. Im Rah⸗ 
men des PerſStG. v. 3. Nov. 1937 hat die Regelung ihren 
Ausdruck in § 49 Abſ. 2 gefunden, wonach der Auffichtsbehörde 
ein Beſchwerderecht in jedem Falle zuſteht. 

1) Beſtätigt im zweiten Rechtszuge das Landgericht 
die ablehnende Entſcheidung des AG. (vgl. unter a), fo gilt 
für Zuſtellung und Anfechtung dieſer Entſcheidung das unter a 
Ausgeführte. Die Entſcheidung des LG. kann alſo ſowohl von 
der ſtandesamtlichen Aufſichtsbehörde wie von den Beteiligten 
mit der einfachen weiteren Beſchwerde angefochten werden. 
Über die weitere Beſchwerde entſcheidet gemäß der VO. über 
die Zuſtändigkeit der Oberlandesgerichte in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit und der Koſtenordnung vom 
23. März 1936 (RG Bl. I, 251) das KG. oder das OLG. 
München; notfalls entſcheidet das NG. 

Die Befugnis zur Einlegung der weiteren Beſchwerde iſt 
nicht davon abhängig, daß der Beſchwerdeführer den Antrag 
auf gerichtliche Entſcheidung geſtellt oder gegen die Entſchei⸗ 
dung des AG. Beſchwerde eingelegt hat. 

Ebenſo iſt die Rechtslage, wenn das LG. im zweiten 
Rechtszuge eine anweiſende Verfügung des AG. (vgl. unter B) 
aufhebt, alſo die Entſcheidung des Standesbeamten wieder⸗ 
herſtellt. Obgleich in dieſem Falle die erſte Beſchwerde die 
ſofortige war, iſt die weitere Beſchwerde nur die einfache, an 
keine Friſt gebundene Beſchwerde. 

d) Hebt das LG. im zweiten Rechtszuge die ablehnende 
Entſcheidung des AG. (vgl. unter a) auf und weiſt es dem⸗ 
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gemäß den Standesbeamten zu der beantragten Amtshandlung 
an, oder beſtätigt es die anweiſende Entſcheidung des AG. 
(vgl. unter 6), jo gilt für Zuſtellung und Anfechtung der 
landgerichtlichen Entſcheidung das unter 6 Ausgeführte. Die 
weitere Beſchwerde iſt in dieſen beiden Fällen die ſofortige, 
un die Notfriſt von zwei Wochen gebundene Beſchwerde. Der 
Standesbeamte darf der Anweiſung erſt entſprechen, wenn ihm 
eine mit dem Zeugnis der Rechtskraft verſehene Ausfertigung 
der landgerichtlichen Entſcheidung von den Beteiligten vor⸗ 
gelegt wird. - 

e) Zu erwähnen iſt noch der Fall, daß das Gericht (AG. 
oder LG.) dem Antrage der Beteiligten oder der Aufſichts⸗ 
behörde nur zum Teil entſpricht, zum anderen Teil aber die 
Auffaſſung des Standesbeamten billigt. In ſolchem Falle 
unterliegt der anweiſende Teil der Entſcheidung der ſofortigen 
Beſchwerde; es gilt alſo das unter 6 Ausgeführte. Im übrigen 
findet, ſoweit nämlich eine Anweiſung des Standesbeamten 
abgelehnt iſt, die einfache Beſchwerde ſtatt; es gilt das unter « 
Ausgeführte. 

2. Nachdem das Geſetz in 8 46 beſtimmt hat, daß der 
Standesbeamte eine Eintragung im Familien⸗, Geburten⸗ 
und Sterbebuch nicht ändern darf, daß Zuſätze und Streichun⸗ 
gen nur zuläſſig ſind, ſolange die Eintragung noch nicht ab⸗ 
geſchloſſen iſt, und daß in einer abgeſchloſſenen Eintragung 
von dem Standesbeamten nur offenbare Schreibfehler — mit 
Genehmigung der unteren Verwaltungsbehörde — berichtigt 
werden können, fährt es in 8 47 fort: 

„(1) Im übrigen kann eine abgeſchloſſene Eintragung 

nur auf Anordnung des Gerichts berichtigt werden. 

(2) Den Antrag auf Berichtigung können alle Beteilig⸗ 
ten und die Aufſichtsbehörde ſtellen. Sie ſind vor der Ent⸗ 
ſcheidung zu hören.“ 

Weggefallen iſt im neuen Recht das in 8 66 Abſ. 2 des 
Geſetzes von 1875 vorgeſehene Vorverfahren vor der ſtandes⸗ 
amtlichen Aufſichtsbehörde. Dieſes beſtand darin, daß alle Be⸗ 
teiligten gehört wurden, d. h. alle Perſonen, die ein rechtliches 
Intereſſe an der Eintragung haben, alſo nicht nur die Per⸗ 
ſonen, die die zu berichtigende Eintragung unmittelbar be⸗ 
trifft, ſondern auch die, auf deren Recht die beabſichtigte Be⸗ 
richtigung einwirken würde, daß ferner, wenn die Sache noch 
nicht voll aufgeklärt war, geeigneten Falles eine Aufforderung 
an unbekannte Beteiligte durch ein öffentliches Blatt erlaſſen 
wurde, und daß ſchließlich zur völligen Aufklärung andere 
geeignete Maßnahmen ergriffen wurden, daß — kurz gejagt — 
die ſtandesamtliche Aufſichtsbehörde das geſamte Beweis⸗ 
material ſammelte (vgl. Stölzel, „PerſStG.“, 4. Aufl. 
1936, S. 156). Dieſe Aufgaben obliegen jetzt dem AG., bei 
dem der Berichtigungsantrag geſtellt wird. Die Möglichkeit 
zur Erfüllung dieſer db gibt ihm 812 R GG. 

Abgeſehen hiervon iſt das Berichtigungsverfahren nicht 
weſentlich umgeſtaltet. Wenn in § 49 Abſ. 1 des neuen 
PerſStG. beſtimmt iſt: 

„Gegen eine Verfügung, ... durch die eine Berich⸗ 
tigung des Familien⸗, Geburten⸗ oder Sterbebuchs angeord⸗ 
net wird, findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt; die Ver⸗ 
fügung wird erſt mit der Rechtskraft wirkſam. Gegen andere 
Verfügungen iſt die einfache Beſchwerde zuläſſig.“, 

ſo entſpricht das der heutigen Rechtslage, die ſich aus 8 20 
Abſ. 1, § 70 Ri. ergibt; auch im geltenden Recht iſt 
gegen eine die Berichtigung anordnende gerichtliche Entſchei⸗ 
dung die ſofortige und gegen eine die Berichtigung ablehnende 
gerichtliche Entſcheidung die einfache Beſchwerde gegeben. 
Erwähnt mag nur ſein, daß die Beſtimmung des heute noch 
geltenden Rechts, wonach das Gericht der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit den Antragſteller auf den Prozeßweg verweiſen 
kann (vgl. 866 Abſ. 2 Satz 3 des Geſetzes von 1875), in 
das neue Perſ St. nicht übernommen iſt. 

Wegen der Einzelheiten des gerichtlichen Berichtigungs⸗ 
verfahrens (Bekanntmachung der Entſcheidung, Beſchwerde⸗ 
befugnis, Beſchwerdefriſt, formelle Rechtskraft) darf auf die 
Ausführungen unter 11 Bezug genommen werden. Die eine 
Berichtigung anordnende Entſcheidung ſteht der den Standes⸗ 
beamten anweiſenden Verfügung, die eine Berichtigung ab- 
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lehnende Entſcheidung der die Anweiſung des Standesbeamten 
ablehnenden Verfügung gleich. 

Ob das gerichtliche Berichtigungsverfahren auch für die 
Eintragungen im zweiten Teil des Blatts im Familienbuch, 
alſo in jenem Teil, der im weſentlichen die Beziehungen der 
Ehegatten zu ihren Vorfahren und ihren Nachfahren verlaut⸗ 
bart, gelten wird, kann erſt nach Erlaß der AusfVO. zu dem 
neuen BerfStG. entſchieden werden. Es iſt durchaus denk⸗ 
bar, daß man für die Eintragungen in dieſem zweiten Teil 
wenigſtens teilweiſe ein vereinfachtes Verfahren zuläßt. 

II. Die Mitwirkung des Rechtswahrers bei der Durch⸗ 
führung des neuen PBerfSt®. beſchränkt ſich nicht auf die im 
„Sechſten Abſchnitt“ des Geſetzes behandelten und unter I 
erörterten beiden Fälle. Ausdrücklich vorgeſehen oder ſtill⸗ 
9 vorausgeſetzt iſt auch in anderen Fällen ſeine Mit⸗ 
arbeit. 

1. Die Mitarbeit bei der Führung des Familienbuchs. 
Die Einführung des Familienbuchs iſt die wichtigſte Neue⸗ 
rung, die das PerſStG. v. 3. Nov. 1937 gebracht hat. Im 
PerſStGG. von 1875 wurde, von der Entwicklung des Einzel⸗ 
menſchen ausgehend, zunächſt die Beurkundung der Geburten, 
dann die Beurkundung der Eheſchließung und zuletzt die Be⸗ 
urkündung des Todes behandelt. Das Geſetz von 1937 ſtellt 
in den Vordergrund die Familie und ihre Entwicklung. Die 
Grundlage der Familie iſt die Ehe. Deshalb ſtehen im neuen 
Geſetz an erſter Stelle die Beſtimmungen über Aufgebot und 
Familienbuch. Erſt dann folgen die Vorſchriften über das 
Geburtenbuch und an letzter Stelle ſchließen ſich — wie bis⸗ 
her — die Beſtimmungen über das Sterbebuch an. 

Die Einführung des Familienbuchs wird in der Amt⸗ 
lichen Begründung zu dem Geſetz beſonders eingehend be⸗ 
handelt. Aus dieſer Begründung ergibt ſich ohne weiteres, wie 
wichtig auch die Mitwirkung des Rechtswahrers bei der Füh⸗ 
rung des Familienbuchs ift. 

„Jede einzelne Beurkundung in den Standesregiſtern 
ſtand bisher abgeſchloſſen für ſich da. Zwiſchen den Beurkun⸗ 
dungen von Geburt, Heirat und Tod desſelben Menſchen war 
keine Verbindung hergeſtellt. Noch weniger waren Familien⸗ 
zuſammenhänge kenntlich gemacht. Dieſer Mangel hat ſich 
beſonders ſeit 1933 in ſteigendem Maße bemerkbar gemacht. 
Die Sippenforſchung, die in weiten Kreiſen des Volkes immer 
größeres Intereſſe fand, iſt durch das Fehlen von verbinden⸗ 
den Eintragungen ſehr erſchwert. Beſonders fühlbar wurde der 
Mangel für zahlreiche Volksgenoſſen, die auf Grund der An⸗ 
ordnungen des Staates oder der Partei ihre Abſtammung bis 
zu einem weiter zurückliegenden Zeitpunkt nachweiſen mußten. 
Auch erb- und raſſenbiologiſche Forſchungen litten unter dem 
Mangel. In einem gewiſſen Umfange hat die VO. des RIM. 
über ſtandesamkliche Hinweiſe v. 14. Febr. 1935 (RGBl. I, 
201) ſchon eine Anderung geſchaffen. Dieſe VD., die auf eine 
preuß. VO. v. 31. Dez. 1925 (PrGS. 1926, 5) zurückgeht, 
ordnet zum erſten Male für das geſamte Reichsgebiet an, daß 
in beſtimmtem Umfange eine Verbindung zwiſchen den Regiſter⸗ 
eintragungen über denſelben Menſchen oder dieſelbe Familie 
hergeſtellt wird. So muß bei dem Geburtseintrag eines ehe⸗ 
lichen Kindes auf die Stelle hingewieſen werden, wo die Heirat 
der Eltern beurkundet iſt (8 1 der VO.); beim Geburtseintrag 
eines unehelichen Kindes wird die Stelle bezeichnet, wo ſich 
der Geburtseintrag der Mutter befindet ($5 der VO.). Die 
Beurkundungen von Geburt, Heirat und Tod desſelben Men⸗ 
ſchen werden durch verbindende Hinweiſe zueinander in Be⸗ 
ziehung geſetzt (vgl. 88 8, 9, 13 der VO.) 

Das neue PerſStch. geht über dieſe erſten Anfänge hinaus. 
In Zukunft werden die verwandtſchaftlichen Zuſammenhänge 
der Angehörigen einer Familie, die Zuſammenhänge zwiſchen 
Vor⸗ und Nachfahren, aus den Standesbüchern in vollem Um⸗ 
fange erſichtlich ſein. Dies wird erreicht durch die Einrich⸗ 
tung eines Familienbuchs (vgl. die SS 9ff. des Entwurfs). 
Jeder neugegründeten Familie wird bei der Eheſchließung im 
Familienbuch ein beſonderes Blatt gewidmet, das aus zwei 
Teilen beſteht. Während der erſte Teil der Beurkundung der 
Heirat dient, dient der zweite Teil der Feſtſtellung der ver⸗ 
wandtſchaftlichen Zuſammenhänge der einzelnen Familien⸗ 
mitglieder. In dieſem zweiten Teil werden bei der Ehe⸗ 
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ſchließung die Eltern der Ehegatten ſowie Ort und Tag ihrer 
Geburt und ihrer Heirat vermerkt; damit iſt der Zuſammen⸗ 
hang mit den Vorfahren hergeſtellt. In den zweiten Teil 
werden ferner die gemeinſamen Kinder der Ehegatten (und die 
unehelichen Kinder weiblicher Abkömmlinge) unter Angabe 
des Ortes und Tages ihrer Geburt eingetragen; jede Ande 
rung des Perſonenſtandes der Kinder wird hier vermerkt. 
Erſt wenn das Kind bei feiner eigenen Eheſchließung ein be⸗ 
ſonderes Blatt im Familienbuch erhält, hören die Eintragungen 
im Familienbuch der Eltern auf. Die Eintragung der Heirat 
des Kindes unter Angabe der Stelle, wo für das Kind das 
eigene Familienbuch geführt wird, beſchließt die Eintragungen 
über dieſes Kind im Familienbuch der Eltern. Damit iſt der 
Zuſammenhang mit den Nachfahren hergeſtellt. Die Durch⸗ 
führung dieſer Regelung wird es in ſpäterer Zukunft einmal 
ermöglichen, die im Deutſchen Reich anſäſſigen Familien 
durch die Geſchlechter hindurch zu verfolgen. 

Die Einführung des Familienbuchs wird dazu beitragen, 
im einzelnen Menſchen den Familienſinn und das Gefühl 
dafür zu ſtärken, daß er verbindendes Glied in einer langen 
Kette von Geſchlechtern iſt. Dadurch wird in ihm auch das 
Gefühl der Verantwortung geweckt, die er ſelbſt für die Er⸗ 
haltung ſeines Geſchlechts und damit zugleich für die Zukunft 
des deutſchen Volkes trägt. 

Im Familienbuch ſoll auch die raſſiſche Einordnung der 
Ehegatten, die der Standesbeamte ſchon jetzt vor der Ehe⸗ 
ſchließung zwecks Ermittelung etwaiger Ehehinderniſſe feſt⸗ 
ſtellen muß, vermerkt werden. Damit wird erreicht, daß in 
etwa 30 Jahren die raſſiſche Einordnung der weitaus über⸗ 
wiegenden Zahl aller im Deutſchen Reich lebenden Menſchen 
aus den Familienbüchern erſichtlich iſt. Für die Durchführung 
von raſſepflegeriſchen Maßnahmen iſt das von großem Wert. 
Auf die Bedeutung, die die Einführung des Familienbuchs 
für die erbpflegeriſchen Maßnahmen des Dritten Reichs hat, 
braucht nicht beſonders hingewieſen zu werden; nach einer 
beſtimmten Zeit werden die Sippengenoſſen eines Menſchen 
ohne größere Schwierigkeiten aus den Familienbüchern feſt⸗ 
geſtellt werden können.“ 

Der Erfolg, den der Geſetzgeber durch die Einrichtung 
von Familienbüchern erreichen will, kann nur dann erreicht 
werden, wenn alle Stellen, die an der Durchführung des 
Geſetzes mitzuwirken haben, die ihnen obliegenden Aufgaben 
ſorgfältig erfüllen. Insbeſondere iſt größter Wert darauf zu 
legen, daß die Mitteilungspflichten, die in der Ausf VO. noch 
näher beſtimmt werden, peinlichſt beachtet werden. Die — viel⸗ 
leicht wichtigſten — Beſtimmungen in 8 15 Abſ. 1 und 3 des 
Geſetzes machen ſolche Mitteilungspflichten in weitem Um⸗ 
fange unentbehrlich. In § 15 Abſ. 1 und 3 heißt es: 

„(1) Der zweite Teil (des Blatts im Familienbuch) iſt ſtän⸗ 
dig fortzuführen. Insbeſondere ſind einzutragen: 
1. die Vornamen ſowie Ort und Tag der Geburt der 
gemeinſamen Kinder, 
2. die Vornamen ſowie Ort und Tag der Geburt von 
unehelichen Kindern weiblicher Abkömmlinge. 
Pi 
(3) Das Blatt wird für jeden Abkömmling Solange fort 
geführt, bis er ſelbſt ein Blatt im Familienbuch erhält.“ 

Wie ſich dieſe Beſtimmung praktiſch auswirken wird, habe 
ich an zwei häufig vorkommenden Fällen gezeigt!). Sie machen 
die Bedeutung der Mitteilungspflichten am beſten deutlich 
und ſeien deshalb auch hier mitgeteilt. 


Es wird bei dem Standesbeamten angezeigt, daß ein ehe⸗ 
liches Kind geboren iſt. Der Standesbeamte beurkundet die 
Geburt im Geburtenbuch. Er muß im Anſchluß hieran tun⸗ 
lichſt bald dem Standesbeamten, bei dem das Familienbuch 
über die Eltern des Kindes geführt wird, von der Geburt 
unter Angabe des Eintrags Mitteilung machen. Dieſe Mit⸗ 
teilung iſt erforderlich, damit das Kind entſprechend der Vor⸗ 
ſchrift des § 15 Abſ. 1 Nr. 1 des Geſetzes im zweiten Teile des 
Familienbuchs ſeiner Eltern eingetragen werden kann. Dem⸗ 
nächſt geht nun dem Standesbeamten, der die Geburt des 
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der Geburt des Kindes Mitteilung gemacht hat, jetzt auch 
von der gerichtlichen Feſtſtellung der Unehelichkeit des Kindes 
Kenntnis geben müſſen. Der empfangende Standesbeamte muß 
alsdann die erforderliche Berichtigung in ſeinem Familien⸗ 
buch vornehmen. Der Vorſchrift des § 15 des Geſetzes iſt 
damit aber noch nicht genügt. Nach § 15 Abi. 1 Nr. 2 find 
im zweiten Teil des Blatts im Familienbuch die unehelichen 
Kinder weiblicher Abkömmlinge einzutragen. Uneheliche Kinder 
müſſen alſo im zweiten Teil des Familienbuchs ihrer Groß⸗ 
eltern mütterlicherſeits erſcheinen. Der Standesbeamte, der die 
Feſtſtellung der Unehelichkeit am Rande des Geburtseintrags 
vermerkt hat, muß alſo noch feſtſtellen, wo das Familienbuch 
über die Großeltern des Kindes von der mütterlichen Seite 
geführt wird, wo alſo die Mutter des Kindes im zweiten Teil 
eines Familienbuchs erſcheint. Auch dieſem Standesbeamten 
muß er die erforderlichen Mitteilungen machen, damit der 
Vorſchrift des § 15 Abi. 1 Nr. 2 des Geſetzes genügt wird. 

Als zweites Beiſpiel ſei der ſehr häufige Fall gewählt, 
daß ein unehelich geborenes Kind durch die Eheſchließung 
ſeiner Eltern die Rechtsſtellung eines ehelichen Kindes er⸗ 
langt hat. 

Der Standesbeamte, der die uneheliche Geburt eines 
Kindes beurkundet hat, hat dafür zu forgen, daß das Kind 
tunlichſt bald in einem deutſchen Familienbuch an der für es 
beſtimmten Stelle erſcheint. Das Kind muß — wie im erſten 
Beiſpiel ausgeführt — im zweiten Teil des Familienbuchs 
ſeiner Großeltern mütterlicherſeits eingetragen werden, weil 
dort auch die uneheliche Mutter gemäß 8 15 Abſ. 1 Nr. 1 
des Geſetzes eingetragen iſt (vorausgeſetzt wird dabei, daß die 
Mutter ehelich geboren iſt). Der Standesbeamte, der die Ge⸗ 
burt beurkundet hat, muß alſo die erforderlichen Feſtſtellungen 
treffen und dem ſo ermittelten Standesbeamten von der Ge⸗ 
burt des Kindes unter Bezeichnung des Geburtseintrags 
Kenntnis geben. Der empfangende Standesbeamte macht die 
erforderliche Eintragung. Demnächſt heiratet die Mutter den 
Vater des Kindes. Dadurch erlangt das Kind die rechtliche 
Stellung eines ehelichen Kindes. Der Standesbeamte, der die 
Geburt des Kindes beurkundet hat, erhält die Entſcheidung 
des Vormundſchaftsgerichts, in der die Legitimation des Kindes 
feſtgeſtellt iſt (vgl. 8 31 Abſ. 1 des Geſetzes). Er macht einen 
entſprechenden Randvermerk beim Geburtseintrag. Er be⸗ 
nachrichtigt ferner den Standesbeamten, dem er von der 
Geburt des Kindes Mitteilung gemacht hat; denn in deſſen 
Familienbuch (dem Familienbuch der Großeltern des Kindes 
von mütterlicher Seite) ſteht das Kind noch als uneheliches 
Kind einer Tochter verzeichnet. Der empfangende Standes⸗ 
beamte macht nach dem Empfang der Mitteilung eine ent⸗ 
ſprechende Eintragung in dieſem Familienbuch. Das Kind 
muß aber nun auch in dem Familienbuch erſcheinen, das für 
feine Eltern bei der Eheſchließung angelegt worden iſt (8 15 
Abf. 1 Nr. 1 des Geſetzes). Deshalb muß auch dieſer Standes⸗ 
beamte von der Geburt des Kindes und von der Feſtſtellung 
des Vormundſchaftsgerichts benachrichtigt werden. 

Die beiden Beiſpiele ſollten an ſich nur Bedeutung und 
Umfang der Mitteilungspflichten deutlich machen und ſind, 
wie aus ihrer erſten Veröffentlichung an anderer Stelle hervor⸗ 
geht, auch nur zu dieſem Zweck ausgewählt. In beiden Fällen 
war aber, wie man geſehen hat, ſchon eine Mitwirkung von 
Rechtswahrern erforderlich. Häufig wird — wie in den beiden 
Beiſpielen — der Rechtswahrer nur dem Standesbeamten, der 
die Geburt des Kindes beurkundet hat, zum Geburtenbuch 
eine Mitteilung zu machen haben. Dieſe Mitteilungen ſind 
aber, wie die Beiſpiele ebenfalls deutlich gezeigt haben, mittel⸗ 
bar auch für die ordnungsmäßige Führung des Familienbuchs 
von Bedeutung. Und zwar iſt dieſe mittelbare Wirkung im 
Rahmen des 815 des Geſetzes die Regel. Es wird deshalb auf 
die Ausführungen unter II 2 verwieſen. 
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Dagegen hat der Rechtswahrer, ſoweit die Führung des 
erſten Teils des Blatts im Familienbuch in Betracht kommt, 
alſo des Teils, der dem bisherigen Heiratsregiſter entſpricht, 
die ordnungsmäßige Führung durch ſeine Mitarbeit zu unter⸗ 
ſtützen. Nach 8 12 des Geſetzes werden am Rande des Heirats⸗ 
eintrags vermerkt: 


a) der Tod und die Todeserklärung eines Ehegatten, 
b) die Scheidung der Ehe, 

c) die Nichtigerklärung der Ehe, 

d) die Feſtſtellung des Nichtbeſtehens der Ehe. 


Der Umfang der Mitteilungspflichten ergibt ſich aus 
dieſer Aufzählung ohne weiteres. Nicht mehr eingetragen 
werden die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft und deren 
Wiederherſtellung; denn die entſprechenden materiellrechtlichen 
Vorſchriften der 88 1575, 1576 BGB. ſollen nach den Aus⸗ 
führungen in der amtlichen Begründung im künftigen Schei⸗ 
dungsrecht beſeitigt werden. 

Nach 8 13 des Geſetzes ſollen am Rande des Heirats⸗ 
eiutrags ferner vermerkt werden: 


a) die Anderung und allgemein bindende Feſtſtellung des 
Namens der Ehegatten ſowie jede Anderung ihres Per⸗ 
ſonenſtandes, 


b) der Wechſel des religiöſen Bekenntniſſes. 


Es iſt anzunehmen, daß der Fragenkreis, der ſich mit der 
Anderung und Feſtſtellung von Namen befaßt, demnächſt ein⸗ 
heitlich geregelt werden wird. Eine Anderung des Perſonen⸗ 
ſtandes von Ehegatten (etwa infolge Annahme an Kindes 
Statt) iſt ſelten, aber möglich. Es kann alſo eine Mitwirkung 
von Rechtswahrern in Betracht kommen. Auch iſt denkbar, daß, 
ſoweit nach geltendem Recht der Austritt aus einer Religions⸗ 
geſellſchaft vor dem AG. erklärt werden muß, dem AG. eine 
Mitteilungspflicht auferlegt wird. 


2. Die Mitarbeit bei der Führung des Ge⸗ 
burtenbuchs. 


a) Der wichtigſte Fall der Mitwirkung des Gerichts iſt 
in 831 Abf. 1 des Geſetzes enthalten. Dort iſt beſtimmt: 


„Hat ein uneheliches Kind durch die Heirat ſeiner 
Eltern die Rechtsſtellung eines ehelichen Kindes erlangt, ſo 
ſtellt das Vormundſchaftsgericht dies feſt und ordnet die 
Beiſchreibung am Rande des Geburtseintrags an.“ 


Eine entſprechende Beſtimmung war ſchon in 8 26 Abſ. 2 des 
alten Geſetzes aufgenommen worden. Sie hatte allerdings 
praktiſch keine beſonders große Bedeutung erlangt. Meiſt wurde 
bei der Eheſchließung der Eltern nur das Vaterſchaftsanerkennt⸗ 
nis abgegeben und beim Geburtseintrag die Eheſchließung der 
Eltern vermerkt. Das gerichtliche Feſtſtellungsverfahren bil⸗ 
dete die Ausnahme. Dies ſoll in Zukunft anders werden. Das 
kann dadurch erreicht werden, daß dem Standesbeamten, vor 
dem die Eltern des Kindes die Ehe miteinander eingehen, zur 
Pflicht gemacht wird, dem zuſtändigen Vormundſchaftsgericht 
von der Eheſchließung Kenntnis zu geben. Vor allem wäre 
es aber ſehr bedeutſam, wenn die Übertragung des Kindes 
aus dem Familienbuch ſeiner Großeltern mütterlicherſeits, wo 
es als uneheliches Kind einer Tochter verzeichnet iſt, in das 
Familienbuch ſeiner Eltern, wo es als gemeinſchaftliches ehe⸗ 
liches Kind erſcheinen würde, von der Feſtſtellung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts gemäß 831 Abſ. 1 des Geſetzes abhängig 
gemacht werden würde, wenn aljo das bloße Vaterſchafts⸗ 
anerkenntnis im Zuſammenhang mit der Eheſchließung zwi⸗ 
ſchen der Mutter des Kindes und dem Anerkennenden zur 
Übertragung nicht ausreichen würde. Die hervorragende Be⸗ 
deutung der vormundſchaftsgerichtlichen Feſtſtellung gegenüber 
dem Vaterſchaftsanerkenntnis ergibt ſich auch ſchon aus dem 
Geſetz ſelbſt. Wenn das Vormundſchaftsgericht feſtgeſtellt hat, 
daß das Kind durch die Eheſchließung ſeiner Eltern ehelich 
geworden iſt, dann iſt für die Eintragung eines Anerkennt⸗ 
niſſes der Vaterſchaft kein Raum mehr (vgl. 831 Abſ. 2 des 
Geſetzes). Andererſeits wird die vormundſchaftsgerichtliche 


Feſtſtellung ſelbſtverſtändlich auch dann am Rande des Ge⸗ 
burtseintrags des Kindes vermerkt, wenn ſchon ein Vater⸗ 
ſchaftsanerkenntnis gemäß § 29 Abſ. 1 des Geſetzes ein⸗ 
getragen iſt. 


b) Im übrigen ergibt ſich eine Mitarbeit des Rechts⸗ 
wahrers vor allem aus 830 des Geſetzes, das folgendes be⸗ 
ſtimmt: 

„(J) Ein Randvermerk (zum Geburtseintrag des Kindes) iſt 
ferner einzutragen, wenn die Abſtammung oder der 
Name eines Kindes mit allgemein bindender Wirkung 
feſtgeſtellt oder wenn der Perſonenſtand oder der Name 
des Kindes geändert wird. 


(2) Dem Standesbeamten, der die Geburt des Kindes be⸗ 
urkundet hat, iſt eine beglaubigte Abſchrift der Urkunde 
zu überſenden, aus der ſich der Vorgang ergibt.“ 


In dieſem 8 30 werden vier Rechtsvorgänge voneinander 
geſchieden: 


a) Die Feſtſtellung der Abſtammung eines Kindes mit 
allgemein bindender Wirkung. Das Geſetz geht, wie ſich aus 
der Amtlichen Begründung ergibt, davon aus, daß im künf⸗ 
tigen Recht des unehelichen Kindes eine Regelung erfolgen 
wird, die eine allgemein bindende Feſtſtellung der Abſtam⸗ 
mung von Amts wegen vorſieht. Es fallen aber hierunter 
auch die nach geltendem Recht im Verfahren nach den 
88 640 ff. ZPO. ergehenden Entſcheidungen, ſoweit ſie für 
und gegen alle wirken (8 643 ZPO.). Dagegen werden ge⸗ 
richtliche Entſcheidungen, die über die Abſtammung einer 
Perſon nur im Verhältnis der Prozeßparteien zueinander 
Feſtſtellungen treffen (8 256 ZPO.), am Rande des Geburts⸗ 
eintrags nicht vermerkt. 


b) Die Feſtſtellung des Namens des Kindes mit allgemein 
bindender Wirkung. Mit der Einführung eines ſolchen Namens⸗ 
feſtſtellungsverfahrens iſt in abſehbarer Zeit zu rechnen. 


c) Die Anderung des Perſonenſtandes. Hierher gehören 
3. B. Legitimation infolge Eheſchließung (vgl. hierzu aber die 
Sonderregelung in 8 31 des Geſetzes), Ehelichkeitserklärung, 
n an Kindes Statt, Aufhebung des Annahmeverhält⸗ 
niſſes. 


d) Die Anderung des Namens. Hierher gehört in erſter 
Linie die fog. behördliche Namensänderung, aber auch die 
Namensänderung infolge Einbenennung ($ 1706 BGB.) oder 
durch Annahme des Hofesnamens ſeitens des Anerben (vgl. 
88 27, 28 REG). 


Aus dieſer kurzen Erörterung des § 30 des Geſetzes dürfte 
ſich deutlich ergeben, in welchen Fällen eine Mitwirkung des 
Rechtswahrers (insbeſondere des Richters und Notars) in 
Betracht kommt. 


3. Die Mitarbeit bei der Führung des Sterbe⸗ 
buch s. 


Es kommt im weſentlichen nur 8 40 in Betracht. Todes⸗ 
erklärungen werden von dem AG., das die Todeserklärung 
ausſpricht, der zentralen Regiſtrierungsſtelle, dem Standes⸗ 
beamten des Standesamts I in Berlin, zwecks Eintragung in 
das Buch für Todeserklärungen mitzuteilen ſein. 


* 


Dieſe kurzen Ausführungen, die auf Vollſtändigkeit keinen 
Anſpruch erheben, dürften gezeigt haben, daß die Mitwirkung 
des deutſchen Rechtswahrers bei der Durchführung unſeres 
neuen PerſStG. recht mannigfach iſt. Dabei ſind nur die Falle 
in den Kreis der Erörterung gezogen, in denen eine unmittel⸗ 
bare Mitwirkung in Betracht kommt. Ausgeſchaltet ſind alle 
Fälle, in denen er durch ſeine Entſcheidung nur eine Voraus⸗ 
ſetzung für das Tätigwerden des Standesbeamten ſchafft, etwa 
durch Beſeitigung von Ehehinderniſſen uſw. Eines haben die 
Ausführungen aber hoffentlich gezeigt: Zur reibungsloſen und 
erfolgreichen Durchführung unſeres Perſ StG. bedürfen wir 
auch der ſorgfältigen Mitarbeit des deutſchen Rechtswahrers. 
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Die Streupflicht auf den Gehbahnen 
unter beſonderer Berückſichtigung der verhältniſſe Berlins 


Von Aſſeſſor Richard Brabant, Berlin 


Nach der bekannten Rechtſprechuug des NG. zu 8 823 
BGB. muß derjenige, der auf dem ihm gehörigen oder ſeiner 
Verfügung unterſtehenden Grund und Boden einen Verkehr 
für Menſchen eröffnet, auch für die Verkehrsſicherheit Sorge 
tragen. Wenn durch Vernachläſſigung dieſer Verkehrsſiche⸗ 
rungspflicht einem Dritten auf einem öffentlichen Wege ein 
Schaden entſteht, fo trifft die Erſatzpflicht grundſätzlich den 
Wegeunterhaltungspflichtigen. Die Perſon des Grundeigen⸗ 
tümers, die mit der des Wegeunterhaltungspflichtigen nicht 
identiſch zu ſein braucht, ſcheidet hier aus, da der Eigentümer 
des den Wegekörper bildenden Grundſtücks durch die Über⸗ 
laſſung ſeines Grundſtücks für den allgemeinen Gebrauch alle 
ſeine aus dem Eigentum entſpringenden öffentlich⸗ rechtlichen 
Pflichten bezüglich des Verkehrs erfüllt hat (OVG. 18, 415; 
Germershauſen⸗Seydel, „Wegerecht und Wegeverwal⸗ 
tung in Preußen“, 4. Aufl., S. 153). Da nach öffentlichem 
Recht regelmäßig die Gemeinde wegeunterhaltungspflichtig iſt, 
in deren Bereich die öffentlichen Wege liegen, ſo haben grund⸗ 
ſätzlich auch die Gemeinden für den verkehrsſicheren Zuſtand 
der Ortsſtraßen zu ſorgen. Die öffentlich⸗rechtliche Wegeunter⸗ 
haltungspflicht hindert nicht die aus der Verkehrseröffnung 
folgende privatrechtliche Verantwortlichkeit. Eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht der Gemeinde für Unfälle, die durch Verletzung 
ihrer Verkehrsſicherungspflicht entſtanden ſind, beſteht zwar 
nicht immer, da auf öffentlichen Wegen nicht eine völlige 
Sicherheit gegen jede nur denkbare Gefahr verlangt werden 
und dem Geſchädigten ein eigenes Verſchulden entgegengehalten 
werden kann; jedoch muß grundſätzlich mit einer Verkehrs⸗ 
ſicherheit gerechnet werden können, die auf der Straße jede 
erlaubte Verkehrshandlung geſtattet. 


Gerade in der jetzigen Jahreszeit beruht ein großer Teil 
der ſich auf den Gehbahnen ereignenden Unfälle auf einer 
Vernachläſſigung der Streupflicht. Da die Verpflichtung zum 
Streuen bei Glätte aus der Sorge für die Verkehrsſicherheit 
entſpringt, liegt ſie an ſich der Gemeinde als der Wegeunter⸗ 
haltungspflichtigen ob. Eine beſondere geſetzliche Bezeichnung 
als Gemeindeaufgabe — wie ſie z. B. in dem preuß. Geſetz 
über die Reinigung öffentlicher Wege v. 1. Juli 1912 (Wg.) 
erfolgt iſt — erſcheint daher nicht nötig. Gerade bei der Streu⸗ 
pflicht bildet jedoch die Ausnahme von dem obigen Satz, daß 
die Verkehrsſicherungspflicht der Gemeinde obliegt, die Regel. 
Die Streupflicht trifft in Städten vielfach die Anlieger. Die 
Verpflichtung der Gemeinde entfällt damit. Praktiſche Er⸗ 
wägungen ſind hierzu der Anlaß geweſen. Deun bei dem ſtets 
plötzlich erfolgenden Auftreten von Glätte durch Eis oder 
Schnee kann eine größere Gemeinde unmöglich ſofort und 
gleichmäßig ſämtliche Wege beſtreuen. Durch die Verteilung 
der Streupflicht auf die einzelnen Anlieger, die zu einem 
ſofortigen Streuen vor ihren Häufern beſſer in der Lage find, 
kann allein der Gefahr der Glätte unverzüglich und gleich⸗ 
mäßig entgegengetreten werden. Die Abwälzung iſt daher 
ſowohl aus polizeilichen als auch aus gemeindewirtſchaftlichen 
Rückſichten erwünſcht. Die Rechtsgrundlage zur Übertragung 
der Streupflicht auf die Straßenanlieger kann verſchieden fein. 
Sowohl auf Gewohnheitsrecht als auch auf beſonderen geſetz⸗ 
lichen Titeln kann die Abwälzung beruhen. Die gewohnheits⸗ 
rechtliche Übertragung der Streupflicht auf die Anlieger hat 
ſich beſonders im Rahmen der Obſervanz entwickelt. Eine 
reichsgeſetzliche übertragung iſt bisher nicht erfolgt, die Mehr⸗ 
zahl der Länder hat lediglich die Gemeinden ermächtigt, durch 
Ortsgeſetz oder Polizeiverordnung die Streupflicht zu über⸗ 
tragen. Jedoch iſt hier gleich darauf hinzuweiſen, daß durch 
Ortsgeſetz und Polizeiverordnung allein eine Streupflicht der 
Anlieger nicht begründet werden kann. Eine Polizeiverordnung 
kann nur die Art und Weiſe der beſtehenden Streupflicht 
regeln. 


Das preuß. WRG. ſieht daher im § 5 vor, daß ein unter 
polizeilicher Zuſtimmung zu erlaſſendes Ortsſtatut die Ver⸗ 
pflichtung zur polizeimäßigen Reinigung öffentlicher Wege 
ganz oder teilweiſe für die ganze geſchloſſene Ortslage, ein⸗ 
zelne Teile derſelben, einen oder mehrere beſtimmte in ihr 
belegene Wege oder Wegeteile den Eigentümern der angrenzen⸗ 
den Grundſtücke oder einzelnen Klaſſen derſelben auferlegen 
kann. Die polizeimäßige Reinigung ſteht im Gegenſatz zu 
dem Begriff der verkehrsmäßigen Reinigung, die als Teil der 
Wegebaulaſt die Beſeitigung von Verkehrshinderniſſen oder 
Erſchwerungen zur ungeſtörten Aufrechterhaltung des Verkehrs 
als Aufgabe hat, während die polizeimäßige Reinigung weiter⸗ 
gehend auch den polizeilichen Anforderungen hinſichtlich der 
Geſundheitspflege und Reinlichkeit Rechnung trägt. Schnee⸗ 
räumung und Beſtreuen mit abſtumpfenden Stoffen ſind zur 
polizeimäßigen Reinigung zu rechnen, wie es auch §1 WRE. 
ausdrücklich ausſpricht. 


Auf die Perſönlichkeit des Anliegers kommt es nicht an. 
Sowohl Einzeleigentümer als auch juriſtiſche Perſonen oder 
öffentliche Körperſchaften als Grundſtückseigentümer können 
ſtreupflichtig ſein. Die Reinigungspflicht kann nur dem Eigen⸗ 
tümer, nicht dem Beſitzer oder Verwalter durch Ortsgeſetz 
auferlegt werden. Steht das Grundſtück im Eigentum nicht 
nur einer Perſon, fo kann die Erfüllung der Reinigungspflicht 
von jedem Miteigentümer verlangt werden. Gehört das an⸗ 
liegende Grundſtück einer im geſetzlichen Güterſtand der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung lebenden Ehefrau, ſo kommt allein 
der Ehemann als Streupflichtiger in Betracht. Da der Mann 
das Verwaltungsrecht über das eingebrachte Gut hat, treffen 
ihn auch die aus der Verwaltung des Hauſes Dritten gegenüber 
entſpringenden Pflichten (KG.: ZW. 1936, 1609). Befindet 
ſich das anliegende Grundſtück in Zwangsverwaltung, ſo haftet 
der Schuldner als Vermieter gegenüber dem Mieter für einen 
durch nicht ordnungsmäßiges Streuen entſtandenen Unfall⸗ 
ſchaden weder aus Vertrag noch aus unerlaubter Handlung 
(KG.: DWohn Arch. 1937, 81). Die Streupflicht trifft hier 
den Zwangsverwalter. — Gleichgültig iſt, ob das Grundſtück 
privaten oder öffentlichen Zwecken dient. Unerheblich iſt ferner, 
ob es ſich um ein bebautes oder ein unbebautes Grundſtück 
handelt. Das Grundſtück muß nur unmittelbar an die öffent⸗ 
liche Straße grenzen. Es darf durch kein fremdes Grundſtück 
von der Straße getreunt fein. Nach der für das preußiſche 
Gebiet geltenden Rechtsauffaſſung iſt als reinigungspflichtiger 
Anlieger auch der anzuſehen, zwiſchen deſſen Grundſtück und 
der Straße ein in fremdem Eigentum ſtehender, als Vor⸗ 
gartenland zu erachtender Streifen liegt, wenn dieſer Streifen 
als ſelbſtändiges Grundſtück nicht in Frage kommt (KG.: 
336. Erg. 7, 239). 

Von dem Recht zur Übertragung der Streupflicht auf 
die Anlieger durch Ortsſtatut hat die Reichshauptſtadt in ge⸗ 
wiſſem Umfang durch die „Satzung über die Straßenreinigung“ 
v. 13. April 1933 u. 13. März 1935 Gebrauch gemacht. Von 
den in die Klaſſen A, B und C eingeteilten Straßen ihres 
Gebiets hat fie bei den zum Straßenverzeichnis B gehörigen, 
außerhalb der geſchloſſenen Ortslage belegenen Straßen die 
Verpflichtung zur Reinigung des Fahrdamms und der Geh⸗ 
bahn in vollem Umfang übernommen. Die C⸗Straßen, zu denen 
einige Pripatſtraßen und Straßen mehr ländlicher Ortsteile 
der Außenbezirke gehören, reinigt die Stadt überhaupt nicht. 
Bei den Straßen des Verzeichniſſes A, zu denen im weſent⸗ 
lichen die Straßen der geſchloſſenen Ortslage gehören, reinigt 
die Stadt die Fahrdämme und Gehbahnen, überträgt jedoch 
die Reinigung der Gehbahnen von Schnee und Eis und das 
Beſtreuen mit abſtumpfenden Stoffen bei Glätte den Anliegern. 
Bei deren Leiſtungsunfähigkeit iſt aber die Stadt fubfidiär an 
ihrer Stelle zur polizeimäßigen Reinigung verpflichtet. Zur 
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Nutzung oder zum Gebrauch des anliegenden Grundſtücks ding⸗ 
lich Berechtigte ſind dem Eigentümer gleichgeſtellt, wenn ihnen 
nicht bloß eine Grunddienſtbarkeit oder eine beſchränkte per⸗ 
ſönliche Dienſtbarkeit zuſteht. 

Durch die Berliner „Polizeiverordnung über die Straßen⸗ 
reinigung“ v. 21. Okt. 1936 iſt ſodann die Streupflicht ihrer 
Art und ihrem Umfang nach näher beſtimmt worden. Danach 
müſſen nach jedem Schneefall und nach Eintritt von Glatteis 
die Gehbahnen von 7—20 Uhr frei von Schnee und Eis und 
von 7—21 Uhr mit Sand, Aſche oder anderen geeigneten 
Stoffen derart beſtreut ſein, daß gefährliche Glätte nicht ent⸗ 
ſtehen kann. Eiſenroſte in den Gehbahnen müſſen zur Ver⸗ 
hütung von Glätte umwickelt ſein. 

Zu der Frage, welche Anforderungen an die Verkehrs- 
ſicherheit bei Glätte geſtellt werden dürfen, hat ſich eine um⸗ 
fangreiche Rechtſprechung entwickelt, die manches Mal zu einer 
überſpannung der Verkehrsſicherungspflicht hinzuneigen ſcheint. 
Jedenfalls dürften die Geſichtspunkte, daß eine völlige Ge⸗ 
fahrenfreiheit gerade auch bei Schnee und Eisglätte nicht ver⸗ 
langt werden kann, wie auch die Frage des mitwirkenden Ver⸗ 
ſchuldens des Verunglückten nicht immer im erforderlichen 
Maße berückſichtigt worden ſein. 

Der Haftungsgrund des Streupflichtigen für durch ſchuld⸗ 
hafte Verletzung der Verkehrsſicherungspflicht entſtandene Un⸗ 
fälle iſt — abgeſehen von vertraglichen Bindungen — die 
unerlaubte Handlung. Und zwar wird es ſich in der Mehrzahl 
der Fälle um ein Unterlaſſen, die Nichterfüllung der Streu⸗ 
pflicht, handeln. Nicht nur der Abſ. 1 des 8823 BGB. kommt 
in Betracht, ſondern auch die Verletzung eines Schutzgeſetzes 
i. S. des Abſ. 2. Ein derartiges Schußgeſetz können neben 
einer Streupflichtobſervanz ſowohl die Streupflicht auf die 
Anlieger übertragende Ortsſtatute als auch die Streupflicht 
näher regelnde Polizeiverordnungen fein (vgl. Ketterer, 
„Die Streupflicht“, 1935, S. 125 f.). Die Berufung des Ver⸗ 
letzten auf Abſ. 2 des 8 823 hat für ihn den Vorteil, daß er 
lediglich die ſchuldhafte Verletzung des Schutzgeſetzes und den 
urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem Verſtoß gegen das 
Schutzgeſetz und der Entſtehung des Schadens nachzuweiſen 
braucht. Die Stellung des Verletzten im Rechtsſtreit wird noch 
dadurch erleichtert, daß die Rechtſprechung ihm den prima- 
Sacie-Beweis für ein urſächliches Verſchulden des Streupflich⸗ 
tigen zubilligt und dem Beklagten die Führung des Gegen⸗ 
beweiſes überläßt (RGZ. 113, 293 = JW. 1927, 178; RG. 
JW. 1911, 980). Die in ihrem äußeren Tatbeſtand gegebene 
Verletzung des Schutzgeſetzes rechtfertigt zunächſt die Folgerung, 
daß die Unterlaſſung gehörigen Streuens auf einem Ver⸗ 
ſchulden des Streupflichtigen beruht. Sache des Streupflich⸗ 
tigen iſt es, dagegen den Beweis zu führen, daß er alles zur 
Ausführung des Schußgeſetzes Geeignete getan hat oder daß 
es an der Urſächlichkeit eines Verſchuldens fehlt. 

Nicht nur bei im Eigentum von Perſonenmehrheiten oder 
öffentlichen Körperſchaften ſtehenden Häuſern, ſondern auch 
bei zahlreichen Privathäuſern läßt der Hauseigentümer die 
Beſeitigung des Schnees und das Streuen bei Glätte durch 
andere Perſonen ausführen. Gemäß §6 preuß. WRG. kann 
ein anderer für den Streupflichtigen der Ortspolizeibehörde 
gegenüber mit deren Zuſtimmung durch ſchriftliche oder pro⸗ 
tokollariſche Erklärung die Ausführung der Reinigung über⸗ 
nehmen. Der Übernehmer iſt dann zur Reinigung öffentlich» 
rechtlich verpflichtet. Dieſe Übernahme betrifft nur die Aus⸗ 
führung der Streupflicht, nicht jedoch die Verpflichtung zum 
Streuen. Folglich wird daher auch die zivilrechtliche Haftbar⸗ 
keit des Hauseigentümers bei Unfällen durch dieſen Übergang 
der öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtung nicht berührt (RGZ. 
102, 272). Vielmehr hat der ſtreupflichtige Hauseigentümer 
nach 8831 BGB. für die von ihm beauftragte Ausführungs⸗ 
perſon einzuſtehen. Für ſeine Haftung genügt es hier, daß 
die Ausführungsperſon in Ausführung der Verrichtung den 
Schaden dem durch einen Unfall Verletzten widerrechtlich zu⸗ 
gefügt hat. Auf ein Verſchulden der zum Streuen beſtellten 
Perſon kommt es nicht an. An den dem Hauseigentümer ge⸗ 
gebenen Entlaſtungsbeweis aus 8831 Satz 2 ſtellt die Recht⸗ 
ſprechung ſtrenge Anforderungen. Bei der Streupflicht kommt 
es auf die beſondere Zuverläſſigkeit des Ausführenden an 


Neben der Haftung aus 8831 BGB. für die Ausführungs⸗ 
perſon kommt bei juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen und 
des Privatrechts als Hauseigentümer eine ſolche aus $ 31 
BGB. in Betracht. Bei dieſer Organhaftung hat die juriſtiſche 
Perſon für unerlaubte Handlungen, die ihre verfaſſungs⸗ 
mäßigen Vertreter in Ausführung der ihnen zuſtehenden Ver⸗ 
richtungen begangen haben, wie für eigene Handlungen ein⸗ 
zutreten. Die Frage, wer als verfaſſungsmäßig berufener 
Vertreter anzuſehen iſt, mag hier als über den Rahmen dieſer 
Abhandlung hinausgehend unerörtert bleiben. Nur für die 
Gemeinden ſei darauf hingewieſen, daß nach der Deutſchen 
Gemeindeordnung neben dem Bürgermeiſter und den Beigeord- 
neten noch mit ſelbſtändiger Stellung für einen beſtimmten 
Geſchäftsbereich beauftragte Beamte und Angeſtellte als Ver⸗ 
treter in Betracht kommen, für die die Gemeinde nach 88 31, 
89 BGB. einzuſtehen hat. Nun iſt es aber praktiſch unmöglich, 
daß der Bürgermeiſter oder die Beigeordneten perſönlich die 
Ausführung der Streuarbeiten überwachen. Mit dieſer Kon⸗ 
trolle können ſie vielmehr einen ihrer Untergebenen beauf⸗ 
tragen. Jedoch verbleibt dem verfaſſungsmäßigen Vertreter 
ſtets die Oberaufſicht. Wird dieſe verletzt, ſo liegt eine zum 
Schadenserſatz verpflichtende Handlung dieſes Vertreters i. S. 
der 88 823, 31, 89 BGB. vor. — Daneben haftet der ver⸗ 
faſſungsmäßige Vertreter perſönlich dem Geſchädigten. Ein 
Ausſchluß ſeiner perſönlichen Haftung kommt auch nicht bei 
einem Beamten in Betracht, da die maßgebenden Beſtimmun⸗ 
gen des Art. 131 Weim Verf., 8 839 BGB. nicht erfüllt find, 
denn es handelt ſich bei der Streupflicht nicht um eine dem 
Beamten einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht. — 
Für die von dem verfaſſungsmäßigen Vertreter mit der Kon⸗ 
trolle bzw. der Ausführung der Streuarbeiten beauftragten 
Untergebenen haftet die juriſtiſche Perſon nach §831 BGB. 
und muß für dieſe Perſonen notfalls den üblichen Entlaſtungs⸗ 
beweis führen. Die einwandfreie Führung des Entlaſtungs⸗ 
beweiſes bezüglich der mit der Kontrolle bzw. der Ausführung 
der Streuarbeiten beauftragten Untergebenen genügt alſo allein 
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nicht. Die Gemeinde muß vielmehr die geeigneten Maßnahmen 
treffen, um die Unterhaltung und Beaufſichtigung des Straßen- 
verkehrs zu gewährleiſten und muß durch ihre verfaſſungs⸗ 
mäßigen Vertreter den Vollzug, die Angemeſſenheit und das 
Ausreichen jener Anordnungen durch Kontrolle erproben und 
ſicherſtellen (RG. 89, 137 = JW. 1917, 155). Die ordnungs⸗ 
mäßige Ausübung dieſer Oberaufſichtspflicht muß ſie eben⸗ 
falls nachweiſen. Für die juriſtiſche Perſon und die öffentliche 
Körperſchaft kommt danach eine Haftung für mehrere Per⸗ 
ſonen in Betracht. Dieſem erhöhten Riſiko kann nur durch eine 
beſonders ſtrenge Auswahl der in Betracht kommenden Per⸗ 
ſonen und durch eine beſonders ſorgfältige Beachtung der 
Streupflicht begegnet werden. Eine vernünftige Einſchränkung 
des Erforderniſſes des Entlaſtungsbeweiſes läßt die Recht⸗ 
ſprechung bei großen Betrieben zu, bei denen dem Geſchäfts⸗ 
herrn ſelbſt die Auswahltätigkeit hinſichtlich der niederen An⸗ 
geſtellten unmöglich iſt und er dieſe einem höheren Angeſtellten 
übertragen muß. Hier braucht der Geſchäftsherr den Nachweis 
der ſorgfältigen Auswahl nur hinſichtlich des höheren An⸗ 
geſtellten zu erbringen. Dieſem liegt regelmäßig die unmittel⸗ 
bare perſönliche Aufſicht über den niederen Angeſtellten ob; 
nur die allgemeinen Aufſichtsanordnungen bleiben auch hier 
wieder die perſönliche Aufgabe des Geſchäftsherrn (RG. 78. 
109 = JW. 1912, 240). 

Neben der zivilrechtlichen Haftung des Hauseigentümers 
für durch ſchuldhafte Verletzung der Streupflicht ſich ereignende 
Unfälle ſteht noch die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit. Iſt 
auf Grund landesgeſetzlicher Vorſchriften eine den Umfang 
und die Art der Streupflicht regelnde Polizeiverordnung er⸗ 
laſſen worden, ſo kommt zunächſt eine Beſtrafung aus dem 
Geſichtspunkt der Übertretung des § 366 Ziff. 10 StGB. in 
Betracht, der die Übertretung der zur Erhaltung der Sicher⸗ 
heit und Reinlichkeit auf den öffentlichen Straßen erlaſſenen 
Polizeiverordnungen mit Strafe bedroht. Die Schädigung 
eines Dritten iſt hier nicht erforderlich. Erleidet jedoch ein 
Dritter eine Körperverletzung oder wird er ſogar durch den 
Unfall getötet, fo iſt der Streupflichlige hierfür aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der fahrläſſigen Körperverlezung (§ 230 StGB.) 
oder der fahrläſſigen Tötung (8 222 StGB.) zur Rechen⸗ 
ſchaft zu ziehen. — Hat gemäß 86 preuß. WRG. ein anderer 
mit Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde und in der richtigen 
Form die Ausführung der Streupflicht für den zur polizei⸗ 
mäßigen Reinigung Verpflichteten übernommen, ſo trifft die 
ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit allein die Ausführungsperſon 
(KGJ. 51, 461). Solange die Verpflichtung des gemäß 8 6 
URS. Beſtellten beſteht, kann die im 84 der Berliner Pol VO. 
v. 21. Okt. 1936 bei Nichterfüllung der Streupflicht vor⸗ 
geſehene Feſtſetzung von Zwangsgeld und evtl. Zwangshaft 
ſich auch nur gegen die Ausführungsperſon richten. Voraus⸗ 
ſetzung dieſer Verantwortlichkeit der Ausführungsperſon iſt 
die richtige Form der Übernahmeverpflichtung. Lediglich aus 
einem Privatvertrag mit dem Hauseigentümer können keine 
Anſprüche öffentlich⸗rechtlicher Art, die eine ſtrafrechtliche 
Verantwortung nach ſich ziehen, hergeleitet werden (KG.: 
R.⸗ u. PrVerwBl. 51 Nr. 2). 

Es kann nicht überall mit einer völligen Gefahrloſigkeit 
gerechnet werden. Das mitwirkende Verſchulden des verletzten 
Fußgängers muß im gehörigen Maße berückſichtigt werden. 
Winterwetter erfordert eine beſondere Sorgfalt des Fußgängers, 
beſonders von alten und gebrechlichen Perſonen. Der Fuß⸗ 
gänger muß vielfach die Gefahr erkennen können und ihr daun, 
wenn es möglich iſt, aus dem Wege gehen. Tut er dies nicht, 
ſo hat er ſich die Folgen ſelbſt zuzuſchreiben. 

Liegt die Streupflicht dem Anlieger ob, ſo hat er in der 
Regel die geſamte Gehbahn zwiſchen den Grundſtücksgrenzen 
vom Schnee zu reinigen und gegen Glätte zu beſtreuen. Die 
Streupflicht erſtreckt ſich auf die Wege zum Haus durch den 
Vorgarten. Beſonders vorſichtig muß der Streupflichtige ver⸗ 
fahren, wenn auf der Gehbahn gefährliche Stellen, wie z. B. 
Kanaliſationsdeckel, vorhanden ſind oder wenn wegen einer 
undichten Dachrinne ſich beſondere Eisſtellen bilden. Auch ein⸗ 
zelne glatte Stellen muß der Streupflichtige beſeitigen. 


Aufſätze 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


Nun kann aber von dem Streupflichtigen nicht verlangt 
werden, daß er zu jeder Tages⸗ und Nachtzeit ſeiner Pflicht 
nachkommt. Der Sinn der Streupflicht iſt es, die Wege 
für den normalen Tagesverkehr der Fußgänger zu ſichern 
(Ketterer a. a. O. S. 105). Iſt Beginn und Ende der 
Streupflicht nicht durch eine Polizeiverordnung feſtgeſetzt, ſo 
richtet ſich die Streuzeit danach, wann der Tagesverkehr der 
Fußgänger durchſchnittlich zu beginnen pflegt und wann er 
abends aufhört. Eine Sicherung des nächtlichen Fußgänger⸗ 
verkehrs kann nicht verlangt werden. Eine Streupflicht zu 
ſpäter Abendſtunde iſt nur dann berechtigt, wenn der einzelne 
Anlieger zu dieſer Zeit einen beſonders lebhaften Fußgänger⸗ 
verkehr zu oder von ſeinem Grundſtück eröffnet. So müſſen 
z. B. Theaterunternehmen auch über die übliche Strenzeit 
hinaus den Verkehr ihrer Beſucher ſichern (vgl. auch KG.: 
38.1937, 2828). Überhaupt verlangen Veranſtaltungen mit 
beſonders lebhaftem Fußgängerverkehr auch eine beſondere 
Anſpannung der Streupflicht. Vielfach iſt die Länge der Stren⸗ 
zeit durch Polizeiverordnung feſtgeſetzt. Tritt die Glätte über⸗ 
raſchend auf, wie es z. B. häufig bei Glatteisbildung der 
Fall iſt, ſo muß, wenn die Gemeinde ſtreupflichtig iſt, eine 
angemeſſene Friſt für die Durchführung des Streuens zu⸗ 
geſtanden werden. Die Länge dieſer Friſt richtet ſich nach den 
örtlichen Verhältniſſen und nach der Verkehrsbedeutung der 
Straße. Liegt die Streupflicht den Anliegern ob, ſo muß 
jedoch eine möglichſt baldige Beſeitigung der Glätte verlangt 
werden. Die Hausbeſitzer ſind beſſer in der Lage, die ver⸗ 
hältnismäßig kleine Fläche der Gehbahn vor ihrem Grundſtück 
ſchuell zu beſtreuen (RG.: IW. 1912, 194). Deshalb muß der 
Streupflichtige bereits frühzeitig die nötigen Streumittel ſich 
bereitſtellen, um bei Froſt oder Schneefall ſofort mit der Streu- 
arbeit beginnen zu können. Aus der Pflicht, die Straße 
dauernd verkehrsſicher zu halten, folgt notwendig, daß bei 
längerem Glättezuſtand ein einmaliges Streuen nicht genügt. 
Auch darf der Streupflichtige nicht erſt ſein ganzes Gebiet 
vom Schnee reinigen und danach mit Aſche beſtreuen. Er muß 
abſchnittsweiſe den Schnee beſeitigen und gleich ſtreuen, nur 
dadurch genügt er ſeiner Pflicht zur Erhaltung der Verkehrs⸗ 
ſicherheit. Bei außergewöhnlichen Witterungsverhältniſſen 
muß ſo gut geſtreut werden, daß keine Gefahr für die Fuß⸗ 
gänger beſteht. Außergewöhnliche Glätteverhältniſſe erfordern 
vom Anlieger außergewöhnliche Sicherheitsvorkehrungen. Das 
übliche Streuen genügt dann nicht. Beſonders ungünſtiges 
Wetter verlangt bis zur Grenze des Zumutbaren außergewöhn⸗ 
liche Anſtrengungen, um der Glätte ſoweit als irgend möglich 
zu begegnen (RG.: Seuff Arch. 88, 210). Andererſeits braucht 
man erſt zu ſtreuen, wenn Glatteis wirklich eingetreten iſt. 
Mit einem Eintritt von Glatteis in der Zukunft braucht man 
nicht zu rechnen (RG.: IW. 1930, 1963). Grundſätzlich it 
auch während eines Schneefalls zu ſtreuen. Die Streupflicht 
entfällt nur, wenn das Streuen zwecklos iſt. Zwecklos iſt das 
Streuen jedoch nur dann, wenn ſich damit Unfälle überhaupt 
nicht oder doch nur für ſo kurze Zeit verhindern laſſen, daß 
die dazu erforderliche Häufigkeit der Wiederholungen das Zu⸗ 
mutbare überſteigt (RGZ. 133, 227 JW. 1931, 320612). 
Das Streuen iſt danach zwecklos bei einem derartig dichten 
Schneefall, der jedes Streumittel ſchon nach kurzer Zeit be⸗ 
deckt und damit wirkungslos macht. Bei ſtändig ſich erneuern⸗ 
der Glatteisbildung iſt in der Unterlaſſung der Beſtreuung 
kein uf zu erblicken (RG.: „Recht“ 1912, 415). 
Jedoch iſt hier vorſichtig zu verfahren. Die Tatſache allein, 
daß es längere Zeit mit ſofortiger Glatteisbildung regnet, 
ſpricht noch nicht für eine Zweckloſigkeit des Streuens. Der 
Streupflichtige muß nachweiſen, daß er der Glatteisbildung 
trotz des andauernden Regens durch Streuen nicht entgegen⸗ 
wirken konnte (RGB.: IW. 1934, 3127). Bei leichterem Schnee⸗ 
fall muß ſofort geſtreut werden, da die Streumittel unter einer 
dünnen Schneedecke eine gewiſſe abſtumpfende Wirkung be⸗ 
halten. 


Dieſe Beiſpiele zeigen, daß in der Rechtſprechung an den 
Streupflichtigen die höchſten Auforderungen geſtellt werden. 
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Schrifttum 3293 


Jahresbeitrag 1958 


Wie das „Mitteilungsblatt des NSR.“ Nr. 12 berichtet, 
hat der Reichsrechtsführer, Reichsminiſter Dr. Frank, be⸗ 
züglich des Jahresbeitrages 1938 folgende Anordnung erlaſſen: 

„Für das Geſchäftsjahr 1938 wird der Jahresbeitrag 
der Mitglieder für die Geſamtgliederung des NERB. gemäß 
8 10 Ziff. 2 der Satzungen v. 3. April 1936 auf 36 AM 
(Sechsunddreißig Reichsmark) feſtgeſetzt. 

Der Jahresbeitrag iſt am 1. Jan. 1938 fällig und un⸗ 
mittelbar an die Reichsgeſchäftsſtelle Berlin, Girokonto 2400 
bei der Deutſchen Girozentrale, Deutſche Kommunalbank, 
Berlin, oder auf das Poſtſcheckkonto Berlin Nr. 172126, 
unter Angabe der Mitgliedsnummer zahlbar. 

Die Zahlung in vierteljährlichen Teilzahlungen zu Be⸗ 
ginn jeden Vierteljahres iſt zuläſſig. In den Jahresbeitrag 
ſind einbegriffen: 

a) Der Unkoſtenanteil für die Zeitſchrift „Deutſches 
Recht“ und das „Mitteilungsblatt des NERB.”. 

b) Der Unkoſtenanteil zur Erhaltung der berufsſtän⸗ 
diſchen Sozialeinrichtungen. 

e) Der Unkoſtenanteil für fachliche Schulung. 

d) Der Verwaltungskoſtenanteil für die Geſamtgliede⸗ 

rung. 
Neben dem Jahresbeitrag dürfen Umlagen und Sonder⸗ 
zuſchläge, Werbebeiträge, Propagandaumlagen oder ſonſtige 
dauernde, feſtſtehende Leiſtungen für Verwaltungszwecke der 
Untergliederungen des NSR. nicht erhoben werden; aus⸗ 
genommen bleiben Mahn- und Buchungsgebühren oder 
ſonſtige Aufwendungen, die für Sonderleiſtungen oder durch 
Verſchulden eines Mitgliedes verurſacht werden.“ 

Der Reichsgeſchäftsführer hat in einer beſonderen, eben⸗ 
falls in dem obengenannten „Mitteilungsblatt“ veröffent- 


lichten Anordnung Beſtimmungen über Ermäßigung oder 
Niederſchlagung des Jahresbeitrages im Intereſſe des Nach⸗ 
wuchſes und für beſondere Fälle erlaſſen. 


verwaltungsrechtsräte 


Ein Vorfall gibt Veranlaſſung, die Verwaltungsrechts⸗ 
räte zu bitten, von Bezeichnungen zwecks Klärung ihrer 
Berufsart wie Fachanwalt für Verwaltungs⸗ oder öffentliches 
Recht, Deviſenrecht u. ä. Abſtand zu nehmen. Der Reichs⸗ 
miniſter der Juſtiz hält in Übereinſtimmung mit dem Prä⸗ 
ſidenten der Reichs⸗Rechtsanwaltskammer ſolche Berufs⸗ 
bezeichnungen von Verwaltungsrechtsräten für nicht tragbar. 
Es iſt zu befürchten, daß gegen Verwaltungsrechtsräte, die 
ſich als Anwalt oder Fachanwalt bezeichnen, ſei es auf Büro⸗ 
ſchildern, ſei es bei Herausgabe von Büchern oder bei Ver⸗ 
öffentlichungen in der Tages⸗ oder Fachpreſſe oder bei ſonſtigen 
Gelegenheiten Unterlaſſungsklagen auf Grund des Geſetzes betr. 
den unlauteren Wettbewerb angeſtrengt werden. Solche Pro⸗ 
zeſſe würden durch die ordentlichen Gerichte entſchieden wer⸗ 
den und höchſtwahrſcheinlich nicht zugunſten der Verwaltungs⸗ 
rechtsräte. Den einzelnen Verwaltungsrechtsräten würden nur 
Koſten und Unannehmlichkeiten entſtehen und ihrem Berufs⸗ 
ſtande nicht gedient, ſondern geſchadet werden. Da es wohl 
nur eine Frage der Zeit iſt, daß die Berufsbezeichnung „Ver⸗ 
waltungsrechtsrat“, die nicht erkennen läßt, daß es ſich um 
einen freiberuflichen und nicht, wie allgemein angenommen, 
um einen beamteten Rechtswahrer handelt, abgeändert wird, 
wird die dringende Bitte ausgeſprochen, ſich zur Klärung der 
Berufsbezeichnung „Verwaltungsrechtsrat“ nicht irgendwelcher 
Zuſätze zu bedienen. 

(Aus „Mitteilungsblatt“ 1937, 125.) 


Schrifttum 


Dr. Paul Grein: Die unentgeltliche Rechtsbera⸗ 
tung Minderbemittelter in Deutſchland. (Neue 
Deutſche Forſchungen Abt. Bürgerliche Rechtspflege Bd. I.) 
Berlin 1937. Junker und Dünnhaupt Verlag. 164 S. Preis 
broſch. 6,80 At. 

„Mit der Frage nach der Rechtsberatung Minderbemittel⸗ 
ter berührt ein ſoziales Problem die Rechtspflegeorganiſation. 
Seinen Entwicklungsgang von zaghaftem Beginnen bis hin zur 
Vollendung zu ſchildern, iſt Aufgabe dieſer Arbeit.“ Dieſe 
Worte kennzeichnen die Aufgabe, die der Verfaſſer ſich ge⸗ 
gal hat. Mit Fleiß und Sorgfalt wird hier unter Heranziehung 
aller vorhandenen Literatur ein Aufriß einer der Allgemein⸗ 
heit wenig bekannten, für die deutſchen Anwälte als Träger der 
NS.⸗Rechksbetreuung aber ſehr intereſſanten Entwicklung auf 
dieſem Gebiete gegeben. Ausführlich wird in einem erſten Teil 
die Entwicklung des Rechtsauskunftsweſens von den Anfängen 
bis zum Jahre 1934, dem Errichtungsjahr der NS.⸗Rechts⸗ 
betreuung, geſchildert. Man erhält ein umfaſſendes Bild viel⸗ 
facher Anläufe und auch gewiſſer Erfolge und erkennt, daß 
unter der Herrſchaft der früheren politiſchen Syſteme eine Voll⸗ 
endung aller dieſer Anläufe in Geſtalt einer einheitlichen und 
durchgreifenden Rechtsbetreuung der Minderbemittelten nicht 
möglich war, weil einmal zu viel verſchiedene Kräfte am Werke 
waren und weil andererſeits der Gedanke der ſozialen Fürſorge 
im Vordergrund ſtand und noch nicht die in der NS.⸗Rechts⸗ 
betreuung verwirklichte Idee, daß der unbemittelte Volksgenoſſe 
ein Recht auf unentgeltliche Rechtsbetreuung hat. In einem 
Kapitel über das Verhältnis der gemeinnützigen Rechtsaus⸗ 
kunftsſtellen zur Anwaltſchaft tritt deutlich hervor, daß ge⸗ 
fühlsmäßig damals ſchon in der Anwaltſchaft der Gedanke 
lebendig war, daß der Geſichtspunkt der fozialen Fürſorge kein 
ideell richtiger Ausgangspunkt ſei. Andererſeits wird aufgezeigt, 
wie allmählich in der Anwaltſchaft der Boden vorbereitet wurde 
für die Durchführung der Rechtsbetreuung durch die An⸗ 
wälte ſelbſt. 


In einem zweiten Hauptabſchnitt ſchildert der Verf. ſo⸗ 
dann wiederum ſehr ſorgfältig und unter Heranziehung aller 
Quellen die Entwicklung der NS.⸗Rechtsbetreuung ſeit ihrer 
Begründung. Er verſteht es hierbei einerſeits klar hervorzu⸗ 
heben, was in der NS.⸗Rechtsbetreuung grundſätzlich neu iſt 
(übernahme der Aufgabe durch die Partei, Rechtsbetreuung als 
Recht des minderbemittelten Volksgenoſſen nicht als ſoziale 
Hilfeleiſtung, reſtloſe Durchführung der Rechtsbetreuung durch 
die deutſchen Anwälte, und zwar durch ſie allein). Andererſeits 
verſteht er es darzuſtellen, was an Brauchbarem der bisherigen 
Einrichtungen auf die NS.⸗Rechtsbetreuung übernommen wer ⸗ 
den konnte und inwieweit ſomit andererſeits die NS.⸗Rechts⸗ 
betreuung als die hiſtoriſche Nachfolgerin und Vollenderin der 
Rechtsauskunftsbewegung angeſehen werden kann. In einem 
Schlußkapitel ſchildert der Verf. die Bedeutung des Geſetzes zur 
Verhütung von Mißbräuchen auf dem Gebiete der Rechts⸗ 
beratung und der dadurch eingeleiteten endgültigen Unterdrük⸗ 
kung des Winkelkonſulententums für die Rechtsbetreuung der 
Minderbemittelten. Er hat richtig erkannt, daß der Erlaß des 
Mißbrauchgeſetzes eine logiſche Folge der Errichtung der NS. 
Rechtsbetreuung geweſen iſt: Nachdem die deutſchen Anwälte 
unter der Führung der Partei die unentgeltliche Rechts⸗ 
betreuung der Minderbemittelten übernommen hatten, waren 
die ideellen und tatſächlichen Vorausſetzungen für die durch das 
Mißbrauchgeſetz durchgeführte Ausmerzung jeder Ausbeutung 
Minderbemittelter durch unzuverläſſige Rechtsberatung ge⸗ 
ſchaffen. 

Für den praktiſchen Anwalt intereſſant iſt ferner beſonders 
noch das Kapitel über die Abgrenzungsvereinbarungen hinſicht⸗ 
lich der Rechtsbetreuung, das in der Überſchrift mit Recht unter 
den Geſichtspunkt der Ausſchließlichkeit der Rechtsbeſorgung 
Minderbemittelter durch die NS. Rechtsbetreuung geſtellt wird. 

Zuſammengefaßt gibt die Arbeit einen zuverläſſigen und 
klaren Geſamtüberblick über die Materie einſchließlich ihrer 
hiſtoriſchen Entwicklung, und zwar in erfreulich knapp gefaßter 
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Form. Es iſt daher jedem in einer NS.⸗Kechtsbetreuungsſtelle 
mitarbeitenden Anwalt dringend zu empfehlen, die Schrift zu 
leſen. Für eine neue Auflage wäre vielleicht noch die An⸗ 
regung zu geben, das Kapitel über die praktiſche Handhabung 
der NS.⸗Rechtsbetreuung noch mehr auszubauen und hier die 
praktiſche und berufstechniſche Erfahrung der ausübenden An⸗ 
wälte auf dieſem Gebiet noch mehr zu Worte kommen zu 
laſſen. Die Arbeit iſt trotz wiſſenſchaftlicher Genanigkeit an⸗ 
ſchaulich, lebendig und lebensnahe genug, um zu dieſem Wunſche 
anzuregen, der alſo nicht als Tadel, ſondern vielmehr als Lob 
gedacht iſt. 
Der Reichsgruppenwalter Rechtsanwälte 
Dr. Droege. 


Blut und Geld im Judentum. Dargeſtellt am jüdiſchen 
Recht (Schulchan aruch), überſetzt von Heinrich Georg F. 
Loewe sen., 1838, neu herausgegeben und erläutert von 
Hermann Schroer, RA. in Wuppertal. Zweiter Band: 
Zivil⸗ und Strafrecht. München 1937. Hoheneichen Verlag. 
XXIV, 683 S. 

Wenn man ſchon dem erſten Bande Schroers, der das 
Ehe⸗ und Fremdenrecht betraf, höchſte Anerkennung zollen mußte, 
fo muß dies um fo mehr noch geſchehen hinſichtlich des zweiten 
Bandes. Es iſt eine erſtaunliche Menge von Wiſſenſchaft und Fleiß 
in dieſem zweiten Band enthalten, vor allem im Rahmen der ver⸗ 
gleichenden Rechtswiſſenſchaft, denn Schroer bringt nicht nur 
das, was in der Thora, im Talmud und hauptſächlich im Schul- 
chan aruch an Rechtsgrundſätzen niedergelegt iſt, ſondern er ver⸗ 
gleicht das alles mit dem Recht der anderen Völker, insbeſ. dem 
deutſchen Recht. Es muß ganz allgemein der Juriſtenwelt gegen⸗ 
über die Empfehlung ausgeſprochen werden, ſich mit der Lektüre 
dieſes Werkes, und zwar ſowohl des erſten wie des zweiten Ban⸗ 
des, eingehend zu beſchäftigen, denn erſt durch ein ſolches Werk 
wird klar, warum das Judenvolk immer ein Fremdkörper in an. 
deren Völkern fein wird und fein muß. Der Verf. weiſt, wie dies 
ja auch ſchon im erſten Bande geſchehen iſt, auf die ſtändige Be⸗ 
tonung des raſſiſchen Gedankens ſeitens der Juden hin. Kein 
Nichtjude kann Richter ſein, einer nichtjüdiſchen Ehe wird gegen⸗ 
über einem ehebrecheriſchen Juden kein Nechtsſchutz gewährt, die 
ſonſt verbotene Zinsknechtſchaft iſt gegenüber dem Nichtjuden ge⸗ 
ſtattet, wie auch dem Nichtjuden gegenüber die Beraubungsfretheit 
im Wettbewerb erlaubt iſt, ebenſo die ſonſtige Ausbeutung der 
Nichtjuden ſelbſt im Wege ſchmutzigſter Maßnahnten, wie der Be⸗ 
ſtechung. Der Nichtjude iſt gegenüber dem jüdiſchen Geſetz völlig 
vogelfrei. Wenn ein Jude einem anderen Juden Vieh ſtahl, muß 
er es ihm vierfältig, andere Gegenſtände, die ein Jude dem an⸗ 
dern Juden ſtahl, doppelt erſetzen, nichtjüdiſchen Beſtohlenen gegen⸗ 
über tritt überhaupt nur dann eine Erſatzpflicht ein, wenn das ge⸗ 
ſamte Judentum durch den Diebſtahl einen Schaden erlitten hat. 
Nichtjuden konnen keine Stellvertretung beim Erwerbe ausüben. 
Das Fundrecht verbietet Rückgabe des geſtohlenen Gegenſtandes 
an Nichtjuden, während es an!, rſeits für den Nichtjuden im 
Falle des Fundes der Sache eines Juden Rückerſtattungspflicht 
feſtſtellt. Im Erbrecht wird die Erbunfähigkeit des Raſſenbaſtards 
und der Nichtjuden ausgeſprochen. 

Die artfremde Geſinnung des Judentums gegenüber den an⸗ 
deren Völkern ergibt ſich auch aus einer Fülle wichtiger Geſetzes⸗ 
beſtimmungen, von denen nur folgende hervorgehoben werden 
ſollen, nämlich einmal die Bedeutungsloſigkeit der Wortabrede, die 
im Talmud und Schulchan aruch feſtgelegt iſt, der Verſuch des 
jüdiſchen Geſetzes dem Juden durch Tarnung die ausdrücklich ge⸗ 
ſetzlich als zuläſſig erklärt wird, im Einzelfalle eine Umgehung 
des Geſetzes zu geſtatten, weiter der Grundſatz, von jeder perſön⸗ 
lichen Haftung eines Schuldverpflichteten abzuſehen und nur eine 
Vermögenshaftung anzuerkennen und was anderes noch mehr iſt. 

Das jüdiſche Arbeitsrecht hat rein händleriſchen Charakter. 
Beſonders hervorzuheben iſt dabei, daß es den Nichtjuden als Vieh 
betrachtet, ihn einer Sache oder einer Ware gleichſtellt und ihm 
gegenüber jegliche Übervorteilung erlaubt. Intereſſant iſt im 
übrigen im Arbeitsrecht, daß für einen Arbeitgeber in beſonderen 
Fällen ſogar eine betrügeriſche Lohnzuſicherung auch ſelbſt dem 
jüdiſchen Arbeiter gegenüber erlaubt iſt. Damit kommen wir zum 
Strafrecht, das ja auch in dem Schroer ſchen Werke eine, wenn 
auch kürzere, ſo doch außerordentlich intereſſante Beleuchtung er⸗ 
fährt. Das jüdiſche Strafrecht wehrt ſich grundſätzlich gegen die 
Todesſtrafe und wir haben ja auch genug jüdiſche Manifeſtationen 
gegen die Todesſtrafe in der Syſtemzeit und vorher erlebt. Die 
Todesſtrafe wird im Schulchan aruch nur gebilligt, ſoweit ſie 
zum Schutze des jüdiſchen Volkstums erforderlich erſcheint. Nicht 
unerheblich dürfte auch dabei ſein, daß die juͤdiſche Agitation, wie 
Schroer feſtſtellt, in 25 Ländern der Welt tatſächlich die Ab 
ſchaffung der Todesſtrafe zur Folge hatte. Daß die Geißelſtrafe 


beim Juden keine Entehrung darſtellte, iſt ſelbſtverſtändlich, wenn 
man berückſichtigt, daß er den Begriff der Beleidigung nur kennt, 
wenn bei einem entſprechenden Fluch Jehovah angerufen wurde. 
Die Tatſache der Verächtlichmachung des Zweikampfes, der im 
Schulchan aruch als ein Mord angeſehen wird, hat ja übrigens 
auch ihren Niederſchlag in der deutſchen Judikatur früherer 
Zeiten gefunden, wie überhaupt eine Fülle von Rechtsbegriffen, 
die wir in unſeren angeblich deutſchen Geſetzen finden, auf jüdiſche 
Einwirkung zum Teil über Rom zurückzuführen ſind. In welch 
umerhorter Weiſe der Jude anders denkt als wir, beweiſt auch die 
Tatſache, daß die Begattung Minderjähriger über drei Jahre ge⸗ 
ſtattet iſt, und zwar mit der Begründung, daß, wenn ein Erwach⸗ 
ſener einer ſolchen Minderjährigen beigewohnt habe, dies nichts 
bedeute, denn in dieſem Alter ſei es ebenſo, als wenn man mit 
dem Finger gegen das Auge komme. Die dadurch ausfließende 
Träne ſei kein Verluſt, da der Tränenſack ſich wieder fülle, wie 
auch die Jungfernſchaft in dieſem Alter nachwachſe. Daß die 
Tötung eines Nichtjuden und ein Menſchenraub, der einen Nicht⸗ 
juden betrifft, als geſetzlich erlaubt angeſehen werden, dürfte kein 
ſchlechtes Beiſpiel für die weitere Betonung des Raſſenſtandpunktes 
und der perverſen Rechtsbegriffe der Juden fein, Daß in beſtimm⸗ 
ten Fällen Hehlerei erlaubt iſt und durch Regelung des gutgläu⸗ 
bigen Erwerbers, ebeuſo wie der Diebſtahl geſchützt iſt und das 
jüdiſche Recht praktiſche Betrugserlaubnis in ſehr vielen Fällen 
erteilt, und zwar faſt ausnahmslos gegenüber dem Nichtjuden, 
dürfte auch nicht Wunder nehmen bei der ganzen Einſtellung des 
jüdiſchen Rechts. Zum Schluß ſoll noch darauf hingewieſen wer⸗ 
den, daß das jüdiſche Recht, wie ſchon erwähnt, eine Beleidigung 
im allgemeinen nicht kennt. Dadurch wird die mangelhafte Enk⸗ 
wicklung des Ehrgefühls beim Juden, die wir alle ſchon oft genug 
erlebt haben, erklärlich. Im übrigen wird ſie durch nichts beſſer 
charakteriſiert als durch die Talmudſtelle: „Beſſer ein lebendiger 
Hund als ein toter Löwe!“ 

Endlich gewinnen wir Einblick in das jüdiſche Recht und 
ſeine inneren und äußeren Zuſammenhänge mit anderen Volks⸗ 
rechten durch Schroers Werk. Wir können ihm keinen beſſeren 
Dank erweiſen, als daß wir es, wo wir es können, rühmend 
erwähnen und darauf als einen der wertvollſten für die Kenntnis 
wehen unentbehrlichen Beſtandteile der Literatur hin: 
weiſen. 

RA. und Notar Wolfgang Hercher, Berlin. 


Das Rechtdes Teſtamentes. 1. Deukſchrift des Erbrechts⸗ 
ausſchuſſes der Akademie für Deutſches Recht. Vorgelegt von 
deſſen Vorſitzenden Prof. Dr. Heinrich Lange. (Arbeits⸗ 
berichte der Akademie für Deutſches Recht Nr. 4.) Tübingen 1937. 
Verlag J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). X, 132 S. Preis kart. 
4,80 e. 

Bei der großen Zahl von Rechtsſtreitigkeiten, die auf dem 
Gebiete des Teſtamentsrechtes um die Auslegung und die Gültig⸗ 
keit letztwilliger Verfügungen ausgetragen werden, kommt der 
vorliegenden Arbeit beſondere Bedeutung zu, zumal in der Praxis 
auch die Zahl derjenigen „Teſtamente“ nicht unterſtützt werden 
darf, um deren Ungültigkeit nicht im Prozeßwege geſtrikten wird, 
weil die Formungültigkeit den Beteiligten von vornherein klar iſt. 

Die vorliegende Denkſchrift iſt mit Fleiß der Rechtsentwick⸗ 
lung ſeit dem Beſtehen des BGB. nachgegangen. 

Sie hat aus dem Umbruch des Denkens, der Abkehr vom 
Individualismus und der Betonung des Pflichtgedankens 
einen klaren Maßſtab gewonnen und an ihm die Brauchbarkeit des 
bisher gültigen Teſtamentsrechts geprüft. 

Seine treffliche Formulierung findet der Pflichtgedanke in 
dem 1 Vorſpruch zum Recht der letztwilligen Ver⸗ 
fügung (S. 7). 

Im einzelnen ſollen die beſtehenden Vorſchriften über die 
Teſtierfähigkeit hauptſächlich beibehalten werden. Die vor⸗ 
geſehene Heraufſetzung der Teſtierfäbigkeit Minderjähriger vom 
vollendeten 16. auf das vollendete 18. Lebensjahr erſcheint nicht von 
großer praktiſcher Bedeutung. 

Beſondere Aufmerkſamkeit verdienen die eingehenden Erörte⸗ 
rungen zur Frage der Beibehaltung und Form des handge⸗ 
ſchriebenen Teſtamentes, deſſen beſondere Volkstümlich⸗ 
keit für die Beibehaltung ſpricht (S. 53). Gewiſſe billigenswerte 
Erleichterungen in der Form werden manchen Rechtsſtreit ver⸗ 
meiden laſſen und mancher derartigen Verfügung zur Wirkſamkeit 
verhelfen, die, obwohl inhaltlich erwünſcht, nach jetzigem Recht 
wegen Formmangels ungültig iſt. 

Auch das öffentliche Teſtament ſoll arundſätzlich in den 
bisherigen Formen beibehalten werden (S. 72), wobei die Ab⸗ 
ſchaffung der überflüſſigen Teſtamentszeugen mit Recht gefordert 
wird. 

Die entwickelten Gedanken über die Auslegung lebt: 
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williger Verfügungen werden (S. 110/111) gleichſam in einer Leit⸗ 
regel zuſammengefaßt und bilden eine glückliche Vereinigung des 
Pflichtgedankens mit der Berückſichtigung des Willens des Erb⸗ 
laſſers entſprechend dem Grundſatz: „Wille und Pflicht“ (S. 6). 
Man kann die Vorſchläge der Denkſchrift kaum als revolutionär 
bezeichnen. 

Ihr Ergebnis zeigt vielmehr, daß das geltende Recht des 
Teſtaments in ſeinen Grundzügen die Probe beſtand und ſich be⸗ 
währt hat, und daß es deshalb verdient hat, nach Entfernung 
weniger Unebenheiten und mit entſprechender Betonung des 
Pflichtgedankens beibehalten zu werden. 

RA. Dr. Hugo Zilkens, Köln. 


RA. Dr. jur. Eberhard Scholz, Berlin: Das Recht der 
Hinterlegung. Bd. I: Recht und Pflicht zur Hinterlegung. 
Berlin 1937. Verlag Franz Vahlen. 124 S. Preis kart. 4,20 NK. 

Der vorliegende I. Band des beabſichtigten zweibändigen 
Werkes beſchäftigt ſich mit dem materiellen Recht der Hinter⸗ 
legung, nämlich mit der Hinterlegung zum Zweck der Be⸗ 
freiung von einer Schuldverbindlichkeit, der Hinterlegung zum 
Zweck der Sicherheitsleiſtung und der Hinterlegung zum Zwecke 
der Sicherung der hinterlegten Sache. Im Rahmen dieſer Auf⸗ 
gabe werden die einſchlägigen Vorſchriften aller in Frage kom⸗ 
menden Geſetze im Text wiedergegeben und kurz erläutert. Das 
Buch zeigt anſchaulich, wie verſtreut dieſe Vorſchriften ſind und 
in wie vielen Geſetzen die Hinterlegung zu einem der genannten 
Zwecke vorgeſehen iſt. Die Erläuterungen zu den wiedergegebe⸗ 
nen Vorſchriften find knapp und klar. Sie beſchränken ſich auf 
das Notwendigſte und wollen nicht bis in die letzten möglichen 
Streitfragen eindringen. Es werden demgemäß die jeweils ge⸗ 
wöhnlich beim einzelnen Hinterlegungsgeſchäft auftauchenden 
Fragen und Zweifel erörtert; darüber hinaus kann ſich der 
Leſer in den Erläuterungsbüchern zu den einzelnen Geſetzen 
Rat und Aufſchluß holen. 

Dieſe kurze Inhaltsangabe zeigt, daß das Buch von zwei 
Geſichtspunkten aus intereſſieren wird. Es bringt einerſeits 
eine erſchöpfende Darſtellung aller rechtlichen Vorſchriſten über 
die Hinterlegung und regt damit an, dieſe Rechtseinrichtung 
von einem beſonderen Blickwinkel aus zu überſchauen, wodurch 
ſich auch für eine kommende Neuordnung dieſes Rechtsgebiets 
mancher wertvolle Anhaltspunkt ergeben wird, trotzdem ſich das 
Buch auf die Darſtellung des geltenden Rechts beſchränkt. 
Andererſeits iſt das Buch ein willkommenes Hilfsmittel für 
den an einer Hinterlegungsſtelle tätigen Rechtswahrer. Die 
Reichshinterlegungsordnung v. 10. März 1937 hat das bis⸗ 
herige e rfobrensrecht bei der Hinterlegung vereinheit- 
licht. Die Erledigung des Hinterlegungsgeſchäfts erfordert aber 
nicht nur die Kenntnis der Verfahreusvorſchriften. Deren Hand⸗ 
habung ſetzt vielmehr eine Kenntnis des der Hinterlegung zu⸗ 
grunde liegenden materiellen Rechts voraus. Die hierüber gel⸗ 
tenden vielfältigen Vorſchriften finden ſich hier geſammelt und 
erläutert. Damit hilft das Buch einem Bedürfnis ab, das be⸗ 
ſonders in den Teilen des Reichs empfunden wird, wo die Ge⸗ 
ſchäfte der Hinterlegungsſtellen bisher noch nicht von den AG. 
geführt wurden, die A®. alſo vor neue Aufgaben geſtellt jind. 
Dieſen Gerichten und darüber hinaus allen Stellen, die Rechts⸗ 
fragen der Hinterlegung zu behandeln haben, kann die An⸗ 
ſchaffung des Buches nur empfohlen werden, den eigentlichen 
Hinterlegungsſtellen im beſonderen mit Rückſicht auf die mit 
dem Hinterlegungsgeſchäft verbundene Verantwortung und 
Haftung. 

Der noch vorgeſehene in Vorbereitung befindliche II. Band 
wird die verſahrensrechtlichen Vorſchriften über die Form und 
Durchführung der Hinterlegung, im beſonderen alſo die Reichs⸗ 
hinterlegungsordnung v. 10. März 1937 behandeln. 

Notar Dr. Seybold, Sulzbach⸗Roſenberg. 


Dr. Adolf Baumbach, SenPräſ. b. NO. a. D.: Die 
Reichskoſtengeſetze in der ſeit April 1936 gel ⸗ 
tenden Faſſung (Gerichtskoſtengeſetz uſw.). 7. erweiterte 
Aufl. Stand v. 15. Mai 1937. München und Berlin 1937. C. H. 
Beckſche Verlagsbuchhdlg. 604 S. Preis 10 K. 

In verhältnismäßig kurzem Abſtand iſt der durch Hinzu⸗ 
nahme der RKoſtO. erweiterten 6. Auflage die wiederum erweiterte 
7. Auflage gefolgt, welche auch die Koſtenverfügung, die Juſtiz⸗ 
beitreibungs⸗ und JuſtizkaſſenO. mit aufgenommen hat. Auch das 
Erbhofkoſtenrecht iſt auf Grund der EH VfdO neu erläutert. 

Bei Gelegenheit dieſer Neuauflage hat der Verf., wie das 
Vorwort ſagt, „die Entrümpelung der Angaben über die 
Rechtſprechung fortgeſetzt“. Wenn es auch vielleicht zum Teil 
zuviel geſagt iſt, daß „alte Koſtenentſcheidungen im allgemeinen 
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keinen Wert haben“, jo darf man es doch begrüßen, wenn ver⸗ 
ſucht wird, nach Moglichkeit ohne die ältere Rechtſprechung, wie 
auf anderem, ſo auch auf dieſem Gebiete, auszukommen und ſich 
maßgeblich nur noch auf die Rechtſprechung der letzten Jahre zu 
ſtützen. Denn ſoweit dieſe ihrerſeits wiederum auf die ältere Recht⸗ 
ſprechung zurückgreift, darf davon ausgegangen werden, daß dieſe 
nicht etwa unbeſehen übernommen, ſondern jeweils eingehend dar⸗ 
auf geprüft worden iſt, ob und inwieweit ſie auch für heute ver⸗ 
wertbares Gedankengut enthält und inwieweit die in ihr enthal⸗ 
tenen Grundſätze auch nach heute geltender Anſchauung noch an⸗ 
zuerkennen ſind. 

Bemerkenswert ift, daß der Verf. den Entſcheidungen des 
Koſtenſenats des KGG. „als der größten Koſtenſpruchſtelle“ beſon⸗ 
dere Beachtung geſchenkt hat. Damit liefert er einen begrußens⸗ 
werten praktiſchen Beitrag zur Vereinheitlichung des 
Koſtenrechts. Ich möchte auch meinerſeits den vom Verf. im Vor⸗ 
wort ausgeſtoßenen Ruf nach Vereinheitlichung der Koſtenrecht⸗ 
ſprechung noch verſtärken. Der Verf. hat Recht, wenn er ſagt: 
„Gewiß gehört das Koſtenrecht nicht zu den wichtigſten Rechts- 
gebieten. Immerhin iſt es kein erfreulicher Zuſtand, wenn jedes 
OG. fein eigenes Kostenrecht entwickelt.“ Ich möchte hinzufügen, 
nicht nur kein erfreulicher, ſondern ein unerträglicher Zu. 
ſtand, ſowohl für die rechtſuchenden Volksgenoſſen, als insbes. auch 
für ihre Sachwalter, die Rechtsanwälte. 

Auf Einzelheiten einzugehen, erübrigt ſich im weſentlichen. 
Denn eingehend habe ich zu der 6. Auflage in JW. 1936, 1883 
Stellung genommen. Deshalb möchte ich mich damit begnügen, 
nur einige bemerkenswerte Punkte herauszugreifen. . 

Als folder erſcheint mir zunächſt eine grundlegende 
Frage des Koſtenrechts, in welcher der Verf. — ich darf ſagen 
eigenartigerweiſe — nicht nur von mir, ſondern vor allem von 
einer grundsätzlichen Entſcheidung des KG. in JW. 1937, 832, ab⸗ 
weicht. Daſelbſt iſt ausgeſprochen, daß für die gebührenrechtliche 
Beurteilung von einer tatſächlichen Vermutung dafür auszugehen 
ſei, daß das Gericht prozeßrechtlich richtig vecfahren ſet. Baum ⸗ 
bach meint, daß dafür die Unterlage fehle. Wenn das Protokoll 
einen Mangel ergebe, ſo ſei es zunächſt zu berichtigen. Und wenn 
die Berichtigung abgelehnt wird? Ich kann au dieſer Stelle zu 
dieſer wichtigen Frage mich nicht näher auslaſſen und muß dies 
einer Erörterung in größerem Rahmen vorbehalten. Ich mochte 
mich hier darauf beſchränken, auf die doch recht abſonderlichen 
Ergebniſſe zu verweiſen, die die Baumbach ſche Auffaſſung zei⸗ 
tigen müßte. Denn bekanntlich iſt die Sue mae der Protokolle 
in denjenigen Fragen, die nicht fo ſehr die nach 88 159, 160 ZRO. 
notwendigerweiſe protokollmäßig feſtzuhaltenden Punkte, ſondern 
nur den Gang des Verfahrens (8 160 Abſ. 1 ZPO.) und damit 
häufig gerade ſolche Verfahrensfragen betreffen, die für die ge⸗ 
bührenrechtliche Beurteilung maßgebend ſind, recht zwei⸗ 
ſelhaft. Man würde alſo ſehr oft der Tätigkeit der Anwälte — 
das gilt auch für die gerichtskoſtenrechtliche Beurteilung — nicht 
gerecht werden, würde man auf den von Baumbach vorgeſchla⸗ 
genen formellen Weg beſchränkt fein. Im übrigen ift die genannte 
Entſcheidung des KG. an ſich nur unter dem Geſichtspunkt der 
Anwaltsgebühren, nicht dem des Gerichtskoſtenanſatzes ergangen, 
unter welchem Baum bach ſie behandelt 

Mindeſtens mißverſtändlich und für die praktiſche Benutzbar⸗ 
keit irreführend iſt die Erläuterung S. 2 Anm. 4, daß als Grund⸗ 
ſatz gelte, daß die Gerichte nicht unentgeltlich tätig werden. Denn 
der Grundſatz des GKG. iſt gerade umgekehrt der, daß nur die⸗ 
jenigen Tatbeſtände gebührenpflichtig find, die ausdrücklich im 
G. mit einer Gebühr belegt find, während im Gegenſatz dazu 
der Grundſatz des Rechtsanwaltsgebührenrechts dahin geht, jede 
Tätigkeit des Anwalts zu honorieren, ſoweit ſie nicht ausdrücklich 
gebührenfrei oder durch andere Gebühren abgegolten iſt (wie zu⸗ 
treffend Anm. 1 zu $ 89 RAGeb O. [S. 499] geſagt). Richtig des: 
halb die Gegenüberſtellung in Anm. 1 der Einleitung vor 8 1 
RAGebO., S. 386. 

Nicht für glücklich halte ich die Mitaufführung der Armen⸗ 
anwaltskoſten unter dem Gerichtskoſtenanſatz ($ 4 GG., 
S. 8). Denn zutreffend ſagt Baumbach S. d zu B ſelbſt: „Anſatz 
iſt die Rechnungsaufſtellung über die Anſprüche der Staatskaſſe.“ 
Im Erinnerungsverfahren aus 8 4 ArmAnwG. i. Verb. m. § 4 
SRG. handelt es ſich aber, obwohl der Reichskaſſe gegenüber, ſo 
immer um außergerichtliche Parteikoften, mögen fie ſelbſt fpäter, 
bei Einziehung durch die Reichskaſſe nach 8 5 Arm Anw., äußer⸗ 
lich der Partei gegenüber als Poſttionen des Koſtenanſatzes er⸗ 
ſcheinen. Nur völlige Klarheit darüber vermag die ſich immer 
wieder einſtellende fehlerhafte Behandlung auszurotten. 

Fehl am Platze erſcheint mir, gerade in Anm. 1 zu 85 GK G., 
bei der Nachforderung von Gerichtskoſten wegen irrigen An⸗ 
ſatzes von einer hemmenden Wirkung der Armenrechtsbewilligung 
zu ſprechen. Denn dieſe Hemmung gilt nur gegenüber der Verjah 
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rungsfriſt, nicht, wie irrtümlich leicht angenommen werden konnte, 
gegenüber der Ausſchlußfriſt des § 5. Übrigens iſt unzutref⸗ 
fend S. 16 zu B davon die Rede, daß Armenrechtsbewilligung 
die Gerichtskoſten ſtundet, „alſo unterbricht“. „Mitgeteilte Stun⸗ 
dung“ in $ 6a Abſ. 3 GKG. (wodurch Unterbrechung) deutet viel- 
mehr zweifelsfrei auf eine beſondere rechtsgeſchäftliche, 
d. h. verwaltungsmäßig bewilligte, nicht auf die automatisch als 
Folge der Armenrechtsbewilligung eintretende geſetzliche Stun⸗ 
dung hin. Nicht zutreffend erſcheint mir auch S. 136 die Annahme 
der Berechtigung zur Einziehung der geſtundeten Beträge, wenn 
das Armenrecht entzogen worden iſt. Denn dazu bedarf es außer⸗ 
dem noch zuvoriger Fälligmachung durch Nachzahlungsanordnung 
(dgl. auch „Komm. z. ZPO.“, 1 B zu § 121 „nach faſt allgemeiner 
Meinung“). 

Auch der Bem. 1 zu § 4 NKoſtO. (S. 177) kann ich nicht bei⸗ 
pflichten. Es iſt mindeſtens mißverſtändlich, davon zu ſprechen, daß 
§ 8 KoſtVerf. eine Zweitſchuldnerhaftung „vorſehe“. 2 geht 
§ 8 ausdrücklich nur von der geſetzlich allein in S 82 GG. und 
§ 115 EßVfoO beſtehenden Zweitſchuldnerhaftung aus und gibt 
dazu gleichſam nur die Ausführungsvorſchrift. 

In 8 3 ZeugGeb O. vermißt man die poſitive Begriffsbeſtim⸗ 

mung für eine „beſonders ſchwierige Leiſtung“, wie ſie als Aus⸗ 
gangspunkt für jede Erläuterung unumgänglich iſt (zu vgl. die 
rundlegende, ſeitdem Allgemeingut der Rechtſprechung gewordene 
ntſcheidung des KG. 20 W 2234/32 v. 5. März 32: Gaedeke, 
KoſtRſpr.“ Nr. 421). Auf S. 376 Anm. 4 zu § 20 ZeugGebd. ift 
überſehen, daß eine Belaſtung der Reichskaſſe mit den Zeugen⸗ 
uſw. gebühren dadurch wieder ausgeglichen wird, daß die frühere 
dem Zeugen (Sachverſtändigen) günſtigere Feſtſetzung von Amts 
wegen zu berichtigen iſt, wenn auf Erinnerung der Partei hin 
gegen den Koſtenanſatz eine Herabſetzung hat erfolgen muſſen. 

S. 407 vermißt man den Hinweis auf die — von Jonas 
entgegen feiner früheren Anſicht im Kommentar jetzt gebilligte — 
Auffaſſung des KG. v. 25. April 1936: JW. 1936, 1688 m. Annt. 
von Jonas, daß über fremdes Recht doch, entgegen Baum⸗ 
bach, „ZPO.“, § 293 Anm. 2 eine regelrechte Beweisaufnahme 
ſehr wohl möglich iſt. 

S. 504 (5 94 RAGEDO, Anm. 1) würde ich nicht von eier 
Anderung des § 91 ZBO. durch die Verneinung der Erſtat⸗ 
tungsfähigkeit vereinbarten Honorars, ſondern nur von einer — ge⸗ 
ſetzlichen — Einſchränkung der Erſtattungsfähigkeit auf die 
geſetzlichen Koſten ſprechen. 

Schließlich ſcheint mir noch erwähnenswert die von mir auch 
ſchon im „ZPOKomm.“ als auffallend bezeichnete Verwi⸗ 
ſchung der Begriffe Fiktion und Unterſtellung, die in 
dieſem Buch wiederum beſonders kraß in die Erſcheinung tritt. Bei⸗ 
ſpiel: S. 395: 8 7 RAcGebdO. „unterſtellt Beauftragung des An⸗ 
walts durch ſich ſelbſt“. S. 486: § 76 RAcGGebO.: „Unbilligkeiten 
ſind als Wille des Geſetzgebers nicht notwendig zu unter⸗ 
ſtellen“. Man ſieht ſofort, daß Baumbach denſelben Ausdruck 
für zwei grund verſchiedene Begriffe braucht. Denn im 
erſten Fall handelt es ſich um den typiſchen Fall einer Fiktion 
(welchen Begriff Baumbach vergeblich zu verdeutſchen ſucht, 
in Wahrheit aber nur verunklart, da er ſich eben weder verdeutſchen 
noch erſetzen läßt), im letzteren Falle dagegen — allenfalls — um 
den Begriff der „Unterſtellung“ im juriſtiſch⸗techniſchen Sinne. 

Es wäre eine an ſich reizvolle Aufgabe, ſich auch ſonſt zu 
manchem Punkte mit abweichenden Anſichten des Verf. ausein⸗ 
anderzuſetzen. Im Rahmen einer ſolchen Beſprechung muß es je⸗ 
doch, wie ich ſtets betone, genügen, mehr beiſpielsweiſe den Verf. 
auf Wünſche oder auch Bedenken, die beim Benutzen auftauchen 
konnen, hinzuweiſen. Eine beſondere Empfehlung jedenfalls würde 
bei jo gut eingeführten Werken, wie es auch die handlichen „Reichs⸗ 
koſtengeſetze“ ſind, nur eine überflüſſige Redensart bedeuten. Solche 
ſind aber nicht der Sinn ſachlicher Buchbeſprechungen. 

KOR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


Dr. jur. Friedrich Wolfſtieg, Oberſtleutnant und Kom⸗ 
mandeur der Schutzpolizei in Gleiwitz, Mitgl. d. Akademie f. 
Deutſches Recht: Deutſches Polizeibeamtengeſetz 
v. 24. Juni 1937 nebſt DurchfVoO. v. 26. Juli 1937, den er⸗ 
gänzenden Vorſchriften des Deutſchen Beamtengeſetzes vom 
26. Jan. 1937 u. Nebengeſetzen. München u. Berlin 1937. 
Verlag C. H. Beck. XI, 255 S. Preis geb. 4,20 Nl. 

Das kleine praktiſche Erläuterungswerk von Wolfſtieg 
bringt nach einer kurzen Einleitung das Deutſche Polizei⸗ 
beamtengeſetz mit knappen, für die Praxis aber vollkommen 
ausreichenden Anmerkungen und zahlreichen Verweiſungen. 
Teil I der vorläufigen Durchſ VO. v. 26. Juli 1937 iſt bei den 
einzelnen Paragraphen des Polizeibeamtengeſetzes gleichzeitig 
mit abgedruckt und erläutert (S. 5 bis 99). Neben Teil II der 
DurchfV O. v. 26. Juli 1937 iſt ein umfangreicher Auszug aller 


Schrifltuut 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
Vorſchriften des Deutſchen Veamtengeſetzes, die für die Polizei⸗ 
vollzugsbeamten von Bedeutung ſind und die großen Raum 
einnehmen, abgedruckt. Angefügt iſt dann noch das Geſetz über 
die Neunundzwanzigſte Anderung des Beſoldungsgeſetzes nebſt 
Durchführungsbeſtimmungen und das Geſetz über die Veför⸗ 
derung der Polizeivollzugsbeamten auf Beförderungsmitteln vom 
11. Mai 1937. 

Ein gutes Sachregiſter erhöht die praktiſche Verwendbar⸗ 
keit des Kommentars. Das Erläuterungsbuch iſt in erſter Linie 
für die Praxis beſtimmt und wird ihr wegen ſeiner ſorgfältigen 
Bearbeitung gute Dienſte leiſten. 

RA. Dr. v. Bohlen, Berlin. 


Dr. Adolf Baumbach, SenPräf. beim KG. a. D.: Aktien⸗ 
geſetz vom 30. Jan. 1937, mit der 1. Durchführungs⸗ 
verordnung vom 29. Sept. 1937 ſowie dem Umwandlungs- 
geſetz und anderen Nebengeſetzen. (Beckſche Kurzkommentar 
Bd. 23.) 2., durchgearb. Aufl. München und Berlin 1937. 
C. H. Beckſche Verlagsbuchhdlg. XV, 549 S. Preis geb. 
10,50 AM. 

Daß ſchon nach wenigen Monaten eine Neuauflage des erſt 
in JW. 1937, 1695 beſprochenen Kommentars erforderlich wurde, 
beweiſt, daß die frühe Herausgabe in der bewährten Baum 
bach ſchen Erläuterungsweiſe einem praktiſchen Bedürfnis ent- 
ſprach. In der gegenwärtigen Geſtalt, die in den Grundzügen 
unverändert geblieben iſt, iſt er teilweiſe verbeſſert und ergänzt. 
In einem Anhang iſt die inzwiſchen herausgekommene 1. Durchf⸗ 
VO. z. AktG. v. 29. Sept. 1937 abgedruckt. 

Ergänzt ſind insbeſondere auch die Erläuterungen zu den 
88 35—38 AktG., wenn auch eine Erweiterung i. S. der Aus⸗ 
führungen des Unterzeichneten in JW. 1937, 2425 ff. und der 
Stellungnahme von Lenz, ebda. S. 2632, die bei der Drud- 
legung der Neuauflage noch nicht vorgelegen haben werden, 
künftig ſich im Intereſſe der Praxis empfehlen wird. Unter dem 
neueſten Schrifttum haben die Kommentare von Schlegel⸗ 
berger -Quaſſowski⸗Herbig⸗Geßler⸗Hefermehl 
und Teichmann⸗Koehler zum AktG. Verückſichtigung ge⸗ 
funden. 

Die Erläuterung des Umwandlcz. v. 5. Juli 1934, die wie 
oisher dem dritten Buch des AktG. als Anhang beigefügt iſt, 
iſt unter Hineinarbeitung der 4. DurchfVoO. erweitert un zu 
faſt jedem Paragraphen ergänzt und berichtigt. An überſichtlich⸗ 
keit hat die Darſtellung allerdings hier noch nicht gewonnen, 
da m. E. eine gedrängte Kommentierform für dieſes ver⸗ 
wickelte Spezialgebiet ſich nicht eignet und die Form eines ge⸗ 
drängten Aufſatzes vorzuziehen geweſen wäre. Die Bemerkung 
S. 445 Nr. 1 zu 8 2 UmwandlG., daß „Verpfändung nicht 
ſchadet“, iſt in dieſer ſummariſchen Knappheit bedenklich, weil 
ſie den Irrtum erregt, daß die Zuſtimmung des Pfandgläubi⸗ 
gers zur Umwandlung entbehrlich ſei (vgl. hierzu: Ertfolll⸗ 
Groſch uff⸗Kaemmel, „Umwandlung und Löſchung“, 
3. Aufl, S. 69 Aum. 5 zu § 2). Im übrigen iſt auch zum Um- 
e neueres Schrifttum jetzt ſtärker herangezogen 
worden. 

Die beiden, in der früheren Veſprechung erwähnten Irr⸗ 
tümer ſind richtiggeſtellt. In der neuen Geſtalt wird ſich die 
Taſchenausgabe neue Freunde erwerben. 

O AR. Groſchuff, Berlin. 


Beamtengeſetze. Deutſches Veamtengeſetz, Reichsdienſtſtraf⸗ 
ordnung und Deutſches Polizeibeamtengeſetz mit ihren Durch⸗ 
führungsbeſtimmungen und anderen einſchlägigen Vorſchrif⸗ 
ten. Textausgabe mit Verweiſungen und ausführlichem Sach⸗ 
verzeichnis. 2. Aufl. München und Berlin 1937. C. H. Beckſche 
Verlagsbuchholg. IV, 337 S. Preis geb. 2,40 RAM. 

Die Textausgabe ift eine weſentliche Erweiterung der JW. 
1937, 920 beſprochenen 1. Auflage und ſchließt zeitlich mit der 
Anordnung über die Ernennung und die Beendigung des Be⸗ 
amtenverhältniſſes der Beamten der Reichsfinanzverwaltung 
und der Finanzverwaltungen der Länder ohne Preußen vom 
11. Sept. 1937 ab. D. S. 


Strafprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz nebſt 
den wichtigſten ſonſtigen Vorſchriften aus dem Gebiet des 
Strafverfahrens und der Gerichtsverfaſſung. Textausgabe 
mit Verweiſungen und Sachverzeichnis. 3. Aufl. München 
und Berlin 1938. C. H. Beckſche Verlagsbuchhdlg. VIII, 
258 S. Preis geb. 1,80 RM. 

Auf die ausführliche Beſprechung der 2. Auflage: JW. 

1937, 143 wird verwieſen. D. S. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur auszugsweiſe und mit genauer Quellenangabe geſtattet 
(Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts. — 7 Anmerkung! 


Deviſenrecht 


* 1. RG. — 88 4, 36 Abſ. 1 Ziff. 7 Dev BO. 1932 (etzt 
sg 9, 42 Abſ. 1 Ziff. 7 Dev); 8 1 Straffreih®. für Deviſen⸗ 
zuwiderhandlungen v. 15. Dez. 1936; SS 1, 2 DurchfVO. dazu 
v. 16. Dez. 1936. 

1. Zur Frage, ob über eine mit deviſenrechtlicher Genehmi⸗ 
gung erworbene Forderung in ausländiſcher Währung zu an⸗ 
deren als den genehmigten Zwecken, durch Überweiſung an eine 
110 bei der der Forderungsinhaber in Schuld ſteht, verfügt 
wird. 

2. Der Erſchleichung einer deviſenrechtlichen Genehmigung 
macht ſich auch ſchuldig, wer mit Wiſſen und Willen durch Ver⸗ 
mittlung eines anderen unrichtige Angaben an die Deviſen⸗ 
behörde gelangen läßt. Zum Tatbeſtand der Genehmigungs⸗ 
erſchleichung gehört nicht, daß die erſtrebte Genehmigung er⸗ 
reicht wird. 

3. Zum Begriff des Zuſammenhanges von Straftaten i. S. 
des DevStraffreih ch. v. 15. Dez. 1936; er beſteht nicht, wenn 
die angebotene Forderung unabhängig von einer Forderung 
entſtanden iſt, über die ohne Genehmigung verfügt worden iſt. 

4. Das Angebot eines ſo geringfügigen Deviſenbetrages, 
daß das Einbringen im Intereſſe der Deviſenbewirtſchaftung 
nach den Umſtänden des Falles nicht lohnt, begründet nicht die 
Anwendbarkeit des DevStraffreih®. f) 


Zu der Rev. des Angekl. F. und den einzelnen Straf⸗ 
taten. 

J. Verfügung über Forderungen in aus» 
ländiſcher Währung ohne Genehmigung 

a) Soweit der Angekl. die Forderungen in ausländiſcher 
Währung, die er in den hier fraglichen Fällen von der Reichs⸗ 
bank oder durch deren Vermittlung erworben hatte, zu anderen 
als den genehmigten Geſchäften verwendet hat, beſtehen gegen 
die Annahme der Strͤ. keine rechtlichen Bedenken, daß ſich 
der Angekl. des Vergehens gegen den 8 86 Abſ. 1 Nr. 3 i. Verb. 
mit dem 84 Dev O. 1932 ſchuldig gemacht habe. Zweifel könn⸗ 
ten höchſtens für den — nach der tatſächlichen Annahme des 
LG. möglichen — Fall beſtehen, daß der Augekl. — nachdem 
ſich die urſprünglich geplanten Geſchäfte zerſchlagen hatten, für 
die die Genehmigung erteilt war —, die hier fraglichen Forde⸗ 
rungen benützt hat, um feine in laufender Rechnung entſtandene 
Schuld bei der H. Kreditbank damit teilweiſe zu decken. 

Der Angekl. hat die Reichsbank beauftragt, die auf Grund 
der Genehmigung erworbenen Forderungen in ausländiſcher 
Währung auf ſein Konto bei der H. Kreditbank zu überweiſen. 
Da er bei dieſer Bank in Schuld ſtand, war ſchon dieſe in 
feinem Auftrage vorgenommene Überweiſung an die Bank eine 
nach den Deviſenvorſchriften ſtrafbare Verfügung über die 
Deviſenforderung; denn damit gab der Angekl. die tatſächliche 
Möglichkeit aus der Hand, über die Forderung zu dem gen eh 
migten Zwecke zu verfügen. Dadurch aber wurde die Geneh⸗ 
migung ſelbſt nachträglich unwirkſam, wie ſich aus der Nr. 4 
Devgii. 1932 ergibt. Es verlor daher auch der Erwerb der 
Forderung von der Reichsbank ſeinen Rechtsgrund. Die Forde⸗ 
rung war alfo nunmehr „anders als nach dem 83 erworben“. 
Daran ändert es auch nichts, daß ſie der Angekl. „von der Reichs⸗ 
bank“ erworben hatte; denn der 83 Abſ. 1 Dev O. bezieht ſich 
(nach dem Abſ. 2 daſelbſt) nur auf einen ſolchen Erwerb, der 
zu einem deviſenrechtlich erlaubten Zwecke geſchieht. Das iſt in 
der Neufaſſung der hier fraglichen Vorſchriften im 89 Dev. 
1935 klar zum Ausdruck gelangt, galt aber in derſelben Weiſe 
ſchon für die Dev O. 1932. Belanglos iſt es hierbei, ob man 
die „Verfügung“ über die Forderungen in ausländiſcher Wäh⸗ 


rung ſchon in der bloßen „Gutſchrift“ auf dem laufenden Konto 
als verwirklicht anſieht, wie es die Str. in anderem Zuſammen⸗ 
hange durch Bezugnahme auf Hartenſtein, „Deviſennot⸗ 
recht“ S. 119 Note 11 zum 8 11 Dev.; vgl. auch Note 19 zum 
8 9 daſ. S. 108) tut, oder ob man hierin nur die Eröffnung 
einer Verfügungs möglichkeit für die Bank findet; denn 
das Schaffen einer ſolchen Möglichkeit würde, wie das RG. 
bereits im Urt. v. 2. Juni 1933, 1 D 411/33 (JW. 1933, 1774 10) 
angenommen hat, einer „Verfügung“ i. S. des $4 DevVO 1932 
gleichſtehen. 

Anders wäre die Rechtslage möglicherweiſe dann zu be 
urteilen, wenn der Angekl. nach ſeinen Verabredungen mit der 
H. Kreditbank die Gewißheit hätte haben können, dieſe werde 
ihm den Betrag der Forderung zur Verfügung halten, ihn alſo 
nicht zur Aufrechnung benutzen, oder wenn ſich die Bank doch 
bindend verpflichtet hätte, ihm jederzeit neuen Kredit 
in der Höhe der überwieſenen Forderung zu eröffnen. In die⸗ 
ſem Falle könnte es dem Angekl. bei der Überweiſung an die 
H. Bank an dem nach dem 8 36 Abf. 1 Nr. 3 i. Verb. m. dem 
54 Dev VO. 1932 erforderlichen Vorſatze gefehlt haben. Doch 
hätte der Angekl. dann über die (durch die Überweiſung ums 
gewandelte) „Forderung in ausländiſcher Währung“ jeden⸗ 
falls in dem Zeitpunkte verfügt, in dem er ſich nach dem 
Scheitern der urſprünglich geplanten Geſchäfte, für die die Be⸗ 
träge beſtimmt waren, entſchloſſen hätte, die Beträge bei der 
Bank zur Deckung ſeiner Schuld zu verwenden, aljo ſeiner⸗ 
ſeits aufzurechnen, oder ſeinen bei der Bank in Höhe der 
Forderung entſtandenen „Kredit“ in anderer als der genehmig⸗ 
ten Weiſe auszunutzen, und dieſen Entſchluß ausgeführt hätte. 
Auch bei einer ſolchen Geſtaltung der Sachlage hätte alſo die 
Str. den Angekl. des hier fraglichen fortgeſetzten Deviſen⸗ 
vergebens zu Recht für ſchuldig erkannt. Für die Strafbarkeit 
nach dem § 36 Abſ. 1 Nr. 3 i. Verb. m. dem 84 DevVO. 1932 
iſt es im übrigen belanglos, ob die Firma R. die Waren, um 
die es ſich hier handelt, geliefert hat oder nicht; die Strafbarkeit 
wäre genau ſo gegeben, wenn die Geſchäfte zwar wirklich aus⸗ 
geführt worden wären, der Angekl. aber die dafür bewilligten 
Deviſen nachher für andere, nicht genehmigte Zwecke verwen⸗ 
det hätte; maßgebend iſt für die Strafbarkeit ausſchließlich, 
daß er ſie nicht für die genehmigten Geſchafte ver⸗ 
braucht hat. 

b) Straffreiheit. 

Das Vergehen fällt nicht unter ein Straffreih&., nament⸗ 
lich nicht unter das v. 15. Dez. 1936. Nach dem 81 Abſ. 1 die⸗ 
ſes Geſetzes, der hier allein in Betracht kommt, iſt ſtraffrei, wer 
am 16. Dez. 1936 den deviſenrechtlichen Beſtimmungen zuwider 
Vermögen im Auslande ſtehen gehabt und bis zum Ablaufe 
des 31. Jan. 1937 die Werte, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlungbezog, der Reichsbank angeboten hat; die Straf⸗ 
freiheit gilt für alle Strafen, die der Täter durchdie Tat 
nämlich das Stehenlaſſen der jetzt angebotenen Deviſen im Aus- 
lande, den im 81 DurchfVoO. v. 16. Dez. 1936 (RG Bl. I, 1018) 
aufgeführten deviſenrechtlichen Vorſchriften zuwider — und die 
mit ihr zufſammenhängenden Taten verwirkt hat. 

Der Angekl. hat nun innerhalb der Friſt zunächſt eine For⸗ 
derung von 120 dän. Kr. angeboten, die er als Schadenserſatz 
wegen der Nichtlieferung aus dem erſten der beiden geſcheiter⸗ 
ten Geſchäfte gegen den damaligen Vertragsgegner erworben zu 
haben behauptet; dieſer hat die Forderung als zu Recht beſtehend 
anerkannt. Durch die nachträgliche Anbietung iſt der Angekl. zu⸗ 
nächſt inſofern ſtraffrei geworden, als er es vor dem 16. Dez. 
1936 unterlaſſen hatte, Die fe Forderung friſtgemäß der Reichs 
bank anzubieten. Dieſe Tat bildet indeſſen nicht den Gegenſtand 
des vorl. Verfahrens; hier kann ſich nur fragen, ob das Ver⸗ 
gehen gegen den 8 36 Abſ. 1 Nr. 3 i. Verb. m. dem 84 TevBO. 
1932, deſſen die Strͤ. den Angekl. mit Recht ſchuldig erkannt 
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hat, mit dem Vergehen der Nichtanbietung der 120 dän. Kr. zu 
ſammenhängt. 

Den Begriff des „Zuſammenhanges“ erläutert nach einer 
beſtimmten Richtung der § 2 der bereits genannten DurchfVO. 
v. 16. Dez. 1936 näher. Danach iſt ein Zuſammenhang insbeſ. 
für die Deviſenzuwiderhandlungen anzuerkennen, die „hinſicht⸗ 
lich der Zahlungsmittel und der ſonſtigen Werte begangen wor⸗ 
den ſind, die der Täter zum Erwerbe der angebotenen Werte 
unmittelbar oder mittelbar verwendet“ hat. 

Dieſe Merkmale treffen hier nicht zu. Der Angekl. hat nach 
ſeiner eigenen Darſtellung die Forderung in ausländiſcher Wäh 
rung, auf die ſich der hier fragliche Teil der Fortſetzungstat 
bezieht, nicht dazu benutzt, die Forderung zu erwerben, die er 
jetzt angeboten hat; vielmehr iſt dieſe Forderung unabhängig 
von der hier fraglichen als Schadenserſatzforderung aus dem 
Kaufvertrage entſtanden. Daß ſich die Pflicht des Angell., die 
Forderung in ausländiſcher Währung der Reichsbank wieder 
anzubieten, möglicherweiſe gleichfalls aus dem Scheitern des 
Kaufvertrags ergeben hat — wenn ſie nämlich in dieſem Zeit 
punkte dem Angekl. überhaupt noch zuſtand —, ſchafft keinen 
„Zuſammenhang“ i. S. des § 2 Abf. 1 Nr. 2 DurchfVO. vom 
16. Dez. 1936. 

Soweit die weiter angebotene Forderung von 45 dän. Kr. 
gegen die Firma R. in Kopenhagen in Betracht kommt, fehlt 
es an jedem Nachweiſe dafür, daß die Forderung in auslän 
diſcher Währung, auf die ſich der Schuldſpruch des angefoch⸗ 
tenen Urteils bezieht, unmittelbar oder mittelbar dazu gedient 
hat, die angebotene Forderung zu erwerben. Da das Kauf 
geſchäft, um das es ſich hier handelt, nach den Feſtſtellungen 
der Str. nicht ausgeführt worden iſt, kann der Angekl. aus 
dieſem Geſchäfte keine Gegenforderung auf Kaufpreisminde 
rung gehabt haben. Aber auch wenn das Kaufgeſchäft tatſäch⸗ 
lich ausgeführt worden wäre, würde es an einem Zuſammen 
hange in dem erwähnten Sinne fehlen; denn das hier fragliche 
Deviſenvergehen — Verfügen über Forderungen in ausländi 
ſcher Währung zu anderen als dem genehmigten Geſchäfte 
mit der Firma R. — kann unmöglich zum Erwerbe der jetzt 
angebotenen angeblichen Forderung auf Kaufpreisminderung 
gedient haben, auch nicht mittelbar. 

Über den $2 DurchfVO. hinaus wird ein Zuſammenhang, 
ferner allgemein auch — ähnlich wie nach dem §3 Abſ. 1 DA. 
— für ſolche Taten anzunehmen ſein, die die Nichtanbietungstat 
vorbereiten, ſichern oder decken ſollen (vgl. dazu auch Schä⸗ 
fer: DJ. 1937, 33 unter III b). Aber auch aus dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkte laßt ſich im vorl. Falle kein Zuſammenhang der 
Taten mit der Nichtanbietung der Forderungen von 120 und 
45 dän. Kr. feſtſtellen. 

Der Angekl. hat alſo durch die nachträgliche Anbietung 
dieſer Forderungen keine Straffreiheit erlangt. 

II. Erſchleichung von Deviſengenehmigun 
gen. 

1. Geſchäfte auf Grund des Vertrages mit K. in T. 

a) Die Annahme des LG., der Angekl. habe hier (in 
Mittäterſchaft mit K.) unrichtige Angaben gemacht, um für ſich 
oder einen anderen eine Genehmigung zu erſchleichen, die nach 
den damals geltenden Deviſenvorſchriften erforderlich war, iſt 
rechtlich richtig. Daran ändert es nichts, daß K. die Anträge ge 
ſtellt hat; denn mit dieſen Anträgen wurde, vorgefaßtem Plane 
gemäß und mit Wiſſen und Willen des Angekl. F., im erſten 
Falle die Rechnung der däniſchen Lieferfirma mit dem Schrei⸗ 
ben des Angekl,, laut deſſen er die Felle im Auftrage und für 
Rechnung des K. in T. gekauft habe, der Deviſenſtelle ein 
gereicht; in den anderen Fällen wurden die Rechnungen, die 
der Angekl. auf Rechnungsvordrucken des Kraftwagenvermie 
ters S. in K. ausgefertigt hatte, der Deviſenſtelle mit vorgelegt. 
Das genügt, um den Angekl. als Täter des Vergehens gegen 
den § 36 Abſ. 1 Nr. 7 DevVO. 1932 zu beſtrafen. Das Vergehen, 
deſſen ſich der Angekl. hier ſchuldig gemacht hat, iſt keine ſog. 
„eigenhändige“ Straftat. Strafbar iſt vielmehr jeder, der mit 
Wiſſen und Willen unrichtige Angaben an die zuſtändige Stelle 
gelangen läßt, auch wenn das durch Vermittlung eines anderen 
geſchieht, der als Ausſteller des Antrages auftritt, ſei dieſer nun 
bösgläubig oder gutgläubig. 

In den drei zuletzt genannten Fällen hat der Ungefl. 
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übrigens auch noch dadurch unrichtige Angaben gemacht, daß 
er in die Rechnungen höhere als die Beträge eingeſetzt hat, die 
er ſeinen Verkäufern zu bezahlen hatte; doch ändert das nichts 
Weſentliches an der Strafbarkeit. 

Dagegen hat die Str. in dieſen Fällen zugunſten des 
Augekl. rechtlich geirrt. In allen vier Fällen hat der Angekl. 
die erſchlichenen Genehmigungen auch tatſächlich ausgenutzt, um 
ſeine Kaufpreisverbindlichkeiten aus den Eigengeſchäften, um 
die es ſich in Wirklichkeit handelte, damit zu decken. Für dieſe 
Geſchäfte war die Genehmigung aber nicht erteilt, und ſie wur⸗ 
den deshalb durch die Genehmigung auch nicht gerechtfertigt. 
Das hat das RG. für ähnliche Fälle ſchon mehrfach ausgeſpro⸗ 
chen (vgl. z. B. RGSSt. 67, 429 = ZW. 1934, 562 18; RGuUrt. 
v. 12. Juni 1934, 1 0 40/4: JW. 1934, 2339 12; RG Urt. v. 
29. Inni 1936, 2 D 287/36: HöchſtytRſpr. 1936 Nr. 1480). Der 
Angekl. hat ſich dadurch, daß er die erſchlichenen Genehmigungen 
für ungenehmigte Eigengeſchäfte ausnutzte, ſtrafbar gemacht. Er 
hat in den letzten der drei hier fraglichen Fälle die genehmigten 
Beträge ins Ausland an die G. Bank überweiſen laſſen und 
die ſo geſchaffenen Guthaben dann benutzt, um ſeine Verkäufer 
wegen ihrer Forderungen aus den Kaufverträgen zu befriedigen. 
In dieſen Fällen hat der Angekl. alſo zunächſt ohne Genehmi⸗ 
gung Forderungen in ausländiſcher Währung gegen Reichsmark 
erworben und dadurch gegen den § 36 Abſ. 1 Nr. 1 i. Verb. m. 
dem §3 Dev O. 1932 verſtoßen. Er hat ferner in dieſen Fal⸗ 
len über Forderungen in ausländiſcher Währung, die er anders 
als nach dem §3 Dev O. 1932 erworben hatte, ohne Genehmi⸗ 
gung verfügt und ſich dadurch, wie in den beiden Fällen unter 
J, gegen den § 36 Abſ. 1 Nr. 3 i. Verb. m. dem §4 Dev O. 
1932 vergangen. Daß er ſich des Fehlens der Genehmigung in 
beiden Richtungen auch bewußt geweſen iſt, iſt nach den Feſt⸗ 
ſtellungen der Str. nicht zweifelhaft. 

Im Verhältnis dieſer beiden Vergehen zueinander wird 
das erſte — das lediglich eine Ge fahren lage geſchaffen hat — 
durch das zweite, das die eigentliche Verletzungstat darſtellt, 
aufgezehrt (vgl. hierzu RGSt. 67, 401, 405 ff. = JW. 1934, 
104 ; RGSt. 68, 136, 147 fl. = ZU. 1934, 1786 10 m. Aunt.; 
ROSE. 68, 315, 319 u.a. = JW. 1934, 3059 10 m. Anm. und 
JW. 1934, 3286 2). Zu ſtrafen iſt der Angekl. alſo nur aus 
dem 8 36 Abſ. 1 Nr. 3 i. Verb. m. dem §4 DevVO. 1932. Das 
Vergehen gegen den § 36 Abſ. 1 Nr. 7 (Genehmigungserſchlei⸗ 
chung), das der Angekl. vorher begangen hatte, wird durch die 
ſpäteren Verfügungen über die erſchlichene Forderung nicht 
berührt; namentlich beſteht keine Geſetzeseinheit. Das Vergehen 
gegen den § 36 Abſ. 1 Nr. 3 i. Verb. m. dem 84 ſteht zu dent 
gegen den 536 Abf. 1 Nr. 7 vielmehr im Verhältniſſe der Tat⸗ 
mehrheit (vgl. RESt. 70, 400 = JW. 1937, 883 9), 

b) Straffreiheit. 

Auch für die hier fraglichen Fälle beruft ſich der Beſchwe. 
auf das Straffreihc G. v. 15. Dez. 1936. Er behauptet, in dem 
erſten Falle von dem Verkäufer C. in Kopenhagen nachträglich 
einen Betrag von 75 dän. Kr. „wegen Lieferungsdifferenzen“ 
in bar zurückerhalten zu haben. Von dieſen 75 Kr. will er dem 
Fellſortierer H. in Kopenhagen 25 Kr. geliehen und bisher nicht 
zurückerhalten haben. Er hat dieſe Forderung friſtgerecht der 
Reichsbank angeboten. Dieſes Angebot macht ihn indes nicht 
ſtraffrei, weil es an einem Nachweiſe dafür fehlt, daß der Angekl. 
das Darlehen von 25 Kr. — wenn er es, was gleichfalls bis⸗ 
her nicht feſtſteht, wirklich gegeben hat — von dem Gelde eut- 
nommen hat, das er von C. zurückerhalten haben will. Es be- 
darf daher nicht der Prüfung, ob der Angekl. die Werte, die 
er durch das hier fragliche Deviſenvergehen erlangt hat, zum 
Erwerbe der erwähnten 75 Kr. von C. — für den es übrigens 
auch an allen Nachweiſen fehlt — „mittelbar oder unmittelbar 
verwendet“ hat (§ 2 Abſ. 1 Nr. 2 DurchfVO. v. 16. Dez. 1936 
[RGBl. I, 1018). Ein StraffreihG. iſt, wie das RG. ſchon 
vielfach ausgeſprochen hat, nur dann anzuwenden, wenn die 
Merkmale, an die es die Straffreiheit knüpft, voll nachgewieſen 
ſind (ASt. 53, 324; 56, 49; 66, 76, 78; 71, 259, 263 = 
JW. 1937, 2912 2 m. Anm.). 

Wegen der weiteren drei Geſchäfte, die der Angekl. auf 
Grund des Vertrages mit K. durchgeführt hat, nimmt er die 
Straffreiheit mit folgender Begründung in Anſpruch: Er habe 
in den Rechnungen, die den Anträgen auf die Deviſengenehmi⸗ 
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gungen beigefügt geweſen ſeien, den Preis, zu dem er die Felle 
gekauft hatte, höher angegeben, als er in Wirklichkeit geweſen 
ſei. Es ſei ihm alſo nach Bezahlung der Lieferfirmen von den 
nach Dänemark überwieſenen Beträgen ein Reſtguthaben ver⸗ 
blieben; hiervon habe er 300 dän. Kr. dem Kraftwagenvermie⸗ 
ter S. in K. geliehen; ferner habe er aus dieſem Geſchäft noch 
ein Reſtguthaben von 20 dän. Kr. bei der G. Bank. Dieſe an⸗ 
geblichen Forderungen hat der Angekl. friſtgemäß der Reichs⸗ 
bank angeboten. 

Auch in dieſen Fällen fehlt es indes an jedem Nachweiſe 
dafür, daß der Angekl. die Forderung von 300 dän. Kr. gegen 
S. durch Verwendung von Werten erlangt hat, die aus den 
hier fraglichen Deviſenvergehen herrührten. Außerdem iſt das 
Auerkenntnis des S., das der Angekl. beigebracht hat, noch kein 
hinreichender Beweis für feine Behauptung, er habe dem S. 
die 300 Kr. geliehen. S. hat, wie das angefochtene Urteil ergibt, 
dem Angekl. bei ſeinen Straftaten, und gerade bei denen, um 
die es ſich an dieſer Stelle handelt, mehrfach in einer Weiſe 
Hilfe geleiſtet, die nicht geeignet iſt, ihn als vertrauenswürdig 
und glaubhaft erſcheinen zu laſſen. 

Für die Behauptung des Angekl., ſein Guthaben bei der G. 
Bank von 15 — nicht 20 — dan. Kr. ſtamme aus den hier 
fraglichen Geſchäften, fehlt es gleichfalls an einem Nachweiſe. 
übrigens würde das Angebot eines ſo geringfügigen Deviſen⸗ 
betrages, das das Einbringen im Intereſſe der Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung nach den Umſtänden des Falles nicht lohnt, auch nicht 
geeignet fein, die Anwendbarkeit des Straffreih®. zu begrün⸗ 
den; anders ſind auch die Gemeinſchaftliche Verfügung des 
RIM. und der Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung vom 
21. Dez. 1936 (DJ. 1918) zu II und das zum Abdruck beſtimmte 
Urteil des 5. StrSen. des RG. v. 30. Aug. 1937, 5 D 338/37 
(JW. 1937, 2912 21) nicht zu verſtehen. 

2. Geſchäft mit der Firma R. in Kopenhagen 

a) Der Tatbeſtand des 836 Abſ. 1 Nr. 7 Dev O. 1932 
iſt dem Angell. auch in dieſem Falle rechtlich bedenkenfrei nach 
gewieſen. Daß der Angekl. mit ſeinen täuſchenden Machenſchaf⸗ 
ten keinen Erfolg gehabt hat, ändert nichts daran, daß das 
Vergehen vollendet iſt; anders als beim Betrug und bei der 
Steuerhinterziehung, mit denen es ſonſt nahe verwandt iſt, ge⸗ 
hört zum Tatbeſtande des Vergehens nach dem 8 36 Abſ. 1 Nr. 7 
nicht, daß der Täter erreicht, was er will, nämlich die Genehmi⸗ 
gung zu ſeinem Geſchäft. 

b) Die Anwendbarkeit des Straffreih G. v. 15. Dez. 
1936 entfällt hier ſchon um deswillen, weil die erſtrebte Geneh 
migung nicht erteilt worden iſt, der Angekl. alſo auf Grund ſei⸗ 
nes Antrages keine Werte in die Hand bekommen hat, mit denen 
er die zu dieſem Punkt angebotene Forderung — zu der übri⸗ 
gens bereits oben unter Ib das Erforderliche gejagt worden 
iſt — erworben haben könnte, und auch kein ſonſtiger Zuſam⸗ 
menhang erkennbar iſt. 

(RG., 3. StrSen. v. 28. Okt. 1937, 3 D 21/37.) 


Anmerkung: Die Ausführungen des Urteils zum Begriff 
der deviſenrechtlichen Verfügung ($9 Abſ. 2 Dev.) und zur 
Erſchleichung deviſenrechtlicher Genehmigungen (8 42 Abi. 1 
Ziff. 7 Dev®.) entſprechen den in Lehre und Rſpr. bereits früher 
vertretenen Anſichten. — Neue, richtungweiſende Ausführungen 
bringt die Ent. zum Begriff der „zuſammenhängenden Taten“ 
in §1 DevStraffreihch. v. 15. Dez. 1936. Mit dieſem Begriff 
hat ſich erſt kürzlich der 5. Sen. in dem in JW. 1937, 2912 ab⸗ 
gedruckten Urt. v. 30. Aug. 1937, 5 D 338/37, befaßt und dabei 
ausgeſprochen, daß er entſprechend dem Zweck der durch das 
Gef. v. 15. Dez. 1936 gewährten Deviſenamneſtie, die letzte 
Deviſe ſchleunigſt für das Reich nutzbar zu machen, möglichſt 
weit auszulegen ſei. Die vorl. Entſch. zeigt, daß dies nicht ſo 
zu verſtehen iſt, daß eine Straftat, die nur zufällig und 
rein äußerlich zu einer durch Nachholung der Anbietung 
wiedergutgemachten Verletzung der Anbietungspflicht in Bezie⸗ 
hung ſteht, von der durch das Geſ. v. 15. Dez. 1936 gewährten 
Amneſtie erfaßt wird. Erforderlich iſt vielmehr eine enge Be⸗ 
ziehung der Straftaten untereinander dergeſtalt, daß eine un⸗ 
lösliche Verknüpfung zwiſchen der hinſichtlich der angebotenen 
Deviſen begangenen Deviſenzuwiderhandlung und den anderen 
Straftaten beſteht (in dieſem Sinne habe ich mich ſchon früher 
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bei Pfundtner⸗ Neubert, „Das neue deutſche Reichs⸗ 
recht“, Ile 18 S. 22, Bem. 1 zu § 2 DurchfVoO. zum DevStraf- 
freih d. v. 16. Dez. 1936 geäußert). Ob ein ſolcher Zuſammen⸗ 
hang gegeben iſt, richtet ſich nach den Umſtänden des einzelnen 
Falles. Statt näherer Darlegungen über eine Vielzahl möglicher 
Einzelfälle muß deshalb auf die lehrreichen Unterſuchungen des 
3. Sen. in der vorliegenden und des 5. Sen. in der a. a. O. 
wiedergegebenen Entſch. zu den verſchieden gelagerten Fällen 
verwieſen werden. Reg. Turowski, Berlin. 


Strafgeſetzbuch 

2. RG. — 88 2, 259 StGB. „Erſatzhehlerei“. — Mits 
genuß eines Überfluſſes an ſtrafbar erworbenen Sachen iſt wie 
Hehlerei ſtrafbar. — $2 StGB. kommt erſt zum Zuge, wenn 
feſtſteht, daß ein geſetzlicher Straftatbeſtand nicht erfüllt iſt. — 
Wahlweiſe Feſtſtellung der unmittelbaren oder der ent⸗ 
ſprechenden Anwendung eines Strafgeſetzes iſt grundſäß⸗ 
lich zuläſſig. ) 

(R., 1. StrSen. v. 28. Sept. 1937, 1 D 1100/36.) 
Abgedr. JW. 1937, 3083 . 


Aumerkung: Das — im weſentlichen in JW. 1937, 3083? 
— abgedruckte Urteil des 1. Str Sen. hatte die entſprechende An⸗ 
wendung (52) des § 259 nach zwei Richtungen zu erörtern: ein⸗ 
mal erhob ſich die Frage, ob der Mitgenuß geſtohlener Sachen 
auch dann aus 8 259 (mit Hilfe des 82) beſtraft werden kann, 
wenn der Mitgenießende keine eigene Verfügungsgewalt über 
die geſtohlenen Sachen erlangt. Zum anderen tauchte die Frage 
auf, ob auch die ſog. Erſatzhehlerei nunmehr mit Hilfe des 82 
erfaßt werden könne. 

1. Was die erſtere der beiden Fragen anlangt, ſo kann 
dem Urteil nur zugeſtimmt werden. Nach der bisherigen h. M. 
war der Grundgedanke des 8 259 die Beſtrafung der Aufrecht⸗ 
erhaltung des durch die Vortat geſchaffenen rechtswidrigen Zu⸗ 
ſtandes. Von dieſem Grundgedanken wird ohne Zweifel auch 
der Fall erfaßt, daß jemand die geſtohlene Sache in Kenntnis 
ihres Erwerbs, wenn auch ohne Erlangung eigener Verfügungs⸗ 
gewalt mitverzehrt: er hält dann die Eigentumsentziehung nicht 
nur aufrecht, ſondern bewirkt ſogar den endgültigen, nicht wie⸗ 
der gutzumachenden Eigentumsverluſt, indem er die Sache 
durch den Verzehr zerſtört. Daß weiterhin das geſunde Volks⸗ 
empfinden hier Beſtrafung fordert, wird niemand beſtreiten. 
Dieſer Fall bereitet alſo keinerlei Schwierigkeiten. Schon an 
dieſer Stelle darf aber auf die vorſichtige Ausdrucksweiſe des 
Urteils hingewieſen werden: es ſpricht nicht von dem Grund⸗ 
gedanken des 8259, ſondern bemerkt, daß die Erſtreckung der 
Vorſchrift auf dieſen Fall „einem Grundgedanken“ des Heh⸗ 
lereiparagraphen entſpreche und ſetzt ſo voraus oder hält es 
zum mindeſten für möglich, daß 8259 mehr als einen Grund⸗ 
gedanken in ſich vereinige. Daß der Gebrauch des Zahlwortes 
ſo verſtanden werden muß, zeigt der anſchließende Hinweis auf 
Gürtner, „Das kommende deutſche Strafrecht“ S. 499, wo 
dargelegt iſt, daß neben der „Aufrechterhaltungs“ Theorie auch 
im geltenden Recht ſchon gelegentlich die „Beteiligungstheorie“ 
(ſ. u.) vertreten werde. 

2. Zur Frage der Erſatzhehlerei (begangen dadurch, 
daß die angeklagte Ehefrau Kleider an ſich nahm und trug, die 
mit dem von dem Ehemann geſtohlenen Gelde angeſchafft wor⸗ 
den waren) hat das RG. noch keine Stellung genommen, ſon⸗ 
dern das Urteil aufgehoben, damit die Strafkammer zunächſt 
weitere Feſtſtellungen über den Hergang bei dem Erwerb der 
Kleidungsſtücke treffe. Eine Wahlfeſtſtellung, daß entweder § 259 
SGB. unmittelbar oder zum mindeſten kraft entſprechender 
Anwendung verwirklicht ſei, hat das RG. mit Recht für un⸗ 
zuläſſig erklärt, ſolange nicht feſtſteht, daß die Vorausſetzungen 
für eine unmittelbare Anwendung des Strafgeſetzes nicht ein⸗ 
deutig feſtgeſtellt werden können. Im übrigen hat aber das RG. 
die entſprechende Anwendung des 8 259 auf die Erſatzhehlerei 
nicht abgelehnt, ſondern die Erörterung dieſer Frage ausdrück⸗ 
lich zurüdgeftellt. In den in JW. 1937, 3083 nicht abgedruck⸗ 
ten Schlußſätzen der Entſch. wird ausgeführt, es ſei nach der 
Lebenserfahrung überaus wahrſcheinlich, daß die BeſchwF. die 
Kleider zuſammen mit dem Ehemann von dem geſtohlenen Geld 
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in Kenntnis feiner Herkunft eingekauft oder den Einkauf ohne 
den Mann, aber im Einverſtändnis mit ihm, bewirkt habe; in 
dieſem Falle liege eine Mitwirkung zum Abſatz des geſtohlenen 
Geldes vor und es komme § 259 unmittelbar zur Anwendung. 
„Solange der Tatrichter“, fo ſchließt das Urteil, „in dieſer Rich: 
tung noch keine Aufklärung des Tatbeſtandes unternommen hat, 
iſt eine Erörterung der Frage, ob 8 259 StGB. 
hier entſprechend anzuwenden ſei, noch nicht 
veranlaßt.“ Je nach dem Ausfall der tatrichterlichen Feſt— 
ſtellungen wird alſo das RG. vielleicht in der gleichen Sache 
ſich nochmals vor die Entſcheidung dieſer Frage geſtellt fehen. 

Daß das geſunde Volksempfinden die Beſtrafung der Er⸗ 
ſatzhehlerei fordert, wird von niemandem beſtritten, vielmehr 
ſogar von einem Teil der Schriftſteller, die ſich hier gegen die 
entſprechende Anwendung des § 259 wenden, ausdrücklich her⸗ 
vorgehoben (vgl. Kohlrauſch, „StGB.“, 33. Aufl., S. 38). 
Die Bedenken gehen lediglich in der Richtung, ob der Grund- 
gedanke des § 259 dieſe Fälle mitumfaßt. Wer — wie Kohl⸗ 
rauſch a. a. O. und Allfeld (GS. 107, 313) — mit der 
bisher h. M. den einzigen Strafgrund des § 259 in der Auf: 
rechterhaltung des durch die Vortat geſchaffenen rechtswidrigen 
Zuſtandes erblickt, muß notwendigerweiſe die Zuläſſigkeit der 
rechtsſchöpferiſchen Anwendung der Strafbeſtimmung verneinen. 
Allein dieſe Meinung iſt heute nicht mehr die herrſchende; man 
kann wohl ohne Übertreibung ſagen, daß die heute weitaus h. M. 
in § 259 einen zweifachen Strafgrund verwirklicht ſieht, nämlich 
neben der Aufrechterhaltung der durch die Vortat verübten 
Rechtsverletzung die Teilnahme an dem Erfolg der Vortat. Auf 
dieſen Standpunkt hat ſich bisher die geſamte neue Rſpr., ſo⸗ 
weit ſie ſich mit der Erſatzhehlerei zu befaſſen hatte, geſtellt. 
Zu den AG. Strausberg (JW. 1936, 1229), Braunſchweig (JW. 
1936, 3014), Aachen (JW. 1937, 1802) Mücheln (ebenda) und 
dem LG. Chemnitz (JW. 1937, 1167) hat ſich neueſtens das 
OLG. Dresden in einem eingehend begründeten Beſchl. vom 
8. Sept. 1937 (DStrafr. 1937, 432) geſtellt. Im Schrifttum 
wird dieſe Auffaſſung von Schwarz (GS. 106, 150; Kurz⸗ 
komm. [4] Anm. 1B 3 F zu 82), Schäfer (JW. 1936, 1229; 
1937, 1167; Dalcke [28], Anm. 26 zu § 259) und Becker 
(DJ. 1937, 460) vertreten. Auch Mezger, „Deutſches Straf⸗ 
recht“ (Leitfaden) S. 88 ſteht wohl auf dieſem Standpunkt, wenn 
er ſagt: „Die Sachhehlerei verlängert (perpetuiert) die voraus⸗ 
gegangene Verletzung eines juriſtiſchen Einzelrechts. Zugleich 
klingt bei ihr der Gedanke einer Ausnützung 
fremder Straftaten an, ein Gedanke, der vorausſicht⸗ 
lich im kommenden Strafrecht neben der Ausdehnung der Heh⸗ 
lerei auf Erſatzſachen eine grundſätzlichere und bewußtere 
Ausgeſtaltung erfahren wird.“ Dieſer Umſchwung der h. M. 
bedeutet nicht, daß der Grundgedanke des § 259 entgegen den 
Abſichten des Geſetzgebers von 1871 jetzt durch einen anderen, 
der neuen Rechtsanſchauung entſprechenden Grundgedanken „er⸗ 
ſetzt“ ſei. Denn die Beteiligungstheorie iſt von jeher, freilich 
nur von einer Minderheit, vertreten worden; fie hat jetzt ledig 
lich allgemeinere Anerkennung gefunden. Von einem Hiuweg⸗ 
ſetzen über den klaren Willen des damaligen Geſetzgebers kann 
unter dieſen Umſtänden — dies gegen Kohlrauſch a. a. O. — 
keine Rede ſein, ſo daß die Frage, ob ein Austauſch veralteter 
Grundgedanken wirklich unzuläſſig iſt (vgl. dazu Schäfer: 
JW. 1937, 3149) hier unerörtert bleiben kann. 

Den Standpunkt der bisher h. M. vertreten, ſoweit ich ſehe, 
zur Zeit nur, wie ſchon oben erwähnt, Kohlrauſch und 
Allfeld. Zu Unrecht beruft ſich Kohlrauſch a. a. O. auf 
das RG. In RES. 70, 377 (384) = JW. 1937, 172 58 hat 
allerdings der 3. StrSen. in einem Urt. v. 10. Dez. 1936 aus: 
geſprochen, das Weſen der Hehlerei beſtehe in der Aufrechterhal⸗ 
tung einer rechtswidrigen Vermögenslage. Daß ſich das RG. da⸗ 
mit aber nicht eindeutig zu denen bekennt, die dieſe Zielrichtung 
als den einzigen Strafgrund des § 259 anſehen, erhellt zwei⸗ 
felsfrei, wenn man den Zuſammenhang betrachket, in dem die⸗ 
fer Ausſpruch ſich findet. Der Senat hatte die Frage zu entſchei⸗ 
den, ob in entſprechender Anwendung des 8259 beſtraft werden 
könne, wer eine Sache an ſich bringt, die der Täter durch Um⸗ 
arbeitung einer eigenen Sache mittels einer ſtrafbaren Hand⸗ 
lung hervorgebracht hat. Das R®. hat dieſe Frage — ohne 
Zweifel mit Recht — verneint und dazu ausgeführt: 
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„Die Richtunggegen fremdes Vermögen gehört 
zu den Grundgedanken des § 259; das Weſen der Hehlerei 
beſteht in der Aufrechterhaltung einer rechtswidrigen Ver⸗ 
mögenslage. So iſt in der deutſchen Rechtswiſſenſchaft und 
Rechtſprechung dieſe Straftat ſtets aufgefaßt worden und daran 
will auch der künftige Geſetzgeber feſthalten (vgl. Gürtner, 
„Das kommende deutſche Strafrecht“, Beſonderer Teil, 2. Aufl., 
S. 502 unten und S. 503 letzter Abſ.).“ 

Schon der Hinweis auf das künftige Recht, das ja doch ge⸗ 
rade die Erſatzhehlerei deutlich erfaſſen will, wie die Aufüh⸗ 
rung der Stellen in „Gürtner“, wo dargelegt wird, daß auch 
künftig die Vortat ſich gegen fremdes Vermögen richten müſſe, 
zeigt, daß dem RG. nichts ferner lag, als zu der Frage nach dem 
Strafgrund des § 259 abſchließend Stellung zu nehmen; es wollte 
lediglich ſagen — und hatte auch gar keinen Anlaß, mehr zu 
tun —, daß die Vortat einen Eingriff in fremde Rechts- 
güter darſtellen müſſe. Im Gegenteil läßt ſich die Tatſache, daß 
das RG. von den (Plural!) Grundgedanken des § 259 ſpricht, 
dahin deuten, daß das RG. die Frage nach dem doppelten Straf⸗ 
grund zum mindeſten offenlaſſen wollte. So hat auch der 
1. StrSen. in der vorl. Entſch. das Urteil des 3. StrSen. ver⸗ 
ſtanden, denn er beruft ſich auf dieſes, um gleichzeitig zum 
Ausdruck zu bringen, daß § 259 mehrere Grundgedanken auf⸗ 
weiſen könne („einem Grundgedanken“, vgl. oben zu 1). 

Mit beſſerem Recht als die Gegner auf RGSt. 70, 384 
können ſich die Anhänger der hier verfochtenen Auffaſſung auf 
die — im Auszug — in JW. 1937, 2698 abgedruckte Entſch. des 
5. StrSen. des RG. v. 19. Juli 1937 berufen. In dem dort 
entſchiedenen Falle hatte ſich A. an den Inhaber B. einer Ab⸗ 
zeichenfabrik gewandt und ihm erklärt, er könne ihm einen grö⸗ 
ßeren Auftrag einer Vereinigung verſchaffen, wenn B. ihm eine 
beſtimmte Proviſion zahle. Die Bedenken des B. gegen die Höhe 
der Proviſion zerſtrente er dadurch, daß er wahrheitswidrig 
erklärte, den Proviſionsbetrag wolle die Vereinigung zu dring⸗ 
lichen Beſchaffungen verwenden. Als B. ſich nunmehr einverſtan⸗ 
den erklärte, begab A. ſich zu dem ihm bekannten, für die Be⸗ 
ſchaffung der Abzeichen zuſtändigen Sachbearbeiter C. der Ver⸗ 
einigung und machte ihm von der Proviſionsabrede Mitteilung. 
C. vereinbarte mit A., daß ſie ſich in die Proviſion teilen woll⸗ 
ten, und gab hierauf die Beſtellung auf. Nach Fertigſtellung der 
Abzeichen ließ C. durch A. von dem Guthaben der Vereinigung 
durch Bankſcheck den vollen Rechnungsbetrag abholen, behielt 
ſeinen Proviſionsanteil für ſich und händigte den Reſt an A. 
aus, wovon dieſer ſeinen Proviſionsanteil abzog und den Reſt 
zur Bezahlung der Abzeichen verwendete. Der Fall wirft eine 
Reihe von Fragen auf, die in dieſem Zuſammenhang keiner 
Erörterung bedürfen. Hier intereſſiert lediglich, was das RG. 
zur Anwendung des § 259 StGB, ausführt. Es legt dar, daß 
A. dem B. gegenüber einen Betrug begangen habe, indem er ihn 
durch die Vorſpiegelung, die Proviſion werde zu Anſchaffungen 
für die Vereinigung verwendet werden, zur Gewährung der 
Proviſion veranlaßte, die er dann gemeinſam mit C. zu per⸗ 
ſönlichen Zwecken verwendete. Hätte A. den Kaufpreis dem B. 
in vollem Umfang ausgehändigt und von dieſem die Proviſion 
zurückerhalten, ſo wäre dieſer Betrag durch eine ſtrafbare Hand⸗ 
lung erlangt und C. wegen Hehlerei ſtrafbar geweſen. Dagegen 
waren die als Proviſion abgezogenen Beträge nicht durch eine 
ſtrafbare Handlung „erlangt“, da ſie ſich von vornherein in der 
Verfügungsgewalt des C. befanden (vgl. LpzKomm. [4], Anm. 2 b 
zu § 259). Dieſer Fall ſei aber, meint das RG., „nach dem Grund⸗ 
gedanken des § 259 StGB, das gleiche wie Hehlerei“ und erfor⸗ 
dere nach geſundem Volksempfinden Beſtrafung. So verſchieden 
nun auch dieſer Fall von den Fällen der Erſatzhehlerei in dem 
üblichen Sinn des Wortes iſt, gemeinſam iſt beiden, daß der 
Gegenſtand der „Hehlerei“ nicht ſelbſt durch eine ſtrafbare Hand⸗ 
lung erlangt iſt, daß der „Hehler“ den Genuß des Gegenſtandes 
aber einem Vortäter verdankt, der, um dies zu erreichen, einen 
rechtswidrigen Eingriff in fremdes Vermögen beging. Deshalb 
darf man auch den vom 5. StrSen, entſchiedenen Sachverhalt 
als einen Fall der Erſatzhehlerei bezeichnen und das RG. muß 
folgerichtig, fo gut es hier die „entſprechende“ Anwendung des 
§ 259 für zuläſſig erklärt hat, dies auch in den anderen Fällen 
der Erſatzhehlerei tun. 

OLGR. Dr. K. Schäfer, Berlin. 
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3. RG. — 8 42 k StGB. Nachprüfung der Anordnung 
der Entmannung im Reviſionsverfahren. 

Die Eutmannung kann nach 8 42 k Nr. 1 StGB. angeord⸗ 
net werden, wenn die öffentliche Sicherheit dies erfordert. Die⸗ 
ſes Erfordernis iſt dann nicht gegeben, wenn im Einzelfalle eine 
andere Maßregel von minder tiefgreifender und nachhaltiger 
Wirkung ausreicht, um die vom Täter ausgehende Gefahr ab⸗ 
zuwenden. Nach der ſtändigen Rſpr. des RG. obliegt den Ge⸗ 
richten im Hinblick auf die weittragenden, nicht wiedergutzu⸗ 
machenden ſchädlichen Folgen der Entmannung die Pflicht, vor 
der Anordnung dieſer Maßregel alle anderen Möglichkeiten, 
welche unter den gegebenen Umſtänden zum Schutz der öffent⸗ 
lichen Sicherheit angewandt werden können, beſonders peinlich 
zu prüfen (RGSSt. 68, 165 JW. 1934, 1653 1° m. Anm.; 
RES. 68, 230 JW. 1934, 2150 21: RESt. 69, 159 JW. 
1935, 1854 1%; NESt. 69, 153 = IW. 1935, 1854). Ob der 
Tatrichter dieſer Verpflichtung genügt hat, unterliegt der Nach⸗ 
prüfung des Rev. Ergibt ſich hierbei, daß der Tatrichter die 
Anwendung einer minder einſchneidenden Maßregel entweder 
überhaupt nicht geprüft oder aus rechtsirrigen Erwägungen 
abgelehnt hat, ſo kann ein ſolcher Rechtsverſtoß u. U., trotz 
der Beſchränkung der Rev., auch die Aufhebung des angefoch⸗ 
tenen Urteils im Strafausſpruch zur Folge haben, insbeſ. dann, 
wenn die rechtlichen Unterlagen jener Maßregel, wie im Fall 
88 51 Abſ. 2, 42 b StGB., auch den Strafausſpruch berühren. 

(RG., 2. StrSen. v. 14. Okt. 1937, 2 D 503/37.) 
* 


4. RG. — 8 44 StGB.; 8 267 StPO. Die Zubilligung 
mildernder Umſtände iſt in das Ermeſſen des Tatrichters ge⸗ 
ſtellt. 

Der Verteidiger meint, nach allgemeinen Denkgeſetzen ſeien 
durch das Urteil mildernde Umſtände feſtgeſtellt, da 16 von der 
Strafkammer als ſtrafmildernd berückſichtigten Umſtäanden in 
den Entſcheidungsgründen nur 6 ſtraferhöhende gegenübergeſtellt 
ſeien, die erſteren auch nicht einmal erſchöpfend aufgezählt, ſon⸗ 
dern durch eine Reihe weiterer zu ergänzen ſeien. Dem iſt fol⸗ 
gendes entgegenzuhalten. Im allgemeinen liegt die Bemeſſung 
der Strafe innerhalb der geſetzlichen Grenzen rein auf dem tat⸗ 
ſächlichen Gebiet, fie iſt deshalb einem Reviſionsangriff ent⸗ 
zogen, ſoweit ſie nicht durch rechtsirrtümliche Erwägungen be» 
einflußt worden ift. Nach diefer Richtung gibt das landgericht⸗ 
liche Urteil keinen Anlaß zu Bedenken. Die mildernden Um⸗ 
ſtände ſind Beſtandteil der Strafbemeſſung. Ihre Bedeutung 
liegt darin, daß ſie dem Richter die Möglichkeit geben, an Stelle 
des regelmäßigen Strafrahmens einen milderen anzuwenden, 
wenn überwiegende Gründe für die milde Beurteilung der Tat 
ſprechen. Der im einzelnen Strafgeſetz beſtimmte Strafrahmen 
bringt zum Ausdruck, wie der Geſetzgeber die ſtrafbare Hand⸗ 
lung wertet. Wo das Geſetz mildernde Umſtände zuläßt, wird 
neben dem regelmäßigen Strafrahmen dem Richter ein mil⸗ 
derer für diejenigen Fälle zur Verfugung geſtellt, in denen die 
Tat weſentlich milder liegt als der Typ, das Urbild, das dem 
Geſetzgeber bei Aufſtellung des regelmäßigen Strafrahmens vor⸗ 
geſchwebt hat (vgl. hierzu das Nähere in RGSt. 58, 106/108). 
Das LG. hat ſich für den regelmäßigen Strafrahmen entſchie⸗ 
den, weil im Hinblick auf die Höhe der unterſchlagenen Sum⸗ 
men, die hohe Zahl der Handlungen und ihre Tragweite ſowie 
den groben Vertrauensbruch und die Schädigung des Anſehens 
des Gerichtsvollzieherſtandes kein von dem Regelfall erheblich 
abweichendes, beſonders milde zu beurteilendes Verbrechen vor⸗ 
liege. Die Anſicht der Rev., daß die Str. unzuläſſigerweiſe Um⸗ 
ſtände berückſichtigt habe, die allgemein Merkmale jeder der⸗ 
artigen Tat ſeien, iſt nicht zutreffend, da der in der Amtsunter⸗ 
ſchlagung liegende Vertrauensbruch nicht allemal ein grober 
fein und eine Schädigung des Anſehens des ganzen Standes 
zur Folge haben muß. Nachdem das LG. ſich für den regel⸗ 
rechten Strafrahmen entſchieden hat, erörtert es weiterhin die 
Geſichtspunkte, die für die Strafbemeſſung innerhalb dieſes 
Rahmens entſcheidend waren. Darin tritt kein Rechtsirrtum zu⸗ 
tage. Es bedarf keiner weiteren Ausführungen, daß es bei 
den einzelnen Umſtänden, die zugunſten des Angekl. oder gegen 
ihn ſprechen, nicht, wie der Verteidiger meint, auf die Zahl, 
ſondern das Gewicht ankommt. Inſoweit handelt es ſich um 
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eine reine Tatfrage; es iſt auch nicht Sache des Rev. die er⸗ 
ſchöpfende Würdigung aller für den Angekl. ſprechenden Um⸗ 
ſtände nachzuprüfen. 

(RG., 5. Str&en. v. 4. Nov. 1937, 5 723/37.) 


* 

5. RG. — 88 49, 73, 74 StGB. Das Weſentliche der „Tat“ 
des Teilnehmers liegt nicht in dem Mitverurſachen des Erfolges 
der Haupttat, ſondern in dem eigenen Beitragen zu der Tat des 
Haupttäters, bei dem Gehilfen alſo in der Hilfeleiſtung als 
ſolcher. Daher iſt es möglich, daß mehrere Hilfeleiſtungen zu 
einer Tat eines anderen eine Tatmehrheit bilden können. 

(RG., 1. StrSen. v. 1. Okt. 1937, 1 57/37.) 


* 

6. RG. — 88 147, 133 StGB. Der Begriff „ſich verſchaf⸗ 
fen“ umfaßt jeden irgendwie gearteten Erwerb nachgemachten 
Geldes, der ſich in Kenntnis der Unechtheit vollzieht. 

Der Angekl. hat als Polizeibeamter von dem Kaſſierer 
einer Bank falſche Geldſtücke im Nennwerte von insgeſamt 
27,50 Ast gegen Quittung ausgehändigt erhalten. Er hat dar- 
aufhin nichts veranlaßt, weder ſchriftliche Aufzeichnungen noch 
die vorgeſchriebenen Anzeigen gemacht, noch Ermittelungen an⸗ 
geſtellt. Bei ſeiner Verhaftung fanden ſich nur noch Falſchſtücke 
im Nennbetrage von 17,50.2.M bei ihm vor. Die fehlenden 
hat der Angekl. als echt in den Verkehr gebracht. 

Das LG. hat den Angekl. wegen Amtsunterſchlagung in 
Tateinheit mit Münzverbrechen nach dem 8 147 StGB. ver⸗ 
urteilt. Hiergegen wendet ſich die Rev. ohne Erfolg 

Der Angekl. hat ſich nachgemachtes Geld verſchafft und es 
in Verkehr gebracht. Das Begriffsmerkmal des „Sichverſchaffens“ 
iſt nicht dahin zu verſtehen, daß hier nur ein abgeleiteter 
Erwerb in Betracht kommen könne. Das hat das RG. entgegen 
einer in der Rechtslehre verbreiteten Meinung ſchon in der 
Entſch. RGSt. 67, 294 = JW. 1933, 2282 u eingehend dar⸗ 
gelegt. Nach dieſer Entſch. umfaßt der Begriff „ſich verſchaffen“ 
im § 147 StGB. jeden irgendwie gearteten Erwerb nachgemach⸗ 
ten Geldes, der ſich in Kenntnis der Unechtheit vollzieht, nament⸗ 
lich auch den Erwerb durch Fund und nachfolgende Aneignung 
herrenloſer Sachen. Daß hiernach auch ein Erwerb durch Unter⸗ 
ſchlagung den Begriff des „Sichverſchaffens“ erfüllt, kann nicht 
zweifelhaft fein, denn durch die Unterſchlagung erlangt der Täter 
— der bis dahin den Gewahrſam nur für einen anderen aus⸗ 
geübt hat — die ausſchließliche Verfügungsmacht über die Sache, 
die den Inhalt des „Sichverſchaffens“ ausmacht. Aber auch ſchon 
die Handlung nach dem $ 133 StGB. (vorſätzliches Beiſeiteſchaffen 
amtlich übergebener Gegenſtände), die der Angekl. zunächſt vor⸗ 
genommen hat, enthält zugleich das „Sichverſchaffen“ der falſchen 
Münzen; denn hierzu ijt nicht nötig, daß ſchon der Erwerb von 
der Abſicht getragen wird, das nachgemachte Geld ſpäter in den 
Verkehr zu bringen (RGUrt. v. 27. Nov. 1931, 1 D 829/31: Bay. 
1932, 356); es genügt, daß er ſeine eigene unbeſchränkte Ver⸗ 
fügungsmacht begründet. 

(RG., 3. Str Sen. v. 4. Nov. 1937, 3 D 794/37.) 


* 

7. RG. — 8 165 StGB. Umfang der Veröffentlichungs⸗ 
befugnis. 

Nach 8 165 Abſ. 1 StGB. iſt nur die öffentliche Bekannt⸗ 
machung der Beſtrafung wegen falſcher Anſchuldigung ge⸗ 
rechtfertigt, nicht die Bekanntmachung des ganzen Urteils, das 
zugleich die Beſtrafung wegen Meineids ausſpricht. Der Fall 
liegt nicht ſo, daß die Bekanntgabe der ganzen Faſſung des 
Urteilsſpruches dem Angekl. nicht zur Beſchw. gereichen und 
daher unbeſchränkt zugelaffen werden könnte (RGSSt. 25, 325). 
Mit Rückſicht darauf, daß der BeſchwF. zu zwei auf eine Ge⸗ 
ſamtſtrafe zurückgeführten Einzelſtrafen verurteilt, daß aber die 
Verurteilung wegen Meineids von der durch Aushang zu ver⸗ 
anlaſſenden Bekanntgabe auszuſchließen iſt, wird dieſe dahin 
zu beſchränken fein, daß der BeſchwF. wegen falſcher Anſchuldi⸗ 
gung zu einer Gefängnisſtrafe von vier Monaten verurteilt 
worden iſt. 

Der Ausſpruch der Veröffentlichungsbefugnis konnte von 
hier aus entſprechend berichtigt werden. 

(RG., 3. Str Sen. v. 4. Nov. 1937, 3 D 837/37.) 
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8. RG. — 8 243 StGB. Begriff „Falſche Schlüſſel“ hin⸗ 
ſichtlich des Kundenſchlüſſels eines Bankſchließfachs. Mitgewahr⸗ 
ſam kann auch dann beſtehen, wenn der eine Gewahrſamsinhaber 
ohne Mitwirkung des anderen, der andere aber nur mit jenem 
zuſammen in der Lage iſt, zu einem Behältnis (Bankſchließfach) 
Zutritt zu nehmen. 


Die Verurteilung des Angekl. wegen ſchweren Diebſtahls 
— Entwendung von Wertpapieren aus den Schließfächern der 
K.⸗Bank — iſt rechtlich bedenkenfrei. 


a) Insbeſondere hat das LG. hier zutreffend angenommen, 
daß dieſe Wertpapiere im Mitgewahrſam des Angekl. oder der 
X.⸗Bank, deren einziger Aktionär er war, und des Kunden K. 
ſtanden. Der Angekl. hatte „in einer allen bankmäßigen Ge- 
pflogenheiten in einzigartiger Weiſe zuwiderlaufenden Hand⸗ 
habung“ außer dem für alle Schließfächer gleichen Bank— 
ſchlüſſel auch von den beiden — für jedes Schließfach anders 
geſtalteten — Kundenſchlüſſeln den einen für ſich zurückbehalten, 
ſtatt dieſe beiden Schlüſſel dem Kunden auszufolgen, und er 
hatte dieſe Zurückbehaltung des einen der beiden Kundeuſchlüſ⸗ 
jel dent K. verſchwiegen. Infolgedeſſen hatte der Angekl. oder 
die Bank zu den Schließfächern von K. jederzeit Zutritt, wäh⸗ 
rend der Kunde nur unter Mitwirkung der Bank an ſein 
Schließfach gelangen konnte. 


Dieſe Sachlage ſteht der Annahme eines Mitgewahrſams 
des Kunden nicht entgegen, denn ihm war gleichwohl nach den 
zwiſchen den beiden Vertragsparteien beſtehenden Vereinbarun⸗ 
gen der jederzeitige Zutritt zu dem Behältnis und ſeinem In⸗ 
halt geſtattet (vgl. RGSt. 58, 49). Mitgewahrſam kann nicht 
bloß in der Weiſe beſtehen, daß beide Gewahrſamsinhaber uur 
gemeinſam zu dem Behältnis Zutritt nehmen können, ſondern 
auch dann, wenn der eine ohne Mitwirkung des anderen, der 
andere nur mit jenem zuſammen hierzu in der Lage iſt, wenn 
alſo der eine die Möglichkeit hat, den anderen vom Zutritt aus⸗ 
zuſchließen. Entgegen der Annahme der Rev., die im vorl. Fall 
nur eine Unterſchlagung für rechtlich möglich hält, konnte ſich 
alſo der Angekl. dadurch, daß er die Wertpapiere aus dem 
Schließfach herausnahm, des Diebſtahls gegenüber von K. ſchul⸗ 
dig machen. 


b) Ohne Rechtsirrtum hat das LG. auch in dem voin 
Angekl. zurückbehaltenen zweiten Kundenſchlüſſel einen „falſchen 
Schlüſſel“ i. S. des § 243 Nr. 3 StGB. geſehen. Er war aller⸗ 
dings noch kein „falſcher“, ſolange ſich alle drei Schlüſſel im 
Beſitz der Bank befanden. Mit der Einräumung des Schließfachs 
an den Kunden hatte jedoch dieſer nach den zwiſchen ihm und 
der Bank getroffenen Vereinbarungen einen Rechtsanſpruch auf 
eine ſolche Geſtaltung der Sachlage, daß das Schließfach nur 
durch ihn und die Bank gemeinſam, nicht aber von der Bank 
allein ohne ſeine, des Kunden, Mitwirkung geöffnet werden 
konnte, und er hatte damit einen Rechtsanſpruch auf Ausfolgung 
der beiden vorhandenen Kundenſchlüſſel. Inſoweit eutſchied fein 
Wille darüber, ob der eine dieſer Schlüſſel „zur ordnungsmäßi 
gen Eröffnung des Schließfaches beſtimmt“ war (vgl. RGSt. 
52, 84). Da er dieſe Beſtimmung nur für den ihm ausgefolgten 
(peil ihm allein bekannten) Schlüſſel treffen konnte und dem— 
gemäß auch getroffen hat, ſo war der andere abredewidrig und 
ohne ſein Wiſſen in der Hand des Angekl. oder der Bank zu⸗ 
rückgeblieben und damit ein falſcher Schlüſſel i. S. des 8243 
Nr. 3 StGB.; mag auch der Angekl., als er ihn zurückbehielt, 
noch nicht die Abſicht gehabt haben, ihn gerade zur Beraubung 
des Schließfachs zu benutzen. 


Den Urteilsgründen kann auch bedeukenfrei entnommen 
werden, daß ſich der Angekl. der Tatſachen und Umſtände be⸗ 
wußt war, durch die ſich der zurückbehaltene Schlüſſel hiernach 
als „falſcher“ kennzeichnete, daß er daher auch inſoweit vor⸗ 
ſätzlich gehandelt hat, als er mit Hilfe dieſes Schlüſſels (und 
des ihm mit Recht verbliebenen Bankſchlüſſels) das Schließfach 
eröffnete und ihm die Wertpapiere entnahm. 


(RG., 1. StrSen. v. 26. Okt. 1937, 1 D 539/37.) 
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9. RG. — 8 263 Abſ. 5 StGB.; 8 61 Ziff. 3 StPO. Ehe⸗ 
verſprechen, die von einer durch eine beſtehende Ehe gebundenen 
Perſon abgegeben werden, ſind rechtlich bedeutungslos. 

Der Angekl. iſt wegen Betruges im Rückfall, begangen 
gegenüber der Angeſtellten F., verurteilt worden. Die Rev. be⸗ 
ruft ſich darauf, daß das LG. die F. als Verlobte nach 8 61 
Nr. 3 SBO. unbeeidigt gelaſſen hat, und bemängelt, daß das 
Verfahren nicht wegen Fehlens eines rechtswirkſamen Straf⸗ 
antrages ($ 263 Abſ. 5 StGB.) eingeſtellt worden iſt. Der Angekl. 
iſt verheiratet und war dies auch zur Zeit, als er der F. die 
Ehe verſprach. Im Rechtsleben iſt ſolchen Eheabreden die An⸗ 
erkennung zu verſagen, die gegen das Geſetz oder die guten 
Sitten verſtoßen. Daher ſind Eheverſprechen grundſätzlich recht 
lich bedeutungslos, die von einer durch beſtehende Ehe gebun 
denen Perſon abgegeben werden. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob dieſer Grundſatz bei beſonderer Lage des Einzelfalles Aus⸗ 
nahmen zuläßt; denn irgendwelche beſonderen Umſtände, die 
auch nur zu einer Erörterung in dieſer Richtung Anlaß geben 
könnten, ſind nicht erkennbar und werden auch nicht einmal von 
dem BeſchwF. behauptet. Den Entſch. NESt. 14, 7 und 24, 155, 
RG. 29, 97 ff. und RGuUrt. v. 5. Dez. 1923, 1V 442/22: Seuff⸗ 
Arch. 78, 191, in denen die hier dargelegte Rechtsauffaſſung zur 
Anwendung gebracht iſt, lagen ſolche Falle zugrunde, bei denen 
die Tatſache der beſtehenden Ehe der anderen Vertragspartei 
des Verlöbnisvertrages bekannt war. Eheabreden mit einem Ver⸗ 
heirateten ſind aber ihrem Weſen und Inhalt nach bei Zu⸗ 
grundelegung der geſunden Volksanſchauung über die Ehe un⸗ 
ſittlich, ohne daß es auf ſolche Kenntnis ankäme. Die Durch⸗ 
führung des Verfahrens gegen den Angekl. ſetzt daher keinen 
Strafantrag voraus. 

(RG., 2. StrSen. v. 4. Nov. 1937, 2 D 658/37.) 
* 

10. RG. — 8267 StGB. Zum Begriff der öffentlichen 
Urkunde. Anfertigung „beglaubigter Abſchriften“ ohne Borhan- 
denſein einer Urſchrift. Beglaubigungsbefugnis eines Haupt⸗ 
manns und Kompaniechefs. +) 

Der Angekl. hat zwei als „Abſchriften“ bezeichnete Beſchei⸗ 
nigungen des Inhalts hergeſtellt, daß ihm in ſeiner Eigenſchaft 
als Angeſtellter der 2. Funk⸗Nachrichten⸗Kompanie demnächſt 
eine einmalige Lohnbeihilfe von 500 %% gewährt werde. Die 
Beſcheinigungen hat er unter Angabe von Ort und Datum ſo 
wie Beidrückung des Stempels „Nachrichten⸗Kompanie des 
...“ mit dem Vermerk verſehen: „Die Richtigkeit der A b 
ſchrift beſcheinigt: R., Hauptmann.“ 

Die Ausführungen der Strafkammer, daß die beglaubigten 
Abſchriften, die der Angekl. hergeſtellt hat, keine öffentlichen Ur- 
kunden ſeien, ſind nicht frei von Rechtsirrtum. Es trifft in die⸗ 
ſer Allgemeinheit nicht zu, „daß nur ein beſtimmter geſetzlich 
feſtgelegter Kreis von Behörden und Amtsperſonen, z. B. Ge⸗ 
richte und Notare, nicht aber z. B. ein Hauptmann, ein Amts 
vorſteher oder die Polizei zu Beglaubigungen von Abſchriften 
befugt ſei“. Dieſe Auffaſſung iſt ſchon in R&St. 63, 148, 150 
Abſ. 2 als eine mißverſtändliche Auslegung der Entſch.: RGSt. 
60, 209 bezeichnet worden; es iſt dort hervorgehoben, daß die 
letztere Entſch. ſelbſt darauf hinweiſe, daß für gewiſſe Rechts⸗ 
gebiete, namentlich des öffentlichen Rechts, eine Befugnis zu 
öffentlicher Beglaubigung auch anderen Beamten als denen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit durch das Geſetz oder ſonſtige Rechts⸗ 
norm beigelegt ſein könne. 

Dementſprechend iſt z. B. der Gemeindevorſteher in der 
Rheinprovinz (RGSt. 63, 148), in der Provinz Hannover 
(RGSt. 66, 132) und in den ſieben öſtlichen Provinzen (RG 
Urteil 6 D 339/35 v. 30. Nov. 1935 J. 1936, 732 14) für 
befugt erachtet worden, Abſchriften aus den Protokollbüchern ſei⸗ 
ner Gemeinde zu beglaubigen, weil dieſes Recht ſich aus den 
geſetzlichen Vorſchriften über die Amtsbefugniſſe des Gemeinde⸗ 
vorſtehers ergebe. In der Entſch. 3 D 759/36 v. 19. April 1937 
JW. 1937, 29612 iſt der Beglaubigung einer Unterſchrift 
durch eine Polizeibehörde der Rheinprovinz öffentlicher Glaube 
beigelegt, weil dieſe Art der Beglaubigung auf einer ſtändigen 
Verwaltungspraxis beruhe, die auch in Zukunft nicht auf 
gegeben, ja näher geregelt werden ſoll, und weil nach der preu⸗ 
ßiſchen Verwaltungsgebührenordnung v. 9. Mai 1934 Nr. 14 
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(GS. 261) für polizeiliche Beglaubigungen beſtimmte Gebühren 
erhoben werden. 

Es wäre deshalb zu prüfen geweſen, ob etwa dem Chef 
der 2. Funk⸗Nachrichten⸗Kompanie auf Grund geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften oder auf Grund von Verwaltungsanordnungen oder 
auf Grund einer ſtändig geübten Praxis der oben geſchilderten 
Art die Amtsbefugnis verliehen iſt, Abſchriften von Urkunden, 
die dem Geſchäftskreiſe der Kompanie entſtammen (vgl. hier 
z. B. R( SSt. 63, 74, 75 unten, 76), öffentlich zu beglaubigen 
oder ob ſolchen Beglaubigungen nur die Bedeutung zukommt, 
wie fie in RGSt. 60, 212 Ziff. 5 dargelegt iſt. Soweit es ſich 
um die Ausſtellung von Urlaubspäſſen handelt, hat das Milch. 
in Bd. 9, 64, 65 entſchieden, daß die Kompanie⸗Chefs öffent⸗ 
liche Behörden ſind. Es iſt ferner zu ermitteln, in welcher Form 
ſolche Beglaubigungen bei der Nachrichten⸗Kompanie vorzuneh⸗ 
men ſind. Dabei iſt folgendes zu beachten: Aus der Abſchrift, 
die beglaubigt wurde, iſt zu entnehmen, daß die Urkunde nicht 
von der Nachrichtenkompanie ſelbſt ſtammen ſollte (2. [Funk] 
N. A. D. R. L. M. — „Der dort angeſtellte L.“), ſondern von 
einer anderen Stelle; fraglich bleibt aber, an wen ſie gerichtet 
fein ſoll, an L. oder an die Nachrichten⸗Kompanie. Im erſteren 
Falle wird, wenn nicht beſondere Vorſchriften entgegenſtehen, 
eine Beglaubigungsbefugnis der Nachrichten⸗Kompanie abzu⸗ 
lehnen ſein, da es ſich dann um eine an eine Pr ivatperſon, 
nicht aber an die Behörde ſelbſt gerichtete Urkunde einer 
anderen Stelle handeln würde, ſo daß hier die Ausführungen 
in RGSt. 60, 209 zuträfen. Sollte die Urkunde an die Nach⸗ 
richten⸗Kompanie gerichtet ſein, dann ware zu prüfen, ob eine 
allenfalls hinſichtlich eigener Urkunden gegebene Beglaubigungs⸗ 
befugnis ſich auch auf Urkunden anderer Behörden, insbef. über⸗ 
geordneter, erſtreckt, die der Nachrichten⸗Kompanie im dienſt⸗ 
lichen Verkehr zugehen. Um die Öffentlichkeit der Beglaubigung 
anzunehmen, muß die Urkunde zum Verkehr nach außen be⸗ 
ſtimmt ſein. Es genügt, wenn bei der Herſtellung der öffentlichen 
Urkunde die vorgeſchriedene Form im weſentlichen gewahrt iſt; 
ſoweit die Anbringung eines Stempels gefordert wird, iſt nicht 
nötig, daß der echte Stempel verwendet wird (RGUrt. 2 D 220/30 
v. 11. Juni 1930). Daß eine Urſchrift der angeblichen Abſchrift 
nicht vorlag, ändert nichts daran, daß der Angekl. eine Beglau⸗ 
bigung vorgetäuſcht hat (über Abſchriften vgl. RGSt. 69, 228 
JW. 1935, 2371 m. Anm.). 

(Rd., 2. StrSen. v. 25. Okt. 1937, 2 D 528/37.) 


Anmerkung: Abſ. 4 Satz 2 der Entſch. könnte mißverſtan⸗ 
den werden: „Soweit es ſich um die Ausſtellung von Urlaubs⸗ 
päſſen handelt, hat das NMiL®. 9, 64/65 entſchieden, daß die 
Kompaniechefs öffentliche Behörden find.“ Denn in Wirklich⸗ 
keit beſteht die Behördeneigenſchaft des Kompaniechefs keines⸗ 
wegs bloß bei der Erteilung von Urlaubspäſſen. „Behörde“ iſt 
jedes ſtändige Organ der Staatsgewalt, das dazu berufen iſt, 
unter öffentlicher Autorität für die Staatszwecke tätig zu ſein. 
Weſentlich ift neben der Ständigkeit, d.h. der Unabhängigkeit 
von der Perſon des Inhabers, die Selbſtändigkeit im Handeln. 
Kollegialiſcher Aufbau iſt keineswegs erforderlich. „Behörde“ 
iſt daher z. B. der Gerichtsherr, nicht jedoch der Unterſuchungs⸗ 
führer (RMilGG. 13, 286), dem die „Selbſtändigkeit“ fehlt, da 
er überwiegend Organ des Gerichtsherrn iſt. Hingegen iſt der 
Kompaniechef als ſolcher ſtets „Behörde“. Die Entſch. hat ihm 
das auch nicht etwa nur eingeſchränkt zubilligen wollen. Denn 
der ausdrückliche Hinweis auf NMIIG. 9, 64 bedeutet: „Im 
Sinne des § 415 ZPO.“ hat der Kompaniechef eine nicht jeder 
Behörde von ſelbſt zukommende Befugnis im Beurkundungs⸗ 
bereich, nämlich Urlaubspäſſe und Urlaubsbeſcheinigungen nach 
vorgeſchriebener Form zu öffentlichem Glauben, d. h. als „öffent⸗ 
liche Urkunden“ (§ 267 StGB.) auszuſtellen. Unſere Entſch. 
erörtert alſo die allgemeine Behördeneigenſchaft des Kompanie⸗ 
chefs überhaupt nicht, ſondern befaßt ſich lediglich mit ſeiner 
Beurkundungsbefugnis. Dabei kann die Urlaubsbeſcheinigung 
nur als Beiſpiel verſtanden werden. Denn auch bei den Trup⸗ 
pen- und Kriegsſtammrollen (RMilG. 5, 191 und 19, 280), 
ferner bei den Strafbüchern (RMiIG. 12, 282) iſt höchſtrichter⸗ 
lich dem Kompaniechef die Amtsbefugnis zu „öffentlicher“ Be⸗ 
urkundung zugeſprochen. Falls er von derartigen in ſeinen amt⸗ 
lichen Beurkundungskreis gehörigen öffentlichen Urkunden be 


glaubigte Abſchriften ausſtellt, wird man auch dieſen den Cha⸗ 
rakter einer „öffentlichen Urkunde“ nicht abſprechen dürfen. An⸗ 
ders wird es aber bei ſolchen Schriftſtücken liegen, die nicht in 
feinen Beurkundungskreis fallen, z. B. bei Zuſchriften, die von 
einer anderen Stelle ausgeſtellt der Kompanie dienſtlich zugehen. 
Beglaubigt der Kompaniechef hier eine Abschrift, jo iſt dieſe „Be⸗ 
glaubigung“ nicht unter § 415 3 PO. 8 267 StGB. als „öffent⸗ 
liche Urkunde“ zu bringen. Das bedeutet zugleich die Abgren⸗ 
zung der Befugnis zur „öffentlichen“ Beglaubigung. Wo dem 
Kompaniechef die Amtsbefugnis zur Ur ſchrifterrichtung mit 
öffentlichem Glauben fehlt, kommt auch der Abſchriftbeglaubi⸗ 
gung kein öffentlicher Glaube zu. Mit dem mülitäriſchen Leben 
iſt die Notwendigkeit ſcharfer Umreißung der Dienſtbefugniſſe 
der Kommandoſtellen notwendig verbunden. Alſo nur poſitive 
Vorſchrift könnte die Abſchriftbeglaubigung zu öffentlichem 
Glauben bei ſolchen Schriftſtücken dem Kompaniechef verleihen, 
bei denen er nicht die Urſchrift als öffentliche Urkunde errichten 
darf. Eine „Verwaltungspraxis“ könnte indes zu ſolcher Erwei⸗ 
terung der Beglaubigungsbefugnis nicht hinreichen. In dieſer 
Richtung dürfte die Entf. den militäriſchen Belangen nicht ge⸗ 
nügend Rechnung tragen. 
Geh. Kriegsrat Dr. M. Wagner, Berlin (RKriegsGer.). 
* 


11. RG. — 8 267 StGB. Die von Marttvereinigungen her⸗ 
ausgegebenen Bezugsmarken ſind öffentliche Urkunden. 

Die Rüge der StA., daß es ſich bei den von der Markt⸗ 
vereinigung Berlin herausgegebenen Bezugsmarken um öffent⸗ 
liche Urkunden handelt und deshalb von der StrK. zu Unrecht 
die Fälſchung lediglich von Privaturkunden angenommen wor⸗ 
den iſt, erſcheint begründet. 

Innerhalb der Viehwirtſchaftsverbände, die nach der VO. 
zur Regelung des Verkehrs mit Schlachtvieh v. 27. Febr. 1935 
(RGBl. I, 301) i. d. Fall. der VO. v. 4. Juli 1935 (RGBl. I, 
1045) und v. 8. April 1936 (RGBl. I, 366) zur Regelung des 
Abſatzes und der Verwertung ſowie der Preiſe und Preisſpan⸗ 
nen von Schlachtvieh, Fleiſch und tieriſchen Fetten beſtehen, 
bilden in den Gemeinden, in denen ſich ein Schlachtviehmarkt 
befindet, die zum Viehwirtſchaftsverband zuſammengeſchloſſenen 
Betriebe und Perſonen, die Erzeugergruppe ausgenommen, 
Marktgemeinſchaften für Schlachtviehverwertung (Marktvereini⸗ 
gungen). Für jede Marktvereinigung beſtellt der Viehwirtſchafts⸗ 
verband einen Marktbeauftragten (§ 1 Abſ. 3 VO.). Dieſer kann 
Beginn und Ende des Viehgroßmarktes feſtſetzen (§ 19 Abſ. 3 
BD). Er entſcheidet u. a. über Anträge auf Zulaſſung als 
Händler mit Schlachtvieh an dem Großviehmarkt. Er kann 
ſolche Zulaſſungen auch widerrufen, falls der Händler gewiſſe 
Vorausſetzungen nicht erfüllt oder ſpäter wieder verliert oder 
in beſtimmter anderer Weiſe feine Eignung einbüßt (§8 20, 22 
22 BO.) Ihm liegt die Durchführung der Marktregelung im 


einzelnen ob. Für dieſen Zweck iſt er ausdrücklich zu beſtimm⸗ 


ten Anordnungen geſetzlich ermächtigt (§23 VO.). Gegen Mit⸗ 
glieder der Marktvereinigung und Angehörige des Reichsnähr⸗ 
ſtandes kann er bei Zuwiderhandlungen gegen gewiſſe Anord⸗ 
nungen Ordnungsſtrafen bis zu 1000.24 feſtſetzen, gegen die 
das Schiedsgericht beim Viehwirtſchaftsverband angerufen wer⸗ 
den kann (§ 30 VO.); ſiehe auch 8 15 der Satzung für Schlacht⸗ 
viehverwertungsverbände (Viehwirtſchaftsverbände) im Verord⸗ 
nungsblatt des Reichsnährſtandes 1935, 113. Dieſe dem Markt⸗ 
beauftragten für die Marktvereinigung zur dienſtlichen Erledi⸗ 
gung zugewieſenen Obliegenheiten kennzeichnen ihn rechtlich als 
ein von der jeweiligen Perſon unabhängiges Organ der Staats⸗ 
gewalt, das die Aufgabe hat, unter öffentlicher Autorität nach 
eigener Entſchließung für die Zwecke des Staates tätig zu ſein. 
Die Stelle des Marktbeauftragten iſt auch durch reichsgeſetzliche 
Vorſchriften geſchaffen, alſo durch die Staatsgewalt ſelbſt ein 
gerichtet worden. Damit ſind alle Merkmale gegeben, um in dem 
Marktbeauftragten als dem für die Marktvereinigung handeln⸗ 
den Organ eine Behörde zu ſehen. Die von der Marktvereini⸗ 
gung ausgeſtellten Marken, die auf Grund einer Anordnung 
des Viehwirtſchaftsverbandes Kurmark an die Ladenfleiſcher zu⸗ 
geteilt wurden und von dieſen beim Bezug von Schweinefleiſch 
dem Großſchlächter zu behändigen waren, ſind daher öffentliche 
Urkunden. Sie find von einer öffentlichen Behörde innerhalb 
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ihrer öffentlichen Amtsbefugniſſe in der vorgeſchriebenen Weiſe 
ausgeſtellt und nicht für den inneren Dienſtbetrieb, ſondern für 
den Verkehr nach außen und außerhalb beſtimmt. Damit er⸗ 
bringen ſie Beweis gegenüber jedermann (ſiehe RGSt. 71, 101 
JW. 1937, 13348). Die Marktvereinigung, von der fie 
herrühren, iſt auf den Marken angegeben. Hiernach liegen alle 
Merkmale einer öffentlichen Urkunde vor (vgl. 8415 ZPO.). 
(RG., 2. StrSen. v. 14. Okt. 1937, 2 D 463/37.) 
* 


12. RG. — $356 StGB.; S 32 RAO. Zum Parteiverrat 
gehört, daß das Tätigwerden des Anwalts für beide Parteien 
im Rahmen ſeiner Berufsausübung als Anwalt erfolgt. 

Die Rev. der Stgl. macht hauptſächlich geltend, der Par⸗ 
teiverrat i. S. des § 356 StGB. habe nur zur Vorausſetzung, 
daß der Täter Anwalt ſei, nicht aber daß er beiden Parteien 
in ſeiner Eigenſchaft als Anwalt gedient habe. 

Dieſer Anſicht kann nicht beigetreten werden. 3356 ſtellt 
im Intereſſe der Aufrechterhaltung des Anſehens und des Ver⸗ 
trauens, das ein Anwalt genießen muß, unter Strafe, daß ein 
Anwalt bei den ihm vermöge ſeiner amtlichen Eigenſchaft an 
vertrauten Angelegenheiten in derſelben Rechtsſache beiden 
Parteien durch Rat oder Beiſtand pflichtwidrig dient. Der Rev. 
iſt zuzugeben, Zah die Worte „vermöge feiner amtlichen Eigen 
ſchaft“ ſprachlich ſich zunächſt nur auf die anvertrauten Angele⸗ 
genheiten und nicht, jedenfalls nicht unmittelbar, auf das pflicht⸗ 
widrige Dienen beziehen. Jedoch kann eine völlig außerhalb 
de Berufstätigkeit liegende Handlung nicht als ein Dienen im 
Sinne dieſer Vorſchrift angeſehen werden. Schon der Ausdruck 
„dienen“ deutet auf eine berufliche Tätigkeit hin. Auch die Stel⸗ 
lung der Vorſchrift in dem Abſchnitt des StGB., der Verbre⸗ 
chen und Vergehen im Amte behandelt, ergibt, daß es ſich um 
eine Tätigkeit in dem öffentlichen Amte (vgl. dazu § 31 Abſ. 2 
StGB.) eines Anwalts handelt. Endlich ergibt ſich dies auch 
aus 532 Abſ. 1 Nr. 2 RAO. n. F. ( 8 31 Abſ. 1 Nr. 2 RAD. 
a. F.), nach dem ſich der Begriff der Pflichtwidrigkeit i. S. des 
8356 StGB. beſtimmt (RGSt. 60, 298, 299). Dort iſt geſagt, 
daß der Rechtsanwalt ſeine Berufstätigkeit zu verſagen 
hat, wenn ſie von ihm in derſelben Rechtsſache bereits einer 
anderen Partei im entgegengeſetzten Sinne gewährt worden iſt. 
Zwar iſt die RAO. zeitlich nach dem StGB. ergangen; doch iſt 
in den Motiven ausgeführt, dem § 356 StGB. entſpreche es, 
daß 8 27 des Entwurfs (= 831 RAO. a. F.) die Ausübung der 
Berufstätigkeit unter gewiſſen Vorausſetzungen verbiete. Auch 
die Rſpr. des RG. geht davon aus, daß der Anwalt in amt- 
licher Eigenſchaft, d. h. in Ausübung der Funktionen eines An⸗ 
walts handeln muß (RGSt. 23, 60, 68; vgl. auch RGSSt. 45, 
305, 308, 309; 49, 342, 343, 344; 60, 298, 299). 

Nicht erforderlich iſt dagegen, daß die Rechtsſache dem Aus 
walt von beiden Parteien anvertraut worden iſt; es genügt 
vielmehr, daß dies ſeitens einer Partei der Fall geweſen iſt. 
Wird ein Anwalt von ſich aus (als Geſchäftsfhrer ohne Auf 
trag) für eine andere Partei tätig, ſo ſteht dies der Anwen 
dung des 8356 StGB. nicht entgegen (RGUrt. 3 D 353/35 
v. 19. Dez. 1935). Insbeſondere iſt das Dienen nicht auf die 
Fälle der Prozeßvertretung beſchränkt, ſondern trifft auch die 
Erteilung eines Rates außerhalb des Prozeſſes (RGSt. 45 
305, 306; 62, 289, 291). 

In RGSt. 62, 292, 293 iſt gefagt, wenn ein Rechtſuchen 
der zu einem ihm befreundeten Anwalt gehe, um ſich einen 
freundſchaftlichen Rat ohne Koſtenberechnung zu erbitten, und 
der Anwalt ihm einen ſolchen aus Gefälligkeit erteile, ſo ſei da⸗ 
mit nur das Motiv der Inanſpruchnahme bezeichnet, es könne 
aber nicht ohne weiteres angenommen werden, daß der Recht⸗ 
ſuchende ſich damit des Schutzes aus § 300 StGB. begeben wolle. 
Dieſe Entſch. geht aber davon aus, daß der Rat des Betreffen⸗ 
den doch nur eingeholt wurde, weil er Anwalt war und beſagt 
nur, daß ein Rat aus Gefälligkeit nicht ausſchließt, daß der 
Anwalt dabei in Ausübung ſeines Berufes tätig geworden iſt. 
Ausdrücklich wird jedoch in der Entf. anerkannt, daß es hier⸗ 
von Ausnahmen geben kann, wenn Einverſtändnis darüber be- 
ſteht, daß die Beratung ganz außerhalb der beruflichen Tätig⸗ 
keit, der „amtlichen Eigenſchaft“ des Anwalts liegen ſoll. 

(RG., 4. StrSen. v. 29. Okt. 1937, 4 D 264/37.) 


13. Os. — 8 367 Nr. 3 StGB.; $ 1 i. Verb. m. Nr. 10 
der Anlage A der VO. über den Verkehr mit Arzneimitteln vom 
22. Okt. 1901 (RGBl. 380): Verkauf von Borſalbe außerhalb der 
Apotheken. Geht man davon aus, daß Borſalbe auch heute noch 
Heilmittel für Menſchen iſt und nicht nur als kosmetiſches Mit⸗ 
tel verwendet wird, dann iſt der Drogiſt verpflichtet, den Käu⸗ 
fer nach dem Verwendungszweck zu fragen; denn als Heilmittel 
für Menſchen darf er die Borſalbe nicht verkaufen. Eine Auf⸗ 
ſchrift auf der Schachtel, die auf kosmetiſche Zwecke hinweiſt, be⸗ 
freit ihn davon nicht. 

§ 1 i. Verb. m. Nr. 10 der Aulage A der VO. über den 
Verkehr mit Arzneimitteln v. 22. Okt. 1901 (RG Bl. 1901, 380 ff.) 
verbietet den Verkauf von Borjalbe zum Gebrauch für Men⸗ 
Then als Heilmittel außerhalb der Apotheken. Der An⸗ 
gekl. als verantwortlicher Leiter der ſeiner Mutter gehörigen 
Drogerie durfte daher Borſalbe als Heilmittel nur für Tiere, 
aber nicht für Menſchen veräußern. Wenn ſich Borſalbe auch 
zur Hautpflege eignet, durfte er fie bei beſtimmter Zuſammen⸗ 
ſetzung auch als kosmetiſches Mittel für Menſchen verkaufen. 

Weil der Käufer beim Kauf nicht geſagt, wozu er die Vor- 
ſalbe verwenden wolle, und der Angekl. nicht danach gefragt 
hat, folgert das AG., der Angekl. habe die Borſalbe als kos⸗ 
metiſches Mittel verkauft, wie es auf dem Deckel der verkauf⸗ 
ten Schachtel angegeben iſt. Das AG. hätte aber prüfen müſ⸗ 
ſen, ob der Angekl. die BD. durch dieſes Unterlaſſen übertreten 
hat, da er den Käufer nach dem Verwendungszweck zu fragen 
verpflichtet war. 

Das in 81 a. a. O. für den Angekl. enthaltene Verbot, 
keine Borſalbe als Heilmittel für Menſchen zu verkaufen, ver⸗ 
pflichtete ihn, den Käufer der Borſalbe nach dem Verwendungs⸗ 
zweck zu fragen. Denn wenn er nicht fragte, lag die Möglichkeit 
vor, daß der Käufer die Borſalbe zu Heilzwecken für Menſchen 
verwenden wollte. Wenn der Angekl. wußte, daß Borſalbe 
auch zu Heilzwecken für Menſchen verwendet wird, liegt eine 
Übertretung der VO. durch den Verkauf nahe. Erſt dann durfte 
er die Borſalbe verkaufen, wenn der Käufer ſeine Frage dahin 
beantwortet hätte, daß er die Borſalbe als Heilmittel für 
Tiere oder als kosmetiſches Mittel für Meuſchen und nicht als 
Heilmittel für Menſchen verwenden wolle. 

Die Rechtspflicht zum Fragen ergibt auch der Zweck der 
VO., die eine reinliche Scheidung zwiſchen dem Verkauf von 
Heil⸗ und kosmetiſchen Mitteln herbeiführen will. Grundſätzlich 
ſoll der Heilmittelverkauf dem freien Handel durch Drogiſten 
entzogen und nur den Apothekern vorbehalten ſein, um den 
mißbräuchlichen Erwerb und durch mißbräuchliche Verwendung 
der Heilmittel den Käufern drohende Geſundheitsſchädigungen 
zu verhindern. Erlaubt der Geſetzgeber den Drogiſten aus- 
nahmsweiſe, Borſalbe als Heilmittel für Tiere zu verkaufen, 
ſo muß man von ihnen verlangen, daß ſie die ihnen vom Ge 
ſetzgeber eingeräumte Befugnis genau beachten und alles tun, 
um ihre Zuſtändigkeit im Heilmittelverkauf nicht zu über⸗ 
ſchreiten oder die Beſchräukungen zu umgehen. 

Der Fragepflicht iſt der Angekl. auch nicht dadurch ent⸗ 
hoben, daß er dem Käufer die Borſalbe in einer Blechſchachtel 
mit der Aufſchrift „De⸗Dro Bor⸗Salbe für kosmetiſche Zwecke“ 
verkauft hat. Wenn ſich Borſalbe in der gleichen Zuſammen⸗ 
ſetzung ſowohl als Heilmittel als auch zu kosmetiſchen Zwecken 
eignet und verwendet wird, kaun man aus der Beſchriftung 
der verkauften Schachtel beim Schweigen der Beteiligten nicht 
folgern, der Angekl. habe die Borſalbe wegen der Beſchriftung 
nur als kosmetiſches Mittel verkauft. Die Beſchriftung allein 
erlaubt noch keinen ſicheren Schluß auf die Vorſtellung und 
den Willen des Augekl., wozu er die Borſalbe verkaufen 
wollte. Auch aus dem Umſtand, daß der Käufer die beſchriftete 
Schachtel ohne zu widerſprechen entgegengenommen hat, iſt noch 
nicht auf den Willen des Angekl. zu ſchließen, die Borſalbe nur 
zu dem mit der Aufſchrift gekennzeichneten Zweck zu verkaufen. 
Würde man mit dem AG. den Verwendungszweck, zu dem der 
Angekl. die Borſalbe verkauft hat, allein aus der Aufſchrift 
entnehmen, jo könnte der Drogiſt das in der BO. ausge⸗ 
ſprochene Verbot des beſchränkten Heilmittelverkaufs dadurch 
umgehen, daß er auf jeder Schachtel die Aufſchrift anbringt 
„Borſalbe für kosmetiſche Zwecke“. Das kann der Geſetzgeber 
nicht gewollt haben. Er wollte nicht in die Hand des Ver⸗ 
käufers legen, ſich durch einen ſolchen Vermerk einen Freibrief 
zum Verkauf von Borſalbe zu verſchaffen. 

Da der Angekl. eine Rechtspflicht zum Fragen hatte, wird 
das AG. feſtzuſtellen haben, aus welchen Gründen er nicht 
nach dem Verwendungszweck gefragt und was er ſich beim Ver⸗ 
kauf vorgeſtellt hat. Dann erſt läßt ſich beurteilen, ob der An⸗ 
gekl. die VO. vorſätzlich, mit bedingtem Vorſatz, der Strafe 
nach ſich zieht, oder fahrläſſig übertreten hat. 

(OL ch. Jena, 2. Str Sen., Urt. v. 24. Sept. 1937, Sg 99/37.) 


tung entlaſſen und nur für die von 
der Ehefrau übernommene Schuld bürg- 
ſchaftlich verpflichtet ſein ſollte, lebt in 
gem. § 99 Schuld ReglGG. wiederauf⸗ 
genommenem Entſchuldungsverfahren 
wieder auf. In dieſem Verfahren wird 
von der urſprünglichen Schuld in vol⸗ 
ler Höhe ausgegangen, dieſe als um 
500% gekürzt und der Reſt durch die 
Zahlung im Umſchuldungsverfahren als 
getilgt bezeichnet 2031 28 

8 213 StGB. Bei Totſchlag nach Ehe⸗ 
ſtreit Mitberückſichtigung der vorange⸗ 
gangenen Auseinanderſetzungen 13167 

Wann muß der Täter i. S. des 8 2 II 
Heimtückech. damit rechnen, daß ſeine 
gegenüber dem Ehegatten gemachte 
Außerung in die Öffentlichkeit dringt? 
1884 18 


Eheliches Güterrecht 

Das e. G. ſtaatenloſer Ehegatten gemäß 
Geſetz über die Anderung und Ergän⸗ 
zung familienrechtlicher Vorſchriften uſw. 
v. 12. April 1938 1291 

8 1421 BGB. Umfang der Pflicht des 
Ehemanns zur Rechnungslegung über 
das eingebrachte Gut, das in Grund⸗ 
ſtück beſteht 1598 25 

Keine Entkräftung der Vermutung des 
8 1527 BGB. dadurch, daß Grundſtück 
während beſtehender Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft auf den Namen eines Ehe⸗ 
gatte allein eingetragen 15982“ 

Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 1349 56 
insbeſ. nach weſtf. Güterrecht 1665 22 
1668 28 

Befugnis des nach der Solmſer Land. 
v. 4. April 1571 beiſitzberechtigten über⸗ 
lebenden Ehegatten zur Verfügung über 
zum Nachlaß gehörige errungenſchaft⸗ 
liche Hypothek ohne Zuſtimmung des 
Eigentumserben, außer in „doloſer“ 
Weiſe 147838 

Art. 15 EGBGB. Behandlung aller aus 
dem Weſen des ehelichen Güterrechts 
hervorgehenden Beſtimmungen als Be⸗ 
ſtandteile desſelben, auch wenn fie ſich 
äußerlich als erbrechtliche darſtellen; 
insbeſ. güterrechtlicher Charakter der 
Anordnungen betr. Teilung des ge⸗ 
meinſchaftl. geweſenen Vermögens 17185 

Bei geſetzlichem Güterſtand der Güter⸗ 
verbindung des Schweizer Rechts An⸗ 
ordnung der Gütertrennung auf An⸗ 
trag der Frau wegen Unterhaltsver⸗ 
nachläſſigung oder Nichtgewährung von 
Sicherheit für das eingebrachte Gut. 
Auseinanderſetzung beim Schweiz. ge- 
ſetzlichen Güterſtand 12448 

Bekundung der Bewilligung der ſofor⸗ 
tigen Zwangsvollſtreckung in das ein⸗ 
gebrachte Gut der Ehefrau dadurch, 
daß der Ehemann die von der Ehefrau 
gem. 8 794 I Ziff. 5 IRD. abgegebene 
Erklärung in der gleichen Form ge- 
nehmigt 1730 22 

Verſchaffung des Duldungstitels zu einer 
vom Voreigentümer oder von der jet⸗ 
zigen Eigentümerin in der Zeit vor 
ihrer Eheſchließung errichteten vollſtreck⸗ 
baren Urkunde im Wege der Klauſel⸗ 
umſchreibung auf den Ehemann der 
Schuldnerin gem. 8 727 3PO. 17312 

8 79 Ziff. 3 GKG. Perſönliche Haftung 
des Ehemanns gegenüber der Gerichts⸗ 
kaſſe für Koſten eines Rechtsſtreits der 
Ehefrau mit Dritten 1786 28 


Ehelichkeitsanfechtung 
Die Neuregelung der E. durch das Geſetz 
über Anderung und Ergänzung fami⸗ 
lienrechtlicher Vorſchriften uſw. vom 


Sachregiſter 


12. April 1938 1218, insbeſ. die E. 
durch den StA. 1220 2117 

Für den Beginn der Anfechtungsfriſt er⸗ 
forderlicher Umfang der Kenntnis des 
Mannes nach dem früheren 8 1594 
BGB. und nach deſſen neuer Faſſung 
durch 8 4 Gef. v. 12. April 1938 
201716 


Ehelichkeitserklärung 
E. und Zurücknahme der €. gem. Geſetz 
über die Anderung und Ergänzung fa⸗ 
milienrechtlicher Vorſchriften uſw. vom 
12. April 1938 1288 
AV. d. RIM. betr. E. unehelicher Kinder 
im Lande ſterreich 1383 


Ehemann 
Prozeßſtandſchaft des E. in Unfallpro⸗ 
zeſſen der Ehefrau 1306 
8 54 StGB. Rechtspflicht des Ehemanns, 
dem Geſchlechtsverkehr ſeiner Frau mit 
andern Männern entgegenzutreten, auch 
wenn die Frau ihm mit Anzeige früher 
von ihm begangenen Verbrechens droht 
11591 
Ehenichtigkeit 
E. gemäß Ehe®. v. 6. Juli 1938 2075, 
Sondervorſchriften für Öfterreich 2100 d 
Verfahrensvorſchriften der VO. v. 27. Juli 
1938 zur E.flage 2115 
Entſprechende Anwendung des 8 1325 a 
BGB. auf Scheinheiraten, z. B. zum 
Zweck der Erlangung der Staatsange⸗ 
hörigkeit des Mannes durch die Frau 
172415 
8 633 ZPO. Die hilfsweiſe im Eheanfech⸗ 
tungsprozeß erhobene E.tfage iſt ab⸗ 
zuweiſen 1538 82 
Eherecht 
Die perſönlichen Rechtsbeziehungen ſtaa⸗ 
tenloſer Ehegatten gemäß Geſetz über 
die Anderung und Ergänzung familien⸗ 
rechtlicher Vorſchriften uſw. v. 12. April 
1938 1291 
e e eee und Schlüſſelgewalt 
19 


Liegt die Anſchaffung eines Staubſaugers 
im Rahmen der Schlüſſelgewalt? 13348 
Art. 14 EGBGB. Beurteilung einer von 
Reichsdeutſchen im Ausland gemäß dem 
dort geltenden Recht formlos abge⸗ 
ſchloſſenen Ehe. Rechtsgültigkeit der in 
Sowjetrußland völlig formlos einge⸗ 
gangenen Ehe — faktiſche Ehe 1716 


Eheſachen 

Das Verfahren in E. und Kindſchafts⸗ 
ſachen nach der VO. v. 27. Juli 1938 
2108 

Einſtwyfg. in E. auf Leiſtung eines 
Koſtenvorſchuſſes zur Wahrnehmung 
auswärtiger Beweistermine durchRechts⸗ 
anwalt 1607 88 

Streitwert von Unterhaltsanſprüchen „bis 
zur Entſcheidung des Unterhalts haupt⸗ 
prozeſſes“. Keine Ausdehnung des 8 10 
IV GKG. auf NihtE. 1846 6 

Rechtsanwaltsgebühr für Vergleich in E. 
1198 55 

Keine Ermäßigung der Prozeßgebühr ge⸗ 
mäß 8 14 NUGEbD. bei gemeinſchaft⸗ 
licher Anzeige der Ausſohnung durch 
die Parteien im Eheprozeß vor Klage⸗ 
zuſtellung 1199 61 

Gebühr aus § 23 Ziff. 5 RAGebO. für 
Vertagung in E. 1429 

Eheſcheidung 

Die Neuregelung der E. durch Ehe®. 
v. 6. Juli 1938 2080, Sonderregelung 
für Oſterreich 2102 

Welchen Einfluß hat das Geſetz über die 
Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem 


al 


Deutſchen Reich v. 13. März 1938 auf 
das Geſetz über die Anwendung des 
deutſchen Rechts bei der E. v. 24. Jan. 
1935? 1223 a 

Praktiſche Fragen aus dem Erechte im 
Verhältnis zwiſchen dem Deutſchen Reiche 
und der Tſchechoſlowakei 2119 

Vom alten zum neuen Errecht. Schrift⸗ 
tum 1995 

Wirkſamkeit der von deutſchen Gerichten 
ausgeſprochenen Scheidung der Ehe von 
Ausländern unter Nichtbeachtung des 
8 606 IV ZPO. und des Heimatrechts 
des Ehemanns. Neue Ehe eines der 
Geſchiedenen zwar nicht Doppelehe, je⸗ 
doch Aufgebot abzulehnen f 1258 27 

Auch vor Anpaſſung des öfterr. Familien⸗ 
rechts an das deutſche Recht E. von 
vormals deutſchöſterreichiſchen Ehegat⸗ 
ten der katholiſchen Religionsgemein⸗ 
ſchaft durch deutſche Gerichte ſtatthaft 
1589 14 

8 606 ZPO. Gemäß engliſchem Recht Zu⸗ 
ſtändigkeit in E ſachen nach dem Wohn⸗ 
ſitz der Ehegatten 1916 87 

Gem. Art. 30 EGBGB. iſt in Deutſch⸗ 
land die Wirkſamkeit der vor ſowjet⸗ 
ruſſiſcher Behörde erfolgten Scheidung 
ruſſiſcher Staatsangehöriger mit Wohn⸗ 
ſitz in Rußland nicht anzuzweifeln. 
Keine Anwendung des 8 328 BRD. 
auf eine von einer ausländiſchen Be⸗ 
hörde der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
ausgeſprochene E. f 1518 

Ungültigkeit der nur ſtandesamtlich ge⸗ 
ſchloſſenen Ehe eines iran. Staatsan⸗ 
gehörigen gregorianiſchen Bekenntniſſes 
mit evangeliſcher Reichsdeutſcher nach 
iran. Recht. Daher keine Anwendung 
des 8 606 IV ZPO. bei der Schei⸗ 
dung; dieſe erfolgt nach den deutſchen 
Geſetzen 1273 43 

Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
i. S. des 8 1571 II S. 1 BGB. 1599 25 

Nach Durchführung der Klage auf Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft durch 
Kl., der nicht geſchieden ſein will, und 
gem. 8 1575 BGB. ergangenem Schei⸗ 
dungsurteil iſt Berufungseinlegung 
durch Kl., um ſeine Klage zurückzu⸗ 
nehmen, als mißbräuchliche Rechtsaus⸗ 
übung zu behandeln 1336 % 

Gegenüber einem deutſchen in Deutſch⸗ 
land wohnhaften Ehegatten, der vor 
dem Gericht eines ausländiſchen Staa- 
tes, in dem er gleichfalls Wohnſitz 
unterhält, zum Schaden des anderen 
Ehegatten die ihm nach deutſchem Recht 
verſagte Scheidung herbeiführen will, 
Anſpruch des anderen Ehegatten auf 
Rücknahme der Scheidung gem. 8 826 
BGB. begründet 125218 1 1333 37 

8 826 BGB. Trotz rechtskräftigen Schei⸗ 
dungsurteils, das die Ehefrau für 
alleinſchuldig erklärt, Unterhaltsan⸗ 
ſpruch derſelben begründet, wenn ſie 
gegen Abfindung zur Zurücknahme ihrer 
ausſichtsvollen Berufung veranlaßt 
worden 1168 19 


Iſt der ſchuldig geſchiedenen Ehefrau, die 
gegen den Mann Schadenserſatzanſpruch 
wegen Erſchleichung des Scheidungs⸗ 
urteils hat, Erwerbstätigkeit zwecks 
Minderung ihres Schadens zuzumuten? 
1525 15 

Volle familien⸗ und vermögensrechtliche 
Wirkungen des ſachlich unrichtigen 
Scheidungsurteils mit Rechtskraft. 
Frage des Sittenverſtoßes desjenigen, 
der ſich auf ſachlich unrichtiges Urteil 
beruft 1262 80 


3 


"18 


Ablehnung des Scheidungsbegehrens bei 
gleichzeitiger Verſagung des Herſtel⸗ 
lungsverlangens wegen mißbräuchlicher 
Rechtsausübung 1261 28 

Säumnis des Berufungsbekl., der Kl. 
und Widerbekl. iſt, im Scheidungsſtreit 
1916 68 

$ 1635 BGB. Kein Verzicht des ſorge⸗ 
berechtigten Elternteils auf das Per⸗ 
ſonenſorgerecht, ſondern nur frei wider⸗ 
rufliche Übertragung der Erziehungs⸗ 
gewalt auf den anderen Elternteil mög⸗ 
lich 1262 30 

$ 1636 BGB. Ablehnung der Verkehrs⸗ 
regelung als untunlich 2211, insbeſ. 
wenn das erwachſene Kind ſich aus 
beachtlichen Gründen weigert, den Nicht⸗ 
ſorgeberechtigten zu beſuchen 133439 

Regelung des Verkehrs der Kinder mit 
den geſchiedenen Eltern, denen beiden 
das Perſonenſorgerecht gem. 8 1666 
BGB. entzogen, nicht durch das Vorm⸗ 
Ger. gem. $ 1636 BGB., ſondern durch 
den zur Wahrnehmung des Perſonen⸗ 
ſorgerechts beſtellten Pfleger 1599 28 

Bei Lohnpfändung kein Vorrang der 
jetzigen Frau des Schuldners vor der 
geſchiedenen Frau 1261 29 

Eheſchließung 

Die E. Staatenloſer gemäß Geſetz über 
die Anderung und Ergänzung familien⸗ 
rechtlicher Vorſchriften uſw. v. 12. April 
1938 1290 

Die Regelung der E. durch Ehe. vom 
6. Juli 1938 2073 

Nimmt Ausländer, der in Deutſchland 
ein Eheſähigkeitszeugnis ſeines Heimat⸗ 
ſtaates nicht beibringen konnte und 
nicht Befreiung erlangte, die E. im 
Ausland vor, ſo iſt Umgehung der 
deutſchen Geſetze und Ehenichtigkeit 
nicht anzunehmen. E. in der Tſchecho⸗ 
ſlowakei ohne Aufgebot und vor uns 
zuſtändigem jüdiſchen Seelſorger 12427 

8 418 ZPO. Durch Eintragung in die 
Traumatrik eines altkatholiſchen Pfarr⸗ 
amts voller Beweis der darin enthal⸗ 
tenen Tatſachen f 153882 

Keine Volljährigkeitserklärung zur Er⸗ 
möglichung einer Ehe von zweifelhaf⸗ 
tem Wert und Beſtand, z. B. mit er⸗ 
heblich älterer Frau 1589 15 

Eheſtandsdarlehn 

Eigentumsfragen beim E. 1785 

Ehetauglichkeitszeugnis 

E. im Falle einer vor Inkrafttreten der 
Erbgeſundheitsgeſetzgebung durchgeführ⸗ 
ten Unfruchtbarmachung 1973 21 

Eheverbote 

Die E. nach dem Ehe. v. 6. Juli 1938 

2071 


Eheverfehlungen 
Scheidung wegen E. gemäß EChe®. vom 
6. Juli 1938 2081 
Ehevertrag 
Keine Geltung der in einem auf belg. 
Recht bezugnehmenden E. enthaltenen 
Teilungsanordnung auf die nicht zu 
dem gemeinſchaftlich geweſenen Ver⸗ 
mögen gehörenden geſellſchaftsrecht⸗ 
lichen Anſprüche, die nach deutſchem 
Recht zu beurteilen. — Auslegung 
einer Fortſetzungsvereinbarung in Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag (8 139 HGB.) gemäß 
der durch die Eheverträge der Geſell⸗ 
ſchafter geſchaffenen Rechtslage 17188 
Ehrengerichtliches Verfahren gegen Rechts⸗ 
anwälte 
Im anwaltlichen Ehrengerichtsverfahren 
kein Raum für das Klagerzwingungs⸗ 
verfahren gem. $ 172 StPO. f 1738 24 


Sachregiſter 


Eidesnotſtand 
Ermäßigung gem. $ 157 I Ziff. 1 St. 
nur einmal zu gewähren, aber Be⸗ 
rückſichtigung weiterer Ermäßigungs⸗ 
gründe bei der Strafzumeſfung zu⸗ 
läſſig 1159 2 
Strafmilderung gem. 8 157 J Ziff. 1 
StGB. ſchon, wenn ſich aus der Be⸗ 
kundung der Wahrheit der Verdacht 
eines Verbrechens oder Vergehens und 
damit die Gefahr einer ſtrafgericht⸗ 
lichen Verfolgung ergeben kann 21976 
Keine Zubilligung der Strafmilderung 
nach § 157 Ziff. 1 StGB. für den 
Anſtifter 1803 2 
Keine Strafermäßigung gem. 8 157 St⸗ 
GB. für den Anſtifter zum Meineid 
13132 1558 
8 157 J Ziff. 2 StGB. nicht anwendbar, 
wenn der Schwörende wegen der Be⸗ 
ziehungen zu einer Perſon das Zeug⸗ 
nis aus mehreren Rechtsgründen hätte 
verweigern können und über ſein Ver⸗ 
weigerungsrecht nur in einer dieſer 
Richtungen belehrt worden iſt 21965 
88 156, 157 StGB. Keine Strafmilde⸗ 
rung für den, der als Partei oder 
ſonſt freiwillig eine eidesſtattliche Ver⸗ 
ſicherung abgegeben hat 1584 
Eidesſtattliche Verſicherung 
Verurteilung nach 88 156, 2 StGB. 1557 
88 156, 157 Stöß B. Keine Strafmilde⸗ 
rung für den, der als Partei oder 
ſonſt freiwillig eine e. V. abgegeben 
hat 15844 
„Augelegenheit“ i. S. des 8 155 Ziff. 2 
StGB. bedeutet beſtimmtes Verfahren 
21978 
Erſtattungsfähigkeit der Mehrkoſten teu⸗ 
rer Maßnahmen (Geſtellung des Zeu⸗ 
gen zum Termin) im Arreſtverfahren, 
wenn durch die billigere Maßnahme 
(ſchriftliche e. V.) ausreichende Glaub⸗ 
haftmachung nicht gewährleiſtet 2233 44 
Eierverkehr 
Eierankauf durch Konditor ohne über⸗ 
nahmeſchein. Begriff des „Verbrauchers“ 
1324 24 
Keine Ausdehnung der für den Klein⸗ 
handel erlaſſenen Beſchilderungsvor⸗ 
ſchriften auf den Großhandel 1885 18 


Eigentum 
Entfallen der Haftung des als gutgläu⸗ 
biger Beſitzmittler für Dritten anzu⸗ 
ſehenden Fremdbeſitzers gegenüber dem 
Eigentümer wegen Beſchädigung oder 
Verluſtes der Sache über die 88 987 ff. 
BGB. hinaus nach $ 823 BGB. 125623 


Eigentümergrundſchuld 

Pfändungsbeſchluß über Eigentümerbrief⸗ 
grundſchuld iſt dem Eigentümer zu⸗ 
geſtellt, der Brief aber vom Pfand⸗ 
gläubiger noch nicht in Beſitz genom⸗ 
men. Ein früher beim GBA. einge⸗ 
gangener Antrag auf Eintragung der 
Abtretung und Umwandlung der E. iſt 
noch zu erledigen 1612 45 


Eigentumserwerb 
Eigentumsfragen beim Eheſtandsdarlehn 
1785 


Durch bloße Einigung gem. 8 929 S. 2 
BGB. kann der mittelbare Beſitzer dem 
unmittelbaren Beſitzer Eigentum ver⸗ 
ſchaffen 139411 

Eigentumsvorbehalt 

Zur Reform der Sicherungsübereignung 
und des E. 1689 

Zu den Grundfäßen der Reichsgruppe 
le über die Anwendung des E. 
1857 


Abzahlungsgeſchäft: Geltendmachen des 
E. nach Verjährung des Zahlungsan⸗ 
ſpruchs 1991 

Zur Frage der Rechtswirkſamkeit der 
Vereinbarung eines verlängerten E. 
2207 22 

Ein mit E. gekauftes Fahrrad bei grober 
Argliſt des Schuldners pfändbar 1917 78 

Einfamilienhäuſer 

Einkst. Bemeſſung des Nutzungswerts 

der Wohnung in eigenen E. 1440 


Eingebrachtes Gut 
vgl. unter Eheliches Güterrecht 


Einheitswert 
vgl. unter Bewertung 


Einigungsamt der Juduſtrie⸗ und Handels⸗ 
kammer 
vgl. unter J.⸗ und H. 


Einkommenſteuer 

Wohnung und Hausbeſitz im Errecht: 
Allgemeines und Mietwohnung 1436 
Privat⸗ oder Betriebsgrundſtück 1437 
Ermittlung der Einkünfte aus pri⸗ 

vatem Hausbeſitz 1438 

Der Geſchäftswert im E.recht 1939 

Die Ordnungsſtrafe des modernen Wirt⸗ 
ſchaftsrechts als Betriebsausgabe bei 
der ſteuerlichen Gewinnermittlung 1623 

Die Beſteuerung außerordentlicher Ein⸗ 
künfte i. S. des § 34 EinkStG. 1294 

Die Bedeutung des § 34 EinkStch. für 
die vergleichsweiſe Erledigung von 
er in Unfallſchadensſachen 


EinkStch. Schrifttum 1876 
Eink st, BürgSt®., Wehr StG. Schrift⸗ 
tum 1384 1582 


8 4 EinfStG. Die gegen den DHGejell- 
ſchafter wegen Überſtreckung von Wein 
erkannte Geldſtrafe keine Betriebsaus⸗ 
gabe. Dagegen Minderung des Ge⸗ 
winns der OHG. durch Einziehung 
des beanſtandeten Weins 1420 81 

88 4, 5, 6 Eink StG. 1934. Zuläſſigkeit 
von Rückſtellungen für ſpäter auszu⸗ 
führende Reparaturen? 1 142132 

§ 6 EinkStG. Berechnung des Teilwerts 
eines einer Brauerei gehörigen Bier⸗ 
wirtſchaftsanweſens 1480 89 

$ 613 EinkStG. Zum Begriff des Teil⸗ 
werts. Zuſammenfaſſung von Grund⸗ 
ſtück und Gebäude bei Anſetzung des 
Teilwerts + 135157 

§ 20 EinfSt®. 1934. Zur Behandlung 
von Stückzinſen feſtverzinslicher Werk⸗ 
papiere bei Einkünften aus Kapital⸗ 
vermögen + 142133 

$ 20 EinfSt®. 1925. Zur Frage der 
ſteuerlichen Umwandlung der Wäh⸗ 
rungsſchuld durch Valoriſierungsab⸗ 
kommen 1480 41 

$ 34 III EintSt®. Außerordentliche Wald⸗ 
nutzung 1480 80 

Einmanngeſellſchaft 

An Stelle der Beſchlußfaſſung i. S. des 
$ 47 Gmb. bei E. der nachweisbare 
Entſchluß des einzelnen Geſellſchafters 
genügend 1403 17 

Einſpruch 

§ 56 Zuft®. E. in Wegepolizeiangelegen⸗ 
heiten. Wiedereinſetzung gegen Verſäu⸗ 
mung der E.frift (Ausſchlußfriſt) 1215 © 

Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 

Rechtſprechung zur E. d. Z. 1927 


Einftelung des Verfahrens 
gemäß Straffreih®. vgl. unter St. 
Berufungsfähigkeit der Urteile in Dienſt⸗ 
ſtrafſachen, die auf E. d. V. lauten 1767 
Sit das im ohne Antragsſchrift der Sta. 
durchgeführten Sicherungsverfahren nach 
SS 429 a ff. SPO. ergangene Urteil 
aufzuheben und das Verfahren einzu⸗ 
ſtellen? 1588 16 f 19505 


Einſtweilige Verfügung 

Rechtſprechung zu Arreſt und e. V. 1937 

Erlaß einer e. V. ſetzt tatſächliches Vor⸗ 
liegen einer Gefahr voraus, ſubjektive 
Beſorgnis genügt nicht 1275 

E. V. im Eheſtreit auf Leiſtung eines Ko⸗ 
ſtenvorſchuſſes zur Wahrnehmung aus⸗ 
wärtiger Beweistermine durch Rechts⸗ 
anwalt 1607 38 

Keine Vollſtreckung einer auf Zahlung von 
Unterhalt lautenden E. V. vor Zuſtel⸗ 
lung des Schuldtitels 2154 9 

Nach Ausübung der Ermächtigung zur Ein⸗ 
berufung der GenVerſ. gemäß § 45 
Gen. durch die Minderheit Anberau⸗ 
mung einer Gen®erf. über die gleichen 
Punkte durch den Vorſtand. Verbot die⸗ 
fer GenVerſ. durch e. V. unſtatthaft 
＋ 18270 

Koſtenentſcheidung im Arreſt⸗ (e. V.⸗) An⸗ 
ordnungsbeſchluß zuläſſig 15427 

Streitwert der e. V. auf Beſtellung eines 
Sequeſters bei Erhebung des Anſpruchs 
eines Miterben gegen den anderen auf 
18 an die Erbengemeinſchaft 


Streitwert von Unterhaltsanſprüchen „bis 
zur Entſcheidung des Unterhaltshaupt⸗ 
prozeſſes“ 1846 61 

Berechnung der Vergleichsgebühr des 
Rechtsanwalts bei Vergleich über Haupt⸗ 
7600 U, und Arreſt⸗ (e. V.⸗) Verfahren 


Vereinbarung des Ruhens des e. Vever⸗ 
fahrens bis zur Entſcheidung des Haupt⸗ 
prozeſſes als Vergleich i. S. des $ 13 
Ziff. 3 RAGebO. 1187“ 


Einzelhandelſchutz 
E. und Recht der Warenautomaten 1141 


Einziehung 
E. in entſprechender Anwendung (8 2 
StGB.) eines Strafgeſetzes 1556 
§ 401 RAchebO. Schlachtſteuerhinterzie⸗ 
hung. Erkennen auf E. des Fleiſches 
oder Werterſatz 1162 1325 28 2200 1112 
8 401 RAbgO. E. des von behördlich zu⸗ 
gelaſſenem und dem Reichs⸗Kraftwagen⸗ 
Betriebsverband angehörendem Unter⸗ 
nehmen benutzten Laſtkraftwagens? 
1810 10 
§ 155 VZollGG. An Stelle der E. des zur 
Begehung der Tat benutzten Kraftwa⸗ 
gens kein Erkennen auf Werterſatz oder 
auf Hilfsfreiheitsſtrafe 1328 5 
Einkommenſteuer. Minderung des Ge⸗ 
winns der OHG. durch E. von Wein, 
die zugleich mit Verurteilung eines Ge⸗ 
ſellſchafters wegen Überſtreckung des 
Weins ausgeſprochen worden 1420 81 
Einziehung von Forderungen 
vgl. unter Inkaſſo 
Eiſenbahn 
8 823 BGB. Haftung des Vorſtands einer 
Aktiengeſellſchaft, die E. betreibt, für Un⸗ 
fallſchaden infolge mangelnder Über⸗ 
wachung der mit dem techniſchen Betrieb 
betrauten Angeſtellten 165112 
Eiſenbahnübergang, ungeſchützter 
1461 12 1639 1 1651 1° 1993 


1321 1? 


Sachregiſter 


Elektriſche Leitung 
88 836, 837 BGB. Sorgfaltspflicht bei Er⸗ 
richtung und Unterhaltung einer über 
öffentlichen Weg führenden e. L. zum 
Schutz des Verkehrs gegen die mit 
Reißen des Drahtes verbundenen Gefah⸗ 
ren 1254 °° 
Elektrizitätsdiebſtahlsgeſetz 
Keine Beſtrafung in entſprechender An⸗ 
wendung ($ 2 StGB.) des E. 1570 


Elterliche Gewalt 
Keine Urkundenſteuerpflicht der in Lehr⸗ 
vertrag aufgenommenen Erklärung des 
Inhabers der e. G., daß er neben dem 
Lehrling für den von ihm vorſätzlich oder 
grobfahrläſſig verurſachten Schaden als 
Selbſtſchuldner hafte 1548 


Eltern 
§ 65 II NJugWohlfc. Erfordernis der 
Anhörung der E. durch das Vormbber. 
vor Anordnung der endgültigen Für⸗ 
ſorgeerziehung 2146 °° 
Energierecht 
Schrifttum 1157 
Die Verſorgungspflicht im Energiewirt⸗ 
ſchaftsrecht: 
Allgemeine Anſchluß⸗ und Verſorgungs⸗ 
pflicht 1496 
Beſondere e gegenüber 
den Energieſelbſterzeugern (Reſerve⸗ 
und Zuſatzverſorgung) 1497 


England 
$ 606 ZPO. Gemäß engliſchem Recht Zu⸗ 
ſtändigkeit in Eheſcheidungsſachen nach 
dem Wohnſitz der Ehegatten 1916 67 


Enteignung 

Anwendung der über die Grundſtücks⸗ 
preisbildung ergangenen Vorſchriften im 
Enteignungsverfahren 1383 

Nach Fertigſtellung einer induſtriellen An⸗ 
lage auf enteignetem Grundſtück wird 
für Entwicklungsbauten auf Grund 
eines Planes weiteres angrenzendes 
Grundſtück enteignet. Berückſichtigung 
der durch die induſtrielle Anlage einge⸗ 
tretenen Werterhöhung des zweiten 
Grundſtücks bei Feſtſetzung der Entſchä⸗ 
digung für dieſes 1477 9 


Entlaſſung, friſtloſe 
dgl. unter Kündigung 


Entlaſtungsverordnung 
Beiordnung eines ArmAnw. ihres Wohn⸗ 
orts für arme auswärtige Partei im 
7 Verfahren nach $7 Entl VO. 
4 25 


Entmannung 

Wahl des Richters zwiſchen den Maßnah⸗ 
men der Sicherungsverwahrung und der 
E. 18771 

Abhörung des Sachverſtändigen zur Frage 
der E. in der Hauptverhandlung, Unter⸗ 
ſuchung im Vorverfahren genügt nicht 
1165 '* 

Beſchränkung der Rev. auf die Anordnung 
der E. 13131 1165 14 


Entmündigung 
Frage der rechtlichen Wirkſamkeit des Ab⸗ 
ſchluſſes von Erbverzichtsvertrag durch 
Vormund eines wegen Geiſtesſchwäche 
oder Geiſteskrankheit entmündigten Erb⸗ 
laſſers 1244 
„Beſtellung des Vormunds gemäß 8 1906 
BGB.“ als Anordnung der vorläufigen 
Vormundſchaft über den zu Entmün⸗ 
digenden 22102. 
Nach Ablehnung des Antrags auf E. bzw. 
erfolgreicher Anfechtung der E. Erſtat⸗ 


= 


tungspflicht der Staatskaſſe auch bzgl. 
der Koſten des Rechtsanwalts des Ent⸗ 
mündigten 15408 154185 
Entſchädigungen d 
Beſteuerung von E. als außerordentliche 
Einkünfte gemäß § 34 EinkStG. 1297 
Entſchädigungsgeſetz v. 9. Dez. 1987 
Schrifttum 1875 
Entſcheidungsſammlungen (Schrifttum) 
Entſcheidungsmagazin 1802 
Rechtſprechung in Erbhofſachen 1310 
Jahrbuch für Entſcheidungen in Angele⸗ 
genheiten der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit und des Grundbuchrechts 1637 


Erbauseinanderſetzung 2 8 > 
§ 21 ErbſchSt&G. Regelmäßig keine Wir⸗ 
kung der E. auf die Erbſchaftsbeſteue⸗ 
rung 1504 


Erbbaurecht 
Anſpruch des Eberechtigten gegen den 
Grundſtückseigentümer auf Zuſtimmung 
zu einer Belaſtung nicht pfändbar 
1525 14 
Erbbiologie 
Erbbiologiſches Gutachten zur Feſtſtellung 
der Abſtammung eines Kindes 1897 35 
übergehung des geſetzlichen Anerben, da 
er aus erbbiologiſch nicht einwandfreier 
Familie ſtammt und ſelbſt unter dem 
Durchſchnitt liegende Urteilsfähigkeit be⸗ 
ſitzt 1747 97 


Erbe 
8 811 ZPO. Geltendmachung der Unent⸗ 


behrlichkeit von Nachlaßgegenſtänden 
durch den Erben des Schuldners 1917 70 
Erbhof 


Behandlung beſtrittener Forderungen im 
r insbeſ. über E. 


Rechtſprechung in E. ſachen. Schrifttum 
1310 


Das ReichsE,geſetz. Schrifttum 1311 
Der Ehegatten E. Schrifttum 1238 


§ 1 Rec. Gräſerei in Küſtengebieten 
Schleswig⸗Holſteins als landwirtſchaft⸗ 
liche Nutzung, dazu ſtädtiſch eingerichte⸗ 
tes Wohnhaus in Landſtadt als ausrei⸗ 
chende Hofſtelle 1340 81 

Roſenzucht als landwirtſchaftliche Nutzung 
i. S. des § 1 1 Rech 1740 * 

Eleigenſchaft einer Gärtnerei 1753 

88 1, 7 REG. Bejahung der E.eigenihaft 
bei Zuſammenſchluß mehrerer Hofeigen⸗ 
tümer zwecks Betriebs einer Zuckerfabrik 
und Bewirtſchaftung ihrer Grundſtücke 
von einer Stelle aus durch die nur aus 
ihnen beſtehende OHG. 1738 9 

Adernahrung 1737 

Bei bodenſtändigem Obſtbau fest Be⸗ 
jahung der Ackernahrung nicht Möglich⸗ 
keit der Umſtellung auf andere landwirt- 
ſchaftliche Nutzung gemäß § 6 III REG 
voraus, wenn Merkmal der Kriſenfeſtig⸗ 
keit erfüllt 1742 85 

§ 6 REG. Weinbaubetrieb 1741 9 

88 8, 38 REG. Die einem Bauern vom 
ACH zugeſprochene Befugnis zur Ab⸗ 
trennung eines Teils des E, iſt nicht 
Hofzubehör und unterliegt der Pfän⸗ 
dung 1463 14 

Gegen Pfändung von E, zubehör bei 
Schuldner, der nicht E.bauer iſt, Erinne⸗ 
rung des Schuldners wegen Unzuläſſig⸗ 
keit der Vollſtreckung nach 88 8, 38 
Rec gegeben 1464 13 

8 13 REG. Erhebungen über Raſſerein⸗ 
heit des Hofeigentümers im Verfahren 


3* 


20 


wegen Feſtſtellung der E.eigenfchaft. Un⸗ 
möglichkeit der vollſtändigen Beſchaf⸗ 
fung der erforderlichen Urkunden 1743 

Bauernfähigkeit 1740 31 

§ 15 RES. Abmeierung 1342 52 1345 52 
ee ee 

Irrtumsaufechtung eines Teſtaments, in 
dem der Erblaſſer einen ſeiner Söhne 
zum Erben ſeines geſamten Grundbe⸗ 
ſitzes eingeſetzt hat in der irrigen Er⸗ 
wartung, daß dadurch für dieſen Sohn 
E. entftehe 1900 4 

§ 25 REG. Anerbenbeſtimmung 1746 3° 
1747 37 

Vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung 
zur Löſchung von Grundſtücksrechten, 
die der Vater für ſeine Kinder ohne 
wirkſame Einigung auf ſeinem E. hat 
eintragen laſſen, nicht deshalb zu ver⸗ 
ſagen, weil dadurch künftige Ausſtat⸗ 
1 geſichert werden ſollten 

27 


Verfahren nach § 32 REG, nicht nach § 36 
ERV gegeben für Anſprüche, die wei⸗ 
chender Erbe, zu deſſen Gunſten im 
Übergabevertrag Verſorgungsleiſtung 
feſtgeſetzt iſt, nach dent Tode des Über⸗ 
gebers gegen den Übernehmer vollig ab⸗ 
weichend von dieſer Feſtſetzung erhebt 
1346 54 

8 37 EHRV. Milchgeldpfändung wegen 
Unterhaltsanſpruchs der Ehefrau des 
Bauern 7 1275 7 

§ 37 III REG. Nach rechtskräftiger Ver⸗ 
ſagung der Zuſtimmung zur Einſetzung 
einer Tochter als Anerbin unter Über⸗ 
gehung des Sohnes iſt Genehmigung 
der Hofübergabe an dieſe Tochter nicht 
ausgeſchloſſen 1746 3° 

Bei Genehmigung nach 8 37 III REG 
Prüfungspflicht der Anerbenbehörden 
nicht nur hinſichtlich der Perſon des 
Übernehmers, ſondern auch bzgl. der 
ſachlichen Vertragsbeſtimmungen 1749 3 

Subjektive Zuläſſigkeit der Beſchwerde 


1348 55 
Zuläſſigkeit der Beſchwerde 


Objektive 
1746 36 

§ 49 IV REG, Neuer ſelbſtändiger Be⸗ 
ſchwerdegrund 1750 3 1751 40 

Erlangung der Eteigenſchaft nach Stellung 
des gemäß der 8. DurchfVO. zum Land⸗ 
wirtſchEntſchuldch. zuläſſigen Antrags 
ohne Rückſicht auf die Verſchuldensgrenze 
des § 1 1 Ziff. 2 E HRV 1752 41 

§ 24 III EH RV. Beſtimmung des jünge⸗ 
ren von zwei anteilsberechtigten Söhnen 
durch überlebenden Ehegatten zum Au⸗ 
erben in Gegend, in der nicht Alteſten⸗ 
recht vorherrſcht 1349 56 

§ 39 III EHRV. Verneinung der Eleigen⸗ 
ſchaft bei mißbräuchlicher Beanſpru⸗ 
chung des Vollſtreckungsſchutzes 1753 42 

§ 11 EHVfO. Verſäumung der Beſchwerde⸗ 
friſt. Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand 1756 44 

§ 56 III EH VfO. Berechtigter Grund für 
nochmalige Nachprüfung der E.eigen- 
ſchaft 1755 4 

Zur Eintragung eines durch öffentliches 
Teſtament ausgewieſenen Erben im 
Grundbuch eines Nachlaßgrundſtücks 
Vorlegung von Erbſchein nicht erforder⸗ 
lich, wenn zum Nachlaß auch E. gehört 
und der Anerbe nicht aus dem Teſta⸗ 
ment erſichtlich 1411 21 

Bindung der ordentlichen Gerichte an die 
Entſcheidungen der E. gerichtsbehörden 
1463 14 

§ 55 REG, Keine Erbſchaftſteuerfreiheit 
des E. bzgl. des kapitaliſierten Anſpruchs 


Sachregiſter 


auf Mutungsgeld aus Bohr⸗ und Aus⸗ 
beutungsverträgen 1506 

§ 55 RES. Erbſchaftſteuerfreiheit der vom 
AEG zugelaſſenen Übertragung des E. 
auf nichtanerbenberechtigte Perſon 1506 

§ 55 REG. Keine Erbſchaftſteuerfreiheit 
des nach dem 1. Okt. 1933 erfolgten Ver⸗ 
zichts auf Kaufpreis für den vor dem 
1. Okt. 1933 eingetretenen E.übergang 
2242 57 

§ 3 J Ziff. 2 ErbſchstG. Zuwendungen 
zur Entſchuldung eines E. 1502 1503 


Erbkranker Nachwuchs 


Ehegatten als Verfahrenspfleger im Erb⸗ 
geſundheitsgerichtsverfahren 1702 

Unterbleiben der Unfruchtbarmachung 
mangels Fortpflanzungsfähigkeit des 
Erbkranken 1277 50 

§ 1 II Ziff. 1 Erbtr NachwG. Schwachſinn 
7 1277 51 1279 52 4 1280 84 1973 ** 

§ 1 II Ziff. 2 Erbkr Nachw. Schizophrenie 
AF 

SIND Ziff. 8 ErbkrNachwG. Schwere kör⸗ 
perliche Mißbildung 128055 197424 
D 

§ 1 III ErbkrNachwc. Schwerer Alkoho⸗ 
lismus 1975 20 

(vgl. Einzelheiten unter den vorſtehenden 
Stichworten) 

§ 8 ErbkrNachwG. Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens 1976 27 

§ I ErbkrNachwcg. Beſchwerde über An⸗ 
ordnung der Unterbringung in Klinik 
zur Begutachtung 1976 28 

8 ErbtrNachweh. Antrags⸗ und Be⸗ 
ſchwerderecht im Wiederaufnahmever⸗ 
fahren 1976 2° 

Art. 4 II der 1. AusfVO. zum Erbkr⸗ 
NachwG. Beſchwerde auch in Gebühren⸗ 
ſachen an das ErbgeſObcger., nicht an 
das LG. 1976 30 

Art. 4 II der 1. AusfVO. Streit über die 
örtliche Zuſtändigkeit. Anwendung der 
VO. v. 23. März 1936 im Erbgeſund⸗ 
heitsverfahren 1977 51 

Art. 4 III der 1. AusfVO. zum Erbkr⸗ 
NachwG. Unterbringung in Anſtalt nach 
Erſchöpfung aller Aufklärungsmöglich⸗ 
keiten 1978 33 

Art. 6 der 1. AusfVO. zum ErbkrNachwG. 
Bei Verwendung der Waifenrente nach 
S 41 II RVerſorgG. zur Deckung der 
Koſten der Anſtaltsbehandlung Aus⸗ 
ſetzung der Unfruchtbarmachung wegen 
Unterbringung in geſchloſſener Anftalt 
auf eigene Koſten 1978 2 

Pflicht der Krankenkaſſen zur Tragung der 
Koſten des ärztlichen Eingriffs nach dem 
ErbkrNachwG. einſchließlich der Koſten 
der polizeilichen Überführung des Un⸗ 
fruchtbarzumachenden in die Anſtalt 
1550 5 

Anfechtung der Ehe wegen Schizophrenie 
nach erfolgter Unfruchtbarmachung 
71818 25 

Ehetauglichkeitszeugnis im Falle einer vor 
Inkrafttreten der Erbgeſundheitsgeſetz⸗ 
gebung durchgeführten Unfruchtbarma⸗ 
chung 1973 21 


Erbkunde 


Abſtammungsfeſtſtellung mittels erb und 
raſſenkundlicher Unterſuchungen nach 
Geſ. über die Anderung und Ergänzung 
familienrechtlicher Vorſchriften uſw. vom 
12. April 1938 1281 


Erbrecht 


Das geſetzliche E. der Fürſorgeverbände 
und Wohltätigkeitsanſtalten 2163 

Das Schwed. Gef. über die internationa⸗ 
len Rechtsverhältniſſe von Nachläſſen 
v. 5. März 1937 1509 


Befugnis des nach der Solmſer Land O. 
v. 4. April 1571 beiſitzberechtigten über⸗ 
lebenden Ehegatten zur Verfügung über 
zum Nachlaß gehörige errungenſchaft⸗ 
liche Hypotheken ohne Zuſtimmung des 
Eigentumserben, außer in „doloser“ 
Weiſe 1478 38 

Art. 15 EGBGB. Behandlung aller aus 
dem Weſen des ehelichen Güterrechts 
hervorgehenden Beſtimmungen als Be⸗ 
ſtandteile desſelben, auch wenn ſie ſich 
äußerlich als erbrechtliche darſtellen; ins⸗ 
beſ. güterrechtlicher Charakter der An⸗ 
ordnungen betr. Teilung des gemein⸗ 
ſchaftlich geweſenen Vermögens 1718 ® 


Erbſchaftsausſchlagung 


Anwendung einer teſtamentariſchen Ver⸗ 
wirkungsklauſel auf E. durch unter Be⸗ 
ſchränkung eingeſetzten Erben in Ver⸗ 
bindung mit Verlangen des Pflichtteils 
gemäß § 2306 BGB. 1600 28 


Erbſchaftſteuer 


Die Rechtſprechung des RFH. der Jahre 
1936 und 1937 zum ErbſchStG. 1501 

§ 13 ErbſchStc . Beſchränkung der Zu⸗ 
ſammenrechnung auf ſolche Erwerbe der 
Steuerklaſſen 1 und II, für die die 
Steuerſchuld nach dem 31. Dez. 1934 ent⸗ 
ſtanden. — Keine E. freiheit des nach 
dem 1. Okt. 1933 erfolgten Verzichts auf 
Kaufpreis für den vor dem 1. Okt. 1933 
eingetretenen Erbhofübergang 2242 57 

§ 14 I Ziff. 1 ErbſchStG. Entſtehung der 
Steuerſchuld bei Beſtellung eines Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers oder Nachlaßverwal⸗ 
ters nach amerikaniſchem Recht, dem 
lediglich die Nachlaßverwertung und 
Auseinanderſetzung unter den Miterben 
obliegt 2244 55 

Berückſichtigung der Freibeträge bei An⸗ 
wendung des § 20 ErbſchStch.? 71208 75 

§ 23 ErbſchStGG. Abzugsfähigkeit der Ver⸗ 
gütung des Teſtamentsvollſtreckers als 
Nachlaßverbindlichkeit 1505 f 2159 20 

89 33, 17 b ErbſchStch. Keine Erhebung 
der nach dem Jahreswert zu entrich⸗ 
tenden Steuer, bis der Berechtigte Be⸗ 
zuge in Höhe des Freibetrags erhalten 
hat + 1546 #2 


Erbſchein 


Zur Eintragung eines durch öffentliches 
Teſtament ausgewieſenen Erben im 
Grundbuch eines Nachlaßgrundſtücks 
Vorlegung von E. nicht erforderlich, 
wenn zum Nachlaß auch Erbhof gehört 
und der Anerbe nicht aus dem Teſta⸗ 
ment erſichtlich 1411 21 


Erbvertrag 


Zu 8 2 I Ziff. 1 ErbſchStcßh. Zuwendung 
durch E. zur Abgeltung eines Anſpruchs 
des Bedachten gegen den Erblaſſer 1501 

Kein Einfluß der Rücknahme des E. aus 
der beſonderen amtlichen Verwahrung 
auf ſeine Wirkſamkeit. Herausgabe des 
E. an die Vertragſchließenden grundſätz⸗ 
lich unſtatthaft 14557 

Die vom Notar zur Eröffnung eingereichte 
Urſchrift des E. bleibt in der Verwah⸗ 
rung des Nachlaßgerichts 1836 55 


Erbverzicht 


Frage der rechtlichen Wirkſamkeit des Ab⸗ 
ſchluſſes von E vertrag durch Vormund 
eines wegen Geiſtesſchwäche oder Gei⸗ 
1 endmündigten Erblaſſers 


Erfindung 


§ 34 EinkStG. Beſteuerung der außer⸗ 
ordentlichen Einkünfte aus Dienſterfin⸗ 
dung 1295 


Anfechtung des Vertrags über Veräuße⸗ 
rung von Rechten aus einer gerade erſt 
zum Patent angemeldelen E. wegen 
argliſtiger Täuſchung 20077 

Erfülungsgehilfe (8 278 BGB.) 

§ 278 BGB. erfordert nicht vertragliche 
Verpflichtung gegenüber dem Schuldner 
zur Hilfeleiſtung. Anwendung des § 278 
i. Verb. m. § 254 BGB. 1329 33 

Anwendung des § 278 BGB. bei Verſtoß 
gegen die dem rechtsfähigen Verein ob⸗ 
liegende Pflicht zur gleichmäßigen Be⸗ 
handlung feiner Mitglieder 1329 55 

Erinnerung 

Rechtſprechung auf Gebiet der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das bewegliche Vermo- 
gen: E. recht des Schuldners, E. recht eines 
Dritten, wiederholte E. 1926 

Gegen den nach § 107 ZPO. wegen des 
Streitwerts abgeänderten rechtskräftigen 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß keine E. mit 
der Begründung, ein feſtgeſetzter Poſten 
ſei nicht erſtattungsfähig 17278 

E. des Vollſtreckungsſchuldners mit der 
Begründung, die zu vollſtreckende For⸗ 
derung ſei zur Einziehung abgetreten 
und der vollſtreckende Gläubiger betreibe 
die Beſorgung fremder Rechtsangelegen⸗ 
heiten geſchäftsmäßig ohne die Erlaub⸗ 
nis nach RBeratG. v. 13. Dez. 1935 
1844 9 

Geltendmachung des Einwands des 
Schuldners von Wahlſchuld, 80% er in⸗ 
folge Ausübung der Wahl die Leiſtung, 
auf die der Gläubiger die Vollſtreckung 
richtet, nicht mehr ſchulde, nur durch 
Klage aus 5 767 ZBO., nicht durch E. 
1274 # 

Zur Frage der Zuläſſigkeit der Beſchwerde 
des Schuldners gegen den Beſchluß, der 
den Gerichtsvollzieher nach deſſen Wei⸗ 
gerung, den Vollſtreckungsauftrag aus⸗ 
zuführen, auf E. des Gläubigers hierzu 
anweiſt; desgl. wenn der Gerichtsvollzie⸗ 
her bereits vollſtreckt hat, die Vollſtreckung 
auf E. des Schuldners aufgehoben und 
dann auf Beſchwerde des Gläubigers 
das LG. den Gerichtsvollzieher zur 
Pfändung anweiſt 1337 4% 

Trotz Unabänderbarkeit des Pfändungsbe⸗ 
ſchluſſes wegen früheren rechtskräftigen 
Beſchluſſes über E. aus $ 850 III ZPO. 
Beſchränkung der Pfändung auf Grund 
des VollſtrMißbrG. möglich 1261 2 

Gegen Pfändung von Erbhofzubehör bei 
Schuldner, der nicht Erbhofbauer iſt, E. 
des Schuldners wegen Unzuläſſigkeit der 
Vollſtreckung nach 88 8, 38 REG ge 
geben 1464 15 


Erledigung der Hauptſache 
Vergleichsweiſe Beilegung der H. nicht 
gleichbedeutend mit E. d. H. 1198 58 
RES. Unzuläſſigkeit der ſofortigen wei⸗ 
teren Beſchwerde gegen Entſcheidung des 
Etc, die wegen E. d. H. nur die Ko⸗ 
ſten betrifft 1751 % 


Ermeſſensentſcheidung 

Grenzen des Ermeſſens des Gerichts bei 
Einſchränkung der Offentlichkeit der 
Verhandlung 2231 

Entſcheidung des BG. über Vorliegen der 
Berufungsſumme nach freiem Ermeſſen; 
Nachprüfung durch das Rev. nur, ob 
das BG. von ſeinem freien Ermeſſen 
ungeſetzlichen Gebrauch gemacht hat 
1540 3° 

Streitwertfeitfeßung für Anſprüche auf 
Gehaltsfortzahlung nach ordnungsmäßi⸗ 
ger Beendigung des Dienſtverhaltniſſes 
bis zur Erlangung einer neuen Stelle 


Sachregiſter 


als Schadenserſatz wegen ſchlechter Aus⸗ 
kunftserteilung nach freiem Ermeſſen 
des Gerichts 1 2061 5% 

Streitwert im Arreſtverfahren nicht nach 
freiem Ermeſſen feſtzuſetzen 2233 32 

PolBermG. Bei Verſagung einer in das 
polizeiliche Ermeſſen geſtellten Aus⸗ 
nahme von der Regelvorſchrift iſt An⸗ 
wendung der Regelvorſchrift geboten, 
Ermeſſensmißbrauch ausgeſchloſſen 
W E 


Eröffnungsbeſchluß 
Pflicht des Gerichts, den vom E. erfaßten 
geſchichtlichen Vorgang nach allen Be⸗ 
ziehungen voll auszuſchöpfen 1588 10 
Erpreſſung 
Ankündigung eines Tun oder Unterlaſſens, 
das zwar an ſich erlaubt, aber zur Scha⸗ 
digung anderer dienen ſoll. Tateinheit 
von E, und Anſtiftung zu einer anderen 
Straftat 1805 8 
Errungenſchaftsgemeinſchaft 1598 28 2% 
Erſatzhehlerei 1565 1585? 
Erſatzhingabe 
Rechtſprechung zur E. bei Pfändung be⸗ 
weglicher Gegenſtände 1929 
Erſatzſtrafe 
Erſatzgefängnisſtrafe bei Strafausſpruch 
aus § 396 RAbgO. 1882 1? 
Erwerbsloſigkeit 
Rechtſprechung zu 88 850 ff. ZBDO.: E. 
und Unterbaltspfliht 1982 Ziff. 178 f., 
ferner zur Anwendung des VollſtrMiß⸗ 
brG. bei E. 2169 
Zur Frage der Unterhaltspflicht gegen⸗ 
über dem unehelichen Kinde während der 
E. ſeines Erzeugers 2118 
Fachanwälte 
F. für Steuerrecht in Oſterreich 1995 
Fahrläſſige Tötung 
vgl. unter T. 
Fahrläſſigkeit 
® Im Falle des § 254 II BGB. keine Gel⸗ 
tung des Grundſatzes, daß vorſätzlich 
Handelnder den Schaden nicht auf den 
nur fahrläſſig bei der Schadensentſte⸗ 
hung Mitwirkenden abwälzen kann 
1255 
Berufung des Geſchäftsherrn, der nach 
8 831 BGB. für den durch feinen Ver⸗ 
richtungsgehilfen einem Dritten vorſätz⸗ 
lich zugefügten Schaden haftet, gegen⸗ 
über dem nur fahrläſſig bei der Scha⸗ 
densentſtehung mitwirkenden Exſatzbe⸗ 
rechtigten auf Mitverſchulden gemäß 
§ 254 BGB. 1898 84 
Fahrläſſige Obliegenheitsverletzung des 
Verſicherungsnehmers durch Nichtleſen 
des Verſicherungsſcheines nach dem Un⸗ 
fall 2215 50 
§ 395 RAD. Beurteilung einer vorſätz⸗ 
lichen Verletzung des Steuergeheimniſſes 
als fahrläſſiges Vergehen bei verſchul⸗ 
detem Irrtum des Täters 1810 58 


Fahrrad 

10 Pflichten für Radfahrer 1776 

Ein mit Eigentumsvorbehalt gekauftes 
F. bei grober Argliſt des Schuldners 
pfändbar 191775 

§ 25 NStrVerkoO. Verhalten eines Fuß⸗ 
gängers, der auf Fahrdamm mit F. an 
der Hand geht 12511 


Falſche Anſchuldigung 
Behauptung kann nicht zugleich vorſätzlich 
und leichtfertig falſch ſein 1387 ? 
F. A. durch Mitteilungen innerhalb des 
amtlichen Verkehrs von einer Behörde 
an die andere Behörde. Begriff der 


a 


Leichtfertigkeit. Im Geltungsbereich des 
§ 164 StB. iſt $ 193 nicht anwend⸗ 
bar 1314 $ 

In Vermutungsform erſtattete Anzeigen. 
Aufſtellung von Behauptungen „wider 
beſſeres Willen”, Fälſchliche Beweisbe⸗ 
hauptungen als „ſonſtige Behauptungen 
tatſächlicher Art“ i. S. des § 164 II 
StGB. 15845 

Beſtrafung von Anzeigen bei Dienſtſtellen 
der NSDAP. und von Anzeigen ohne 
Verdächtigung einer beſtimmten Perſon 
nach SS 164, 2 StGB. 1558 

Der Reichshandwerksmeiſter iſt Behörde 
i. S. des § 164 StGB. 18044 

Bei Verurteilung wegen gegen Beamten 
erhobener f. A. Veröffentlichungsbefug⸗ 
nis nur dem Beamten, nicht deſſen vor⸗ 
geſetzter Dienſtſtelle zuzuerkennen 1803 ® 


Falſcheid, fahrläſſiger 
§ 160 StGB. Verleitung zum F. 1159 
Familienrechtsänderungsgeſetz 
Das F. v. 12. April 1938 (Erläuterung) 
1217 1281 
Die Feſtſtellungsklage wegen Abſtammung 
und die Familienrechtsnov. v. 12. April 
1938 1699 


Familienunterſtützungsgeſetz 
VollſtrMißbrGG. Unzuläſſigkeit der Voll⸗ 
ſtreckung wegen Unterhalts aus Titel, 
der die Übernahme des Unterhalts durch 
den Staat auf Grund des FamUnterſtG. 
während des Wehrdienſtes des Schuld⸗ 
ners nicht berückſichtigt 7 1542 38 
Fernmeldeanlagengeſetz 
8 15 II a, III. Verwendung der von Rund⸗ 
funkſender ausgeſtrahlten „verlorenen“ 
Euer zum Betrieb einer Lichtanlage 
8 


Feſtſchrift . 

F. Juſtus Wilhelm Hedemann zum 60. Ge⸗ 

burtstag. Schrifttum 2125 
Feſtſtellungsklage 

Die Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens 
oder Nichtbeſtehens einer Ehe gemäß 
al” zum Ehe®. v. 27. Juli 1938 
2 

Die F. wegen Abſtammung und die Fami⸗ 
lienrechtsnov. v. 12. April 1938 1699 

Zur Frage der Zuläſſigkeit der Klage des 
ehelichen Vaters gegen in der Ehe ge⸗ 
borenes Kind auf Feſtſtellung, daß es 
blutmäßig nicht von ihm abſtamme 1293 

Klage des unehelichen Vaters gegen das 
Kind auf Feſtſtellung der blutmäßigen 
Abſtammung — nach rechtskräftiger 
Entſcheidung über die Unterhaltspflicht 
— oder nach Anerkennung der Vater⸗ 
ſchaft 1224 - 

Die Rechtskraft des Unterhaltsurteils bei 
ſpäter feſtgeſtellter blutsmäßiger Un⸗ 
möglichkeit der unehelichen Vaterſchaft 
1869 

Der Streitwert bei F. über das Beſtehen 
eines Mietvertrags 1788 


8 256 ZPO. Klage auf Feſtſtellung der 
ſogenannten Rechte des rechtlichen Kön⸗ 
nens, deren Inhalt in Befugnis zur 
Herbeiführung einer Rechtsänderung be⸗ 
ſteht 1188 45 

§ 256 ZPO. Rechtliches Intereſſe des Va⸗ 
ters an der Feſtſtellung, daß das be⸗ 
klagte Kind blutsmäßig nicht von ihm 
abſtamme 1914 64 

8 256 ZPO. Kein rechtliches Intereſſe an 
AbſtammungsF., wenn alle Beteiligten 
über die Abſtammung einig ſind 1915 65 


+22 


Streitwert für Feſtſtellung des ehelichen 
Kindſchaftsverhältniſſes 1339 50 

Streitwertfeſtſetzung bei neben dem Zah⸗ 
lungsantrag im Unterhaltsprozeß des 
unehelichen Kindes geſtelltem Antrag 
auf Feſtſtellung, daß der Bekl. als Vater 
gelte 1909 64 2238 51 

§ 26 I BeriSt®. Randvermerk der Unehe⸗ 
lichkeit eines als ehelich geltenden Kin⸗ 
des nur auf Grund durchgeführter Ehe⸗ 
lichkeitsanfechtung, nicht auf Grund des 
zwiſchen dem früheren Ehemann der 
Mutter und dem Kinde ergangenen Ur⸗ 
teils auf Feſtſtellung gemäß $ 256 ZPO., 
daß das Kind nicht vom Kl. erzeugt ſei 
117025 

§ 26 I PerſStcG. Randvermerk der im 
Statusprozeß erwirkten Feſtſtellung der 
Nichtehelichkeit eines nach dem Regiſter⸗ 
eintrag als legitimiert erſcheinenden 
Kindes 1604 33 

Zuläſſigkeit der F. an Stelle der Ausein⸗ 
anderſetzungsklage nach 8 730 BGB., 
wenn dadurch bereits eine der Ausein⸗ 
anderſetzung dienliche Klärung von 
Streitfragen zu erzielen iſt + 1728 20 

Durch Klageabweiſungsantrag gegenüber 
negativer F. keine rech 
Verjährung + 2019 18 


Feuerwehr 
Unzuläſſigkeit des polizeilichen Verbots der 
Benutzung einer vorſchriftsmäßigen 


Warnvorrichtung an Kraftwagen wegen 
Verwechſlungsmöglichkeit der damit ab» 
gegebenen Signale mit Alarmſignal der 
F. 1 1854 71 
Pol VO. über Bildung einer Pflichtß. 
nicht vom Verwaltungsrichter hinſichtlich 
des Vorliegens der Vorausſetzungen des 
§ 6 I Gef. über das Feuerlöſchweſen 
nachzuprüfen 2245 61 
Filmrecht 
Der Filmvorführungsvertrag 1578 
Finanzämter 
Zur Frage der Auskunftspflicht der F. vor 
Verwirklichung des ſteuerpflichtigen Tat⸗ 
beſtands 1782 
Das Vollſtreckungsweſen der F. Schrift⸗ 
tum 1158 
Finanzbehörden 
Bis zur Abgabeerklärung gemäß § 425 
RAbgO. ausſchließliche Zuſtändigkeit der 
F. für Steuerzuwiderhandlungen. Bere 
das daneben eingeleitete gerichtliche Ver⸗ 
fahren Beſeitigung der Rechtshängig⸗ 
keit bei der F. durch Erklärung gemäß 
§ 425 RAbgO. in der RevJnſt. nicht 
mehr möglich 1327 27 
Firma 
F. und Handelsregiſter. Schrifttum 2189 
§ 17 HGB. Übernahme des Vermögens 
einer KommGef. durch einen Geſellſchaf⸗ 
ter unter Abfindung der übrigen. Gel⸗ 
tendmachung eines zum Vermögen der 
bisherigen KommGeſ. gehörigen An⸗ 
ſpruchs durch den Nachfolger als Einzel⸗ 
kaufmann unter der bisherigen F. ohne 
Geſellſchaftszuſatz 2212 ?7 > 
Unzuläſſigkeit der Aufnahme der bisheri⸗ 
gen F. gemäß § 18 II 2 HGB. als Zu⸗ 
ſatz in gemäß § 18 I gebildete F., wenn 
dadurch Eindruck der Firmenfortführung 
erweckt würde, ohne daß deren Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen 1172 20 
Anderung der F. einer vor Inkrafttreten 
des HGB. ohne die Bezeichnung „AktG.“ 
in das Handelsregiſter eingetragenen 
Aktiengeſellſchaft infolge ſtaatlichen 
Zwangs. Geſtattung des Wegbleibens 
der Bezeichnung „AktG.“ in der geän⸗ 
derten F. 117155 


ung der 


Sachregiſter 


Die Regiſtereintragung des Erlöſchens der 
einer Aktiengeſellſchaft gleichzeitig 
mit der Aufhebung des Konkurſes über 
ihr Vermögen iſt öffentlich bekannt⸗ 
zumachen 1825 22 
Fiſcherei d 
Streitwert von ſtreitigen Jagdausübungs⸗ 
und F.rechten 1841 5⁰ 
Fleiſchbeſchau 
ogl. auch unter Schlachtvieh⸗ und F.geſetz 
Beamteneigenſchaft (8 359 StGB.) der 
freiberuflichen Tierärzte hinſichtlich der 
ihnen übertragenen F. f 1317 12 
SS 348, 349 StB. Tagebuch und Ge⸗ 


wichtsbeſcheinigungen des Fleiſchbe⸗ 
ſchauers ſind öffentliche Urkunden 
＋ 1317 12 1882 12 
Flößerei g 
Binnenſchiffahrts⸗ und Frei. Schrift⸗ 
tum 2190 
Flucht 


Kl., der wegen gegen ihn ſchwebenden 
Strafverfahrens ſich verborgen hält, kann 
nicht vor deutſchem Zivilgericht Recht 
nehmen 1605 35 

Fluchtlinie 

dgl. unter Anlieger 
Flugaſche, Flugkoks (Nachbarrecht) 1952 8 
Forderungen 

PreisſtopVO. und Veräußerung von Ge⸗ 
ſellſchaftsrechten, Forderungsrechten und 
Handelsfirmen 1149 

Forderungspfändung 
Neuere Rechtſprechung zur F. 1931 


Lohnpfändung 12612 13374 1338 48 
1468 2 1153 

Pfändung der Kinderzulagen 1541 3° 
2155 ® 

Pfändung einer Eigentümerbriefgrund⸗ 


ſchuld 1612 45 
an einer Sicherungsgrundſchuld 
16 


Pfändung der Rechte des Überlebenden 
aus der von den Ehegatten gemeinſam 
abgeſchloſſenen abgekürzten gemiſchten 
Lebensverſicherung + 1660 17 

Unzuläſſigkeit der Überweiſung der gepfän⸗ 
deten Forderung „zu Händen“ des Pro⸗ 
zeß bevollmächtigten mit Geldempfangs⸗ 
vollmacht F 1267 35 


Formalismus 
Rechtsform und Rechts. Schrifttum 1308 


Formvorſchriften 
Regelmäßig Berufung auf Treu und Glau⸗ 
ben gegenüber geſetzlichen oder gewill⸗ 
kürten F. unzuläſſig, außer im Hinblick 
auf 1 Verhalten der Gegenpartei 
1721 11 


Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 

Zuwendung des zum gemeinſchaftlichen 
Vermögen einer weſtfäliſchen f. G. ge⸗ 
hörigen Anerbenguts durch letztwillige 
Verfügung des überlebenden Ehegatten 
an Kind aus früherer Ehe unwirkſam 
1665 22 

Bei f. G. des weſtfäliſchen Güterrechts 
Befugnis des überlebenden Ehegatten 
zur Anordnung von Teſtamentsvollſtrek⸗ 
kung für das ganze gütergemeinſchaft⸗ 
liche Vermögen zur Regelung der Suk⸗ 
zeſſion der unabgefundenen Abkömm⸗ 
linge 1668 23 

§ 24 III Ep RV. Beſtimmung des jünge⸗ 
ren von zwei anteilsberechtigten Söhnen 
durch überlebenden Ehegatten zum An⸗ 
erben in Gegend, in der nicht Alteſten⸗ 
recht vorherrſcht 1349 50 


Zu § 3 1 Ziff. 2 ErbſchStcß. Gewährung 
von Ausſtattung aus dem Geſamtgut 


einer f. G. an anteilsberechtigten Ab⸗ 
kömmling 1502 
Fortpflanzung, Verweigerung der (8 48 


Ehe®. v. 6. Juli 1938) 2082 
Fortpflanzungsfähigkeit 
Unterbleiben der Unfruchtbarmachung 
mangels F. des Erbkranken 1277 50 
Fortſezungszuſammenhang 
Annahme des F. erfordert, daß der Täter 
mit ſeinem Vorſatz einen beſtimmten Ge⸗ 
ſamterfolg in Ausſicht nimmt 1880 o 
Anwendung des § 175 a StGB. auf die 
vor dem 1. Sept. 1935 begangenen Teil⸗ 
handlungen einer fortgeſetzten gewerbs⸗ 
mäßigen Unzucht mit Männern 1315 5 
F. möglich zwiſchen mehreren Fällen des 
Vergehens gegen § 183 StGB., aber 
nicht möglich zwiſchen mehreren Beleidi⸗ 
gungen verſchiedener Perſonen 12415 
F. zwiſchen aktiver Beſtechung gegenüber 
mehreren Beamten nicht möglich 1806 ® 
Keine Straffreiheit wegen über den Stich⸗ 
tag hinaus fortdauernden F., wenn der 
vor dem Stichtag zur Haupttat Beihilfe 
Leiſtende nach dem Stichtag eine vorher 
zugeſagte Begünſtigung — § 257 III 
StB. — begeht 1886 28 
§ 357 StPO. Nachprüfung der Taten eines 
Mitangeklagten, die die Str. irrtüm⸗ 
lich zu fortgeſetzter Handlung zuſammen⸗ 
gefaßt hat 1166 10 
Fragerecht, richterliches 
Das r. F. 1432 
Vorausſetzung der Rüge einer Verletzung 
des 8 139 ZPO. 1477 38 
88 287, 139 ZPO. Rechte und Pflichten 
des Gerichts zur Aufklärung bei Frage, 
ob Schaden entſtanden und in welcher 
Höhe 1962 13 
Frankenſchuld, Schweizer 
Wann iſt Beſtellung einer Goldmarkhypo⸗ 
thek zur Sicherung eines in Schweizer 
Franken gewährten Darlehns als Um⸗ 
wandlung des Frankendarlehns in Gold⸗ 
markdarlehn aufzufaſſen? 1391 7 
Bei ohne die behördliche Einwilligung ge⸗ 
mäß SS 1, 3 BO. über Eintragung von 
Fremdwährungshypothek v. 18, Febr. 
1920 erfolgter Eintragung Amtswider⸗ 
ſpruch nach § 53 J 1 GO. geboten 
1404 18 
Freie Berufe 
Der Treuhänder — ein freier Beruf 1871 
Freibeträge (ErbſchSt.) + 1208 75 
Freigrenze 
Die F. für die Reichsfluchtſteuer 1619 
Freiſpruch 
Straffreihcz. und F. Bemerkungen zur 
2. DurchfVO. z. Straffreih®. v. 1. Mai 
1938 1380 
Berufungsfähigkeit der Urteile in Dienſt⸗ 
ſtrafſachen, die auf F. lauten 1764 
Wegen der gleichen Handlung nur ein⸗ 
heitliche Verurteilung, nicht teilweiſer 
F. möglich 1879 ° 2199 v 
Nach Verwerfung der vom Sta. gegen 
freiſprechendes Urteil des AG. einge⸗ 
legten Berufung als unbegründet Rev. 
des Nebenklägers zuläſſig 2202 15 
§ 71 GKG. Haftung des Freigeſprochenen, 
der vor Rechtskraft die Urteilsabſchrift 
verlangt, für die Schreibgebühren 
1 2051 45 
Freiwillige Gerichtsbarkeit 
Die Geſetze über die Angelegenheiten der 
f. G. Schrifttum 1383 


Jahrbuch für Entſcheidungen in Ange 
legenheiten der f. G. und des Grund⸗ 
buchrechts. Schrifttum 1637 

In Angelegenheiten der f. G. Zuſtändig⸗ 
keit des KG. zur Entſcheidung über erſte 
Beſchwerde gegen LGEntſch. auch in 
anderen als den in § 3 ZuſtVO. vom 
23. März 1936 angeführten Fällen 
1412 3 

Kein Beſchwerderecht desjenigen, der im 
Anwendungsgebiet des 8 20 FG. ohne 
ſachliches Recht im Verfahren der f. G. 
Anregung zu beſtimmter Maßnahme 
gibt 1535 2% 

§ 25 FGG. Zurückverweiſung zwecks an⸗ 
derweiter Erörterung durch das Gericht 
der erſten Beſchwerde anſtatt eigner 
Sachentſcheidung nur zuläſſig, wenn das 
erſtinſtanzliche Verfahren an ſchweren 
Verfahrensmängeln leidet 1725 1° 

8 29 FGG. Weitere Beſchwerde des No⸗ 
tars gegen die Ablehnung eines von ihm 
im eigenen Namen geſtellten Antrags 
mittels einer von ihm ſelbſt unterzeich⸗ 
neten Beſchwerdeſchrift 1836 * 

Keine Anwendung des § 328 ZPO. auf 
eine von einer ausländiſchen Behörde 
der f. G. ausgeſprochene Eheſcheidung 
＋ 1518 8 
Geltung der LGebO. für alle Verfahren 

der f. G. Der Ausſchluß der weiteren 
Beſchwerde für die Hauptſache gilt auch 
für die Koſtenfeſtſetzung 1203 7 

Verfahren der f. G. Entſcheidung über die 
Erſtattungsfähigkeit von Anwaltskoſten 
bei der Koſtenauferlegung durch das Ge⸗ 
richt der Hauptſache 1907 61 

e eee 
Enge Auslegung von F. mit weitgehendem 

Haftungsausſchluß 1594 70 
Friedensmiete 
Streitwert für Ermittlung der F. zur Feſt⸗ 
ſtellung, daß Mieterſchutz beſteht 1823 20 

§ 463 BGB. Haftung des Verkäufers eines 
Hauſes, der beſtimmte F. zugeſichert 
hat 2010 1? 

Friedhof 

Wirkſamkeit der von Gemeinde oder Kir⸗ 
chengemeinde aufgeſtellten Flordnung, 
insbeſ. der darin enthaltenen Beſtim⸗ 
mung, daß erſtmalige Anlegung und 
Bepflanzung einer Grabſtätte ausſchließ⸗ 
lich durch die F. verwaltung auszuführen 
1889 90 

Friſeurgeſchäfte 
Warenautomaten in F. 1142 1144 

Friſt 
vgl. unter AusſchlußF. 

Führerflucht 12167 1569 

Führerſchein 
Mitberückſichtigung eines Vorfalls, für den 

dem Kraftfahrer Verwarnung erteilt 
worden, bei der ſpäteren Entziehung der 
Fahrerlaubnis 7 1356 50 

Entziehung der Fahrerlaubnis auf be⸗ 
ſtimmte Zeit, Belaſſung für die Zeit 
nach Friſtablauf + 1357 61 

Durch einmalige fahrläſſige Verletzung des 
Vorfahrtsrechts muß die Ungeeignetheit 
des Fahrers nicht ſtets als dargetan gel⸗ 
ten 1358 #2 

Entziehung des F., weil der Fahrer, als 
er unter Alkoholwirkung ſtand, den 
Willen zum Fahren gehabt und irgend⸗ 
wie betätigt hat 1855 * 

Entziehung des F. wegen der Führerflucht 
gleichzuachtendem Verhalten des Kraft⸗ 
fahrers, der nach körperlicher Mißhand⸗ 
lung eines anderen Verkehrsteilnehmers 


Sachregiſter 


weiterfährt, ohne ſich um den Verletzten 
zu kümmern 12169 

Verwarnung vor Entziehung der Fahr⸗ 
erlaubnis. Schluß auf die Ungeeignet⸗ 
heit zum Fahren von Kraftfahrzeugen 
aus der Tatſache, daß der Kraftfahrer 
nicht gegen Haftpflicht verſichert iſt 
1 1550 68 


§ 24 I Ziff. 1 Kraftfch. Fahren eines 
Kraftfahrzeugs ohne Fahrprüfung abge⸗ 
legt zu haben und im Beſitz eines durch 
unlautere Machenſchaften erlangten F. 
— 8 24 I Ziff. 2 KraftfGG. Wiederver⸗ 
ſchaffen des nach Entziehung der Fahr⸗ 
erlaubnis abgelieferten oder eingezoge⸗ 
nen F. 18094 

Fürſorge, öffentliche > 

Das geſetzliche Erbrecht der Fürſorgever⸗ 
bände und Wohltätigkeitsanſtalten 2163 

Gemäß 8 21a FürſpflVO. Übergang von 
Schadenserſatzanſprüchen des Hilfsbe⸗ 
dürftigen, die wirtſchaftlich mit Unter⸗ 
haltsanſpruch gleichbedeutend, auf den 
Fürſorgeverband 1525 15 

Anwendung des $ 1164 II BGB. bei Er⸗ 
löſchen einer gegen den vom Eigentümer 
verſchiedenen perſönlichen Schuldner be⸗ 
ſtehenden, durch Hypothek geſicherten For⸗ 
derung des Fürſorgeverbands. Rückab⸗ 
tretung einer dem Fürſorgeverband 
ſicherheitshalber abgetretenen Grund⸗ 
ſchuld als Freigabe beſtellter Sicher⸗ 
heiten gemäß § 4 II Gef. v. 22. Dez. 1936 
über Befreiung von der Pflicht zum Er⸗ 
ſatz von Fürſorgekoſten 1526 16 

Geltung der Befreiung von vor dem 
1. Jan. 1935 aufgewendeten Fürſorge⸗ 
koſten nicht nur zwiſchen dem Fürſorge⸗ 
verband und dem Unterſtützten bzw. er⸗ 
ſatzpflichtigen Dritten, ſondern auch zwi⸗ 
ſchen dem Unterſtützten und dem Erſatz⸗ 
pflichtigen + 1394 12 

8 28 FürſVO. Befreiung der Fürſorgever⸗ 
bände von der Zahlung von Gerichts⸗ 
vollziehergebühren 1203 6s 

Nach Verklagung des richtigen Bekl. unter 
zwei ſelbſtändigen Parteibezeichnungen 
(Landkreis „als“ Bezirksfürſorgeverband) 
iſt Richtigſtellung in jeder Lage des 
Verfahrens zuläſſig und keine Klage⸗ 
änderung i. S. des § 264 ZPO. 1730 21 

VollſtrMißbrG. Unzuläſſigkeit der Voll⸗ 
ſtreckung wegen Unterhaltsanſprüchen für 
Zeitraum, in dem das Kind auf Grund 
der FürſVO. unterſtützt worden T 1542“ 


Fürſorgeerziehung 
F. gegenüber dem ſtaatsfeindlich erzoge⸗ 
nen Kinde eines „Ernſten Bibelfor⸗ 
ſchers“ 2145 20 
Antrags⸗ und beſchwerdeberechtigt i. S. 
des § 65 I, VI RJugWohlfGg. für das 
F.verfahren iſt das nach $ 7 RJug⸗ 
WohlfGG. für den gewöhnlichen Aufent⸗ 
haltsort des Minderjährigen zuſtändige 
Jugendamt 2145 21 
Ss 65 II RJugWohlfc̃. Erfordernis der 
Anhörung der Eltern durch das Vorm⸗ 
Ger. vor Anordnung der endgültigen F. 
2146 22 
Wann kann nach Anordnung der Fort⸗ 
führung der F. über das 19. Lebensjahr 
des Minderjährigen hinaus durch das 
VormGer. die Aufhebung der F. wegen 
Erreichung oder anderweiter Sicherſtel⸗ 
lung ihres Zweckes beantragt werden? 
1726 17 
Fuſion 
ogl. unter Verſchmelzung 
Fußgänger 
10 Pflichten für F. 1776 


23 


§ 25 RStraßVerkO. Verhalten eines F., 
der auf Fahrdamm mit Fahrrad an der 
Hand geht 125117 

Bewertung des Verhaltens eines bei Dun⸗ 
kelheit auf der Fahrbahn einer verkehrs⸗ 
reichen Straße gehenden F., der von 
Kraftwagen überfahren wird, bei Ab⸗ 
wägung der Verurſachung des Unfalls 
ne Verſchuldens des Verunglückten 
1 

Pflicht des Kraftfahrers, mit unvorſchrifts⸗ 
mäßigem und unbedachtſamen Verhalten 
von F. — insbeſ. hochbetagten Perſo⸗ 
nen — zu rechnen 1318 18 

Gärtnerei 

Erbhofeigenſchaft von Roſenzuchtbetrieb 

1740 3 


Erbhofeigenſchaft einer G., in der auch 
Pflanzen aus hinzugekauften Zwiebeln 
uſw. gezogen und deren Erzeugniſſe un⸗ 
mittelbar an den Verbraucher verkauft 
werden 1753 42 

Gaſtwirt 

Keine Bindung der G. an die Anordnun⸗ 
gen der Hauptvereinigung der deutſchen 
Brauwirtſchaft. Wirkſamkeit des ohne 
Genehmigung des Vorſitzenden des zu⸗ 
ſtändigen Brauwirtſchaftsverbands ge⸗ 
ſchloſſenen Bierlieferungsvertrags, desgl. 
der zugleich getroffenen Vereinbarung 
betr. Belieferung des G. mit Reklame⸗ 
ſchildern 1462 13 

8 222 II StGB. Verabreichung von Al⸗ 
kohol durch G. an auf Fahrt befindlichen 
Kraftfahrer, obwohl er deſſen angetrun⸗ 
kenen Zuſtand erkennt 1241 

Gaſtwirtſchaft 

vgl. auch unter Schankerlaubnis 

Warenautomaten in G.⸗ und Schankwirt⸗ 
ſchaften 1145 

$ 6 Eink StG. 1934. Berechnung des Teil⸗ 
werts eines einer Brauerei gehörigen 
Bierwirtſchaftsanweſens 1480 # 

Gebäudeeinſturz ($ 836 BGB.) 1254 70 
Gebäudeverſicherung 

Einbeziehung von der Hypothekenhaftung 
unterliegenden Maſchinen in Gevertrag 
119539 

Gebrauchsdiebſtahl an Fahrzeugen, VO. vom 

20. Okt. 1932 1569 Sa 

Gebrauchsmuſter 

Keine entſprechende Anwendung des § 53 
PatG. auf Klagen wegen ©.verlegung 
＋ 1831 38 

§ 3 UnlWG. Zuläſſigkeit der Verwendung 
des — mehrdeutigen — Ausdrucks „ge⸗ 
ſetzlich geſchützt“ zur Bezeichnung eines 
G.ſchutzes bei der Werbung f 2028 2e 

Gebrauchte Gegenſtände 

Zur Frage des Verſtoßes gegen Rabatt. 
durch Umtauſch gebrauchter Gegenſtände 
bei Verkaufsgeſchäften f 2029 27 

Gebühren 

Ordnungsſtrafen bis zu 10 000 AA für 

die Nichtentrichtung einer G.? 1985 
Gebührenbefreiung 

Begriff der den Gemeinden oder Gemeinde⸗ 
verbänden ähnlichen Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts i. S. des § 2 I Klein⸗ 
wohnungsGebBefrVO. 2225 6 


Geburtsregiſter 
vgl. unter BerfSt®. 
Gefangene 
Zwiſchen im Gefängnis untergebrachtem 
Mann und einer Dirne Zuhalterverhält⸗ 
nis nicht möglich f 1159“ 1561 
§ 174 Ziff. 3 StB. Unzucht zwiſchen 
Strafanſtaltsbeamten und G. 1878“ 


* 24 


. 


Gefängnisſtrafe 
88 27c, 2 StGB. Aberkennung der bür⸗ 
gerlichen Ehrenrechte neben Verurtei⸗ 
lung zu G. 1556 


Gehaltsvorſchüſſe 
Behandlung von G. bei Lohnpfändung 
1932 Ziff. 177 


Geiſteskrankheit 
Zu 8 51 Ehe®. Scheidung wegen G. 2084 
Vertretungsbefugnis des Vormunds eines 
wegen G. entmündigten Erblaſſers zum 
Abſchluß eines Erbverzichtsvertrags 
1244 9 
RBG. Antrag eines Geiſteskranken keine 
gültige Grundlage für Entlaſſungsver⸗ 
fügung eines Beamten 1528 18 
Geiſtesſchwäche 
Abſchluß eines Erbverzichtsvertrags durch 
den Vormund des wegen ©, entmün⸗ 
digten Erblaſſers ohne rechtliche Wir⸗ 
kung 1244 


Geiſtige Störun 


Zu § 50 Ehech. Scheidung wegen auf g. 


St. beruhenden Verhaltens 2084 


Geldſtrafe 
Keine Beſtrafung von Verbrechen mit G. 
nach S$ 27 b, 2 StGB. 1555 1514 8 
Keine ausdehnende Auslegung des Ge⸗ 
winnbegriffs gemäß § 2 StGB. 1555 
EinkStcz. Die gegen OH Geſellſchafter we⸗ 
gen Überſtreckung von Wein erkannte G. 
keine Betriebsausgabe 1420 31 
Geldwechſelautomaten 1144 
Gemeindebeamte 
vgl. auch unter Bürgermeiſter 
Gemäß § 40 BReindG. reichsgeſetzliche 
Verpflichtung der Gemeinden zur An⸗ 
gleichung der Bezüge ihrer Beamten an 
diejenigen der Landesbeamten; Beſtehen⸗ 
bleiben der damit im Einklang befind⸗ 


lichen landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
3. B. Heſſ VO. d. 25. Sept. 1931 2228 35 
Gemeindedarlehn 


Ablehnung des auf § 30 AnlAblöſcg. und 
auf Saarländ AufwVoO. geſtützten An⸗ 
ſpruchs auf Aufwertung eines G. 1456 s 


Gemeinderecht 
88 60 ff., 104 Dem O. Keine Inanſpruch⸗ 
nahme einer Gemeinde aus der Geneh⸗ 
migung der Aufſichtsbehorde bedürfender 
Willenserklärung beim Fehlen dieſer 
Genehmigung 1532 21 
§ 62 Dem O. Erfordernis der Genehmi⸗ 
gung der Aufſichtsbehörde zur unentgelt⸗ 
lichen Beſtellung einer Grunddienſtbar⸗ 
keit an Gemeindegrundſtück 1834 41 
Intereſſengemeinde überträgt die Sub⸗ 
ſtanz ihres Vermögens einſchließlich der 
Gemeinſchaftsanlagen (Wege uſw.) auf 
die politiſche Gemeinde. Rechtsnatur des 
danach erhobenen Anſpruchs auf Frei⸗ 
ſtellung von öffentlichen Laſten uſw. hin⸗ 
ſichtlich der übereigneten Wege 1533 25 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs für Klage 
einer Gemeinde gegen Eigentümer eines 
in ihrem Bezirk liegenden Gutes, das 
ſeit unvordenklichen Zeiten ½ der Ge⸗ 
meindelaſten gegen entſprechende Betei⸗ 
ligung an den Gemeindeeinkünften ge⸗ 
tragen hat, auf weitere Beitragsleiſtung 
> 
Wirkſamkeit der von Gemeinde oder Kir⸗ 
chengemeinde als Anſtaltsträgerin auf⸗ 
geſtellten Friedhofsordnung 1889 © 
„Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ 1215 80 
Gemeinnützigkeit 
StAnp®. G. nicht anerkannt für die Be⸗ 
tätigung jüdiſcher Sportvereine 1545 40 


Sachregiſter 


BermSt®. 1934. Frage der G. eines Ver⸗ 
lagsunternehmens 1209 26 

KorpStG. Frage der G. der Kreditanſtal⸗ 
ten einer öffentlich⸗rechtlichen Körper⸗ 
ſchaft 1206 72 

KörpStch. Zur Frage der Sicherſtellung 
der G. der Zweckbeſtimmung bei Auf⸗ 
löſung einer Stiftung f 1545 „ 2245 00 

Betätigung einer Kapitalgeſellſchaft, die 
Erwerbsbeſchränkten Arbeitsgelegenhei⸗ 
ten zu geben bezweckt, als ſteuerlich un⸗ 
ſchädlicher Geſchaftsbetrieb i. S. des § 7 
KapVerkStG. 1210 

$ 7 KapBerfSt®. Frage der G. einer Ka⸗ 
pitalgeſellſchaft, die Waſſerwerk betreibt 
1675 33 


Keine Urkundenſteuerfreiheit der Beitritts⸗ 
erklärung zu Genoſſenſchaft, die als ge⸗ 
nieinnütziges Wohnungsunternehmen an⸗ 
erkannt 1207 73 

Gemeinſchaftliches Teſtament 16012? 2162 
Gemeinſchaftsrecht 

Der gemeinſchaftsrechtliche Inhalt des 

Ehe®. v. 6. Juli 1938 2066 


Gemiſchtwarengeſchäfte 
Offenhalten von Tabakwarenautomaten 
außerhalb der allgemeinen Ladenſchluß⸗ 
zeit durch G., die überwiegend Tabak⸗ 
waren führen 2246 2 


Generalklauſel 
Keine (0. in dem Eheſcheidungsrecht des 
Ehe. v. 6. Juli 1938 2067 
Generalverſammlung 
vgl. auch unter Hauptverſammlung der 
Aktiengeſellſchaften 
Nach Ausübung der Ermächtigung zur 
Einberufung der G. gemäß § 45 Gen. 
durch die Minderheit Anberaumung 
einer G. durch den Vorſtand über die 
gleichen Punkte zuläſſig 7 1827 8 
Genoſſenſchaft 
Genoſſenſchaftsgeſetz. Schrifttum 1875 
Nach Einlegung von Grundbuchbeſchwerde 
für Beteiligten legt Notar ein wenige 
Tage vor Abgabe der grundbuchlichen 
Erklärung ausgeſtelltes Regiſterzeugnis 
— 8 26 II Gen®. — vor. Frage der 
Beweiskraft 1834 10 
85 34, 27 Genc. Verletzung der Sorge 
faltspflicht gegenüber der G. durch Vor⸗ 
ſtand, der über die ihm durch das G.⸗ 
ſtatut gezogenen Grenzen hinausgeht, 
um der Allgemeinheit zu dienen + 201978 
Nach Ausübung der Ermächtigung zur 
Einberufung der GenVerſ. gemäß § 45 
Gen®. durch die Minderheit Anberau⸗ 
mung einer GenVerſ. durch den Vor⸗ 
ſtand über die gleichen Punkte zuläſſig 
71827 34 
88 68—70 GenG. Ausſchließung eines Ge⸗ 
noſſen durch A nur zu dem ge⸗ 
ſetzlich vorgeſehenen Zeitpunkt. Vormer⸗ 
kung des Ausſcheidens in der Liſte der 
Genoſſen auf Antrag des Genoſſen. Im 
gerichtlichen Vergleichsverfahren der G. 
Hinausſchieben des Ausſcheidens eines 
Genoſſen bis zur Erledigung des Ver⸗ 
gleichs nur für den Fall der Kündigung, 
nicht der Ausſchließung 1177 30 
Bei genoſſenſchaftlichem Rundſchreiben, 
das Wettbewerbszwecken nur mit dient, 
Prüfung des Sachverhalts unter Wett⸗ 
bewerbsgeſichtspunkten geboten 1180 36 
Zur Frage der Gewerbsmäßigkeit des Be⸗ 
triebs einer Verbrauchergenoſſenſchaft; 
Verteilung des Geſchäftsgewinns an die 
Mitglieder, Warenverkauf an Nichtmit⸗ 
glieder 1981 35 
Befugnis der Treuhandgenoſſenſchaften ge⸗ 
mäß $ 3 Ziff. 7 NBerat®. v. 13. Dez. 


1935 zur Rechtsbetreuung ihrer Mitglie⸗ 
der einſchließlich Prozeßvertretung ohne 
behördliche Erlaubnis + 2036 51 se 

Nach Zulaſſung einer Treubandgenoſſen⸗ 
ſchaft als Prozeßbevollmächtigte in in⸗ 
zwiſchen rechtskräftig abgeſchloſſenem 
Verfahren keine abweichende Entſchei⸗ 
dung über die Zulaſſung im Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsverfahren. Angemeſſene Gebüh⸗ 
renforderung + 2047 41 

§ 146 Genc. ift gegenüber 8 268 StGB. 
das ſchwerere Geſetz i. S. des & 73 
StGB. 1323 22 

Keine Urkundenſteuerfreiheit der Beitritts⸗ 
erklärung zu G., die als gemeinnütziges 
Wohnungsunternehmen anerkannt 
1207 73 


Gerichtsberichterſtattung 

G. und Preſſenötigung 1793 
Gerichtskaſſen 

vgl. unter Juſtizkaſſenweſen 


Gerichtskoſten 

Keine Berechnung von Gerichtsgebühren 
für die Reichsbahn ſeit ihrer Eingliede⸗ 
rung in die Reichsverwaltung durch Geſ. 
v. 10. Febr. 1937 1847 62 

Gebühr für Einſicht des Schuldnerverzeich⸗ 
niſſes oder Erteilung von Auskünften 
daraus iſt reichsrechtliche Gerichtsge⸗ 
bühr, keine Verwaltungsgebühr 1469 21 

Amtspflicht des Beamten, der Akten an 
ſich nimmt und lange Zeit in Beſitz be⸗ 
hält, den Aufſichtsrichter vor Ablauf der 
fat der auf die Nichtberech⸗ 
nung der G. hinzuweiſen 1597 22 


$ 519 VI 3PO. Teilweiſe Ablehnung des 
Armenrechts ohne Entſcheidung über den 
Reſt. Hemmung der Nachweisfriſt we⸗ 
gen des abgelehnten Teils bis zur Be⸗ 
richtigung der Gebührenforderung 
ne 0 5 

Nachweis der Zahlung der Prozeßgebühr 
nach § 519 VI 3PO. bei Einzahlung 
durch Zahlkarte 2048 42 

Einzahlungen durch Poſtſcheck oder mit 
Poſtanweiſung an die Gerichtskaſſen 
2188 


Rechtsanwalt teilt ſeiner Partei abſichtlich 
die Beſtimmung der Nachweisfriſt nicht 
mit, will auch wegen des zu ſtellenden 
Armenrechtsgeſuchs die Prozeßgebühr 
nicht zahlen. Verneinung unabwendbaren 
Zufalls für die Partei 1841 52 

Nach Verſagung des Armenrechts keine 
Anerkennung des Unvermögens des 
Bekl. zur Zahlung der von ihm erfor⸗ 
derten Prozeßgebühr als unabwendbarer 
Zufall i. S. des § 233 ZPO. 191405 


§ 6 Gch. Niederſchlagung von infolge 
unrichtiger Behandlung ſeitens des Ge⸗ 
richts entſtandener G. 1786 27 

$ 29 GRKG. Nach Abſchluß eines gericht⸗ 
lichen Vergleichs keine Ermäßigung der 
1015 68e bübr wegen Klagerücknahme 
6 44 


Antrag des Kl. gemäß § 276 ZPO. auf 
Verweiſung des Rechtsſtreits an das zu⸗ 
ſtändige Gericht iſt Sachantrag i. S. des 
§ 29 II GKG. 1188 0 

Unterſchied zwiſchen verfahrensrechtlicher 
und koſtenrechtlichen, die Anwendung 
des § 30 HRG. rechtfertigender Rechts⸗ 
mittelzurücknahme 2050 44 

§ 71 888. Haftung des Freigeſprochenen, 
der vor Rechtskraft die Urteilsabſchrift 
verlangt, für die Schreibgebühren 
＋ 2051 05 


8 72 Ziff. 7, 8 GKG. Abgrenzung gericht⸗ 
licher gegen Parteiauslagen bei Koſten, 
die durch die Erfüllung gerichtlicher Auf⸗ 
lagen erwachſen 1538 50 

88 74 ff. GG. Im Verfahren betr. Ar⸗ 
menrechtsbewilligung keine Belaſtung 
des Antragsgegners mit den Gebühren 
der von ihm benannten Zeugen und 
Sachverſtändigen 2238 52 

§ 79 Ziff. 3 GKG. Perſönliche Haftung 
des Ehemanns gegenüber der Gerichts⸗ 
kaſſe für Koſten eines Rechtsſtreits der 
Ehefrau mit Dritten 1736 28 


Gerichtskoſtenmarken 
Teile von Gerichtsakten, in denen G. ver⸗ 
wendet werden, keine zur Eintragung 
oder Kontrolle von Einnahmen beſtimm⸗ 
ten Rechnungen, Regiſter oder Bücher 
i. S. des § 351 StGB. 1517? 
Gerichtsſtand 
ogl. unter Zuſtändigkeit 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
Schrifttum 2192 
Gerichtsvollzieher 
Amtspflicht des G. bei Erledigung eilbe⸗ 
dürftiger Aufträge, insbeſ. Vorpfändun⸗ 
gen 18523 
Bei Wahlſchuld macht Schuldner geltend, 
daß er infolge Ausübung der Wahl die 
Leiſtung, auf die der Gläubiger die 
Zwangsvollſtreckung richtet, nicht mehr 
ſchulde. Ablehnung der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung durch den G. 1274 45 
Zur Frage der Zuläſſigkeit der Beſchwerde 
des Schuldners gegen den Beſchluß, der 
den G. nach deſſen Weigerung, den 
Vollſtreckungsauftrag auszuführen, auf 
Erinnerung des Gläubigers hierzu an⸗ 
weiſt; desgl. wenn der G. bereits voll⸗ 
ſtreckt hat, die Vollſtreckung auf Erinne⸗ 
rung des Schuldners aufgehoben und 
dann auf Beſchwerde des Gläubigers das 
LG. den G. zur Pfändung anmeils 
1337 46 
Gerichtsvollziehergebühren 
Befreiung der Fürſorgeverbände von der 
Zahlung von G. 1203 68 
Geſamthandseigentum 
Bei Verſicherung mehrerer Miteigentümer 
zur geſamten Hand — nicht nach Bruch⸗ 
teilen — Befreiung des Verſicherers 
von der Leiſtungspflicht gegenüber allen 
Verſicherungsnehmern bei Verletzung 
der Obliegenheiten oder vorſätzlicher 
Herbeiführung des Verſicherungsfalls 
durch einen von ihnen 7 19539 


Geſamthypothek 

Unter den Vorausſetzungen des § 1173 
BGB. erliſcht in jedem Fall die G. an 
den mithaftenden, dem Zahlenden nicht 
gehörenden Grundſtücken T 2015 15 

Entſtehung von G., wenn Hypothek ur⸗ 
ſprünglich an deutſchem Grundſtück be⸗ 
ſtanden, das Grundſtück durch Grenz⸗ 
ziehung des Verſailler Vertrags in zwei 
ſelbſtändige Teile geteilt worden, von 
denen der eine Teil nun im Ausland 
liegt. — Vermerk der Rechtsänderung 
gemäß § 127 S. 2 ZwVerſtG. auf dem 
Hypothekenbrief der im Zwangsverſtei⸗ 
gerungsverfahren erloſchenen G., die 
noch auf anderem, nicht verſteigerten 
Grundſtück haftet 1969 17 

Geſamtſchuldner 

„Großimmiſſionen“; zur Frage der An⸗ 
wendbarkeit des 8 830 BGB. bei Betei⸗ 
ligung mehrerer Immitenten 1686 

Selbſtändige Gebührenanſprüche von zwei 
zu Konkursverwaltern beſtellten Rechts⸗ 
anwälten, die ſich beide in Rechtsſtreit 


Sachregiſter 


ſelbſt vertreten haben, in dem ſie auf 
Zahlung als G. aus der Konkursmaſſe 
verklagt worden 1473 26 


Geſamtſtrafe 
Keine G.bildung gemäß § 79 StGB. nach 
Verbüßung der früheren Strafe f 2006 ® 
Straffreih®. 1936. Zu erwartende G. von 
mehr als einen Monat, wenn von zwei 
ſelbſtändigen Straftaten die eine vor, die 
andere erſt nach dem Stichtag vollendet 
worden, aber ſchon vorher zu ſtrafbarem 
Verſuch geführt hat 1886 20 
Geſchäftseröffnung De 
8 8 WZ. Schwebezuſtand bei zuläſſiger 
Eintragung eines Warenzeichens vor G. 
1832 20 


Geſchäftsfähigkeit 
Die G. Staatenloſer 1290 
Schließt angeborener Schwachſinn die 


freie Willensbeſtimmung gemäß § 104 
Ziff. 2 BGB. aus? 1590 77 


Geſchäftsführung ohne Auftrag 
§ 679 BGB. Schaffung einer mehrere, die 
von einem ihnen haftenden Dritten Ab⸗ 
hilfe für Schaden nicht erlangen können, 
zuſammenfaſſenden Rechtsperſönlichkeit 
zwecks Gewährung der notwendigen Ab⸗ 
hilfe durch Beſorgung des an ſich frem⸗ 
den Geſchäfts 1962 18 
Geſchäftsjubiläum 
Unlauterer Wettbewerb durch anläßlich 
eines G. herausgegebene Feſtſchrift, die 
Rückblick auf Entwicklung des Geſchäfts⸗ 
betriebs enthält 1905 
Geſchäftsübernahme 
Verneinung des Vorliegens eines wichti⸗ 
gen Grundes für Übernahme des Ge⸗ 
ſchäfts der KommGeſ. durch einen der 
zwei vorhandenen Geſellſchafter gemäß 
§ 142 HGB. wegen Undilligkeit der 
Ausſchließung des anderen Geſellſchaf⸗ 
ters 2212 28 . 
Erhebung der Übernahmeklage gemäß 
§ 142 HGB., während die Geſellſchaft 
ſich im Abwicklungszuſtand befindet. 
Mißbräuchliche Ausübung des Über⸗ 
nahmerechts 2214 ” 
a 
PreisſtoppVO. und Veräußerung von Ge⸗ 
ſellſchaftsrechten, Forderungsrechten und 
Handelsfirmen 1149 
Bei Nichtvorliegen der Vorausſetzungen 
für Fortführung der bisherigen Firma 
nach § 22 HGB. darf auch nicht ve 
Aufnahme der Firma als Zuſatz gemä 
§ 18 II der Eindruck der Firmenfort⸗ 
führung erweckt werden 1172 26 
Geltung der kurzen Verjährungsfriſt ge⸗ 
mäß § 26 HGB. auch für vor der G. 
gegen den früheren Firmeninhaber 
rechtskräftig feſtgeſtellte Anſprüche? 
111737 
Zur Frage der Amtspflicht des Juſtizober⸗ 
ſekretärs, der Anmeldung vom Firmen⸗ 
übergang zum Handelsregiſter annimmt, 
die Anmelder bzgl. des Ausſchluſſes der 
Schuldenhaftung gemäß § 25 II HGB. 
zu belehren 1453“ 


Geſchäftswert 
Der G. im Einkommenſteuerrecht 1939 


Geſchlechtsverkehr 
§ 1333 BGB. G. des Mädchens vor der 
Eheſchließung als Anfechtungsgrund 
1168 20 
Zur Frage, ob außereheliher G. mit Min⸗ 
derjähriger eine Beleidigung des Mäd⸗ 
chens und ihrer Eltern darſtellt 1879 


25 


Geſchmacksmuſter 

Vorausſetzungen des G.ſchutzes für Kom⸗ 
binationsmuſter, deſſen Elemente nach 
Form und Farbe, nach Form auch in 
der Kombination bekannt ſind 160452 

§ 1 KunſtſchG. fordert ein ſich feinem 
äſthetiſchen Gehalt nach über die an G. 
zu ſtellenden Anforderungen erhebendes 
Kunſtwerk f 1958 * 

Geſellfchaft, bürgerlich⸗rechtliche 

Verpflichtung der Geſellſchafter zur Lei⸗ 
ſtung von Einlagen nur im Rahmen 
des § 707 BGB. Unmöglichwerden des 
G.zwecks i. S. des 8 726 BGB. bei Wei⸗ 
gerung aller Geſellſchafter, die nötigen 
Nachzahlungen zu leiſten 1522 11 

Entſprechende Anwendung der Kündi⸗ 
gungsregelung des § 723 BGB. auf Li⸗ 
zenzvertrag 1188 45 1897 9 

§ 723 BGB. Beurteilung der Zumutbar⸗ 
keit der Fortſetzung eines Vertragsver⸗ 
hältniſſes 1602 51 

§ 723 BGB. Kündigungsrecht aus wich⸗ 
tigem Grunde nicht ſtets durch eigenes 
ſchuldhaftes Verhalten des kündigenden 
Geſellſchafters ausgeſchloſſen. Nachſchie⸗ 
ben von Kündigungsgründen 1392 10 

Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage an 
Stelle der Auseinanderſetzungsklage nach 
§ 730 BGB., wenn dadurch bereits eine 
der Auseinanderſetzung dienliche Klä⸗ 
rung von Streitfragen zu erzielen iſt 
＋ 1728 20 

Keine Aufbringungspflicht der Geſellſchaf⸗ 
ten des bürgerlichen Rechts, außer wenn 
ſie wegen ihres Gewerbebetriebs als 
OHG. zu behandeln find 1485 % 

GmbH. 

Haftung des Gmbg.⸗Geſellſchafters aus 
Auskünften über die geſchäftliche Lage 
der GmbH. gegenüber demjenigen, der 
den Geſchäftsanteil des einzigen Mit⸗ 
8 zu kaufen beabſichtigt 


§§ 15, 16, 47 GmbH. Übertragung des 
Stimmrechts vom Verpfänder eines 
Gmbß.⸗Anteils auf den Pfandgläubiger. 
Anfechtung der Übertragung der Gmbh. 
gegenüber erſt von der Zurückziehung 
der Anmeldung an 7 1398 15 

Anwendung des § 19 II GmbH. auf den 
Fall der Kapitalerhöhung. Einſeitige 
Aufrechnung gegen Einlageforderung 
den Geſellſchaftern ſchlechthin verboten, 
vertragliche Aufrechnung unter beſtimm⸗ 
ten Vorausſetzungen zuläſſig. Frage der 
Vollwertigkeit der Aufrechnungsforde⸗ 
rung gemeſſen am Vermögensſtand der 
Geſellſchaft T 1400 10 

8 30 GmbHG. Verbot von Zahlungen aus 
dem Geſellſchaftspvermögen an Perſonen, 
die zur Zeit der Begründung der Zah⸗ 
lungsverpflichtung Geſellſchafter waren. 
Beurteilung der Erhaltung des Stamm⸗ 
kapitals nach dem Zeitpunkt der Zah⸗ 
lung ſelbſt 1176 25 

An Stelle der Beſchlußfaſſung i. S. des 
§ 47 &mbH®. bei Einmanngeſellſchaft 
der nachweisbare Entſchluß des einzel⸗ 
nen Geſellſchafters genügend 1403 17 

§ 83 GmbßG. 5 2 EIGB. Strafrechtliche 
Verantwortlichkeit des Leiters einer 
Smb$., der nicht Geſchäftsführer iſt, 
für unrichtige Buchführung 1569 

Durch Eintragung der Umwandlung einer 
GmbH. in OHG. im Handelsregiſter iſt 
die Tatſache der Umwandlung als Vor⸗ 
ausſetzung für die Gewährung der 
Steuererleichterungen feſtgeſtellt 1674 1 

Hauptaktionär hat einen Teil ſeiner Be⸗ 
teiligung an der Aktiengeſellſchaft nach 


4 


26 


dem 1. Juli 1934 zm Wege der Um⸗ 
wandlung einer GmbH. erworben, die 
am Stichtag an der Aktiengeſellſchaft be⸗ 
teiligt war. Keine Steuervergünſtigung 
nach $ 4 der 2. DurchfVO. z. Umwandl⸗ 
StG. für Übergang von Grundſtück auf 
dieſen Hauptakttonär bei Umwandlung 
der Aktiengeſellſchaft + 1759 4 

Bei Umwandlung einer Aktiengeſellſchaft 
in GmbH. Ermäßigung der Kapitalziffer 
unter Anwendung der Vorſchriften über 
Herabſetzung des Grundkapitals 1901 

Zeitpunkt des Erlöſchens der Vermögens⸗ 
ſteuerpflicht einer GmbH., die in OHG. 
umgewandelt wird 7 1423 35 


Gmbh.⸗Anteile 
Preisſtopbd O. und Veräußerung von 
SmbH.-Anteilen 1150 
§ 13 II RBewG. Bewertung von An⸗ 
teilen an GmbH., wenn die Gmbß. 
ſelbſt eigene Anteile beſitzt 1850 s 


Geſellſchaftsrechte 
PreisſtopBO. und Veräußerung von G., 
Forderungsrechten und Handelsfirmen 
1149 1692 
Geſellſchaftsſteuer 
Betätigung einer Kapitalgeſellſchaft, die 
Erwerbsbeſchränkten Arbeitsgelegenhei⸗ 
ten zu geben bezweckt, als ſteuerlich un⸗ 
ſchädlicher Geſchäftsbetrieb i. S. des § 7 
KapVerkStG. 1210 * 
8 7 KapBerlStG. Frage der Gemein⸗ 
nützigkeit einer Kapitalgeſellſchaft, die 
Waſſerwerk betreibt 167533 


Geſetzesänderung 
Einwand unzuläſſiger Rechtsausübung ge⸗ 
genüber dem Feſthalten am Vergleich, 
weil deſſen Geſchäftsgrundlagen infolge 
G. erſchüttert ſeien 16478 


Geſetzesſammlungen (Schrifttum) 
Das neue Deutſche Reichsrecht 1876 
Deutſche Reichsgeſetze 2000 
e Reichsrecht. Ausgabe Sſterreich 
Die Geſetzgebung des Dritten Reichs 1638 
e Adolf Hitlers. Heft 26 
1 


Das neue Recht in Preußen. Lieferung 34 

und 35 1384; Lieferung 36 2128 
Geſtändnis 

Bewertung einer von der Partei bei ihrer 
Vernehmung gemachten Bekundung, die 
der Prozeßbevollmächtigte danach als 
Erklärung der Partei vorträgt, als G. 
i. S. des § 288 3PO. 1272 42 


Getrenntleben der Eheleute 
Feſtſetzung geſonderter Streitwerte für die 
Anſprüche auf Geſtattung des G. und 
19 8 0 des Perſonenſorgerechts 
1338 4˙ 


Gewahrſamsbruch ($ 133 StGB.) 
§ 133 StGB. verlangt, daß der Gegen⸗ 
ſtand ſich in dauernder oder vorüber⸗ 
gehender Aufbewahrung befindet bzw. 
der amtlichen Verfügungsgewalt unter⸗ 
worfen bleiben ſoll 1711 


Gewaltſchäden 
Neben den Ruſſen⸗Liquidationsſchäden, die 
in § 29 GewSchäd O. abſchließend ge⸗ 
regelt find, kann auch für G. der in $ 6 
GewSchäd VO. genannten Art, die in 
Rußland anſäſſig geweſene Reichsdeut⸗ 
ſche erlitten haben, Entſchädigung ge⸗ 
währt werden 1663 20 
Gewerbeordnung 
Schrifttum 2000 
Gelten die 88 1 und 143 GewO. noch? 
2179 


Sachregiſter 


Tatbeſtandsermittlung im gewerbepolizei⸗ 
lichen Genehmigungsverfahren nach 
SS 16 ff. GewO. 1684; Schadloshaltung 
nach $ 26 GewO. 1687 

Klage aus § 117 Zuft®. gegen einen ent⸗ 
gegen $ 63 GewO. nicht mit Gründen 
verſehenen Beſcheid auf Verſagung der 
Legitimationskarte 1679 % 

Gewerberecht 

Handel und Gewerbe. Schrifttum 1512 

1708 
Gewerbeſchullehrer 

§ 165 Ziff. 6 RVO. Zur Krankeuverſiche⸗ 
rungspflicht der Handwerksmeiſter und 
Ruheſtandsbeamten, die in den Winter⸗ 
monaten an Gewerbeſchule unterrichten 
1550 5% 

Gewerbeſteuer 

Praktiſcher Führer durch das Grrecht. 
Schrifttum 2000 

§ 9 Ziff. 2 GewStG. 1936. Beteiligung 
eines Gewerbetreibenden an OHG. durch 
Treuhänder 1424 36 

Gewerblicher Nechtsſchutz 

Die BO. über den g. R. im Lande Öfter- 

reich 1574 
Gewerbsmäßigkeit 

Zurechnung der G. als ſtraferhöhender 
Umſtand nur für den Teilnehmer, bei 
dem fie vorliegt 2198 8 

Durch Verurteilung wegen gewerbsmäßi⸗ 
ger Abtreibung kein Verbrauch der Straf⸗ 
klage für vor dieſem Urteil begangene 
weitere Fälle von Abtreibung 15131 

Annahme ſelbſtändiger Einzelhandlungen 
bei gewerbsmäßiger Verſchaffung von 
Abtreibungsmitteln 2198 7 8 

Untauglicher Verſuch des Verbrechens nach 
§ 218 IV 2 StGB. bei gewerbsmäßigem 
Verſchaffen von Abtreibungsmitteln 
durch Täter, der irrtümlich das Vor⸗ 
handenſein einer Schwangerſchaft ange⸗ 
nommen hat 2198 8 


Gewinnausſchüttung, verdeckte 
Mindeſtbeſteuerung nach § 17 Ziff. 1, nicht 
Ziff. 3 KörpStG. für Vergütungen an 
Geſellſchafter⸗Geſchäftsführer, die außer 
Verhältnis zu ihrer Arbeitsleiſtung 
ſtehen. 4% des geſamten eingezahlten 
Grund⸗ oder Stammkapitals von der 
Mindeſtſteuer freizulaſſen F 1483 45 
Gewinnſucht 
§ 169 StGB. Gewinnſüchtige Perſonen⸗ 
ſtandsunterdrückung 1585 ® 


Gewohnheitsrecht 
Bildung partikularen G. ohne Rückſicht 
auf die politiſche Grenze: Friedhofsord⸗ 
nung 1889 30 
Außerkraftſetzen der wegerechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen der Jüliſch⸗Bergiſchen Pol⸗ 
VO. v. 10. Okt. 1554 durch G. Danach 
Wegebaupflicht der Gemeinden für öf⸗ 
fentliche Wege ihres Bezirks, abwei⸗ 
chende Regelung durch Obſervanz uſw. 
zuläſſig + 1982 3 
Gewohnheitsverbrecher 
Merkmal der Gefährlichkeit des G. 2129 1 
Annahme des verbrecheriſchen Hanges bei 
Handeln aus Notlage 21292 
Zur Frage der Anwendbarkeit des § 20a 
StGB. auf Übertretungen 1318 14 
Sicherungsverwahrung 18771 


Goldmarkhypothek 
Wann iſt Beſtellung einer G. zur Siche⸗ 
rung eines in Schweizer Franken ge⸗ 
währten Darlehns als Umwandlung des 
Frankendarlehns in Goldmarkdarlehn 
aufzufaſſen? 1391 7 


Bei ohne die behördliche Einwilligung ge», 
maß SS 1, 3 VO. über Eintragung von 
Fremdwährungshypotheken v. 13. Febr. 
1920 erfolgter Eintragung Amtswider⸗ 
Da nach § 53 I 1 GBO. geboten 
1 


Graphiſches Gewerbe 
Das zwiſchen den Marktverbänden des g. 
G. und denen des Druckmaſchinenhan⸗ 
dels uſw. vereinbarte vertragliche Ver⸗ 
äußerungsverbot iſt durch Verbindlich⸗ 
keitserklärung des RWi M. zu geſetzlichem 
Veräußerungsverbot i. S. des 8 135 
BGB. geworden. Verfolgung der den be⸗ 
teiligten Unternehmen aus Übertretung 
dieſes Verbots entſtehenden Anſprüche 
durch die Wirtſchaftsgruppe „Druck und 

Papier“ 1721 0 


Gräſerei 
G. in den Küſtengebieten Schleswig⸗Hol⸗ 
ſteins als landwirtſchaftliche Nutzung 
i. S. des $ 1 R&G 1340 51 


Grenzgebiet 
Geſ. über Sicherung der Reichsgrenze uſw. 
v. 17. Aug. 1937. Keine behördliche Ge⸗ 
nehmigung notwendig für vor dem 
1. Sept. 1937 vorgenommene Auflaſſun⸗ 
gen, auch bei Eingehen beim GBA. erſt 
nach dieſem Zeitpunkt 1605 34 


Grober Unfug ($ 360 Ziff. 11 StGB.) 
Beſtrafung von g. U. in entſprechender An⸗ 
wendung einer anderen Geſetzesbeſtim⸗ 
mung 1567 


Großhandelsvergünſtigung ($ 7 III umſStG.) 
11547 


Grundakten 
Bedeutung des gemäß § 21 Ziff. 5 Akten O. 
v. 28. Nov. 1934 bei den G. anzulegen⸗ 
den Wohnungsblattes 1189 48 


Grundbuch 

GBO. Schrifttum 2000 2189 

Jahrbuch für Entſcheidungen in Ange⸗ 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit und des Grundbuchrechts. Schrift⸗ 
tum 1687 

Ss 15, 32 GBO. Beſchwerdeeinlegung für 
Beteiligten beim GBA. durch Notar ohne 
geſetzliche Ermächtigung oder Vollmachts⸗ 
vorlegung 1834 40 

88 16, 18 GBO. Zurückweiſung eines mit 
dem Vorbehalt der zugleich mit ſpäter 
zu ſtellendem Eintragungsantrag vorzu⸗ 
nehmenden Erledigung geſtellten Ein⸗ 
tragungsantrags bei Entſtehung des 
Verfügungsrechts des erſten Antrag⸗ 
ſtellers erſt durch Vollziehung des zwei⸗ 
ten Antrags 2227 38 

§ 29 GBO. Befugnis des nach Solmſer 
Land O. v. 4. April 1571 beiſitzberechtig⸗ 
ten überlebenden Ehegatten zur entgelt⸗ 
lichen Verfügung über zum Nachlaß ge⸗ 
hörige Hypothek ohne Zuſtimmung des 
Eigentumserben. Nachweis der Entgelt⸗ 
lichkeit gegenüber dem GBA. nach den 
Grundſätzen über entgeltliche Verfügun⸗ 
gen des befreiten Vorerben 1478 36 

Nachweis der Vertretungsbefugnis gemäß 
§ 32 GBO. nicht erforderlich für Bewil⸗ 
ligung der Eintragung der Zinsſenkung 
gemäß Gef. v. 14. Mai 1937 1335 42 

§ 35 GBO. Zur Eintragung eines durch 
öffentliches Teſtament ausgewieſenen 
Erben im G. eines Nachlaßgrundſtücks 
Vorlegung von Erbſchein nicht erforder⸗ 
lich, wenn zum Nachlaß auch Erbhof ge⸗ 
hört und der Anerbe aus dem Teſtament 
nicht erſichtlich 141121 


8 52 GBO. In Nacherbenvermerk im G. 
Aufnahme auch weiterer Nacherben, Er⸗ 
ſatznacherben und die Ernennung eines 
Teſtamentsvollſtreckers zur Wahrneh⸗ 
mung der Rechte und Pflichten der Nach⸗ 
erben und Nachlaßverwalter bis zum 
Eintritt des Nacherbfalls 1411 2 

Bei ohne die behördliche Einwilligung ge⸗ 
mäß §8 1, 3 VO. über Eintragung von 
Fremdwährungshypotheken v. 13. Febr. 
1920 erfolgter Eintragung Amtswider⸗ 
ſpruch nach §S 53 1 1 GBO. geboten 
1404 18 

Keine Anwendung der GrundſtVerkBek. 
v. 26. Jan. 1937 bei vor deren Inkraft⸗ 
treten vorgenommenem Verpflichtungs⸗ 
geſchäft und Auflaſſung und nur ſpäter 
erfolgender G.eintragung 1523 12 

Geſ. über Sicherung der Reichsgrenze uſw. 
v. 17. Aug. 1937. Keine behördliche Ge⸗ 
nehmigung notwendig für vor dem 
1. Sept. 1937 vorgenommene Auflaſſun⸗ 
gen, auch bei Eingehen beim GBA. erſt 
nach dieſem Zeitpunkt 1605 34 

Nach Eintritt der Vorausſetzungen des 
8 878 BGB. kein nachträgliches Eingrei⸗ 
fen einer Genehmigungsvorſchrift nach 
Dev. für Verfügung über G.recht aus 
einem in der Perſon des Verfügenden 
liegenden Grunde 125421 

§ 1115 BGB. Feſtſetzung des Hypotheken⸗ 
zinsſatzes unter Beſtimmung eines 
Mindeſt⸗ und Höchſtſatzes in der Weiſe, 
daß der von einer deutſchen Gemeinde⸗ 
ſparkaſſe für ihre erftitelligen Hypotheken 
berechnete Zinsſatz gelten ſoll 12572 

Keine Entkräftung der Vermutung des 
§ 1527 BGB. dadurch, daß Grundſtück 
während beſtehender Errungenſchaftsge⸗ 
meinſchaft auf den Namen eines Ehe⸗ 
gatten allein eingetragen 1598 ** 

Beſtehenbleiben der Berechtigung des ein⸗ 
getragenen Grundſchuldgläubigers, der 
ſich für befriedigt erklärt hat, zur Bewil⸗ 
ligung der Löſchung 1257 25 

§ 839 BGB. Keine Amtspflicht des Ver⸗ 
ſteigerungsrichters zu eigenen Ermitt⸗ 
lungen bzgl. im G. nicht eingetragener 
Berechtigter und zur perſönlichen Ein⸗ 
ſicht des G. und der Grundakten 1189 48 

Pfändungsbeſchluß über Eigentümerbrief⸗ 
grundſchuld iſt dem Eigentümer zuge⸗ 
ſtellt, der Brief aber vom Pfandgläubi⸗ 
ger noch nicht in Beſitz genommen. Ein 
früher beim GBA. eingegangener An⸗ 
trag auf Eintragung der Abtretung und 
Umwandlung der Grundſchuld iſt noch 
zu erledigen 1612 4 

Deutſch⸗Oſterr. Nachlaßabkommen. Um⸗ 
ſchreibung des Eigentums an deutſchem 
Nachlaßgrundſtück auf einzelne Miterben 
auf Grund der „Bewilligung“ eines 
öſterreichiſchen Nachlaßgerichts 1204 6 

§ 20 UStG. Keine Vertragsſteuer für 
Urkunde, in der Schuldner und Gläu⸗ 
biger die grundbuchliche Eintragung von 
Anderungen des Zinsſatzes und der Rück⸗ 
zahlungsbedingungen einer Hypothek be⸗ 
willigen und beantragen 1549 48 

§ 20 UrkStG. Keine Vertragſteuer für in 
hypothekariſcher Schulderklärung beur⸗ 
kundete Verpflichtung des Schuldners 
und Grundſtückseigentümers gegenüber 
dem Hypothekengläubiger, die Vorhypo⸗ 
thek bei Vereinigung mit dem Eigentum 
in einer Perſon löſchen zu laſſen 1549 « 


Grundbuchberichtigung g 

Zum Einwand unzuläſſiger Rechtsaus⸗ 
übung gegenüber dem Geanſpruch. An⸗ 
ſpruch auf G. nur dem gegenwärtigen 
Rechtsinhaber gegeben 1255 ** 


Sachregiſter 


Grund des Anſpruchs, Urteil über den ($ 304 
ZPO 


Erlaß eines Urteils über den G. d. A. erit 
nach Prüfung der Geſamtheit der klage⸗ 
begründenden Tatſachen 1189 7 


Grunddienſtbarkeit 


Erfordernis der Genehmigung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde zur unentgeltlichen Beſtel⸗ 
lung einer G. an Gemeindegrundſtück 
1834 4¹ 


Grunderwerbſteuer 


Handbuch des geſamten Gerechts 1875 

Genehmigung der Aufteilung eines im 
Wohnſiedlungsgebiet belegenen Grund⸗ 
ſtücks unter der Auflage, daß ein Teil 
des Grundſtücks der Gemeinde für öf⸗ 
fentliche Straßen, ein anderer Teil für 
„ſonſtigen öffentlichen Bedarf“ ſchulden⸗ 
laſten⸗ und koſtenfrei zu übereignen iſt. 
Keine Steuerbefreiung gemäß $ 8 Ziff. 10 
GrErwStG. für Übereignung des ande⸗ 
ren Teils T 15448 

Keine Steuerermäßigung gemäß § 19a 
Ziff. 1 GrErwStG., wenn bei Ver⸗ 
ſchmelzung von zwei Aktiengeſellſchaften 
mit dem Vermögensübergang Grund⸗ 
ſtücke der ſich auflöſenden auf die auf⸗ 
nehmende Aktiengeſellſchaft gegen Hin⸗ 
gabe zurückerworbener alter Aktien der 
aufnehmenden Aktiengeſellſchaft über⸗ 
gehen 7 1676 35 

Hauptaktionär hat einen Teil feiner Be⸗ 
teiligung an der Aktiengeſellſchaft nach 
dem 1. Juli 1934 im Wege der Um⸗ 
wandlung einer Gmbh. erworben, die 
am Stichtag an der Aktiengeſellſchaft 
beteiligt war. Keine Steuervergünſti⸗ 
gung nach § 4 der 2. DurchfVO. zum 
UmwandlStG. für Übergang von Grund⸗ 
ſtück auf dieſen Hauptaktionär bei Um⸗ 
wandlung der Aktiengeſellſchaft F 1759 26 

Steuerbefreiung nach 8 21 GrErwStG. 
nur für Grundſtückserwerb auf Grund 
von Kapitalabfindungen, die nach den 
zur Zeit der Entſtehung der Steuerſchuld 
geltenden Verſorgungsgeſetzen gewährt 
worden find 2243 58 


Grundſchuld 


vgl. auch unter EigentümerG. 

Die Pfändung einer nicht valutierten oder 
nicht vollvalutierten SicherungsG. 1630 

PreisſtopVO. und Veräußerung von Hypo⸗ 
theken und G. 1151 

Beſtehenbleiben der Berechtigung des ein⸗ 
getragenen G.gläubigers, der ſich für 
befriedigt erklärt hat, zur Bewilligung 
der Löſchung 1257 25 

Erfüllung der dem Fürſorgeverband ge⸗ 
mäß § 4 II Geſ. über die Befreiung von 
der Pflicht zum Erſatz von Fürſorgekoſten 
v. 22. Dez. 1936 auferlegten Pflicht zur 
Freigabe beſtellter Sicherheiten durch 
Rückabtretung einer ſicherheitshalber ab⸗ 
getretenen G. 152616 


Grundſteuer 


Rechtsmittelfragen bei der G. 1229 

Die G. des Haus⸗ und Grundbeſitzes. 
Schrifttum 1802 

G.geſetz v. 1. Dez. 1936 mit DurchfBeſt. 
Schrifttum 1802 2000 2189 


Grundſtück 


§ 1421 BGB. Umfang der Pflicht des Ehe⸗ 
mannes zur Rechnungslegung über das 
eingebrachte Gut, das in G. beſteht 
1598 28 

Keine Entkräftung der Vermutung des 
§ 1527 BGB. dadurch, daß G. während 
beſtehender Errungenſchaftsgemeinſchaft 
auf den Namen eines Ehegatten allein 
eingetragen 1598 


127 
Grundſtücksbewertung 
§ 35 RBewdurchfSeſt. Keine Befugnis des 
Fin A., durch allgemeine Anordnung die 
Gewährung einer Ermäßigung des ſich 
aus Vielfachem der Jahresrohmiete er⸗ 
gebenden Grundſtückswerts wegen beſon⸗ 
derer Umſtände auszuſchließen 1675 84 
8613 EiniSt®. Zuſammenfaſſung von 
Grundſtück und Gebäude bei Anſetzung 
des Teilwerts T 13517 


Grundſtücksgeſellſchafſt 

Anwendung der PreisſtopVO. bei Ver⸗ 
äußerung ſämtlicher Aktien einer Grund⸗ 
ſtücksaktiengeſellſchaft 1150 

Befreiung von der Aufbringungspflicht für 
Grundſtücksverwaltungsgeſellſchaft, die 
zur Sicherung von Schulden eines an⸗ 
deren für deſſen Gläubiger m einem 
ihrer Grundſtücke Sicherungshypothek 
eintragen läßt, zwecks Erhaltung eines 
ihr von dem anderen gewährten Kredit, 
den ſie nicht zurückzahlen könnte 1211 80 

Ausſchluß der Befreiung von Grundſtücks⸗ 
verwaltungs⸗ und Beteiligungsgeſell⸗ 
ſchaften von der Aufbringungspflicht 
durch Gewährung von Darlehn 167452 

Grundſtückslaſten, öffentliche 

Gleichrang öffentlicher G. bei Zwangs⸗ 
157% und Zwangsverwaltung 
0 


Grundſtückspreisbildung 
G. als Aufgabe der unteren Preisbil⸗ 

dungsbehörden 1492 
Anwendung der über die G. ergangenen 
1 im Enteignungsverfahren 


Grundſtücksrechte 

Vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung 
zur Löſchung von G., die der Vater für 
ſeine Kinder ohne wirkſame Einigung 
auf ſeinem Erbhof hat eintragen laſſen, 
nicht deshalb zu verſagen, weil dadurch 
künftige Ausſtattungsanſprüche geſichert 
werden ſollten 1600 27 

Art. 120 EGBGB. Laſtenfreie Abſchrei⸗ 
bung eines ſelbſtändigen Grundſtücks 
auf Grund n on denen 
bei Ruhen der Laſten, von denen es be⸗ 
freit werden ſoll, auch auf anderen 
Grundſtücken desſelben Eigentümers 
1887 2 

Erfordernis der Genehmigung der ſtaat⸗ 
lichen Aufſichtsbehörde zur Belaſtung 
eines Stiftungsgrundſtücks durch eine 
nach § 38 II 19 PrAL R. der ſtaatlichen 
Aufſſicht unterliegende milde Stiftung 
1413 4 

Streitwert der Klage auf Auflaſſung 
eines Grundſtücks gleich dem Wert des 
Grundſtücks ohne Abzug der Laſten 
1 1414 25 

Nach Eintritt der Vorausſetzungen des 
§ 878 BGB. kein nachträgliches Ein» 
greifen einer Genehmigungsvorſchrift 
nach Dev. für Verfügung über Grund⸗ 
buchrecht aus einem in der Perſon des 
Verfügenden liegenden Grunde 1254 21 


Grundſtücksteilung 

Entſtehung von Geſamthypothek, wenn 
Hypothek urſprünglich an deutſchem 
Grundſtück beſtanden, das Grundſtück 
durch Grenzziehung des Verſailler Ver⸗ 
trags in zwei ſelbſtändige Teile geteilt 
worden, von denen der eine Teil nun 
im Ausland liegt 1969 1 

Art. 120 EGBGB. Laſtenfreie Abſchrei⸗ 
bung eines ſelbſtändigen Grundſtücks 
auf Grund Unſchädlichkeitszeugniſſes, 
bei Ruhen der Laſten, von denen es be⸗ 


4* 


3 


freit werden ſoll, auch auf anderen 
Grundſtücken desſelben Eigentümers 
1887 2⁰ 

Die einem Bauern vom AEG zugefpro- 
chene Befugnis zur Abtrennung eines 
Teils des Erbhofes iſt nicht Erbhofzu⸗ 
behör und unterliegt der Pfändung 
1463 14 

Genehmigung der Aufteilung eines im 
Wohnſiedlungsgebiet belegenen Grund⸗ 
ſtücks unter der Auflage, daß ein Teil 
des Grundſtücks der Gemeinde für öf⸗ 
fentliche Straßen, ein anderer Teil für 
„ſonſtigen öffentlichen Bedarf“ ſchul⸗ 
den⸗, laſten⸗ und koſtenfrei zu übereig⸗ 
nen iſt. Keine Steuerbefreiung gemäß 
§ 8 Ziff. 10 GrErwStc. für fibereig- 
nung des anderen Teils 7 1544.39 


Grundſtücksveräußerung 

Die Behandlung der Tilgungshypothek im 
Kaufvertrage 2174 

Keine nachträgliche Verneinung der zu⸗ 
nächſt vorhandenen ordnungsmäßigen 
Benutzung ($ 917 BGB.) als Voraus⸗ 
ſetzung des Notwegrechts wegen Ver⸗ 
äußerung eines der mehreren demſelben 
Eigentümer gehörenden Grundſtücke an 
einen anderen 1817 24 

Vorausſetzung des Anſpruchs auf Mäkler⸗ 
lohn, der vom Käufer eines mit geſetz⸗ 
lichem Vorkaufsrecht belaſteten Grund⸗ 
ſtücks für den Nachweis der Gelegenheit 
zum Vertragsabſchluß oder deſſen Ver⸗ 
mittlung verſprochen worden 1248 15 

Grundſtücksverkäufe als laufende Verwal⸗ 
tungsangelegenheiten der Landesbauern⸗ 
ſchaft i. S. der vom Reichsbauernführer 
den Landesobmännern erteilten Vertre⸗ 
tungsbefugnis 1906 20 


Grundſtücksverkehrsbekanntmachung 
Keine Anwendung der G. v. 26. Jan. 1937 
bei vor deren Inkrafttreten vorgenom⸗ 
menem Verpflichtungsgeſchäft und Auf⸗ 
laſſung und nur ſpäter erfolgender 

Grundbucheintragung 1523 12 


Gutachten 
ogl. auch unter Sachverſtändiger 
Die lange Dauer von Schadenserſatzpro⸗ 
zeſſen bei Einholung mehrerer G. 1779 
Erbbiologiſches G. zur Feſtſtellung der 
Abſtammung eines Kindes 1897 38 
§ 1032 ZPO, Ablehnung des Schieds⸗ 
richters, der gegen Entgelt Brivat®, er⸗ 
ſtattet 215434 
Sofortige Beſchwerde nicht gegeben gegen 
vom erkennenden Gericht erlaſſene An⸗ 
ordnung der Unterbringung in öffent⸗ 
licher Heil⸗ oder Pflegeanſtalt gemäß 
§ 81 StPO. zur Vorbereitung eines G. 
2133 8 
§ 9 ErbkrNachwG. Beſchwerde über An- 
ordnung der Unterbringung in Klinik 
zur Begutachtung 1976 28 
Güterfernverkehr 
§ 401 RAbgdOO. Einziehung des von be⸗ 
hördlich zugelaſſenem und dem Reichs⸗ 
Kraftwagen⸗Betriebsverband angehören⸗ 
dem Unternehmen benutzten. Laſtkraft⸗ 
wagens? 1810 1° 
Gütergemeinſchaft 
vgl. unter Fortgeſetzte G. 
Gütertrennung 
Eigentumsfragen anläßlich des Eheſtands⸗ 
darlehns bei G. 1785 
Bei geſetzlichem Güterſtand der Güterver⸗ 
bindung des ſchweizeriſchen Rechts An⸗ 
ordnung der G. auf Antrag der Frau 
wegen Unterhaltsvernachläſſigung oder 
Nichtgewährung von Sicherheit für das 
eingebrachte Gut 12448 


Sachregiſter 


Gutsübergabe 

Bei Genehmigung nach & 37 III REG 
Prüfungspflicht der Anerbenbehörden 
nicht nur hinſichtlich der Perſon des 
Übernehmers, ſondern auch bögl. der 
ſachlichen Vertragsbeſtimmungen 1749 38 

Nach rechtskräftiger Verſagung der Zu⸗ 
ſtimmung zur Einſetzung einer Tochter 
als Anerbin unter Übergehung des 
Sohnes iſt Genehmigung der G. an 
dieſe Tochter nicht ausgeſchloſſen 1746 56 

Kein Beſchwerderecht der am Übergabe⸗ 
vertrag nicht beteiligten weichenden Er⸗ 
ben im Verfahren wegen Genehmigung 
des Übergabevertrags 1348 58 

Verfahren nach $ 32 REG, nicht nach 
§ 36 EHNDB gegeben für Anſprüche, die 
weichender Erbe, zu deſſen Gunſten im 
Übergabevertrag Verſorgungsleiſtung 
feſtgeſetzt iſt, nach dem Tode des Über⸗ 
gebers gegen den Übernehmer völlig ab⸗ 
weichend von dieſer Feſtſetzung erhebt 
1346 54 

§ 55 NEO. Erbſchaftſteuerfreiheit der vom 
AEG zugelaſſenen Übertragung des Erb⸗ 
a, auf nichtanerbenberechtigte Perſon 


§ 55 REG. Keine Erbſchaftſteuerbefreiung 
für nach dem 1. Okt. 1933 erfolgten Ver⸗ 
zicht auf den Kaufpreis für einen vor 
dem 1. Okt. 1933 eingetretenen Erbhof⸗ 
übergang 2242 57 


Haftpflichtverſicherung 
„Verſicherungsfall“ i. S. der H. iſt Inan⸗ 
ſpruchnahme des Verſicherungsnehmers 
durch den geſchädigten Dritten. — Fahr⸗ 
läſſige Obliegenheitsverletzung des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers durch Nichtleſen des 
Verſicherungsſcheins nach dem Unfall 
221920 
Bei H. iſt vertraglich nur Anſpruch des 
Verſicherungsnehmers auf Schuldbe⸗ 
freiung feſtgeſetzt und eigenmächtige Be⸗ 
friedigung des Verletzten ausgeſchloſſen 
worden. Keine Aufrechnung des Ver⸗ 
ſicherers gegenüber dem Verletzten, der 
den Auſpruch des Verſicherungsnehmers 
gepfändet und ſich hat überweiſen laſſen, 
mit Geldforderungen aus Wechſelurteil 
gegen den Verſicherungsnehmer. Ver⸗ 
neinung des rechtlichen Zuſammenhangs 
(§ 273 BGB.) zwiſchen den Wechſelfor⸗ 
derungen des Verſicherers und dem 
Schuldbefreiungsanſpruch des Verſiche⸗ 
rungsnehmers F 2216 51 


Zum Begriff „bei dem Betrieb des Kraft⸗ 
fahrzeugs“ in der Vertragsbeſtimmung, 
daß der Verſicherungsſchutz die Befriedi⸗ 
gung von Entſchädigungsanſprüchen 
uſw. umfaßt, die erhoben werden wegen 
Verletzung und Tötung von Perſonen 
und Beſchädigung oder Zerſtörung von 
Sachen „bei dem Betrieb des Kraftfahr⸗ 
zeugs“. Nachdem der Geſchädigte voll⸗ 
ſtreckbaren Titel gegen den Verſiche⸗ 
rungsnehmer erworben hat, tritt ihm 
letzterer zur Vermeidung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung feinen Anſpruch aus der 
Verſicherung ab. Verſtoß des Verſicherers 
gegen Treu und Glauben, wenn er ſich 
gegenüber der Klage des Geſchädigten 
auf Abtretungsverbot der Verſicherungs⸗ 
bedingungen beruft 1658 15 

Anerkenntnisverbot bei H. verlangt nicht 
völlig ablehnende Haltung gegenüber 
dem Verletzten 2220 52 

§ 843 BGB. Unzuläſſigkeit der Begrün⸗ 
dung der dem Erfatzpflichtigen aufer⸗ 
legten Sicherheitsleiſtung mit der vom 
Erſatzpflichtigen bei ausländiſcher Ver⸗ 


ſicherungsgeſellſchaft eingegangenen H. 
und Erſchwerung von deren Zahlungen 
durch künftige Deviſengeſetze 2014 1 
Verwarnung vor Entziehung der Fahr⸗ 
erlaubnis. Schluß auf die Ungeeignetheit 
zum Fahren von Kraftfahrzeugen aus 
der Tatſache, daß der Kraftfahrer nicht 
gegen Haftpflicht verſichert iſt 7 1550 50 
Hamburg 
Die Neugeſtaltung H. Schrifttum 1384 
Handelsgeſchäfte 
Art. 11 EGBGB. Beſtimmung des auf 
entgeltliche Erledigung von H. (§ 354 
HGB.) anzuwendenden Rechts nach dem 
Recht des Erfüllungsortes 1175 28 


Handelsgeſetzbuch \ 
Schrifttum 1801 


Handelsrecht 
Die Grundzüge des H. Schrifttum 1998 
H. und Schiffahrsrecht. Schrifttum 1511 
Handel und Gewerbe. Schrifttum 1512 
1708 


Handelsregiſter 
Zur Frage der Regiſterfähigkeit der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker, Treuhänder und 
Zwangsliquidatoren 1361 
Firma und H. Schrifttum 2189 
§ 12 HGB. Anmeldung des Vorſitzers des 
Aufſichtsrats und feines Stellvertreters 
durch den Vorſtand in öffentlich beglau⸗ 
bigter Form f 1397 14 
Zur Frage der Amtspflicht des Juſtiz⸗ 
oberſekretärs, der Anmeldung von Fir⸗ 
menübergang zum H. annimmt, die An⸗ 
melder bzgl. des Ausſchluſſes der Schul⸗ 
denhaftung gemäß § 25 II HGB. zu be⸗ 
lehren 1453 4 
Die Regiſtereintragung des Erlöſchens der 
Firma einer Aktiengeſellſchaft gleichzeitig 
mit Aufhebung des Konkurſes über ihr 
Vermögen iſt öffentlich bekanntzumachen 
1 
Ordnungsſtrafen der 8$ 132 ff. FG. find 
Zwangs⸗, nicht Ungehorſamsſtrafen. Er- 
füllung der Verpflichtung mit der Folge, 
daß die Feſtſetzung aufzuheben und die 
Strafe nicht zu vollſtrecken iſt 1536 25 
Durch Eintragung der Umwandlung einer 
Gmbh. in OHG. im H. iſt die Tatſache 
der Umwandlung als Vorausſetzung für 
die Gewährung der Stenererleichterun⸗ 
gen feſtgeſtellt 1674 31 
Handlungsagent 
Rechtſprechung zur Pfändung der Bezüge 
von Reiſenden, Agenten uſw. 1934 
Unpfändbarkeit der Schreibmaſchine eines 
H. mit größerem Kundenkreis 1918 
§ 5 ArbGG. Unterſcheidung zwiſchen H. 
und Handlungsgehilfe 1847 63 
§ 20 BD. zur Regelung des Verkehrs mit 
Schlachtvieh 1935. Zulaſſung eines 
neuen Viehagenten 1984 57 
Handlungsgehilfe 
§ 59 HSB. Begriff des kaufmänniſchen 
Angeſtellten in Tarifordnung 167025 
§ 5 ArbG. Unterſcheidung zwiſchen 
Handlungsagent und H. 1847 68 
Handwerk 
vgl. auch unter Lehrvertrag 
Wann iſt Bauunternehmer als „Handwer⸗ 
ker“ i. S. des § 196 I Ziff. 1 BGB. an⸗ 
zuſehen? 2134 ® 
§ 843 BGB. Zur Frage, ob einem une 
fallgeſchädigten älteren Handwerker Um⸗ 
ſtellung auf andere Art der Tätigkeit 
zugemutet werden kann? 2010 n 
§ 811 Ziff. 5 ZPO, Schreibmaſchine auch 
bei kleineren H.unternehmungen une 
pfändbar 1917 72 


Der Reichshandwerksmeiſter iſt Behörde 
i. S. des § 164 StB. 1804 * 
Haſenſcharte 
H., Gaumenſpalte, spina bifida als ſchwere 
körperliche Mißbildung i. S. des § 1 U 
Ziff. 8 ErbkrNachwG. 1280 55 
Hauptverſammlung der Aktiengeſellſchaft 
Über die Bedeutung eines Verſchmelzungs⸗ 
beſchluſſes der H. 1146 
Urkundenſteuer der Niederſchrift über H. 
d. A., wenn Gegenſtand der Tagesord⸗ 
nung nur Erhöhung des Grundkapitals 
1208 7⁴ 


Hausangeſtellte ($ 3 BlutſchutzG.) 
Beſchäftigung in jüdiſchen Haushalten 1863 
Täterſchaft des Ehemanns als Haushal⸗ 

tungsvorſtand und der Ehefrau als un⸗ 
mittelbar Beſchäftigende. „Im bisheri⸗ 
gen Arbeitsverhältnis bleiben“ i. S. von 
8 12 III AusfVO. v. 14. Nov. 1935 
17123 

Hausbeſitz 

Ba und H. im Einkommenſteuer⸗ 
recht: 
Allgemeines und Mietwohnung 1436 
Privat⸗ oder Betriebsgrundſtück 1437 
Ermittlung der Einkünfte aus privatem 
Hausbeſitz 1438 

Hausgewerbetreibende 

Kein Anſpruch auf die den H. zuſtehende 
Umſatzſteuerbefreiung bei Vertragsver⸗ 
hältniſſen zu größerer Anzahl von Auf⸗ 
traggebern 1920 80 

Hauszinsſteuer 
8 37 RBewdDurchfBeſt. Berückſichtigung der 

Belaſtung mit H. bei der Grundſtücks⸗ 
bewertung 1675 3 


Hebegebühr des Rechtsanwalts (S 87 RA⸗ 
Gebo.) 1185 #1 


Hehlerei 

Unmittelbare Anwendung des § 259 
SGB. auf den, der dem Vortäter an⸗ 
gibt, wie er das Geld ausgeben ſoll, oder 
der bei Entſtehung von Schulden mit⸗ 
wirkt, die der Vortäter mit dem Geld 
bezahlen ſoll 1161 ? 

Beſtrafung in entſprechender Anwendung 
(8 2 StGB.) des § 259 StGB., insbeſ. 
Erſatzö. 1565 1585 

Vorausſetzung der Beſtrafung in entſpre⸗ 
chender Anwendung des 8 259 StGB., 
§ 403 RAbgdO. iſt Handeln um feines 
Vorteils willen 1241“ 1566 

Heil⸗ und Pflegeanſtalt 

$ 51 II StB. Anordnung der Siche⸗ 
rungsverwahrung neben oder an Stelle 
der Unterbringung in H. o. Pf. 1514 

Sofortige Beſchwerde nicht gegeben gegen 
vom erkennenden Gericht erlaſſene An⸗ 
ordnung der Unterbringung in öffent⸗ 
licher H. o. Pf. gemäß § 81 StPO. zur 
Vorbereitung eines Gutachtens 21335 

Heilmittel 

8 31 WAS. Auch bei rezeptpflichtigen H. 
Berückſichtigung des eigenen Urteils des 
Verbrauchers für Prüfung der Ver⸗ 
wechſlungsgefahr 1832 55 

Heimſtätte 

Genehmigung nach § 4 WohnsSiedl. nicht 
erforderlich für Eintragung der Eigen⸗ 
ſchaft eines im Wohnſiedlungsgebiet be⸗ 
legenen Grundſtück als Reichs. 1524 

Heimtückegeſetz 

Aberkennung der Amterfähigkeit und An⸗ 
ordnung der Urteilsveröffentlichung bei 
Verſtoß gegen das H. in Tateinheit mit 
Beleidigung 1556 1562 1568 

Einrichtungen und Anordnungen i. S. des 
8 2 1808 15 


Sachregiſter 


Zerſchmettern eines Bildes als Außerung 
i. S. des § 2 H.geſetz. Wann muß der 
Täter i. S. des § 2 II H.geſetz damit 
rechnen, daß ſeine gegenüber dem Ehe⸗ 
gatten gemachte Außerung in die Offent⸗ 
lichkeit dringt? 188410 

Heiratserlaubnis 
H. gemäß $ 13 Ehe®. v. 6. Juli 1938 2073 
Heizkoſten 

Verſtoß gegen PreisſtopB O., wenn bei 
vereinbarter Feſtmiete der Mieter dem 
Vermieter nach dem 18. Okt. 1936 Ent⸗ 
ſchädigung für übergroßen H.aufwand 
zahlt 2144 1 


Herausgabe des Kindes 
§ 1666 BGB. Sorgerechtsmißbrauch des 
Vaters, der das ſeit Jahren in Pflege⸗ 
ſtelle untergebrachte Kind aus eigen 
110050 Gründen zu ſich nehmen will 
11692 


Heſſen 
Gemäß § 40 BRAMG. reichsgeſetzliche 
Verpflichtung der Gemeinden zur An⸗ 
gleichung der Bezüge ihrer Beamten an 
diejenigen der Landesbeamten; Be⸗ 
ſtehenbleiben der damit im Einklang be⸗ 
findlichen landesgeſetzlichen Vorſchriften 
z. B. Heſſ VO. v. 25. Sept. 1931 222859 


Hinterbliebenenverſorgung 
vgl. unter Verſorgungsrecht 
Hitlerjugend 
8 1666 BOB. Entziehung des Perſonen⸗ 
ſorgerechts gegenüber Vater, der ſich be⸗ 
harrlich als „Ernſter Bibelforſcher“ be⸗ 
tätigt und ſeinen Kindern den Eintritt 
in die H. verwehrt 1264 51 
Homoſexualität 
Zur entſprechenden Anwendung (82 Steg B.) 
des & 175 a StGB. 1561 
Anwendung des § 175 4 StGB. auf die 
vor dem 1. Sept. 1935 begangenen Teil⸗ 
handlungen einer fortgeſetzten gewerbs⸗ 
mäßigen Unzucht mit Männern 1315 


Hunde 
§ 40 RJagdG. Befugnis des Jagdberech⸗ 
tigten, im Jagdrevier außerhalb der 
Einwirkung ihres Herrn betroffene H. zu 
töten 1464 1° 


Hypothek 

PreisſtopV O. und Veräußerung von Hy⸗ 
potheken und Grundſchulden 1151 

Das Verhältnis der Entſchuldungsrente zu 
den älteren H. in der Zwangsverſteige⸗ 
rung des Betriebsgrundſtücks 1633 

Haftet die Amortiſations . auch für Til⸗ 
gungszuſchläge, die nach 8 197 BGB. 
verjährt ſind? 1298 

Anwendung des $ 1164 II BGB. bei Er⸗ 
löſchen einer gegen den vom Eigentü⸗ 

„ mer verſchiedenen perſönlichen Schuld⸗ 

ner beſtehenden, durch H. geſicherten For⸗ 
derung des Fürſorgeverbands 1526 1° 

Befugnis des nach der Solmſer Land O. 
v. 4. April 1571 beiſitzberechtigten über⸗ 
lebenden Ehegatten zur Verfügung über 
zum Nachlaß gehörige errungenſchaftliche 
H. ohne Zuſtimmung des Eigentums⸗ 
erben, außer in „doloſer“ Weiſe 1478 86 

Verſicherungsvertrag über Gebäude und 
Maſchinen, die der H.haftung unterlie⸗ 
gen. Entſtehung des Anſpruchs des 9.- 
gläubigers aus § 101 VVG. auch, wenn 
der Verſicherer wegen des Verhaltens 
des Verſicherten dieſem gegenüber von 
der Verpflichtung zur Leiſtung frei wird 
1953 5 

§ 20 UrkStcß. Keine Vertragsſteuer für 
Urkunde, in der Schuldner und Gläu⸗ 
biger die grundbuchliche Eintragung von 


29 


Anderungen des Zinsſatzes und der 
Rückzahlungsbedingungen einer H. be⸗ 
willigen und beantragen 1549 

S 20 UrkStG. Keine Vertragſteuer für in 
hypothekariſcher Schulderklärung beur⸗ 
kundete Verpflichtung des Schuldners 
und Grundſtückseigentümers gegenüber 
dem H. gläubiger, die Borh. bei Vereini⸗ 
gung mit dem Eigentum in einer Per⸗ 
fon löſchen zu laſſen 1549 4 


Hypothekenbanken a 5 
Die Hypothekenbedingungen im ſtädtiſchen 
Realkredit 1626 


Hypothekenbrief 

§ 6 30. Bewertung des Aufgebots eines 
H. 1908 58 1 

Vermerk der Rechtsänderung gemäß § 127 
S. 2 ZwVerſtGG. auf dem H. der im 
Zwangsverſteigerungsverfahren erloſche⸗ 
nen Geſamthypothek, die noch auf einem 
anderen nichtverſteigerten Grundſtück 
haftet 1969 17 


Hypothekenkündigung 
VO. v. 13. März 1935. Streitwert beim 
H.verfahren 1920 78 


Hypothekenlöſchung 
vgl. unter Löſchungsbewilligung 


Hypothekenzinſen 

§ 1115 BGB. Feſtſetzung des Hypotheken⸗ 
zinsſatzes unter Beſtimmung eines Min⸗ 
deſt⸗ und Höchſtſatzes in der Weiſe, daß 
der von einer deutſchen Gemeindeſpar⸗ 
kaſſe für ihre erſtſtelligen Hypotheken be⸗ 
rechnete Zinsſatz gelten ſoll 12572“ 

Nachweis der Vertretungsbefugnis gemäß 
8 32 GBO. nicht erforderlich für Bewil⸗ 
ligung der Eintragung der Zinssenkung 
gemäß Geſ. v. 14. Mai 1937 1335 2 

Art. 3 der 1. DurchfVoO. zur Zinserleicht⸗ 
VO. Unanfechtbare Feſtſtellung des AG., 
das belaſtete Grundſtück ſei ein landwirt⸗ 
ſchaftliches 1334 4 


Jagdpacht 
Pachtpreisbildung bei J.verträgen als Auf⸗ 
149 der unteren Preisbildungsbehörden 

1493 


Jagdrecht 
§ 40 RJagdG. Befugnis des Jagdͤberech⸗ 
tigten, im Jagdrevier außerhalb der 
Einwirkung ihres Herrn betroffene 
Hunde zu töten 1464 1% 
Streitwert von ſtreitigen Jagdausübungs⸗ 
und Fiſchereirechten 1841 5 
Jahrbücher (Schrifttum) 
Warnevers Jahrbuch der Entſcheidungen. 
36. Jahrgang 1638 
Soergels Rechtſprechung. J. des Zivil⸗, 
Handels⸗ und Prozeßrechts 1999 
Jahresabſchluß der Aktiengeſellſchaft. Schrift⸗ 
tum 1157 
Immiſſion 
Richterſpruch und I.recht: 
Die gegenwärtige Rechtslage im allge⸗ 
meinen 1681 
Nachbarliches Gemeinſchaftsverhältnis 
— ortsübliche und exiſtenzgefähr⸗ 
dende J. 1682 
Tatbeſtandsermittlung und Dauer von 
n — Gutachtenweſen 


„Groß.“ und Beteiligung von mehre⸗ 
ren Immittenten bzw. Geſchädigten 
— Kauſalzuſammenhang — Solidar⸗ 
haftung der Immittenten 1685 

Art und Hohe der Schadloshaltung — 
Bedeutung richterlicher Entſcheidun⸗ 


*30 


gen; Vorteilsanrechnung; Anwendbar⸗ 
keit des § 254 BGB.; Gelderſatz und 
ſonſtiger Ausgleich 1687 

Berichtigung 1872 


Induſtrie 

Zu den Grundſätzen der Reichsgruppe J. 
über die Anwendung des Eigentumsvor⸗ 
behalts 1857 

Intereſſenausgleich zwiſchen J. und Land⸗ 
wirtſchaft bei Immiſſionsſchäden 1683 

§ 1004 BGB. Verpflichtung induſtrieller 
Unternehmen, zur Schonung der Nach⸗ 
barn die beſtmöglichen techniſchen Ein⸗ 
richtungen zu treffen und deren ein⸗ 
wandfreies Arbeiten ſorgfältig zu über⸗ 
wachen 1952 8 


Induſtrie⸗ und Handelskammer 

Die Regiſtereintragung des Erlöſchens der 
Firma einer Aktiengeſellſchaft gleichzeitig 
mit Aufhebung des Konkurſes über ihr 
Vermögen iſt öffentlich bekanntzumachen. 
Beſchwerderecht der J.⸗ u. H. zur Durch⸗ 
ſetzung des Verlangens nach Bekannt⸗ 
machung + 1825 52 

Verfahren vor den Einigungsämtern der 
J.⸗ u. H. Ordnungsſtrafe gegen juriſti⸗ 
ſche Perſon wegen Nichtentſenden eines 
prozeßfähigen Vertreters zum Termin 


(8 141 35 0.) f 1606 5 


Inkaſſo 

Erinnerung des Vollſtreckungsſchuldners 
mit der Begründung, die zu vollſtreckende 
Forderung ſei zur Einziehung abgetre⸗ 
ten und der vollſtreckende Gläubiger be⸗ 
treibe die Beſorgung fremder Rechtsan⸗ 
gelegenheiten geſchäftsmäßig ohne die 
Erlaubnis nach RBeratG. v. 13. Dez. 
1935 1844 5 


Innungsausſchuß 
Bei vor Klagerhebung bereits beendetem 
Lehrlingsverhältnis Anrufung des Aus⸗ 
ſchuſſes der Handwerkerinnung nicht er⸗ 
forderlich F 2158 38 


International Law Association 
25 Jahre Deutſche Landesgruppe der I. 
L. A. 1580 


Internationales Privatrecht 

Regelung der Rechtsverhältniſſe Staaten⸗ 
loſer gemäß Gef. über Anderung und 
Ergänzung familienrechtlicher Vorſchrif⸗ 
ten uſw. v. 12. April 1938 1289 

Die Neuregelung des zwiſchenſtaatlichen 
Rechts der Ehelichkeitsanfechtung durch 
das Gef. über Anderung und Ergänzung 
familienrechtlicher Vorſchriften uſw. vom 
12. April 1938 1221 

Welchen Einfluß hat das Gef. über die 
Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem 
Deutſchen Reich v. 13. März 1938 auf 
das Geſ. über die Anwendung des Deut⸗ 
ſchen Rechts bei der Cheſcheidung vom 
24. Jan. 19352 1223 

Das Schwed. Geſ. über die internationalen 
Rechtsverhältniſſe von Nachläſſen vom 
5. März 1937 1509 

Deutſches J. P. Schrifttum 1946 

Art. 11 EGBGB. Beſtimmung des auf 
entgeltliche Erledigung von Handelsge⸗ 
ſchäften (5 354 HGB.) anzuwendenden 
Rechts nach dem Recht des Erfüllungs⸗ 
ortes 1175 28 

Art. 11, 30 EGBGB. Nimmt Ausländer, 
der in Deutſchland ein Ehefähigkeits⸗ 
zeugnis feines Heimatſtaates nicht bei⸗ 
bringen konnte und nicht Befreiung er⸗ 
langte, die Eheſchließung im Ausland 
vor, ſo iſt Umgehung der deutſchen Ge⸗ 
fetze und Ehenichtigkeit nicht anzuneh⸗ 


Sachregiſter 


men. Eheſchließzung in der Tſchecho⸗ 
ſlowakei ohne Aufgebot und vor unzu⸗ 
ſtändigem jüdiſchen Seelſorger 1242 7 

Entſprechende Anwendung des Art. 13 I 
EGBGB. auf Eingehung und Wirkun⸗ 
gen des Verlöbniſſes ſowie Rücktritt da⸗ 
von; für die Form gilt Art. 11. Beur⸗ 
teilung der neben den Anſprüchen aus 
Verlöbnis erhobenen Anſprüchen aus 
unerlaubter Handlung nach dem Recht 
des Tatorts; maßgebende Verjährungs⸗ 
vorſchriften + 17156 

Art. 14 EGBGB. Beurteilung einer von 
Reichsdeutſchen im Ausland gemäß dem 
dort geltenden Recht formlos abgeſchloſ⸗ 
ſenen Ehe. Rechtsgültigkeit der in Sow⸗ 
jetrußland völlig formlos eingegangenen 
Ehe — faktiſche Ehe 1716? 

Art. 15 EGBGB. Behandlung aller aus 
dem Weſen des ehelichen Güterrechts 
hervorgehenden Beſtimmungen als Be⸗ 
ſtandteile desſelben, auch wenn ſie ſich 
äußerlich als erbrechtliche darſtellen; ins⸗ 
beſ. güterrechtlicher Charakter der Anord⸗ 
nungen betr. Teilung des gemeinſchaft⸗ 
lich geweſenen Vermögens. Beurteilung 
nach belgiſchem Recht 1718 8 

Gemäß Art. 30 EGBGB. iſt in Deutſch⸗ 
land die Wirkſamkeit der vor ſowjet⸗ 
ruſſtſcher Behörde erfolgten Scheidung 
ruſſiſcher Staatsangehöriger mit Wohn⸗ 
fg in Rußland nicht anzuzweifeln 
1 1518 85 


Keine Anwendung der Abwertungsvor⸗ 
ſchrift des $ 1 11 Danz VO. über Ver⸗ 
ſicherungsverträge v. 5. Juni 1935 auf 
Verſicherungsverträge, die ein in Danzig 
wohnhafter Verſicherungsnehmer mit 
einer deutſchen Verſicherungsgeſellſchaft 
unter Vereinbarung eines im Deutſchen 
Reich liegenden Erfüllungsortes ab⸗ 
ſchließt 2156 #7 

Die Ariergeſetzgebung vor den New Yorker 
Gerichten 7 1679 4 


Internationales Zivilprozeßrecht 


Die däniſche Anordnung über die Aner⸗ 
kennung von deutſchen Urteilen vom 
13. April 1938 1942 

Praktiſche Fragen aus dem Eheſcheidungs⸗ 
rechte im Verhältnis zwiſchen dem Deut⸗ 
ſchen Reiche und der Tſchechoflowakei 
2119 

§ 606 ZPO. Gemäß engliſchem Recht Zu: 
ſtändigkeit in Eheſcheidungsſachen nach 
dem Wohnſitz der Ehegatten 1916 67 

Art. 13 EGBGB. Wirkſamkeit der von 
deutſchen Gerichten ausgeſprochenen 
Scheidung der Ehe von Ausländern un⸗ 
ter Nichtbeachtung des § 606 IV ZRBO. 
und des Heimatrechts des Ehemanns. 
Neue Ehe eines der Geſchiedenen zwar 
nicht Doppelehe, jedoch Aufgebot abzu⸗ 
lehnen + 1258 27 

Art. 17 EGBGB. Auch vor Anpaſſung des 
öſterreichiſchen Familienrechts an das 
deutſche Recht Eheſcheidung von vormals 
deutſch⸗öſterreichiſchen Ehegatten der ka⸗ 
tholiſchen Religionsgemeinſchaft durch 
deutſche Gerichte ſtattbaft 1589 14 

Ungültigkeit der nur ſtandesamtlich ge⸗ 
ſchloſſenen Ehe eines iraniſchen Staats⸗ 
angehörigen gregorianiſchen Bekenntniſ⸗ 
ſes mit evangeliſcher Reichsdeutſcher nach 
iraniſchem Recht. Daher keine Anwen⸗ 
dung des § 606 IV 3PO. bei der Schei⸗ 
dung; dieſe erfolgt nach den deutſchen 
Geſetzen 1273 45 


Invalidenverſicherung 


Grundriß der J. Schrifttum 1875 
Mindeſthöhe des Steigerungsbetrags nach 
§ 1269 RVO. auch für Wanderverſicher⸗ 


ten, für den infolge Erlöſchens der An⸗ 
wartſchaft aus den Beiträgen zur An⸗ 
geſtelltenverſicherung nur Leiſtung aus 
der J. in Betracht kommt 1677 36 

§ 1286 RVO. Bei Altersinvalidenrente 
Annahme des Eintritts des Verſiche⸗ 
rungsfalles als den Anſpruch auslöſen⸗ 
den Ereigniſſes nur einheitlich 1677 #7 

SS 348, 349 SGB. Aufrechnungen auf 
den Quittungskarten der J. und die 
Aufrechnungsbeſcheinigungen ſind öffent⸗ 
liche Urkunden 1882 15 


Iran 


Ungültigkeit der nur ſtandesamtlich ge⸗ 
ſchloſſenen Ehe eines iraniſchen Staats⸗ 
angehörigen gregorianiſchen Bekennt⸗ 
niſſes mit evangeliſcher Reichsdeutſcher . 
nach iraniſchem Recht. Daher keine An⸗ 
wendung des § 606 IV 3PO. bei der 
Scheidung; dieſe erfolgt nach den deut⸗ 
ſchen Geſetzen 1273 4 


Irrtum 


Zur Frage der Teilanfechtung und zur 
Rechtzeitigkeit der Janfechtung 189151 
J.anfechtung von Miet⸗ und Pachtverträ⸗ 
gen bei Sachmängeln 1245 11 

J.anfechtung eines Teſtaments, in dem der 
Erblaſſer einen ſeiner Söhne zum Erben 
ſeines geſamten Grundbeſitzes eingeſetzt 
hat in der irrigen Erwartung, daß da⸗ 
10 für dieſen Sohn Erbhof entſtehe 
1900 41 


Bedeutung der Beſtätigung einer ſowohl 
wegen J. als auch wegen argliſtiger 
Täuſchung anfechtbaren Willenserklä⸗ 
rung, wenn dem Beſtätigenden nur der 
J. bekannt iſt 2202 1° 

J. über reine Rechtsfrage kein nach § 779 
BB. beachtlicher J. über Vergleichs⸗ 
grundlage 1722 13 

J. über die Verbrauchereigenſchaft i. S. 
des EierverkG. 1325 24 

§ 12 AusfVoO. zum Blutſchutzch. J. über 
das „Bleiben im bisherigen Arbeitsver⸗ 
hältnis“ von deutſchblütigen Hausange⸗ 
ſtellten in jüdiſchem Haushalt 17123 

Strafausſchließender J. nach § 44 Dev®. 
Verhältnis mehrerer Deviſenzuwider⸗ 
handlungen, von denen die eine nach 
§ 44 J Dev. ſtraflos bleibt, die andere 
nach § 44 II fahrläſſig, die dritte vor⸗ 
ſätzlich begangen iſt 1642 3 

§ 44 StPO. Gewährung der Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand, wenn das 
Gericht eine Friſt irrtümlich als ver⸗ 
ſäumt angeſehen hat 2132 5 

§ 395 NAbgdO. Beurteilung einer vorſätz⸗ 
lichen Verletzung des Steuergeheimniſſes 
als fahrläſſiges Vergehen bei verſchulde⸗ 
tem J. des Täters 1810 15 


Italien 


Regelmäßig erfordert Patentausübung 
nach italieniſchem Recht auch Herſtellung 
des patentierten Gegenſtands in J.; 
Ausnahme hiervon, wenn dieſe dem Pa⸗ 
tentinhaber trotz aller Anſtregungen 
nicht möglich 142457 


Jude 


ogl. auch unter Blutſchutzc. 

Der Reichsrechtsführer zur J. frage 1636 

Die Wiener Anwaltſchaft wird aefäubert 
1943 


Der Beweisantrag als Kampfmittel jüdi⸗ 
ſcher Verteidiger 1301 

Recht des Standesbeamten, die Eintragung 
eines typiſch jüdiſchen Namens (Joſuaf 
als Vorname für ein deutſches ariſches 
Kind in das Geburtenbuch abzulehnen 
2210 25 


Zur Frage, ob die J.eigenſchaft eines Kom⸗ 
manditiſten allein wichtigen Grund für 
die Auflöſung der Geſellſchaft nach § 133 
HGB. oder für die Ausſchließung des 
Betreffenden nach $ 140 HGB. bildet 
＋ 1825 33 

8 242 BGB. Verſtoß gegen Treu und 
Glauben und die Verkehrsſitte bejaht bei 
Bindung eines ariſchen Geſchäftsmannes 
an die zum Schutze eines jüdiſchen Ver⸗ 
tragsgegners vereinbarte Konkurrenz⸗ 
klauſel 2203 17 

Keine vormundſchaftsgerichtliche Genehmi⸗ 
gung von Lehrverträgen mit jüdiſchen 
oder jüdiſch beeinflußten Firmen 
＋ 1898 5 

1. VO. zum RBürgerc h. Seit 15. Nov. 
1935 Unfähigkeit des von drei volljüdi⸗ 
ſchen Großeltern abſtammenden Richters 
zur Bekleidung des Richteramts 201817 

§ 91 3PO. Bei Einlegung eines unzu⸗ 
läſſigen Einſpruchs gegen Verſäumnis⸗ 
urteil nach neun Jahren Pflicht zur 
Tragung der Mehrkoſten, die der Gegen⸗ 
partei durch Beauftragung eines ande⸗ 
ren Rechtsanwalts an Stelle des frühe⸗ 
ren jüdiſchen Rechtsanwalts entſtehen 
1268 30 

Dem ausſcheidenden nichtariſchen Armen⸗ 
anwält verbleiben die bereits entſtande⸗ 
nen Gebühren, dem ariſchen Nachfolger⸗ 
Rechtsanwalt iſt inſoweit unentgeltliches 
Tätigwerden zuzumuten 1470 °° 

Berufung eines J. auf Unpfändbarkeit 
von Radioapparat gemäß § 811 Ziff. 1 
ZPO. unzuläſſig 1917 71 

5 13 REG. Erhebungen über Raſſereinheit 
des Hofeigentümers im Verfahren wegen 
Feſtſtellung der Erbhofeigenſchaft. Un⸗ 
möglichkeit der vollſtändigen Beſchaffung 
der erforderlichen Urkunden 1743 24 

StAnpG. Gemeinnützigkeit nicht aner⸗ 
kannt für die Betätigung jüdiſcher 
Sportvereine 1545 4 

Mit Ausscheiden jüdiſcher leitender Arzte 
an Krankenanſtalten und jüdiſcher Ver⸗ 
trauensärzte Erlöſchen der vertraglich er⸗ 
worbenen Anwartſchaften auf Ruhege⸗ 
haltsverſorgung 1849 60 

§ 371 RVO. Ausſchluß füdiſch geleiteter 
Krankenhäuſer von der Behandlung 
nichtjüdiſcher Kaſſenmitglieder 2160 4° 

Die Ariergeſetzgebung vor den New Norker 
Gerichten F 1679“ 


Jüdiſche Religion 
Zuſtändigkeitsvorſchriften für jüdiſche Kul⸗ 
tusbeamte nach iſcgecheſlonaliſchen 
(öſterr.) Recht 1242 7 
§ 2 BlutſchutzGG. Beurteilung der Zuge⸗ 
hörigkeit zur j. R.gemeinfchaft nach ob⸗ 
jeftiven äußeren Merkmalen 1583 1 


Jugendamt 

Durch die in 8 57 13 RJugWohlfG. vor⸗ 
geſchriebene Anhörung des J. vor Ent⸗ 
ſcheidung über Schutzaufſicht Pflicht des 
VormGer. gemäß § 12 FGG. zur Sach⸗ 
aufklärung und eigenen Ermittlung un⸗ 
berührt 1725 16 

Antrags- und beſchwerdeberechtigt i. S. des 
§ 65 I, VI RJug Wohlfch. iſt das nach 
§ 7 Mug WohlfGG. für den gewöhn⸗ 
lichen Aufenthaltsort des Minderjähri⸗ 
gen zuſtändige J. 2145 21 


Jugendrecht f 
Jahrbuch des J. Schrifttum 1450 


Jugendſchutzgeſetz v. 30. April 1938 
Beſprechung 1366 
Schrifttum 1710 1873 


Jüliſch⸗Bergiſches Wegerecht 7 1982 3° 


Sachregiſter 


Juriſtiſche Perſon 
5 141 36D. Verfahren vor den Einigungs⸗ 
ämtern der Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
kammern. Ordnungsſtrafe gegen j. P. 
wegen Nichtentſenden eines prozeßfähi⸗ 
gen Vertreters zum Termin J 160637 
„Verletzt“ i. S. des § 22 StPO. iſt nicht 
Mitglied der j. P., deren Vermögen 
durch die Tat verletzt worden, ſo daß 
Konkursantrag geſtellt und die Beiträge 
erhöht wurden 1885 2° N 
Nach Umſatzſteuerrecht iſt bei j. P. teil⸗ 
weiſe gewerbliche Selbſtändigkeit, teil⸗ 
weiſe Unſelbſtändigkeit nicht möglich 
1209 77 


Juſtizbehörden 1 
Geſchäftsgang und Geſchäftsleitung bei 
den J. Schrifttum 2192 


Juſtizbeitreibungsordnung 
Arbeitsunterlage der DAF. Schrifttum 
1710 


Juſtizkaſſenweſen 
Einzahlungen durch Poſtſcheck oder mit 
Poſtanweiſung an die Gerichtskaſſen 
(Gerichtszahlſtellen) 2188 
Das Kaſſenweſen im Bereiche der Reichs⸗ 
juſtizverwaltung. Schrifttum 2192 
§ 37 Ziff. 5 JuſtKaſſO. Bedeutung der 
Haftungsvorſchriften der JuſtͤKaſſO. für 
die Frage, ob Gebühren vor oder nach 
Bewilligung des Armenrechts gezahlt 
find T 2043 38 
§ 37 Ziff. 5 JuſtͤKaſſo. Nachweis der 
Zahlung der Prozeßgebühr nach § 519 
VI ZPO. durch Stempel der Aufgabe⸗ 
poſtanſtalt auf Zahlkartenabſchnitt 2048 42 


Kammergericht 

In Angelegenheiten der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit Zuſtändigkeit des K. zur 
Entſcheidung über erſte Beſchwerde ge⸗ 
gen Landgerichtsentſcheidung auch in 
anderen als den in § 3 ZuſtB O. vom 
23. März 1936 angeführten Fällen 
1412 23 


Kanaliſation (Baupolizei) 1615 5 


Kapitalabfindung (Verſorgungsrecht) 

Die Sicherungshypothek für eine K. Zweck, 
Sonderſtellung und Folgerungen 2177 

Steuerbefreiung nach § 21 GrErwStG. 
nur für Grundſtückserwerb auf Grund 
von K., die nach den zur Zeit der Ent⸗ 
ſtehung der Steuerſchuld geltenden Ver⸗ 
. gewährt worden ſind 
243 58 


Kapitalerhöhung 
§ 279 HGB. Nichternſtlichkeit einer dem 
Wortlaut nach beſchloſſenen Bar. 
1653 14 


Anwendung des § 19 II GmbHG. auf den 
Fall der K. f 1400 16 8 

Urkundenſteuer der Niederſchrift über 
Hauptverſammlung der Aktiengeſellſchaft, 
wenn Gegenſtand der Tagesordnung 
nur Erhöhung des Grundkapitals 1908 * 


Kapitalherabſetzung 
Bei Umwandlung einer Aktiengeſellſchaft 
in GmbH. Ermäßigung der Kapitalzif⸗ 
fer unter Anwendung der Vorſchriften 
1901 Herabſetzung des Grundkapitals 
1901 #3 


Kapitalkonto, negatives 
RBewc. Verteilung des Vermögens einer 
Oß G. unter die Geſellſchafter beim Vor⸗ 
handenſein von n. K 135458 
831 Ziff. 2 ErbfHSt®. Übernahme n. K. 
der Mitgeſellſchafter durch DHGefell- 
ſchafter als Schenkung 1501 


31 


Kapitalverkehrſteuer 
vgl. unter Geſellſchaftſteuer 


Kapitalvermögen 
§ 20 EinfStG. 1934. Zur Behandlung 
von Stückzinſen feſtverzinslicher Wert⸗ 
papiere bei Einkünften aus K. f 1421 ® 


Kartellſchiedsgerichte 
Schiedsgerichte unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung des Kaxtell⸗ und Arbeits⸗ 
rechtsgebietes. Schrifttum 1450 


Kartellſperre 
Die K. Schrifttum 2127 


Katholiſche Kirchengemeinde 
vgl. unter Kirchenvermögen 


Katholiſche Religion 

Überblick über die Entwicklung des kano⸗ 
niſchen Eherechts in Oſterreich 2095 

Auch vor Anpaſſung des öſterreichiſchen 
Familienrechts an das deutſche Recht 
Eheſcheidung von vormals deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſchen Ehegatten der k. R.gemein⸗ 
1880 deutſche Gerichte ſtatthaft 


Kauf 

Bedeutung der PreisſtopV O. für Kauf⸗ 
und Lieferungsverträge 1227 

§ 463 BGB. Haftung des Verkäufers eines 
Hauſes, der beſtimmte Friedensmiete zu⸗ 
geſichert hat 2010 12 

8 493 BGB. Keine Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften über Haftung des Verkäufers 
für Sachmängel auf die Ausbietungs⸗ 
garantie 15189 


Kauſvertragſteuer ($ 12 UrkStG.) 1548 
1760 #7 


Kinder 
Begehung der Raſſenſchande als ſoge⸗ 
nannte Erſatzhandlung an unreifen K. 
1947 ? 
Zulaſſung des Vaters eines getöteten Kin⸗ 
des als Nebenkläger 1164 12 


Kinderarbeit 
Gef. über Kinderarbeit und über die Ars 
beitszeit der Jugendlichen v. 30. April 
1938; Beſprechung 1366; Schrifttum 

1710 1873 


Kinderzulagen 

Zur Anwendung des VollſtrMißbrG. bei 
Pfändung von K. 2168 

Pfändbarkeit der K. der Behördenangeſtell⸗ 
ten. Anwendung des VollſtrMißbrG. 
1541 s 

Dasſelbe bzgl. Arbeiter und Angeſtellten 
1337 7 215555 


Kindesmißhandlung (§ 223 b StGB.) 1161 
187908 


Kindesraub (8 235 StG B.) 

Bewußte Verletzung des Erziehungs⸗ und 
Aufſichtsrechts durch zeitweilige Vereite⸗ 
lung. Überredung eines 18jährigen Jun⸗ 
gen zu Reiſe, die vor dem Erziehungs⸗ 
1888 geheim gehalten werden ſoll 
1 3 


Kindſchaftsrecht 
Regelung der ehelichen Abſtammung und 
des Rechtsverhältniſſes zwiſchen den 
Eltern und einem ehelichen Kinde bei 
Staätenloſen gemäß Gef. über die An⸗ 
derung und Ergänzung familienrecht⸗ 
licher Vorſchriften uſw. v. 12. April 
1938 1291 
Die rechtliche Stellung der Kinder aus 
nichtigen Ehen gemäß Ehe. v. 6. Juli 
1938 2077, desgl. bzgl. der Kinder aus 
geſchiedenen Ehen 2094 


*32 


Das Verfahren in Ehe⸗ und Kindſchafts⸗ 
ſachen nach der VO. v. 27. Juli 1938 
2108 2116 

Streitwert für Feſtſtellung des ehelichen 
Kindſchaftsverhältniſſes 1339 50 


Kirchengemeinde 
Wirkſamkeit der von Gemeinde oder K. 
als Anſtaltsträgerin aufgeſtellten Fried⸗ 
hofsordnung 1889 80 


Kirchenrecht 
Überblick über die Entwicklung des kano⸗ 
niſchen Eherechts in Sſterreich 2095 
Neues Staats. Schrifttum 2000 


Kirchenſteuern N 
Präͤirch Austr. Erhebung dinglicher K. 
von Andersgläubigen 1908 52 


Kirchenvermögen 

Erfordernis der biſchöflichen Genehmi⸗ 
gung für wechſelmäßige Verpflichtung 
der katholiſchen Kirchengemeinde in 
Preußen. Begriff des Vermögens i. S. 
des § 1 KathͤKirchVerwG. Haftung der 
katholiſchen Kirchengemeinde für uner⸗ 
laubte Handlungen ihres Kirchenvor⸗ 
ſtandes 1253 10 

Durch Art. 5 des Osnabrücker Friedens⸗ 
vertrags von 1648 begründete Beſitz⸗ 
und Eigentumsrechte derjenigen, die ſich 
im Jahre 1624 im Beſitz kirchlichen 
Vermögens befunden haben 1535 22 


Klageänderung 

Zum Weſen der K. 2149 28 

Nach Verklagung des richtigen Bekl. un⸗ 
ter zwei ſelbſtändigen Parteibezeichnun⸗ 
gen iſt Nichtigftellung in jeder Lage des 
Verfahrens zuläſſig und keine K. i. S. 
des § 264 ZPO. 1730 21 

Vorliegen von K., wenn für klagende nicht 
eziſtierende Perſon — hier KommcGeſ. 
in Liquidation, vertreten durch ihren 
Liquidator — der eigentlich Berechtigte 
in den Prozeß eintritt 2234 46 


Klageantrag 

Faſſung des K. bei Einklagung eines 
Teilbetrags aus Mehrheit ſelbſtändiger 
Anſprüche. Zum Unterſchied zwiſchen 
bloßen Rechnungspoſten eines einheit⸗ 
lichen Anſpruchs, verſchiedenen Klage⸗ 
gründen und mehreren ſelbſtändigen, 
gegeneinander abzugrenzenden Anſprü⸗ 
chen 2048 48 

Freies Nachprüfungsrecht des Rev. bzgl. 
der Auslegung des K. als einer Prozeß⸗ 
handlung 2149 27 


Klagebefugnis 

Befugnis der Wirtſchaftsgruppe „Druck 
und Papier“, als Vertreterin der be⸗ 
teiligten Unternehmen die Anſprüche, 
die dieſen aus Übertretung eines ge⸗ 
ſetzlichen Veräußerungsverbots erwach⸗ 
ſen, im eigenen Namen zu verfolgen 
17720 

8 148 PrAllgBergG. Übertragung von 
Schadenserſatzanſprüchen einzelner we⸗ 
gen Waſſerentziehung infolge Bergbaus 
geſchädigter Grundeigentümer. K. des 
Zeſſionars 1962 13 


Klagerücknahme 

K. in Eheſachen gemäß DurchfVO. zum 
Ehe. v. 27. Juli 1938 2113 

Nach Durchführung der Klage auf Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft durch 
Kl., der nicht geſchieden ſein will, und 
gemäß § 1575 BGB. ergangenem Schei⸗ 
dungsurteil iſt Berufungseinlegung 
durch Kl., um ſeine Klage zurückzuneh⸗ 
men, als mißbräuchliche Rechtsausübung 
zu behandeln 1336 4 


Sachregiſter 


§ 29 GKG. Nach Abſchluß eines gericht⸗ 
lichen Vergleichs keine Ermäßigung der 
Prozeßgebühr wegen K. 161143 

In entſprechender Anwendung des § 271 
ZPO. auf den Fall der durch unrichtige 
Zuſtellung nicht wirkſam erhobenen 
Klage Recht des Bekl., wegen des Ko⸗ 
ſtenurteils einen Verhandlungstermin 
zu verlangen 5 1465 17 


Kläranlage (Baupolizei) 1615 50 


Klauſel 
Zur Bedeutung der K. „Zahlbar in. 
(Ortsangabe)“ 1891 52 


Kleidung 
§ 5 der 2. DurchfVO. zum Dev. vom 
24. Juli 1935. Zur Frage der Zuläſſig⸗ 
keit der Anſchaffung von Kiſtücken mit 
Reichsmarkbeträgen aus „Regiſtergut⸗ 
haben für Reiſezwecke“ 1644 


Kleingarten 

Pachtpreisbildung für K.⸗ und Kleinpacht⸗ 
land als Aufgabe der unteren Preisbil⸗ 
dungsbehörden 1493 

88 3, 4 KleingartO. Entſcheidung der Ver⸗ 
waltungsbehörde über die Zuläſſigkeit 
der Kündigung eines K., des ordent⸗ 
lichen Gerichts über die bürgerlich⸗recht⸗ 
liche Wirkſamkeit der Kündigung 2226 2. 


Kleinſiedlung 
ogl. unter Siedlung 


Kleinwohnungsbau 
ogl. unter Wohnungsunternehmen 


Kohlenwirtſchaft 

Ausführungsbeſtimmungen zum General⸗ 
abkommen zwiſchen den deutſchen berg⸗ 
baulichen Syndikaten und dem deutſchen 
Kohlenhandel v. 27. Juli 1934. Liefe⸗ 
rungsberechtigung des Kohlengroß⸗ und 
Einzelhandels. Waggonweiſer Bezug 
1965 15 


Kolonien 
Abriß des Deutſchtums im Ausland und 
in den K. Schrifttum 1997 


Kommanditgeſellſchaft 

Die „kapitaliſtiſche“ K. Schrifttum 1801 

Übernahme des Vermögens einer K. durch 
einen Geſellſchafter unter Abfindung der 
übrigen. Geltendmachung eines zum 
Vermögen der bisherigen K. gehörigen 
Anſpruchs durch den Nachfolger als Ein⸗ 
zelkaufmann unter der bisherigen Firma 
ohne Geſellſchaftszuſatz 221227 

Vorltegen von Klageänderung, wenn fen 
die klagende nicht exiſtierende Perſon 
— K. in Liquidation, vertreten durch 
ihren Liquidator — der eigentlich Be⸗ 
rechtigte in den Prozeß eintritt 22340 

Zur Frage, ob die Judeneigenſchaft eines 
Kommanditiſten allein wichtigen Grund 
für die Auflöſung der Geſellſchaft nach 
§ 133 HGB. oder für die Ausſchließung 
des Betreffenden nach §S 140 HGB. bil⸗ 
det 7 1825 % 

Verneinung des Vorliegens eines wich⸗ 
tigen Grundes für Übernahme des Ge⸗ 
ſchäfts der K. durch einen der zwei vor⸗ 
handenen Geſellſchafter gemäß § 142 
HGB. wegen Unbdilligkeit der Ausſchlie⸗ 
ßung des anderen Geſellſchafters 2212 28 


Konkurs 
Die KO. Arbeitsunterlage der DAF. 1710 
Anwendung des KündSchcG. auf Kündi⸗ 
gungen von Dienſtverhältniſſen wäh⸗ 
rend des Krverfahrens 2239 5 
Durch § 146 VI KO. Befugnis des Gläu⸗ 
bigers, der Schuldtktel für ſeine Forde⸗ 


rung hat, den Rechtsſtreit gegen den 
Widerſprechenden aufzunehmen, unbe⸗ 
rührt 1537 27 

Verlangen des K.verwalters auf Einwilli⸗ 
gung zur Löſchung einer nach § 221 KO. 
unwirkſamen Zwangshypothek 1971 18 

Zum Tatbeſtand des § 239 KO. gehört 
Schädigung der Gläubigergeſamtheit 
durch Schmälerung der Maſſe. Bei Prü⸗ 
fung des Tatbeſtandes des § 240 I Ziff. 2 
KO. Ausgehen vom einzelnen Kreditge⸗ 
ſchäft. Abſicht des Täters, den K. durch 
Warenverſchleudern hinauszuſchieben, 
ſchon im Zeitpunkt der Entnahme auf 
Kredit erforderlich 2005 

88 239, 242 KO. Erdichtete Forderung 
oder Schuld 1885 10 

§ 240 KO.; $ 2 StGB. Strafrechtliche 
Verantwortlichkeit des Leiters einer 
GmbH., der nicht Geſchäftsführer ift, für 
unrichtige Buchführung 1569 

Entſprechende Anwendung des Vollſtr⸗ 
Mißbrö. im K.verfahren 2156 3 

Die Regiſtereintragung des Erlöſchens der 
Firma einer Aktiengeſellſchaft gleichzeitig 
mit Aufhebung des K. über ihr Vermö⸗ 
gen iſt öffentlich bekanntzumachen 1825 55 

„Verletzt“ i. S. des § 22 StPO. iſt nicht 
Mitglied der juriſtiſchen Perſon, deren 
Vermögen durch die Tat verletzt worden, 
fo daß Klantrag geſtellt und die Bei⸗ 
träge erhöht worden 1885 20 


Konkursanſechtung 
Annahme von Benachteiligungsabſicht i. S. 
des § 31 KO. 1536 20 


Konkurstabelle 
Berichtigung von Eintragungen in die K. 
1835 4 


Konkursverwalter 

Richtlinien über Vergütung des K. vom 
22. Febr. 1936 auf Vergütung des Nach⸗ 
laßverwalters unanwendbar 1334 @ 

Selbſtändige Gebührenanſprüche von zwei 
zu K. beſtellten Rechtsanwälten, die ſich 
beide in Rechtsſtreit ſelbſt vertreten ha⸗ 
ben, in dem ſie auf Zahlung als Ge⸗ 
ſamtſchuldner aus der Konkursmaſſe ver⸗ 
klagt worden 1473 26 

Wirkſamkeit der vom K. ausgeſprochenen 
Kündigung von beim Gemeinſchuldner 
angetretenem Dienſtverhältnis, auch bei 
Aufhebung des Konkurseröffnungsbe⸗ 
ſchluſſes mit rückwirkender Kraft 2239 83 


Koppelungsgeſchäft 
§ 117 BGB. Ernſtlichkeit eines K., bei 
dem Lieferung an den Käufer nicht er⸗ 
folgen ſollte und nicht erfolgt iſt 1245 10 


Körperſchaften, öffentlich⸗ rechtliche 

Zur Frage des Rechtsanſpruchs auf Weih⸗ 
nachtszuwendung, beſonders bei ö. K. 
1669 25 

Begriff der den Gemeinden oder Ge⸗ 
meindeverbänden ähnlichen K. des öf⸗ 
fentlichen Rechts i. S. des § 2 I Klein⸗ 
wohnungsGebBefrVO. 2225 3 


Körperſchaftſteuer 

Einkommenſteuer, K., 
Schrifttum 1582 

§ 4 1 Ziff. 6 KörpStG. Zur Frage des 
mildtätigen Zwecks einer Stiftung, die 
Wohnungen an ihre Stiftsinſaſſen gegen 
einen kleinen Unterhaltszuſchuß vergibt 
1672 20 

KörpStß. Frage der Gemeinnützigkeit der 
Kreditanſtalten einer öffentlich⸗xechtlichen 
Körperſchaft 1206 = 

KörpSt®. Zur Frage der Sicherſtellung 
der Gemeinnützigkeit der Zweckbeſtim⸗ 
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14. LG. — 88 93 ff. BGB. Telefonanlage des Mieters weder 
weſentlicher Beſtandteil noch Zubehör eines Wohnhauſes. 

Die Firma St. hatte im Parterre eines fünfſtöckigen 
Wohnhauſes Büroräume ſeit Jahren als Mieterin inne. Die 
Kl. vermietet gewerbsmäßig komplette Telefonanlagen und hatte 
der Firma St. ſeit 1920 mietweiſe eine ſolche Haustelefonanlage 
eingerichtet. Die wiederholt erneuerten Mietverträge ſahen 
eine Mietdauer von 8 bis 15 Jahren vor. Aus Anlaß einer 
Erbauseinanderſetzung im Wege der Zwangsverſteigerung wurde 
das Wohnhaus von der Bekl. Z., die Miterbin war, erworben. 
Kl. begehrt Feſtſtellung ihres Eigentums an der Telefonanlage. 
Die Bekl. beſtreitet das geltend gemachte Recht und will die 
Telefonanlage als ihr Eigentum in Anſpruch nehmen, da diefe 
ntit der Anbringung im Hauſe als weſentlicher Beſtandteil des 
Hausgrundſtücks, jedenfalls aber als Zubehör anzuſehen und 
daher gem. $ 55 ZwVerſtGg. vom Zuſchlag erfaßt worden ſei. 
Die Firma St. iſt dem Rechtsſtreit als Streitgehilfin auf ſeiten 
der Kl. beigetreten. Der Klage wurde ſtattgegeben. 

Die Telefonanlage iſt nicht „weſentlicher Beſtandteil“ des 
Hauſes geworden. Das Schwergewicht der geſamten Anlage ſo⸗ 
wohl wertmäßig als auch praktiſch liegt zunachſt nicht bei den 
gelegten Rohrleitungen, ſondern den Batterien und den ſon 
ſtigen Apparaten ſelbſt (Glühlampenzentrale in Pultform, 
Reihenapparate und Apparaten mit Rückfrage⸗Einrichtungen). 
Dieſe Apparate können techniſch ohne weiteres ausgewechſelt 
werden, ohne daß die gelegten Kabel aus dem — wie unterſtellt 
werden ſoll — Verputz herausgenommen zu werden brauchen, 
genau ſo, wie ſich der Austauſch einer feſt angeſchloſſenen 
Gasuhr, eines Elektrizitätszählers, eines Waſſermeſſers voll⸗ 
ziehen läßt, ohne daß die Gas-, Strom- oder Waſſerleitungen 
ſelbſt entfernt zu werden brauchen. Dieſe Apparate ſelbſt bil⸗ 
den alſo für ſich keine ſo feſt mit dem Grundſtück verbundenen 
Gegeuſtände, daß lediglich mit Rückſicht auf dieſe Verbindung 
der § 93 oder 5 94 BGB. zuträfe. Die Rſpr. hat daher auch 
die Anwendung des § 93 BGB. verneint bezüglich Elektrizitäts- 
zahler (RG.: Recht 24, 1197) und Gasuhr (OLG. Dresden: 
Seuff Arch. 76, 188). Aber auch die Leitungskabel können, ſelbſt 
bei Unterſtellung der Behauptung der Bell., ſte lägen unter Ver⸗ 
putz, nicht als unter 893 BGB. fallend angeſehen werden. Man 
fanır bei dem Stand der heutigen Technik nicht wohl behaupten, 
daß bei Entſernung der Kabel dieſe oder gar das Haus als 
ſolches zerſtört oder in ſeinem Weſen verändert werde. Gering⸗ 
fügige Wiederherſtellungsarbeiten, die nicht zu Laſten der 
Bekl. gehen, werden ſich zwar ergeben; dieſe würden aber ſelbſt 
dann erforderlich, wenn die Leitungen nur übertapeziert wären. 
Auch hier müßte der entſprechende Streifen der Tapete ergänzt 
oder ausgebeſſert werden. Maßgebend für die Auslegung des 
893 BGB. iſt der Zweck der Beſtimmung, den die Motive 
(II, 41) dahin umſchreiben, daß der nutzloſen Zerſtörung wirt⸗ 
ſchaftlicher Werte vorgebeugt werden ſoll. Von einer ſolchen 
Zerſtörung kann aber ſelbſt bei Entfernung von unter Verputz 
liegenden Kabeln nicht geſprochen werden. So iſt die Beſtaud⸗ 
teilseigenſchaft überhaupt verneint worden bei Gasröhren 
(RG. 61, 24; 89, 70 = JW. 1917, 472), bei elektriſcher Lei⸗ 
fung (Rc Z. 83, 67 — JW. 1913, 1046; RG. 87, 43 — J. 
1915, 911), bei Waſſerrohrleitung (OLG. Braunſchweig 45, 
223). Die Annahme, daß die Telefonanlage weſentlicher Be: 
ſtandteil iſt, würde zu Ergebniſſen führen, die weder der Ver⸗ 
kehrsanſchauung noch auch Treu und Glauben entſprechen. 
Die Kl. hätte demnach bei ihren ſämtlichen Telefonapparaten 
und Aeitungen im Haufe ſofort nach ihrer Einrichtung jeweils 
das Eigentum zugunſten des Hauseigentümers verloren, die ab- 
geſchloſſenen Mietverträge zwiſchen der Streitgehilfin und der 
Kl. wären alle nichtig, da ſie auf eine unmögliche Leiſtung ge- 
richtet wären (8306 BGB.). Die Kl. wäre rechtlich zur Er⸗ 
füllung ihrer Vermieterpflichten gar nicht in der Lage und 
hätte auch rein tatſächlich vom Hauseigentümer daran gehindert 
werden können, da ſie ja im Augenblick der Einrichtung der 
Telefonanlage das Eigentum daran verloren hätte und die von 
den Parteien gewollte Miete einer be weglichen Sache nicht 
mehr möglich geweſen wäre. Ebenſo wie § 93 BGB. ſetzt auch 
8 94 Abſ.1 BOB. feſte Verbindung voraus, die nach dem Aus⸗ 
geführten ſelbſt bei Unterſtellung der bekl. Behauptungen nicht 
vorliegt. Daß § 94 Abſ. 2 BGB. nicht zutrifft, bedarf keiner 
weiteren Ausführung, da zur Bau ausführung des Hauſes die 
Einrichtung der Telefonanlage nicht gehört. 

Dagegen treffen auf die Telefonanlagen die Beſtimmungen 


des 895 Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2 BGB. zu, da die Telefon⸗ 
anlage im Sinne dieſer Beſtimmung nur „vorübergehend“ an⸗ 
gebracht iſt. 

„Vorübergehende“ Anbringung i. S. des § 95 BGB. wird 
in der Regel angenommen, wenn nicht der Hauseigentümer, 
ſondern der Mieter eine Einrichtung trifft. Dies gilt z. B. 
auch für vom Mieter angebrachte elektriſche Licht⸗ und Kraft⸗ 
anlagen (RGZ. 109, 128). Vorliegendenfalls kommt noch hinzu, 
daß der Mieter (Firma St.) nicht einmal ihm ſelbſt gehörige 
Sachen angebracht hat, ſondern ſich dieſe Sachen ſelbſt wieder 
von der Kl. gemietet hat. Die Unſicherheit über das Beſtehen⸗ 
bleiben der Anlage lag alſo ſowohl in dem kündbaren Miet⸗ 
vertrag der Streithelferin mit dem Hauseigentümer über die 
Büroräume, als auch in dem zeitlich beſchränkten Mietvertrag 
zwiſchen der Streithelferin und der Kl. bezüglich der Telefon⸗ 
anlage. Dieſer letztere Vertrag iſt ſeit Beſtehen der Anlage 
wiederholt erneuert und abgeändert worden, was die Beweg⸗ 
lichkeit und Zeitbedingtheit deutlich zum Ausdruck bringt. Die 
Mietfriſten ſind wohl lange und bewegen ſich zwiſchen 8 und 
15 Jahren. Es darf aber nicht verkannt werden, daß in der 
Branche der Kl. derartige Friſten nicht nur aus techniſchen 
Gründen nötig, ſondern auch geſetzlich vorgeſchrieben find (ogl. 
das Amtsblatt der Reichspoſt Nr. 90 vom 5. Mai 1934). 
Die Einrichtung der Anlage erfordert in der Regel nicht 
unbedeutende Aufwendungen, es werden durch die Aufſtel⸗ 
lung der Apparatur erhebliche Werte gebunden, ſo daß auch 
aus allgemeinen kaufmänniſchen Erwägungen ganz allgemein 
üblich mehrjährige Friſten als Mietdauer beſtimmt werden. 
Hierdurch wird das Begriffsmerkmal „vorübergehend“ nicht 
beſeitigt (RG. 97, 102; 153, 231 = JW. 1937, 987). Wenn 
die Firma St. die Abſicht gehabt hätte, dieſe Anlage zu 
ihrem Dauerbeſitz zu machen, ſo hätte ſie ſie wohl käuflich er⸗ 
worben. Mit der Anwendung des 895 BGB. entfällt zugleich 
die Annahme der Zubehöreigenſchaft der Telefonanlage, da 
897 Abſ. 2 BGB. die Zubehöreigenſchaft ebenfalls bei „borüber- 
gehender“, wenn auch jahrzehntelanger Benutzung verneint. 
Es kann daher dahingeſtellt bleiben, ob die Anlage überhaupt 
„dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache“, nämlich des 
Wohn hauſes, zu dienen beſtimmt iſt oder nicht vielmehr nur 
dem im Erdgeſchoß beſtehenden Geſchäftsbetrieb. Daß das frag⸗ 
liche Wohnhaus nicht unter 8 98 Ziff. 1 BGB. fällt, weil es als 
ſolches in ſeinem weſentlichen Teil nicht als ein für einen ge⸗ 
werblichen Betrieb dauernd eingerichtetes Gebäude augeſehen 
werden kann, bedarf keiner weiteren Ausführungen. 

Das Gericht iſt ſchließlich der Überzeugung, daß eine ſolche 
Telefonanlage im Verkehr nicht als Zubehör angeſehen wird 
(897 Abſ. 1 Satz 2 BGB.). Es iſt gerichtsbekannt, daß die 
ganz überwiegende Mehrzahl ſowohl der von der Reichspoſt 
als auch von Privatfirmen eingerichteten Telefonanlagen Eigen⸗ 
tum der Poſt bzw. der Firma bleiben und nur vermietet zu 
werden pflegen. Hieran hat ſich der allgemeine Verkehr ſchon 
fo gewöhnt, daß er gar nicht mehr mit der Zubehöxeigenſchaft 
derartiger Anlagen rechnet, ebenſowenig wie z. B. die von 
ſtädtiſchen Werken geſetzten und nur vermieteten Strom⸗, Gas⸗ 
und Waſſerzähler. Daher kann dem folgenden Gutachten der 
Induſtrie⸗ und Handelskammer Berlin vom Jahre 1932 nur 
beigepflichtet werden: 

„Mit Rückſicht auf die feſt beſtimmte Dauer, zu der Pri⸗ 
vattelefon⸗ und Uhrenanlagen gewöhnlich vermietet werden, 
und mit Rückſicht darauf, daß nach Ablauf dieſer Mietzeit 
die Anlagen regelmäßig erneuert werden müſſen, werden 
ſolche Gegenſtände in den beteiligten Verkehrskreiſen nicht als 
Zubehör des Grundſtücks angeſehen, zu deſſen Einrichtung 
fie gehören. C 5035/82 (XII A 4).“ 

(gl. Mitt. d. Induſtrie⸗ u. Handelskammer zu Berlin vom 
10. Aug. 1932.) 

Von dieſem Standpunkt geht auch das Urteil des LG. 
Oldenburg v. 2. Febr. 1932 (I 0 33/31) aus. 

Da ſonach die ſtrittige Telefonanlage weder als Beſtand⸗ 
teil i. S. des § 93 f. BGB. noch als Zubehör i. S. des 8 97f. 
BGB. angeſehen werden kann, hat die Bekl. durch den Zu⸗ 
ſchlag ($ 55 ZuvVerſtG.) kein Eigentum an ihr erlangt. Auf 
den guten Glauben kommt es bei dieſem Erwerb, da er nicht 
rechtsgeſchäftlicher Natur iſt, nicht an. Jedes andere Ergebnis 
kwürde auch der Billigkeit widerſprechen. Die Verſteigerung hatte 
den Zweck, die vorhandene, vom Erblaſſer herrührende Maſſe 
zur Verteilung zu bringen. Es wäre unbillig, wenn ein völlig 
unbeteiligter Dritter im Verfolg dieſer Auseinanderſetzung ſein 
Eigentum ohne weiteres verlieren würde, obwohl für die der 
Verſteigerung zugrunde liegende Schätzung und auch für Höhe 
der Gebote die Anlage keine Rolle ſpielte. 

(SG. Mannheim, U. v. 30. Sept. 1937, 20 100/37.) 
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15. AG. — 88 119, 123, 138, 151 BGB. 


1. Verträge zwiſchen Juden oder Judenſtämmlingen und 
einer nationalſozialiſtiſchen Tageszeitung über die Aufnahme einer 
Anzeige ſind nichtig. 

2. Der Anzeigenauftrag iſt erſt dann für die Zeitung bin⸗ 
dend, wenn er vom Anzeigenleiter ſtillſchweigend oder ausdriick⸗ 
lich angenommen wird. Auch wenn andere Angeſtellte der Zei⸗ 
tung die Aufnahme der Anzeige zugeſagt haben, wird dadurch 
die Zeitung zur Veröffentlichung noch nicht verpflichtet. 

Die Kl. verlangt Schadenserſatz, weil der Verkl. eine von 
ihr aufgegebene eilige Anzeige nicht gebracht habe. 

Die Kl. vertreibt als Generalvertreterin einer Firma in 
H. Gruden, indem ſie Kochvorträge hält. Für den 20. und 
21. Mai 1937 hatte fie in K. durch die Zeitung „Der H.“ zwei 
Kochvorträge angekündigt. Zum erſten Vortrag waren nur 
fünf Zuhörer erſchienen, und man ſagte ihr, die Hälfte der dor⸗ 
tigen Einwohner leſe die Thüringer Gauzeitung, die im Verlag 
des Verkl. erſcheinende parteiamtliche Zeitung. Deshalb rief 
die Kl. am 21. Mai frühmorgens den Verkl. an und gab eine, 
Anzeige auf, die auf den Vortrag am ſelben Tage hinwies. 
Am Fernſprecher war beim Verkl. der als Verlagsvertreter 
und Werber angeſtellte S., nahm die Anzeige entgegen und 
ſagte zu, daß ſie am ſelben Tage erſcheinen werde. Der An⸗ 
zeigenſachbearbeiter H. lehnte dann nach Rückſprache mit dem 
Anzeigenleiter die Aufnahme ab, da inzwiſchen feſtgeſtellt 
wurde, daß die Kl. nichtariſch iſt, und rief die Kl. an, um ihr 
das mitzuteilen. Der Anruf erreichte ſie aber nicht. Sie fuhr 
mittags nach K. und ſtellte dort feſt, daß die Anzeige nicht 
erſchienen war; zu dem Vortrag an dieſem Tage erſchien nie⸗ 
mand. 

Die Kl. iſt Nichtarierin. Dieſe perſönliche Eigenſchaft der 
Kl. iſt für den Vertrag weſentlich, ſie gehört mit zum Inhalt 
des Vertrages. Ebenſo die Tatſache, daß der Verkl. nicht ein 
beliebiges gewerbliches Unternehmen iſt, ſondern die parteiamt⸗ 
liche Gauzeitung herausgibt. Der Streit iſt deshalb nicht in 
erſter Linie nach 88 151, 119, 123 BGB. zu entſcheiden, ſondern 
zunächſt muß man fragen, ob hier der Anzeigenvertrag an ſich 
überhaupt wirkſam abgeſchloſſen werden konnte. Dieſe Frage iſt 
zu verneinen. Es widerſpricht den elementarſten national⸗ 
ſozialiſtiſchen Grundſätzen, daß eine parteiamtliche Zeitung An⸗ 
zeigen von Nichtariern aufnimmt. Zu dem lebenswichtigen 
Kampf um die Freiheit der Preſſe vom jüdiſchen Einfluß ge⸗ 
hörte und gehört die Ausſchaltung der jüdiſchen Anzeigenauf⸗ 
träge. Es iſt deshalb für jeden Deutſchen ſelbſtverſtändlich, 
daß eine nationalſozialiſtiſche Zeitung keine Anzeigen von 
Juden oder Judenſtämmlingen aufnimmt. Inhalt und Ziel 
eines ſolchen Anzeigenvertrages würden gegen nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Grundüberzeugungen und damit gegen die guten Sitten 
verſtoßen. Darum iſt ein ſolcher trotzdem abgeſchloſſener Ver⸗ 
trag von vornherein nichtig (5 138 Abſ. 1 BGB.). Auf die 
Kenntnis der Parteien von den Tatſachen, die die Nichtigkeit 
begründen, kommt es dabei nicht an. Es kann hier alſo uner⸗ 
örtert bleiben, inwieweit die Kl. von ihrer Eigenſchaft als Nicht⸗ 
arierin überzeugt war oder ob ſie wußte, daß ſie auf der Liſte 
nichtariſcher Gewerbetreibender ſtand. Andererſeits iſt bewieſen, 
daß S. bei der fernmündlichen Entgegennahme der Anzeige 
den Namen der Kl. nicht verſtanden und deshalb — ohne Ver⸗ 
ſchulden — nicht gewußt hat, daß ſie Nichtarierin iſt. Der Au⸗ 
zeigenvertrag, wenn überhaupt zuſtande gekommen, iſt alſo 
nichtig, die Kl. kann Schadenserſatzanſprüche aus ihm nicht 
herleiten. 

Der Vertrag iſt aber auch tatſächlich nicht zuſtande gekom⸗ 
men. Die rechtsgültige Annahme eines Anzeigenauftrages er⸗ 
folgt nach der gerichtsbekannten allgemeinen übung im deut⸗ 
ſchen Zeitungsweſen durch den Anzeigenleiter, ſtillſchweigend 
oder ausdrücklich. Das muß auch ſo ſein, denn er trägt die 
preſſerechtliche Verantwortung und muß deshalb die Möglich- 
keit haben, unzuläſſige oder bedenkliche Anzeigen zurückzuweiſen, 
ohne durch drohende Schadenserſatzauſprüche gehemmt zu ſein. 
Der Verklagte hat ſich auch ausdrücklich dieſes Recht in ſeinen 
allgemeinen Geſchäftsbedingungen vorbehalten. („Für Anzeigen- 
aufträge, die an den Schaltern der Geſchäftsſtellen, durch Ver⸗ 
lagsvertreter oder ſonſtige Annahmeſtellen angenommen wur⸗ 
den, behält ſich der Verlag die Ablehnung vor.“) Dieſen Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen hat ſich die Kl., auch wenn ſie ihr nicht aus 
drücklich bekannt waren, durch die Aufgabe der Anzeige unter⸗ 
worfen; eine Zeitung iſt ein öffentliches Unternehmen, deſſen 
Geſchäftsbedingungen jeder, der davon Gebrauch macht, ſtill⸗ 
ſchweigend anerkennt. Der Vertreter S. hat alſo durch ſeine 
Zuſage, die Anzeige werde am ſelben Tage erſcheinen, den 
Vertrag noch nicht wirkſam abgeſchloſſen. Die dann erfolgende 
Ablehnung durch den Anzeigenſachbearbeiter H. war kein 


Widerruf eines abgeſchloſſenen Vertrags, ſondern die zu⸗ 
läſſige und zu keinem Schadenserſatz verpflichtende Ablehnung 
eines Vertragsangebots. 

Fraglich könnte nur ſein, ob die Kl. nicht doch aus einem 
anderen Grund Schadenserſatz verlangen kann. H. rief ſie im 
Laufe des Vormittags an, um ihr die Ablehnung mitzuteilen. 
Zu dieſer unverzüglichen Mitteilung war er nach Abs. 8 der 
allgemeinen Geſchäftsbedingungen verpflichtet. („Die Ablehnung 
wird dem Auftraggeber unverzüglich mitgeteilt.“) Er erreichte 
aber die Kl. nicht; ob die Leitung beſetzt war oder bei der Kl. 
niemand hörte, kann er nicht mehr ſagen. Nach den glaubhaften 
Angaben der Kl. iſt ſie, ihre Mutter und das Hausmädchen 
den ganzen Vormittag über zu Hauſe geweſen, ſo daß ein An⸗ 
ruf unmöglich hätte überhört werden können. Wahrſcheinlich 
war alſo zu der Zeit, als H. anrief, die Leitung gerade beſetzt. 
Es war ſeine Pflicht, nach kurzer Zeit nochmals anzurufen, um 
die Kl. zu erreichen. Das hat er unterlaſſen. Die Kl. hat des⸗ 
halb vor ihrer Abreiſe nach K, die mittags erfolgte, nicht mehr 
erfahren, daß die Anzeige abgelehut war. Für dieſe Säumnis 
9.3 iſt auf Grund der Geſchäftsbedingungen der Verklagte haſt⸗ 
bar, auch wenn ein Vertrag nicht zuſtande gekommen ift. 

Aber er iſt nur verpflichtet, den Schaden zu erſetzen, der 
durch das Unterlaſſen der Mitteilung tatſächlich entſtanden iſt. 
Entgangener Gewinn kann aus dieſem Grunde nicht geltend 
gemacht werden, er würde nur bei gültigem Vertragsabſchluß 
in Frage kommen. Jedoch auch die baren Auslagen kann die 
Kl. nicht erſetzt verlangen. Sie wären auch entſtanden, wenn ſie 
am Vormittag ſchon erfahren hätte, daß die Anzeige in der 
Gauzeitung nicht erſcheine. Denn der Vortrag an dieſem Tag 
war ſchon zuſammen mit dem Vortrag vom Tag vorher durch 
die Zeitung „Der H.“ angekündigt worden, und weil die Kl. 
nicht wiſſen konnte, ob nicht daraufhin doch noch Leute kommen 
würden, die vielleicht am Tage vorher vorhindert waren oder 
von Käufern, die da eine Grude erworben hätten, dafür inter⸗ 
eſſiert worden waren, mußte ſie auf jeden Fall nach K. fahren 
und bereit ſein, den Vortrag zu halten. Die Fahrtkoſten und 
die Saalmiete wären alſo auch entſtanden. Der Herd war noch 
vom Tage vorher da und verurſachte deshalb keine beſonderen 
Transportkoſten. und die Koſtproben brauchen nicht erſetzt zu 
werden, denn es iſt nicht dargetan, daß ſie verwendet oder un⸗ 
brauchbar geworden ſeien. 

(AS. Jena, Urt. v. 14. Sept. 1937, 9a C 232/37.) 
* 


16. RG. — 58 181, 929, 930 BGB.; § 383 HGB. Über⸗ 
gang des Eigentums an Wertpapieren, die eine Bank im 
eigenen Namen für Rechnung eines Kunden gekauft hat, auf 
den Kunden durch Eintragung der Wertpapiere in das Depot⸗ 
buch der Bank in Verbindung mit der an den Kunden gerich⸗ 
teten Mitteilung, daß die Papiere in ſein Depot gelegt wor⸗ 


den ſeien. f) 


Die Rev. der Bekl. wendet ſich gegen die Annahme des 
Vorderrichters, daß der Kl. bei Eröffnung des Vergleichsver⸗ 
fahrens Eigentümer der drei Kuxe geweſen ſei, die die Bekl. 
(eine Bank) in ſeinem Auftrage gekauft hatte. 

In dieſem Punkte hat das BG. angenommen, die Kuxe, 
welche die Bekl. am 10. und 11. März und am 7. Aug. 1927 ge 
kauft habe, ſeien ihr unmittelbar überſandt und bei ihr laut 
Depotbuchausweis zugunſten des Kl. verwahrt worden. Nach 
Ausführung des Auftrags habe die Bekl. dem Kl. jeweils mit⸗ 
geteilt, daß ſie ihm die betreffenden Papiere überlaſſen und 
ſie in ſein Depot gelegt habe. Der Vorderrichter iſt danach der 
Meinung, das Eigentum an dieſen Kuxen ſei gemäß 83 930, 
868 BGB. auf den Kl. übergegangen. Der Wille zur Eigen⸗ 
tumsübertragung und zum Abſchluſſe des Verwahrungsver⸗ 
trags ſei durch die Mitteilungen und Bucheintragungen klar 
ausgedrückt worden. Die Bekl. ſei auch ermächtigt geweſen, den 
Verwahrungsvertrag als Vertreterin des Kl. mit ſich ſelbſt 
abzuſchließen. Der Einwand der Bell., ſie habe überhaupt nicht 
den Willen zur Eigentumsverſchaffung gehabt, ſei unerheblich, 
weil ein derartiger dem erklärten Willen widerſprechender Vor⸗ 
behalt unbeachtlich ſei (8 116 BGB.). 

Dieſe Ausführungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht er⸗ 
kennen. Der Vorderrichter war rechtlich nicht gehindert, ein 
das Eigentum an den von der Bell. für den Kl. beſchafften 
Wertpapieren, die ſie für ihn in Verwahrung nehmen zu 
wollen erklärte und tatſächlich in Verwahrung nahm, begrün⸗ 
dendes Beſitzverhältnis nebſt dem dazu erforderlichen Verwah⸗ 
rungsvertrag anzunehmen (88 930, 868 BGB.). Zu Unrecht 
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vermißt die Rev. hierbei die erforderliche „Konkretiſierung“, 
d. b. eine genügende Beſtimmtheit oder Beſtimmbarkeit der 
Sachen, auf die ſich die Einigung der am Kaufe beteiligten 
Parteien bezog. Denn die Käufe bezogen ſich auf beſtimmte 
Einzelſtücke von Kupen, hinſichtlich deren die Beil. dem Kl. 
alsbald nach Ausführung des jeweiligen Auftrags mitgeteilt 
batte, daß ſie ihm das betreffende Papier überlaſſen und in 
ſein Depot gelegt habe. Es konnte alſo kein Zweifel darüber 
beſtehen, daß ſich die — zur Eigentumsübertragung erforder⸗ 
liche (S 929 BGB.) — Willenseinigung der Beteiligten und 
der gleichzeitig abgeſchloſſene Verwahrungsvertrag auf eben 
die beſtimmten Einzelſtücke bezogen, welche die Bekl. in jenem 
Zeitpunkt für den Kl. beſchafft hatte und als zugunſten des Kl. 
eingelagert auch in das Depotbuch eintrug. Es iſt zwar richtig, 
daß der Einkaufskommiſſionär zunächſt Eigentümer der für den 
Auftraggeber beſchafften Wertpapiere wird und bleibt, bis er, 
ſeiner Aufgabe- und Rechenſchaftspflicht genügend, ſie an den 
Auftraggeber übereignet (§ 383 HGB.; § 164 Abſ. 2 BGB.). 
Aber die Abſendung des Stückeverzeichniſſes G 3 Dep.) iſt 
zur Übertragung des Eigentums an den für Rechnung der 
Kommittenten gekauften Wertpapieren nicht unbedingt erfor⸗ 
derlich; ſie beſtimmt nur den ſpäteſten Zeitpunkt, in dem das 
Eigentum an ihnen auf den Kommittenten kraft Geſetzes über- 
geht. Die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts, nach denen der 
Eigentumsübergang ſchon in einem früheren Zeitpunkt ein⸗ 
tritt, bleiben unberührt ($ 7 Abſ. 1 Satz 2 Dep®.). Daß dies 
hier der Fall ſei, nimmt der Vorderrichter ohne Rechtsirrtum 
an. An der erforderlichen Beſtimmtheit der Wertpapiere (RGZ. 
52, 130; 63, 16) iſt ebenſowenig zu zweifeln, wie daran, daß der 
Kommiſſionär die Vereinbarung des Verwahrungsverhältniſſes 
mit ſich ſelbſt als Vertreter des Kommittenten nach § 181 BGB. 
vornehmen kann (RGZ. 63, 403). Der Einwand der Rev., daß 
die Eintragung der Kuxe in das Depotbuch der Bekl. nur 
inneren Überwachungszwecken (Abrechnungen über Ausbeuten 
oder Zubußen u. dgl.) gedient habe und daß dies durch Aus⸗ 
übung des Fragerechts (§ 139 ZPO.) zu ermitteln geweſen 
wäre, iſt nicht ſtichhaltig. Denn wenn für den endgültigen Be⸗ 
fite und Eigentumsübergang auch eine äußerlich in die Er⸗ 
ſcheinung tretende Ausführungshandlung erforderlich iſt, die 
den Übertragungswillen erkennbar macht, jo muß doch für dieſe 
Kenntlichmachung die den Auftraggeber bezeichnende Eintra⸗ 
gung der Kuxe (mit Nummern) in das Depotbuch im Zuſam⸗ 
menhang mit der an ihn gerichteten Mitteilung des Kommiſ⸗ 
ſionärs genügen, daß die beſchafften Stücke in das Depot des 
Auftraggebers gelegt worden ſeien, ohne daß der Richter noch 
nach den beſonderen Zwecken der Depotbucheintragung zu for⸗ 
ſchen brauchte. In dieſer Richtung kann von einer Verletzung 
des § 139 ZPO., wie fie die Rev. rügt, um ſo weniger die 
Rede ſein, als es Sache der Bekl. geweſen wäre, von ſich aus 
klarzuſtellen, daß die Eintragung der Kuxe in das Depotbuch 
nur zu beſtimmten Zwecken für den inneren Bankbetrieb er⸗ 
folgt ſei. 
(RG,, vn. ZivSen., U. v. 10. Sept. 1937, VII 74/7.) [N. 


Anmerkung: 1. Das RG. geht davon aus, daß die Kuxe, 
um deren Erwerb es ſich handelt, Sachen find, deren Über⸗ 
eignung nach 88 929 ff. BGB. zu beurteilen ſei. Der Kux iſt 
aber ein Recht, und zur Übertragung dieſes Rechts it — es 
handelt ſich um eine preußiſche Gewerkſchaft — die ſchriftliche 
Form erforderlich (88 101 Abſ. 1, 105 Abf. 1 PrAllgBBergG.). 
Das iſt in der Entſcheidung verkannt. 


2. Soweit in der Entſcheidung von Verwahrung geſpro⸗ 
chen wird, handelt es ſich um den Kuxſchein (8 103 Abſ. 1 
Satz 2 PrAllgBergc.). Der Kuxſchein iſt eine Urkunde, die 
dem Gewerken auf ſeinen Antrag von der Gewerkſchaft aus⸗ 
geſtellt wird und in der beſcheinigt iſt, daß dieſer Gewerke 
als Inhaber eines Kuxes oder mehrerer Kuxe im Gewerken⸗ 
buch eingetragen iſt. Der Kuxſchein darf nur auf einen be⸗ 
ſtimmten Namen, niemals aber auf den Inhaber lauten 
(8 103 Abſ. 3 PrallgVergc.). Der Kugichein iſt zwar ein 
körperlicher Gegenſtand (Sache) und kann Gegenſtand des 
Beſites und der Verwahrung fein, hat aber im Sinn der 
Vermögenszugehörigkeit kein ſelbſtändiges Eigenleben. Er jteht 


dem Gewerken zu. Der Erwerber eines Kuxes hat gegen den 
Übertragenden einen Anſpruch auf Aushändigung des Kux⸗ 
ſcheins (§ 105 Abſ. 2 PrAllg Berg.), aber zur Wirkſamkeit 
der Übertragung iſt die Übergabe des Kuxſcheins nicht er⸗ 
forderlich. Das verkennt das R., indem es den Kuxſchein 
wie ein auf den Inhaber lautendes Wertpapier behandelt. 
Kuxſcheine werden zwar ſowohl im alten Depot®. von 1896, 
das noch galt, als ſich die vom RG. beurteilten Vorgänge 
abſpielten, als auch im geltenden Depot. — in beiden Ge⸗ 
ſetzen unter 8 1 Abſ. 1 — als Wertpapiere aufgeführt (etwas 
ungenau it von Kuren ſtatt von Kuxſcheinen die Rede), und 
auch in der Rſpr. werden die Kuxſcheine unter die Wert⸗ 
papiere gerechnet (vgl. RGSt. 46, 148; RG. 121, 49), aber 
ſie ſind doch in erſter Linie Beweisurkunden. Sie können nicht 
Träger des Rechts ſein. Sie beſcheinigen deſſen Zugehörigkeit, 
können es aber nicht verkörpern; vgl. hierzu Opitz, Depot®,, 
Vorwort (S. VI) und im Taſchenbuch 1938 „Der Bankkauf⸗ 
mann“, herausgegeben von der Dentſchen Arbeitsfront, Zen⸗ 
tralbüro, Reichsbetriebsgemeinſchaft Banken und Verſicherun⸗ 
gen (Hundert Stichworte des Depotrechts, „Wertpapiere“). 
Die bloße Beſitzübertragung des Kuxſcheins vermittelt nicht 
den Übergang des Kuxes, auch dann nicht, wenn dabei der 
Wille auf die Übertragung des im Kupſchein genannten Rechts 
gerichtet iſt. Die Übertragung des Kuxes iſt in 8 105 PrAllg⸗ 
Berg®. ausſchließlich geordnet. Die Einordnung der Kux⸗ 
ſcheine unter die Wertpapiere im Sinn des Depotrechts darf 
auch nicht dazu verführen, anzunehmen — wie dies in der 
RGEntich. offenbar geſchehen iſt —, daß die Abſendung eines 
Stückeverzeichniſſes (58 3 Abi. 1, 7 Abſ. 1 Depot. 1896) 
die Form des § 105 PrAllg Berg. erſetzen könne. Die Ab⸗ 
ſendung des Stückeverzeichniſſes hat nur dann rechtsgeſtaltende 
Wirkung, wenn es ſich um Wertpapiere handelt, die im vor⸗ 
erwähnten Sinn Träger des Rechts ſind, bei denen alſo die 
Übereignung des Papiers zur Übertragung des in ihm ver⸗ 
körperten Rechts erforderlich iſt. Das gilt auch nach dem 
geltenden Depotrecht (8 18). Das RG. hätte die Frage, ob 
der Kl. die Kuxe erworben hat, nicht danach beantworten dür⸗ 
fen, wie ſich die Beſitzlage hinſichtlich der Kuxſcheine ge⸗ 
ſtaltet hat. 

3. Das RO. geht davon aus, daß Einkaufskommiſſion 
vorliegt (889 383 ff. HGB.). Im Bankgewerbe iſt es aber 
üblich, daß die Bank bei Geſchäften in amtlich nicht notierten 
Werten und in Kuxen ſtets als Eigenhändler auftritt (vgl. 
hierzu Opitz, Depot., Bem. 3 zu 8 31). Das pflegt auch 
in den Geſchäftsbedingungen vereinbart zu werden. Inſoweit 
kam alſo unter Geltung des Depot. von 1896 die depot⸗ 
rechtliche Pflicht zur Überſendung eines Stückeverzeichniſſes 
über Kurſcheine überhaupt nicht in Frage, da eine Über⸗ 
ſendungspflicht nur den Kommiſſionär traf. (Die Unterlaſſung 
der Überſendung des Stückeverzeichniſſes konnte allerdings für 
die Anwendung des § 326 BGB. von Bedeutung fein. Hierbei 
handelte es ſich um eine Beſißfrage; vgl. RS. 121, 50. Auch 
ſtrafrechtlich konnte die Veränderung der Beſitzverhältniſſe von 
Bedeutung werden; vgl. RGSt. 46, 149.) 

Nach dem geltenden Depotrecht (58 31, 18) ergibt ſich 
auch für die als Eigenhändler auftretende Bank die Pflicht 
zur Überſendung eines Stückeverzeichniſſes, und im Fall der 
Nichtüberſendung des Stückeverzeichniſſes ergeben ſich für den 
Bankkunden die Rechte aus $ 25 Depot. 


4. Für die Kommiſſionsgeſchäfte in anderen Wert⸗ 
papieren, d. h. Wertpapieren im Sinn von Rechtsträgern, 
behält die Entſcheidung ihre Bedeutung, obwohl ſie ſolche Wert⸗ 
papiere nicht zum Gegenſtand hat. Die Beſitzabrede wurde 
unter Geltung des alten Depot®. von 1896, insbeſ. ſeit der 
VO. v. 21. Nov. 1923, die die Pflicht des Kommiſſionärs zur 
Überſendung eines Stückeverzeichniſſes von einem entſprechen⸗ 
den Verlangen des Kommittenten abhängig gemacht hatte, 
vorwiegend als Mittel zur übereignung kommiſſionsweiſe an- 
geſchaffter Wertpapiere auf den Kommittenten benupt. Die 
Übereignung geſchieht hierbei in der Weiſe, daß der Kommiſ⸗ 
fionär die von ihm im eigenen Namen erworbenen Wert⸗ 
papiere für den Kommittenten in Verwahrung nimmt und 
hierbei als Vertreter des Kommittenten mit ſich ſelbſt handelt 
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(88 930, 181, 868, 688 BGB.). Nach ſtändiger Rſpr. iſt 
es erforderlich, daß der Kommiſſionär den Beſitzübertragungs⸗ 
willen kenntlich macht (vgl. RGZ. 52, 130; 63, 16 u. 405; 
78, 418; 99, 210; 116, 202; RGSt. 47, 44; JW. 1927, 
3013; BankArch. XXIX, 281). Die nach § 929 BGB. er⸗ 
forderliche Einigung ergibt ſich aus dem Einkaufsauftrag des 
Kommittenten und der Beſitzübertragung durch den Kom⸗ 
miſſionär ohne weiteres. Die Mitteilung des Kommiſſionärs 
an den Kommittenten über das Geſchehene iſt zur Vollendung 
der Übereignung nicht erforderlich, ebenſowenig wie es bei 
der Übereignung im Weg der Überfendung des Stückever⸗ 
zeichniſſes für den Eigentumserwerb darauf ankommt, daß der 
Kommittent davon durch Erhalt der Mitteilung oder auch 
ſonſt von der erfolgten Übereignung Kenntnis erhalten hat. 
Das Geſetz ſchreibt nicht vor, wie die Verlautbarung zu er⸗ 
folgen hat; ſie muß nur für den, der prüft, ob eine Über⸗ 
eignung ſtattgefunden hat, deutlich ſein. In der Praxis er⸗ 
folgt die Verlautbarung durch Bänderung der Wertpapiere 
auf den Namen des Kommittenten (Streifbanddepot). Dieſe 
Bänderung galt ſchon unter Herrſchaft des alten Depotch. 
(von 1896) als Zeichen der Übereignung und nicht nur als 
interne Maßregel der Vorbereitung dazu, es ſei denn, daß 
der Kommiſſionär auf dem Streifband ausdrücklich vermerkte, 
daß trotz der Bänderung das Eigentum an dem Papier noch 
bei ihm verbleiben ſollte (vgl. Rundſchreiben des ehemaligen 
Vereins für Depotprüfung — jetzt Wirtſchaftsgruppe Privates 
Bankgewerbe, Abteilung Depotprüfung — an die Depot⸗ 
prüfer v. 4. Febr. 1933 unter Nr. 8 und Urt. des LG. Berlin 
v. 28. Sept. 1933, 204 0 129/33; vgl. auch die Richtlinien 
für die Depotprüfung der Wirtſchaftsgruppe Privates Bank. 
gewerbe, Abteilung Depotprüfung, Ausgabe 1937 Nr. III, 6, 
wiedergegeben bei Opitz, Depot®. S. 602). Für das Ge⸗ 
ſchäftsgebiet der Sammelverwahrung wurde die Buchung auf 
Giroſammeldepotkonto ſchon nach altem Recht für ausreichend 
angeſehen (vgl. Opitz Schultz: ZW. 1926, 667). Das NE. 
(dgl. RGZ3. 139, 117; JW. 1935, 3306 = BankArch. XXXV, 
264) hat dieſe Lehre gebilligt. Im geltenden Depotrecht iſt die 
rechtsgeſtaltende Wirkung der Giroſammeldepotbuchung durch 
die Beſtimmung des 824 Abſ. 2 Satz 1 Depot. feſtgelegt. 
Das NG. bringt durch die hier behandelte Entſch. die 
Erleichterung, daß außerhalb des Geſchäftsgebiets der Sam⸗ 
melverwahrung unabhängig von der Bänderung ſchon die 
Buchung der angeſchafften Wertpapiere im Depotbuch die 
Übertragung des Eigentums verlautbaren kann. Es verlangt 
außerdem, wie übrigens ſchon in den vorgenannten zur Sam⸗ 
melverwahrung ergangenen Entſch., eine Mitteilung au den 
Kommittenten. Einer ſolchen bedarf es aber hier und bei der 
Sammelverwahrung ebenſowenig wie bei der Beſitzabrede im 
Weg der Bänderung, wo fie von der ſtändigen Rſpr. nie gefordert 
worden iſt. Daß der Kommiſſionär nach § 384 Abſ. 2 HGB. zur 
Mitteilung über die Ausführung des Kaufauftrags verpflichtet 
iſt und daß für das Gebiet der Sammelverwahrung in 8 24 
Abſ. 2 Satz 2 Depot®. eine ſolche Mitteilungspflicht noch ein⸗ 
mal beſonders vorgeſchrieben ift, beſagt noch nicht, daß die Mit⸗ 
teilung zum Tatbeſtand der Übereignung gehört (vgl. hierzu 
Opitz, Depot., Bem. 6 zu 8 24). Entſcheidend iſt, daß die 
Wertpapiernummern im Depotbuch oder in einem Verzeichnis, 
auf das im Depotbuch verwieſen iſt, feſtgehalten find (8 14 
Abf. 1 Depot.). Ohne Feſthaltung der Nummern, die nach 
dem Depot. von 1896 i. d. Faſſ. v. 21. Nov. 1923 nicht vor⸗ 
geſchrieben war, könnte die Buchung der Wertpapiere (der 
Art und Menge nach) nicht rechtsgeſtaltend wirken, auch dann 
nicht, wenn eine Mitteilung an den Kommittenten erfolgt wäre. 


RA. Dr. Georg Opitz, Berlin. 
* 


17. RG. — 1. 88 779, 242 BGB. Es entſpricht zwar der 
ſtündigen Rſpr. des R., daß, auch wenn die Vorausſetzungen 
des § 779 BGB. nicht gegeben ſind, dem Feſthalten an einem 
auf irriger Geſchäftsgrundlage zuſtande gekommenen Vertrag 
u. U. der Einwand der Argliſt oder richtiger der unzuläſſigen 
Rechtsausübung entgegengeſetzt werden kann (vol. NGZ. 152, 403 
mit Nachw. = JW. 1937, 678° m. Anm.). Unzutreffend iſt es 
aber, daß die Erhebung des Einwands ohne weiteres das Hin⸗ 
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fälligwerden des Vertrags im ganzen zur Folge hätte. Es be⸗ 
darf vielmehr der Prüfung an der Hand der geſamten Umſtände 
des Falles, ob und inwieweit ſich das Feſthalten des einen Ver⸗ 
tragsteils an dem Vertrage durch den anderen Vertragsteil 
als ein Verſtoß gegen Treu und Glauben darſtellt. Bei dieſer 
Prüfung kann es auch von Bedeutung jein, ob nicht die Ver⸗ 
tragſchließenden bei verſtändiger Würdigung des Falles ſich ohne 
den gemeinſamen Irrtum in gleicher Weiſe geeinigt haben wür⸗ 
den (vgl. Rez.: FW. 1929, 1294, 1456 1 ferner RG. 152, 
404 JW. 1937, 678 m. Anm. und JW. 1937, 1149 9). 

2. § 280 ZPO. Die Zwiſchenfeſtſtellungswiderklage erfor⸗ 
dert zu ihrer Zuläſſigkeit, daß das bedingende Rechtsverhältnis 
ein anderes iſt als das der Hauptklage zugrunde liegende und 
daß es über dieſes hinausgreift. Hat ſie nur zum Gegenſtand, 
was bereits derart Gegenſtand der Hauptentſcheidung iſt, daß 
darüber ſchon durch dieſe eine in Rechtskraft übergehende Ent⸗ 
ſcheidung erlaſſen werden muß, jo iſt ſie unzuläſſig (val. RG. 
126, 237 JW. 1930, 548° und JW. 1933, 1259 1s m. Anm.). 

(AG., IV. Ziv Sen., U. v. 25. Okt. 1937, IV 123/37.) Ba. 
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18. NG, — 8 823 BOB,; 87 Kraftſch. Wertminderung 
eines Kraftwagens durch einen Unfall. 

Der klagende Kraftfahrer, deſſen Wagen bei einem Zu⸗ 
ſammenſtoß mit dem Fahrzeug der Bekl. beſchädigt worden iſt, 
macht unter anderem auch einen Erſatzanſpruch für den Min⸗ 
derwert ſeines Wagens geltend. Das BG. hat dieſen Anſpruch 
verneint, weil nach dem Gutachten des Sachverſtändigen durch 
die Reparatur die einwandfreie Betriebsſicherheit wie vor dem 
Unfall erreicht worden ſei. Nicht ohne Grund beanſtandet die 
Rey, bereits die Begründung, mit der das BG. eine Wertmin⸗ 
derung des Kraftwagens durch den Unfall verneint. Es ſtützt 
dieſe Beurteilung lediglich auf die Erwägung, nach dem Gut⸗ 
achten ſei durch die Reparatur die einwandfreie Betriebs⸗ 
ſicherheit wie vor dem Unfall erreicht worden. Die Wieder⸗ 
herſtellung einwandfreier Betriebsſicherheit beſagt jedoch noch 
nichts darüber, ob der Wert des Wagens vermindert worden iſt 
oder nicht, insbeſ. darüber, ob und inwieweit ſeine Lebensdauer 
und ſein Verkaufswert beeinträchtigt worden ſind. Gerade der 
Sachverſtändige, auf den ſich das BG. beruft, vertritt den 
Standpunkt, daß an ſich jeder Unfall bis zu einem gewiſſen 
Grade eine Wertminderung verurſache, und nimmt, vornehm⸗ 
lich auch im Hinblick auf die Notwendigkeit des Einbaues der 
Verſtärkungsbeilage im Längsträger, eine Wertminderung um 
20 % an, obwohl er davon ausgeht, daß die Betriebsſicherheit 
einwandfrei wiederhergeſtellt worden fei. 


(RG., VI. ZivSen., U. v. 19. Aug. 1937, VI 100/87.) [Sn] 


* 

19. Rod. — 8 1006 BGB, Die Eigentumsvermutung des 
81006 BB. beſteht grundſätzlich auch dem früheren Eigen⸗ 
tümer gegenüber. Die Vermutung nach Abi. 3 a. a. O. gilt 
uur für den Eigenbeſitzer. Dem Beſitzer muß aber nachgewieſen 
werden, daß er den Beſitz nur als Beſitzmittler für einen anderen 
ausübt. 

Der BerR. führt aus, es könne nicht als erwieſen angeſehen 
werden, daß zwiſchen den drei erbberechtigten Abkömmlingen 
der Frau K. nach deren Tode eine Teilauseinanderſetzung bögl. 
des Schmuckes dahin getroffen worden ſei, daß Frau Y. dieſen 
zu Lebzeiten tragen, nach ihrem Tode aber das Eigentum an 
dem Schmuck auf die Kl. übergehen ſolle; anderſeits konne auch 
nicht als erwieſen angeſehen werden, daß Frau 9. die erwähn⸗ 
ten Schmuckſachen nach dem Tode ihrer Mutter, der Frau K., 
im Wege der Auseinanderſetzung als Alleineigentümerin erhal⸗ 
ten habe. Er halt alſo eine Auseinanderſetzung der X.ſchen 
Miterben über den Schmuck nicht für dargetan und ſpricht des⸗ 
halb der Erbengemeinſchaft X. das Eigentum daran zu. Dabei 
überſieht er, daß Frau Y. zu ihren Lebzeiten Beſitzerin der 
Schmuckſtücke geweſen iſt, daß der Beſitz an ihnen nach $ 857 
BOB, auf ihre Erben, deren Belange der verklagte Teſtaments⸗ 
vollſtrecker wahrnimmt, übergegangen iſt und daß deshalb die 
Vermutung des 8 1006 Abſ. 1 Satz 1 (hinſichtlich einer Broſche 
und Ohrringen Abſ. 2) BGB. für ihr Eigentum an den Schmuck 
ftüden ſpricht. Die Eigentumsvermutung des § 1006 BGB be- 
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ſteht grundſätzlich auch dem früheren Eigentümer gegenüber; 
daß die Ausnahme des Abſ. 1 Satz 2 Platz greife, die Schmuck⸗ 
ſachen ohne den Willen der Miterben in den Beſitz der Frau 
Y. gelangt ſeien, behaupten die Kl. ſelbſt nicht. Allerdings gilt 
die Vermutung nach Abf. 3 daſelbſt nur für den Eigenbeſitzer, 
aber dem Beſitzer muß nachgewieſen werden, daß er den Beſitz 
nur als Beſitzmittler für einen anderen ausübt. Die Kl. be⸗ 
haupten zwar, der Frau Y. die Schmuckſtücke nur zur Benutzung 
bei Lebzeiten überlaſſen zu haben. Der BerR. hält ihre Be⸗ 
hauptung aber für nicht erwieſen. Da alſo die Eigentumsver⸗ 
mutung des § 1006 BGB. zugunſten der Frau M. und ihrer 
Erben ſpricht, kann die Feſtſtellung des Ber R., es ſei nicht er⸗ 
wieſen, daß Frau J. die Schmuckſachen nach dem Tode ihrer 
Mutter im Wege der Auseinanderſetzung als Alleineigentümerin 
erhalten habe, die Verurteilung des Bekl. nicht tragen. 

Das angefochtene Urteil muß daher aufgehoben werden. 
Das Rev. iſt auch in der Lage, gemäß $ 565 Abſ. 3 Nr. 1 ZPO. 
ſelbſt in der Sache zu entſcheiden. Denn die Feſtſtellungen des 
Vorderrichters ergeben, daß die Kl. nicht in der Lage ſind, die 
zugunſten der Frau Y. und ihrer Erben ſprechende Eigentums⸗ 
vermutung zu widerlegen. Die Klage iſt daher abzuweiſen. 


(RG., VII. Ziv Sen., U. v. 26. Okt. 1937, VII 85/7.) [Ba.] 
+ 


20. LGG. — 88 1565 ff. BGB.; Art. 13 Vertrag von Monte⸗ 
video; Argentiniſches Geſetz v. 11. Dez. 1894. Nach argentini⸗ 
ſchem Recht entſcheidet über die Auflöſung der Ehe das Recht des 
Wohnſitzes, vorausgeſetzt, daß der Auflöſungsgrund durch das Recht 
des Ortes der Eheſchließung zugelaſſen iſt. Dieſer Grundſatz gilt 
a auch für außerhalb Argentiniens geſchloſſene 

en. 


Unſtreitig iſt der Bekl. argentiniſcher Staatsangehöriger, die 
Kl. ſtaatenlos. Anerkanntermaßen ſind die deutſchen Gerichte 
für Scheidungsklagen von Ausländern nur zuſtändig, wenn der 
Heimatſtaat von vornherein die Anerkennung des Scheidungsurteils 
2852 (vgl. RG. 85, 156; 105, 365 = JW. 19286, 


Dies trifft vorliegend zu. Das argentiniſche Eherecht iſt durch 
das Geſetz über die Zivilehe v. 12. Nov. 1888, welches Beſtandteil 
des argentiniſchen Geſetzbuches geworden iſt, geregelt. Die in die⸗ 
ſem Geſetz zugelaſſene Scheidung der Ehe beſteht nach Art. 64 
(jetzt Art. 221 ArgentBGB. neue Folge) nur in der perſönlichen 
Trennung der Ehegatten; eine Aufloſung dem ehelichen Bande 
nach kennt das argentiniſche Recht nicht. Müßte das Gericht alſo 
argentiniſches Recht anwenden, ſo wäre die Scheidung der Ehe 
unzuläſſig und würde ſomit nicht vom argentiniſchen Staate an⸗ 
erkannt. Da der Bekl. argentiniſcher Staatsangehöriger iſt, iſt an 
ſich für die Scheidung der Ehe gemäß Art. 17 EGBGB. das argen⸗ 
tiniſche Geſetz maßgebend. Jedoch ſind die deutſchen Geſetze an⸗ 
zuwenden, wenn das argentiniſche Recht auf dieſes zurückverweiſt 
(Art. 27 EG BGB.). Wenn alſo nach argentiniſchem internationa⸗ 
len Privatrecht das deutſche Eheſcheidungsrecht maßgebend iſt, 
kann auch nach deutſchem Recht die Scheidung der Ehe dem Bande 
nach ausgeſprochen werden. 

Argentinien gehört grundſätzlich zu den Staaten, welche bei 
Regelung des internationalen Privatrechts von dem Domizilprin⸗ 
zip ausgehen (vgl. Staudinger, 9. Aufl., Bem. H II 2 b 
und K 6 zu Art. 17). Allerdings iſt es fraglich, ob dieſer Grund⸗ 
ſatz auch für das Eherecht unbeſchränkt anzunehmen iſt. Soweit 
es ſich um die Auflöfung einer Ehe in Argentinien handelt, gilt 
nach Art. 239 Argent BGB. in der Faſſung des Art. 82 des Ge⸗ 
ſetzes über die Zivilehe argentiniſches Recht. Solche Ehen können 
daher in Argentinien nur nach Maßgabe des Art. 238 Argent⸗ 
BGB., d. h. nur durch den Tod eines Ehegatten aufgelöft wer⸗ 
den. Daraus folgt, daß für die Scheidung ſolcher Ehen im Aus⸗ 
land das dortige Recht maßgebend ſein ſoll, entſprechend dem 
Grundſatz des Art. 8 Argent BGB., wonach die außerhalb des Lan⸗ 
des vorgenommenen Rechtshandlungen den Geſetzen des Ortes un⸗ 
terſtehen, an dem ſie vorgenommen worden ſind. 

Andererſeits beſtimmt Art. 7 Ehegeſetz v. 12. Nov. 1888, daß 
eine im Ausland und nach ausländiſchem Recht gültig vollzogene 
Löſung des Ehebandes einer in der Republik Argentinien ge⸗ 
ſchloſſene Ehe, die mit dem argentiniſchen Geſetz nicht über⸗ 
einſtimmt, keinen der Ehegatten zur Wiederverheiratung ermäch⸗ 
tigt. Dieſer Satz bedeutet eine Einſchränkung des Domizilprin⸗ 
zips in bezug auf die Eheſcheidung. Art. 2 und Art. 7 des Ehe⸗ 
geſetzes werden nun dahin ausgelegt, daß die im Ausland aus⸗ 
geſprochene gerichtliche Löſung des Ehebandes, auch wenn ſie dem 
Wohnſitzrecht entſpricht, nicht anerkannt wird, wenn einer der 
Ehegatten nach Argentinien zurückkehrt, daß aber, ſofern einer 


der Geſchiedenen eine nach dem Wohnſitzrecht gültige neue Ehe 
eingeht, dieſe auch in Argentinien für gültig erachtet wird (vgl. 
Bergmann, „Intern. Ehe⸗ und Kindſchaftsrecht“, Bd. III 
D. 15 und die dort zitierte Beſcheinigung des argentiniſchen Kon⸗ 
ſulats v. 19. Okt. 1923). Gewährt ſonach der argentiniſche Staat 
eine beſchränkte Anerkennung des ausländiſchen Eheſcheidungs⸗ 
urteils für den Fall der Schließung einer neuen Ehe im Ausland, 
ſo erkennt er weiterhin auch ein Scheidungsurteil inſoweit an, als 
es ſich um die im Ausland ausgeſprochene Scheidung einer im 
Ausland geſchloſſenen Ehe handelt. Die Rückverweiſung auf das 
Domizilrecht, die inſoweit wiederum zur Geltung kommt, ſprechen 
die argentiniſchen Geſetze zwar nicht unmittelbar aus, ſie wird 
aber aus Art. 7 Geſ. über die Zivilehe und Art 13 des Ver⸗ 
tragswerkes von Montevideo v. 12. Febr. 1889 i. Verb. m. dem 
Geſ. v. 11. Dez. 1894 hergeleitet. Nach dieſem Abkommen entſchei⸗ 
det gemäß Art. 13 das Recht des Domizils über die Auflöſung 
der Ehe, vorausgeſetzt, daß der Auflöſungsgrund durch das Recht 
des Ortes der Eheſchließung vorgeſchrieben oder zugelaſſen iſt. Es 
iſt Gewohnheitsrecht in Argentinien, dieſen Grundſatz auch für 
ſolche Ehen allgemein anzuwenden, die außerhalb Argentiniens 
geſchloſſen find (vgl. Urt. des OLG. Hamburg v. 16. Mai 1930: 
HöchſtaiRſpr. 1930 Nr. 1928 und die dort zitierte Auskunft des 
argentiniſchen Generalkonſulats in Hamburg v. 16. Juni 1928). 
Zum gleichen Ergebnis kommt auch, ſoweit ſich überſehen läßt, 
einhellig das Schrifttum (vgl. Bergmann a. a. O. S. 15 ff.; 
Diez: Zeitſchr. für Intern. PrivR. u. OffR. 19, 447; Gott ⸗ 
ſchick: JW. 1930, 1827). 

Sonach iſt davon auszugehen, daß auf Grund der nach argen⸗ 
tiniſchem Recht anerkannten Rückverweiſung für die Scheidung 
deutſches Recht anzuwenden iſt und das Scheidungsurteil in Argen⸗ 
tinien im vorl. Fall Anerkennung findet. y r 

Hinſichtlich der örtlichen Zuſtändigkeit des Gerichts iſt nach 
deutſchem Zivilprozeßrecht gemäß § 606 Abſ. 1 ZPO. der Wohn⸗ 
ſitz des Ehemannes zur Zeit der Erhebung der Scheidungsklage 
maßgebend. Da die klagende Ehefrau keine Ausländerin iſt, ſon⸗ 
dern ſtaatenlos, kommt § 606 Abſ. 4 ZPO. nicht zur Anwen⸗ 
dung, da dieſe Beſtimmung nur dann eingreift, wenn beide Ehe⸗ 
gatten Ausländer find. In dieſem Falle verbleibt es alſo Bet 
der Regel des 8606 Abs. 1 ZPO. (vgl. Jonas, „ZPO.“, 
15. Aufl., Anm. II 2 b zu 8 606; ferner RG Z. 70, 139 ff. JW. 
1909, 78; RG. 105, 366 = JW. 1926, 2852 18, RG. 1138, 
40; 127, 195 = JW. 1930, 1868). Da der Bekl. im Zeitpunkt 
der Klagezuſtellung ſeinen Wohnſitz in Frankfurt a. M. hatte, iſt 
das angerufene Gericht zuſtändig. 

(LG. Frankfurt a. M., 7. ZK., Urt. v. 8. Nov. 1937, TR 
166/37.) 


* 


21. 26. — 81568 BGB.; 8 618 Abf. 2 ZPO. Eine geſunde, 
32 Jahre alte Frau, die den Geſchlechtsverkehr ohne Schutzmittel 
jahrelang verweigert, obwohl ſie bisher zwei leichte Geburten 
hinter ſich hat, gibt den Scheidungsgrund aus 8 1568 BGB. Wenn 
ſie im erſten Termin ohne Anwalt erſcheint und den Sachverhalt 
ausführlich und glaubwürdig zugibt, jo kann fofort ohne zweiten 
Termin geſchieden werden. 

Die Parteien ſind ſeit 11 Jahren verheiratet. In ihrer 
Ehe iſt im erſten Jahre nach ihrer Eheſchließung ein Junge 
geboren worden, der mit 8 Jahren wieder ſtarb, und drei 
Jahre nach der Eheſchließung 1929 ein Mädchen, das jetzt 
8 Jahre alt iſt. Der Mann wollte ſehnlichſt an Stelle des ge⸗ 
ſtorbenen Sohnes noch einen Sohn, dagegen ſträubte ſich aber 
ſeine Frau und ließ den Geſchlechtsverkehr nur mit Kondom zu, 
ſo daß eine Empfängnis ausgeſchloſſen war. Jetzt verſprach ſie 
ihrem Manne, es ſo einzurichten, daß ſie im Auguſt empfangen 
würde, ſo daß das Kind, ein Junge, am Geburtstage des ge⸗ 
ſtorbenen Sohnes zur Welt käme. Der Mann ſchickte ſie des⸗ 
halb einige Wochen ins Seebad. Als ſie im Auguſt d. J. heim⸗ 
kehrte, verweigerte ſie weiter den Geſchlechtsverkehr ohne 
Schutzmittel. Die Frau iſt 32 Jahre alt, geſund, hat bisher 
die beiden Geburten leicht überſtanden. Sie weigert ſich aber 
hartnäckig, noch ein Kind zu empfangen. Wegen dieſer hart⸗ 
näckigen Weigerung klagte ihr Mann auf Scheidung aus 
81568 BGB. Im erſten Termin erſchien die Frau ohne An⸗ 
walt und gab alles ausführlich glaubhaft zu, ſie wolle kein 
Kind mehr. 5 

Das Gericht ſchied die Ehe im erſten Termine. Denn der 
Beiſchlaf allein mit Schutzmitteln widerſpreche nicht nur den 
allgemeinen Begriffen der Ehe als einer ſittlichen Einrichtung. 
Der jahrelange Verkehr mit Schutzmitteln entwürdige die Ehe 
zu einem Befriedigungsmittel der Sinnenluſt. Das widerſpreche 
aber auch den Grundſätzen unſerer Bevölkerungspolitik, wo⸗ 
nach die Erzeugung geſunder Kinder, insbeſ. aus den Kreiſen 
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der Intellektuellen, zur Erhaltung von Volk und Staat un⸗ 
bedingt notwendig ſei. Ein ſolches Verhalten der Frau in der 
Ehe zerrütte das eheliche Verhältnis. Dem Manne könne die 
Fortſetzung der Ehe nicht zugemutet werden. 

Das Urteil konnte ſchon im erſten Termine gegeben wer⸗ 
den, da die Frau — wenn auch ohne Anwalt — erſchienen 
war und die Klagetatſachen glaubhaft zugab. Es wäre zweck⸗ 
loſer Formalismus, wollte man bei dieſer Sachlage die Par⸗ 
teien noch zu einem zweiten Termin laden und erſt dann, 
unter Zugrundelegung des Sachverhalts wie er ſchon und nur 
im erſten Termin feſtgeſtellt worden war, ſcheiden. Auf ſolche 
formellen Vorſchriften können die Parteien verzichten, und das 
Gericht kann ſich darüber wegſetzen. 

Die Parteien haben das Urteil auch anerkannt und auf 
die Berufung verzichtet. 

(2G. Rudolſtadt v. 1. Nov. 1937, 1 R 64/37.) 
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* 22. RG. — 8 18 Abſ. 2 HG. „Hamburger Kaffeelager.“ 
Für die Frage, ob eine Firma i. S. § 18 Abſ. 2 HGB. irre⸗ 
führend iſt, iſt die Verkehrsauffaſſung maßgebend. Die Bezeich⸗ 
nung Kaffeelager iſt irreführend, wenn der Kaffeevorrat nach 
den gegebenen latſächlichen Verhältniſſen keine Hervorhebung 
verdient. 5) 

I. Der Kaufmann Erich R. übernahm im Jahre 1935 eine 
Filiale der Hamburger Großhandelsfirma Th. & G. zur Füh⸗ 
rung auf eigene Rechnung. Im Juli 1935 zeigte er dem AG. 
in K. an, daß er in K. ein Handelsgewerbe in Konfitüren, 
Kaffee, Kolonialwaren und Wein und anderen Lebensmitteln 
betreibe. Er meldete gleichzeitig das Geſchäft zur Eintragung in 
das Handelsregiſter unter der Firmenbezeichnung „Hamburger 
Kaffeelager Erich R.“ an. Am 2. Okt. 1935 wurde die Firma 
nach Antrag ins Handelsregiſter eingetragen. Auf Beſchw. der 
Mittelthüringiſchen Induſtrie⸗ und Handelskammer hob das 
LG. am 28. Okt. 1935 den Beſchluß des AG. v. 12. Sept. 1935, 
durch den die Eintragung angeordnet worden war, auf. 

Auf die weitere Beſchw. R.s hob das OLG. am 21. Jan. 
1936 den Beſchluß des LG. auf und verwies die Sache zu neuer 
Entſch. an das LG. zurück. Die Beſchw. gegen den amtsgericht⸗ 
lichen Beſchluß ſei unzuläſſig; Beſchwerden gegen die Anord- 
nungen von Eintragungen in das Handelsregiſter ſeien unſtatt⸗ 
haft. Das LG. hätte aber, ſo führte das OLG. aus, in der als 
Beſchw. bezeichneten Eingabe der Induſtrie⸗ und Handelskam⸗ 
mer ohne Zwang die Anregung zur Einleitung eines Löſchungs⸗ 
verfahrens nach 88 142 ff. FGG. finden und gemäß § 143 FGG. 
als Gericht erſter Inſtanz entſcheiden können. Das LG. verau⸗ 
latte hierauf polizeiliche Erhebungen darüber, a) ob die breite 
Maſſe der Volksgenoſſen die Bezeichnung „Hamburger Kaffee⸗ 
lager“ als irreführend über die Größe, den Umfang und die 
Leiſtungsfähigkeit des Geſchäfts empfinde oder b) nur als Hin⸗ 
weis darauf, daß in dem Geſchäft Kaffee geführt wird, der aus 
Hamburg ſtammt. In der polizeilichen Meldung wurde die 
Frage a) dahin beantwortet, es habe nicht feſtgeſtellt werden 
tönnen, daß bei der breiten Maſſe der Volksgenoſſen die Be⸗ 
zeichnung als irreführend angeſehen werde. Das kaufende Pu⸗ 
blikum kümmere ſich darum weniger. Nach weiteren Erbebun⸗ 
gen über den Umſatz Rus in Kaffee und anderen Waren hob 
das LG. am 7. April 1936 den Beſchluß des AG. v. 12. Sept. 
1985 auf und erklärte den Firmenzuſatz „Hamburger Kaffee⸗ 
lager“ für unzuläſſig. Auf die ſofortige weitere Beſchw. Rs hob 
das OSG. München am 26. Mai 1936 den Beſchluß des LG. 
v. 7. April 1936 auf und verwies die Sache zur neuerlichen Er⸗ 
wägung und Entſch. an das LG. zurück. Es beanſtandete das 
Verfahren des LG. Das LG. habe ſelbſt entſcheiden müſſen, ob 
es auf die Löſchungsanregung der Induſtrie⸗ und Handelskam⸗ 
mer eingehen wolle oder nicht, und ob es im erſteren Falle das 
Löſchungsverfahren ſelbſt einleiten und durchführen oder ob es 
das AG. damit beauftragen wolle. Hierauf wies das LG. das 
AG. an, das Loſchungsverfahren einzuleiten und durchzuführen. 
Durch Vfg. v. 24. Sept. 1936 benachrichtigte das AG. den R., 
daß es beabſichtige, die Firma von Amts wegen zu löſchen. 
Gleichzeitig ſetzte es Friſt zur Einlegung des Widerſpruchs. Es 
ſtellte feſt, daß R. ein Kolonialwaren- und Lebensmittelgeſchäft 
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betreibe. Er vertreibe Kolonialwaren im engeren Sinne, ferner 
im Inland erzeugte Lebensmittel und Genußmittel jeder Art; 
er handle auch mit Haushaltsgegenſtänden, wie Seife, Bohner⸗ 
wachs, Schuhwichſe. In Geſamtverkauf und Umſatz ſpiele keine 
dieſer Waren im Verhältnis zu den übrigen“ eine fo ausſchlag⸗ 
gebende Rolle, daß ſie dem Geſchäft das Gepräge eines Spezial⸗ 
geſchäftes oder Großgeſchäftes für einen beſtimmten Artikel 
gebe. Die vier Schaufenſter ſeien bald mit dieſen, bald mit 
jenen Gegenſtanden gefüllt. Bei einer polizeilichen Nachprüfung 
am 18. März 1936 habe R. gerade 22 Pfund geröſteten Kaffee 
in ſeinen Ladenbehältern gehabt, ſonſt ſei keiner weiter am 
Lager geweſen. In der Zeit vom 18. Febr. 1936 bis 13. März 
1956 habe R. aus Hamburg ſiebenmal 9 Pfund, zuſammen 
63 Pfund geröſteten Kaffee bezogen. Bei einem Geſamtumſatz 
von 33 900 , in der Zeit vom 1. April 1935 bis 29. Febr. 
1936, alſo in elf Monaten, habe der Umſatz an Kaffee 2050 N72 
6 % betragen. Den Widerſpruch Rs gegen die Verfügung 
v. 24. Sept. 1936 wies das AG. durch Beſchluß v. 8. Okt. 1936, 
die ſofortige Beſchw. R.s dagegen das LG. in R. am 26. Okt. 
1936 zurück. R. legte weitere fofortige Beſchw. ein mit dem An⸗ 
trage, die Beſchlüſſe der Vorinſt. aufzuheben. 

Das zur Entſch. berufene ORG. in München hat durch 
Beſchluß v. 2. Juli 1937 die Sache dem RG. gemäß $ 28 Abſ. 2 
FG. zur Entſch. vorgelegt. 

Das OLG. in München möchte die weitere Beſchw. zurück⸗ 
wetſen und ſich auf den Standpunkt ſtellen, daß die Bezeich⸗ 
nung eines Geſchäftes als Kaffeelager nur dann nicht irre⸗ 
führend ſei, wenn das Geſchäft wegen der Anſehnlichkeit der 
Kaffeevorräte, über die es verfügt, wegen der ſich daraus er⸗ 
gebenden reichhaltigen Auswahl und wegen der Größe ſeines 
Kaffeeumſatzes über die durchſchnittliche Leiſtungsfähigkeit eines 
Kaffee führenden Geſchäftes erheblich hinausragt. Das OLG. 
würde ferner annehmen, daß für die Frage der Irreführung 
nicht die Vorkehrsauffaſſung, ſondern der auch die Verkehrsauf⸗ 
faſſung bindende ſprachgebräuchliche Wortſinn maßgebend ſei; 
dabei ſei unter Wortſinn ſowohl der allgemeine Sinn des 
Wortes als auch der etwaige beſondere Sinn zu verſtehen, der 
dem Worte nach den Geſetzen der Sprache bei ſeiner Verwen⸗ 
dung in einem Namen zukomme. 


Mit ſeiner Auffaſſung über die Bedeutung des Wortes 
Kaffeelager würde das OLG. in München von der bisherigen 
Rſpr. des KG. abweichen, die die Bezeichnung als „Lager“ 
ſchon zuließ, wenn der Gegenſtand, als deſſen Lager ſich das 
Geſchäft bezeichnet, nur überhaupt in dieſem geführt werde 
(Beſchl. des KG. v. 16. Mai 1929: Dot. 30, 86; ebenſo OLG. 
Dresden: IF. 7, 135; a. M.: OL. Jena: JW. 1936, 944; 
Karlsruhe: IFG. 13, 55 [jeweils für die Bezeichnung „Ham⸗ 
burger Kaffeelager“). Das KG. hat dem Os G. in München 
auf Anfrage erklärt, daß es an ſeiner bisherigen Rſpr. nicht 
feſthalte. Es nehme vielmehr jetzt rechtsgrundſätzlich an, daß 
ein Kaufmann, der außer Kaffee noch andere Lebensmittel 
führe, den Zuſatz „Hamburger Kaffeelager“ nur dann in ſeine 
Firma aufnehmen dürfe, wenn er ſtets eine, nach den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen große Menge und beſonders reich⸗ 
haltige Auswahl an Hamburger Kaffee führe und wenn ſein 
Umſatz in Kaffee gegenüber dem Umſatz in den ſon⸗ 
ſtigen Einzelartikeln befonders hervortrete. 

In der zweiten Frage hält dagegen das KG. an ſeiner 
bisherigen Auffaſſung feſt, daß die Verkehrsauffaſſung, nicht 
der Wortſinn in der oben gegebenen Doppelbedeutung dafür 
maßgebend ſei, ob eine irreführende Firmenbezeichnung vor⸗ 
liege. 

II. Das OG. in Münden ift der Meinung, daß eine 
Vorlage an das RG. gemäß § 28 Abſ. 2 FGG. dann nicht er⸗ 
forderlich ſei, wenn eines der beiden für die Entſch. über das 
Rechtsmittel der weiteren Beſchw. berufenen Zentralgerichte 
(NO. und OLG, in München) von einer früheren Entſch. des 
anderen OLG, abweichen will, das andere OLG, aber auf An⸗ 
frage erklärt, daß es an ſeiner früheren Rechtsauffaſſung nicht 
feſthalte. Es weiſt darauf hin, daß es auch im Verfahren nach 
136 GBG. a. F. für zuläſſig angeſehen worden ſei, daß ein 
Senat des N®, von der Entf. eines anderen Senates ohne 
Anrufung der vereinigten Zip gen, oder StrSen. abweiche, 
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wenn der andere Senat erklärte, an feiner Entſch. nicht feſt⸗ 
halten zu wollen. Das KG. tritt dem OLG. München darin 
bei, daß in dieſer Weiſe auch im Verfahren der weiteren Beſchw. 
vorgegangen werden könne. Beide Gerichte wollen aber von der 
nach ihrer Anſicht gegebenen Möglichkeit keinen Gebrauch ma⸗ 
chen, ehe das RG. zu der Frage Stellung genommen hat. 

Der Senat könnte in der Frage mit Bindung für die an⸗ 
deren Senate nur entſcheiden, wenn die Entſch. über die jetzt 
vorliegende weitere Beſchw. auf der hier aufgeworfenen Frage 
beruhen würde. Iſt dies nicht der Fall, ſo könnte ein anderer 
Senat des RO. die Frage anders entſcheiden, ohne die Entſch. 
des Großen Senats anrufen zu muſſen. Dies entſpricht der 
ſtändigen Rſpr. des RG. (ogl. u. a. RG. 105, 90). In der 
jetzt zur Entſch. ſtehenden Sache mußte aber die Vorlage an 
das RG. auch dann erfolgen, wenn man grundſätzlich der wie⸗ 
dergegebenen Auffaſſung der beiden Zentralgerichte beitritt. 
Denn in Wirklichkeit liegt überhaupt kein Einverſtändnis der 
beiden Zentralgerichte über die zu entſcheidende Rechtsfrage aus 
§ 18 Abſ. 2 HGB. vor. Außerdem will das OLG. in München 
auch von einer Entſch. des RG. abweichen (vgl. die folgenden 


Ausführungen). Der Senat muß daher in dieſem Falle von Pr 


einer Entſch. der zuerſt aufgeworfenen Frage abſehen. 

Ein Einverſtändnis über eine Rechtsfrage beſteht nur, 
wenn die beiden Gerichte über den Rechtsſatz einig ſind, nach 
dem der Streitfall, der dem BeſchwG. vorliegt, zu entſcheiden 
At, und wenn es ſich auch in dem früheren Fall um die gleiche 
Rechtsfrage gehandelt hat. Dieſes Einverſtändnis iſt in dem 
jetzt zur Entſch. ſtehenden Fall nicht vorhanden. Das KG. will 
zwar an ſeiner früheren Entſch.,, wonach der Firmenzuſatz 
„Hamburger Kaffeelager“ nicht irreführend i. S. des § 18 Abſ. 2 
HGB. iſt, nicht feſthalten, wenn es ſich um einen ähnlich ge⸗ 
lagerten Fall handelt. Es geht aber davon aus, daß die Frage, 
ob eine Firmenbezeichnung irreführend ſei, nach der Verkehrs⸗ 
auffaſſung zu entſcheiden ſei. Das OLG. München hält dagegen 
die Verkehrsauffaſſung nicht für maßgebend, wenn ſie vom 
Sprachgebrauch nach der oben angegebenen Begriffsbeſtimmung 
abweicht. Danach beſtünde die Möglichkeit, daß beide Zentral⸗ 
gerichte bei gleichem Sachverhalt einander widerſprechende Ent⸗ 
ſcheidungen erlaſſen. Damit iſt der Fall des § 28 Abſ. 2 FGG. 
gegeben. Das OLG. in München will aber auch von der Entſch. 
des RG.: NGZ. 127, 77 = JW. 1930, 2701 abweichen. Dort 
iſt ausgeſprochen, daß für die Frage, ob eine Firma i. S. des 
§ 18 Abſ. 2 HGB. irreführend ift, die Verkehrsauffaſſung maß⸗ 
gebend ſei. 

Hiernach iſt das NG. zur Entſch. über die an ſich zuläſſige 
weitere Beſchw. berufen. 

III. Der Senat kommt zu dem Ergebnis, daß an ſeiner 
bisherigen Rechtsauffaſſung feſtzuhalten iſt. Auch der Sprach⸗ 
gebrauch entſpringt aus der gleichen Wurzel wie die Verkehrs⸗ 
auffaſſung. Er entſteht dadurch, daß diejenigen, die ein Wort 
gebrauchen, ſei es, daß ſie es ausſprechen, ſei es, daß ſie es 
aufnehmen, damit einen beſtimmten Sinn, eine beſtimmte Vor⸗ 
ſtellung verbinden, und daß dieſe Vorſtellung die in einem 
größeren oder kleineren Kreiſe der Volksgenoſſen, den Ange⸗ 
hörigen einer Sprachgemeinſchaft, übliche iſt. Sprachgebrauch 
wie Verkehrsauffaſſung oder Sitte oder Verkehrsſitte (§ 157 
BGB.) find dem Wandel unterworfen. Der Sprachgebrauch des 
Volkes hält ſich nicht immer und dauernd an den mit einem 
Worte bisher verbundenen Begriff. Auch wenn es ſich um eine 
„Real“ bezeichnung im Gegenſatz zu einer Phantaſiebezeichnung⸗ 
handelt, bei der das OLG. in München nach feinem Vorlage⸗ 
bericht eine abweichende Verkehrsauffaſſung für unbeachtlich 
hält, ift ein Wandel des Sprachgebrauches nicht ausgeſchloſſen. 
Das OLG. München verſteht unter einer Realbezeichnung eine 
ſolche, bei der der Name (die Firmenbezeichnung, der Firmen⸗ 
zuſatz) auf etwas hinweiſt, was an dem Namensträger durch 
Nachſchau als wirklich beſtehend feſtgeſtellt werden kann. Aber 
gerade dieſe objektive Feſtſtellbarkeit einer Tatſache oder einer 
Eigenſchaft kommt im Sprachgebrauch wegen ſeiner Wandel 
barkeit nicht immer zum Ausdruck. Die Bezeichnung „Lager“ 
gibt da ein gutes Beiſpiel. Das zeigt ſich bei zuſammengeſetzten 
Worten, in denen das Wort Lager einen Beſtandteil des Ganzen 
bildet. Unter Kohlenlager ſtellt ſich der Verkehr nicht not- 
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wendig einen großen Lagerraum mit großen Vorräten, etwa 
für den Großhandel, vor, ſondern verſteht darunter auch den 
Lagerraum mit den üblichen kleinen Vorräten eines Klein⸗ 
händlers. Unter einem Bierlager (oder Bierniederlage) wird 
man aber nicht den Vorrat eines Schankwirtes für ſeinen 
Ausſchank, ſondern den eines Biergroßhändlers verſtehen. Auch 
das Wort Haus in Verbindung mit anderen iſt in ſeinem Wort⸗ 
ſinne und in der Verkehrsauffaſſung veränderlich. Es gibt kein 
Sprachgeſetz, das eine ſolche Veränderung hindern könnte. Ahn⸗ 
lich verhält es ſich bei dem Wort „Werk“: Kalkwerk, Sägewerk, 
im Gegenſatz zu Walzwerk, Stahlwerk. Hier regelt die Ver⸗ 
kehrsauffaſſung den Sprachgebrauch. Der Sprachgebrauch kann 
nicht daneben als etwas Unveränderliches beſtehen. Deshalb 
gibt der Sprachgebrauch, ſo wie er ſich in der Vergangenheit 
einmal gebildet hat, keinen ſtets brauchbaren Maßſtab dafür 
ab, ob eine Firmenbezeichnung irreführend iſt. 

Aber auch der Zweck der Vorſchrift des § 18 Abſ. 2 HGB. 
läßt es geboten erſcheinen, wie bisher die Verkehrsauffaſſung 
als maßgebend anzuſehen. Nach $ 17 HGB. ift die Firma eines 
Kaufmanns der Name, unter dem er im Handel ſeine Geſchäfte 
betreibt und ſeine Unterſchrift abgibt. § 18 gibt im öffentlichen 
Intereſſe nähere Vorſchriften über die Firmenführung. 8 18 
Abf. 1 ſtellt den Grundſatz der Firmenwahrheit auf. Abdſ. 2 er⸗ 
gänzt dieſe Beſtimmung, indem er wahrheitswidrige oder irre⸗ 
führende Zuſätze zur Firma, insbeſ. ſolche verbietet, die zur 
Täuſchung über Art und Umfang des Geſchäfts oder die Ver⸗ 
hältniſſe des Geſchäftsinhabers geeignet ſind. Dieſe Vorſchriften 
ſollen den Verkehr ſchützen gegen Gefahren, die mit der Füh⸗ 
rung einer Firma verbunden ſind. Deshalb muß es auch auf 
die Verkehrsauffaſſung ankommen. Ihrem öffentlichen Zweck 
entſprechend ſind die Beſtimmungen nicht eng, ſondern weit 
aufzufaſſen. Es ſollen alle diejenigen geſchützt werden, die mit 
dem Geſchäftsinhaber unter deſſen Firma in geſchäftlichen Ver⸗ 
kehr treten. Das ſind vor allem die Kunden, die bei ihm Waren 
kaufen; aber nicht ſie allein, ſondern auch diejenigen, die ihm 
Waren liefern oder ſonſt im Zuſammenhang mit ſeinem Be⸗ 
triebe mit ihm in Verkehr treten. Die Vorſchrift des 8 18 Abſ. 2 
hat auch eine wettbewerbliche Funktion. Wie die Beſtimmungen 
des UnlWG. hat fie eine doppelte Aufgabe: die mit der Firma 
in Verkehr Tretenden, aber auch die Mitbewerber gegen un⸗ 
lauteres Geſchäftsgebaren zu ſchützen. Iſt die Bezeichnung im 
allgemeinen geeignet, die beteiligten Kreiſe irrezuführen, ſo iſt 
die Unzuläſſigkeit nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Käufer 
nicht beſonders auf den Zuſatz achten. Es iſt nicht erforderlich, 
daß tatſächlich Irreführungen vorgekommen ſind oder daß ſie 
beabſichtigt ſind; es genügt, daß der Zuſatz zur Irreführung 
geeignet iſt, wenn auch nur bei einzelnen Gruppen der Be⸗ 
teiligten, wie etwa den Lieferanten, die auf ſchriftlichem Wege 
mit der Firma in Geſchäftsverkehr treten. Legt man ſo die Vor⸗ 
ſchrift ihrem Zwecke entſprechend weit aus, ſo können Miß⸗ 
brauche vermieden werden, ohne daß auf einen von der Ver⸗ 
kehrsauffaſſung abweichenden Sprachgebrauch abzuſtellen ift. 

In der Frage des Begriffes des Lagers tritt der Senat 
der Auffaſſung des OLG. München, die ſich im weſentlichen 
mit der des KG. deckt, bei. Danach verſteht der Verkehr, ſoweit 
ſich nicht für beſtimmte Geſchäftszweige (wie beim Kohlen⸗ 
handel) eine andere Übung herausgebildet hat, bei Bezeichnung 
eines Geſchäftes als Lager ein ſolches, das nicht wie jedes 
andere einen Vorrat hat, ſondern deſſen Vorrat dauernd be⸗ 
ſonders anſehnlich iſt. Kafſeelager bedeutet daher, daß der vor⸗ 
handene Kaffeevorrat das Geſchäft als den Durchſchnitt über⸗ 
ſchreitend hervorhebt. Aus der 2. DurchfVO. zum Gef. vom 
6. Juli 1934 (RGBl. I, 585) v. 22. Aug. 1934 (RGBl. I, 645) 
kann nichts für den Begriff des Lagers i. S. des allgemeinen 
Verkehrs entnommen werden. Wenn in der BO. in Ziff. 2 für 
die Berechtigung zum Verkauf von Waren aus Automaten der 
Begriff des Lagers als Vorausſetzung für die Berechtigung be⸗ 
ſonders umſchrieben wurde, ſo erklärt ſich das aus dem beſon⸗ 
deren Zweck jener Beſtimmung und iſt für die hier zu ent⸗ 
ſcheidende Frage ohne Belang les ſollten nur diejenigen zum 
Verkauf aus Automaten zugelaſſen werden, die die Ware auch 
ſonſt vertreiben und zu dieſem Zwecke einen Vorrat am Lager 
haben). Die Bezeichnung Kaffeelager iſt daher irreführend, 
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wenn der Kaffeevorrat nach den gegebenen tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen keine Hervorhebung verdient. Unter den gegebenen 
tatſächlichen Verhältniſſen find dabei auch die örtlichen Ver⸗ 
hältniſſe und das Verhältnis des Kaffeeumſatzes zu dem ſon⸗ 
ſtigen Umſatz des Geſchäfts zu berückſichtigen. Es liegt nichts 
dafür vor, daß ſich im Kaffeehandel eine von der allgemeinen 
Anſchauung über den Begriff des Lagers abweichende Übung 
entwickelt hat; insbef. nicht, daß der Ausdruck Kaffeelager nur 
als Ausdruck dafür verſtanden wird, daß in einem Geſchäft 
auch Kaffee im Kleinhandel verkauft wird. Dagegen ſpricht ſchon 
der Umſtand, daß R. wie hunderte von anderen mit der Ham⸗ 
burger Firma T. & G. als Abnehmer in Geſchäftsverbindung 
ſtehenden kleineren Einzelhandelsgeſchäften ihren Firmen den 
Zuſatz „Hamburger Kaffeelager“ gegeben haben. Sie wollten 
ihre Firma damit von anderen unterſcheiden und durch den 
Firmenſchutz erreichen, daß örtliche Mitbewerber den gleichen 
Zuſatz nicht machen dürfen. 

Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen der Vorinſt. über die 
Art des Geſchäftsbetriebes R.s, insbeſ. feine Kaffeevorräte und 
deren Verhältnis zu ſeinem Geſamtumſatz iſt der Zuſatz „Ham⸗ 
burger Kaffeelager“ geeignet, Verbraucher oder andere für den 
Geſchäftsverkehr mit R. in Betracht kommende Perſonen über 
Art und Umfang des Geſchäftes irrezuführen. Hiernach war 
die weitere Beſchw. zurückzuweiſen. 

(RG., II. Ziv Sen., Beſchl. v. 19. Okt. 1937, II B 9/7.) 


Anmerkung: KG. (Id. 13, 59 = JW. 1935, 3164 11: 
„Zentrale“) und die OLG. Karlsruhe (JFG. 13, 55: „Kaffee⸗ 
lager“) und Jena (JW. 1936, 944 50. „Kaffeelager“) haben der 
liberaliſtiſchen Weitherzigkeit, die die Täuſchungseignung i. S. 
des 818 Abſ. 2 HGB. zum Schaden der Verkehrsſicherheit zu 
verneinen allzu bereit war, einen Damnt entgegengeſetzt. Nun⸗ 
mehr hat auch das RG. Gelegenheit gefunden, zu der Frage 
der Täuſchungseignung der Firmenzuſätze Stellung zu nehmen. 
Es hat ſich in dem Sonderfall „Kaffeelager“ für die ſtren 
gere Auffaſſung dahin entſchieden, daß die Hervorhebung 
dieſes Zuſatzes in der Firma nicht auf irgendeinen Vor 
rat hinweiſt, wie ihn andere branchegleiche Geſchäfte auch haben, 
ſondern auf einen im Gegenſatz zu den Vorräten der Konkur⸗ 
renz beſonders anſehnlichen Vorrat: Die Hervor⸗ 
hebung „Kaffeelager“ iſt alſo firmenrechtlich täuſchungsgeeignet 
i. S. des § 18 Abſ. 2 HGB., wenn dieſe Vorausſetzung fehlt. 
Das Rö. ſtimmt hiernach mit den Ausführungen des Unter⸗ 
zeichneten in der Anm. zu JW. 1936, 944 36 und der Anſicht des 
OLG. Karlsruhe (JFG. 13, 55) überein. 

Streitig war bisher, ob für die Frage der Täuſchungs⸗ 
eignung der „Sprachgebrauch“ oder die „Verkehrsanſchauung“ 
maßgebend ſei; letzterenfalls beſtanden weiterhin Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten, ob die Verkehrsanſchauung der „Handelskreiſe“ 
oder des „Publikums“ alternativ (ſo Baumbach: DIZ. 1934, 
325 Nr. 5) oder beider kumulativ zu berückſichtigen ſei. Cri⸗ 
ſolli (JW. 1934, 492) hielt ſogar bei Gefahr der Täuſchung 
einer „Minderheit“ eine Täuſchungseignung i. S. des $18 
Abf. 2 HGB. für gegeben. Ein Unterſchied iſt endlich zu konſtruie⸗ 
ren verſucht worden zwiſchen „Verkehrsanſchauung“ und „Sit⸗ 
tenwidrigkeit“ (Krieger: DI. 1934, 284; KG.: JW. 1934, 
12474; hiergegen Groſchuff: JW. ebda., Anm.). Das RG. 
ſetzt ſich zunächſt über dieſen Streit hinweg: „Sprachgebrauch wie 
Verkehrsauffaſſung oder Sitte oder Verkehrsſitte (8 157 BGB.) 
find dem Wandel unterworfen ... Der Zweck der Vorſchrift 
des § 18 Abſ. 2 HGB. läßt es geboten erſcheinen, wie bisher die 
Verkehrsauffaſſung als maßgebend anzuſehen.“ Dem 
iſt an ſich — mit einem demnächſt zu erörternden Vorbehalt — 
zuzuſtimmen. 

Das RG. betont ſodann mit Recht, daß „alle diejenigen 
geſchützt werden ſollen, die mit dem Geſchäftsinhaber unter deſ⸗ 
ſen Firma in geſchäftlichen Verkehr treten“, insbeſ. alſo die 
Lieferanten und die Kunden des Geſchäftsinhabers. Es iſt mit⸗ 
hin nicht die Anſchauung, die der Geſchäftsinhaber vom Firmen 
zuſatz hat, ſondern die Anſchauung des Verkehrs, wie ſie ſich 
in Handelskreiſen und im Publikum bildet, kumulativ zu be⸗ 
rückſichtigen. Das RG. hat hier den Bedenken Rechnung getra⸗ 
gen, die der Unterzeichnete gegen den vom OLG. Jena: JW. 
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1936, 944 6 aufgeſtellten Begriff „breite Maſſe des Publikums“ 
erhoben hat. 

Nur in einem weſentlichen Punkte vermißt man leider 
nähere Richtlinien: nämlich in der Frage, wie die Verkehrs⸗ 
ar der Lieferanten und des Publikums feſtzuſtel⸗ 
len iſt. 

M. E. ſind nur zwei Erkenntuismittel denkbar: 1. die 
eigene Sachkunde des Gerichts, 2. die Befragung der 
Standesorganiſation der Handelskreiſe, insbeſ. der Indu⸗ 
ſtrie- und Handelskammer. 

Da aber liegt der Haken. Angenommen, die Indu K. be⸗ 
gutachtete — dem Standpunkt des BeſchwF. in obiger Entſch. 
entſprechend —, „der Ausdruck Kaffeelager werde nur als Aus 
druck dafür verſtanden, daß in einem Geſchäft auch Kaffee i m 
Kleinhandel verkauft wird“, ſo würde in dieſem Gutachten 
lediglich die Anſchauung der Lieferantenkreiſe zur Gel⸗ 
tung kommen. Es iſt nicht verſtändlich, wie die Induĩ K. die 
Meinung der „Verbraucher“ ſollte abhören können, wenn nicht 
zufällig vereinzelte Beſchwerden ihr zur Kenntnis gelangt ſein 
ſollten. 

In der eigenen Sachkunde des Gerichts, deſſen Mit⸗ 
glieder nur als „Kunden“ in Frage kommen, ſpiegelt ſich ande⸗ 
rerſeits die Anſchauung der Verbraucher kreiſe wieder. 

Wenn nun das Gericht das gedachte Gutachten ablehnen 
würde, weil Kleinhandelvertrieb oder vorrat kein „Lager“ ſei, 
ſo würde es die kritiſche Sonde des Sprachgebrauchs an 
185 notwendig einſeitige Verkehrsanſchauung der Handelskreiſe 
egen. 

Danach käme es alſo — im Gegenſatz zur Anjicht des 
RG. — doch auch auf den „Sprachgebrauch“ an. Bei der Ver⸗ 
kehrsanſchauung der Handels kreiſe iſt nur zu oft der Wunſch 
der Vater des Gedankens. Kumulative Berückſichti⸗ 
gung der Anſchauung der Handels⸗ und der 
Verbraucherkreiſe aber führt notwendig zur 
kumulativen Berückſichtigung der Verkehrs⸗ 
anſchauung und des Sprachgebrauchs. Im 
„Sprachgebrauch“, der wie die Verkehrsanſchauung nach 
den Worten des RG. dem Wandel der Zeiten unterliegt, drückt 
ſich die Verkehrsanſchauung des Volkes aus. 

Der Richter iſt Kind ſeiner Zeit, er macht alſo dieſen 
Wandel unbewußt mit (vgl. Zuſatz „Fabrik“). Er iſt ferner 
als Juriſt im Sprachgebrauch logiſch geſchult. Er iſt endlich 
Repräſentant der Anſchauung des Volkes, dem er lebensnah 
angehört. Indem er aus ſeiner Volksverbundenheit heraus ſich 
des Erkenntnismittels der Logik von Amts wegen bedient, ſtellt 
er bewußt die Verkehrsanſchauung der Handels⸗ und Ver⸗ 


braucherkreiſe feſt. 
DAN. Groſchuff, Berlin. 


Privates verſicherungsrecht 


23. AG. — Eine private Krankenverſicherungsgeſellſchaft iſt 
verpflichtet, einer Verſicherungsnehmerin die Koſten der Opera⸗ 
tion zur Beſeitigung der Unfruchtbarkeit zu erſtatten. f) 

Der Kl. iſt mit ſeiner Ehefrau ſeit etwa zwei Jahren bei 
der beklagten Krankenverſicherungsgeſellſchaft verſichert. Ver⸗ 
einbart find die neuen, ſogenannten N-Bedingungen. Die Ehe⸗ 
leute hatten ſich kurz vor Verſicherungsbeginn verheiratet. Als 
ein Jahr nach der Eheſchließung die Ehe noch kinderlos geblie- 
ben war, ſuchte die Ehefrau einen Frauenarzt auf; dieſer riet 
zu einer Operation, um die vorhandene Sterilität der Ehefrau 
zu beſeitigen. Die Operation wurde vorgenommen. Der Kl. 
verlangte im Rechtsſtreit Erſtattung aller durch die Operation 
entſtandenen Koſten. Die beklagte Geſellſchaft wünſchte Klage⸗ 
abweiſung und hielt ſich nicht für entſchädigungspflichtig. Un⸗ 
ſtreitig war noch, daß die Ehefrau des Kl. i. J. 1933 eine Ge⸗ 
ſchwulſt am Eierſtock hatte; dieſe Geſchwulſt war, wie der Kl. 
behauptet und die Bekl. nicht bemängelt, ſchon vor Beginn des 
Verſicherungsverhältniſſes behoben. ö 

Der Klageanſpruch iſt dem Grunde nach gerechtfertigt. 
über die Höhe kann zur Zeit nicht entſchieden werden. Doch 
kann jetzt ſchon ſeſtgeſtellt werden, daß die Klageanſprüche nicht 
in voller Höhe zuzubilligen ſein werden, da nach den Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen und dem maßgebenden Tarif nicht alle 
entſtandenen Koſten vergütet werden, ſondern nur nach Muß⸗ 
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gabe des vereinbarten Tarifs; im übrigen iſt auch anzunehmen, 
daß die Parteien ſich, wenn das Urteil rechtskräftig wird, über 
die Höhe der Entſchädigung vergleichen werden. Deshalb er⸗ 
ſcheint ein Zwiſchenurteil gemäß 8 304 ZPO. zweckmäßig. 

Zu dem Ausſpruch, daß der Klageanſpruch dem Grunde 
nach gerechtfertigt iſt, führt folgende Erwägung. 

Daß der Begriff der Krankheit im privaten Verſicherungs⸗ 
recht ein anderer als im ſozialen Verſicherungsrecht iſt, be⸗ 
rührt die Entſch. nicht. Es kommt auch nicht darauf an, ob das 
RVerſA. in dem von dem Kl. zitierten Urt. v. 13. Juni 1936 
die Unfruchtbarkeit von Ehefrauen, auch ohne daß ſie weſentliche 
Beſchwerden verurſacht, als eine Krankheit im Rechtssinne an⸗ 
ſieht, wenn ihre Beſeitigung durch ärztliche Behandlung mög⸗ 
lich und im Intereſſe der Allgemeinheit erwünſcht iſt. Das 
Gericht iſt an die Entſch. des RVerſA. nicht gebunden. Es iſt viel⸗ 
mehr ausſchließlich von den hier maßgebenden Verſicherungs⸗ 
bedingungen auszugehen. Hier handelt es ſich um die neuen 
allgemeinen Verſicherungsbedingungen der beklagten Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft nach einem der ſogenannten N- Tarife. Welcher 
von den fünf N»Tarifen hier vereinbart iſt, wird für die Entſch. 
bezüglich der Höhe der zu zahlenden Entſchädigung von Inter⸗ 
eſſe ſein, iſt aber für die jetzt zu entſcheidende Frage unerheb⸗ 
lich, da die Bedingungen aller N-Zarife gleichlauten. Dieſe 
neuen Verſicherungsbedingungen der beklagten Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft, die in zahlreichen Punkten von den alten Verſiche⸗ 
rungsbedingungen derſelben und insbeſondere auch von den 
Normativbedingungen des Verbandes privater Krantenverſiche⸗ 
rungsunternehmungen durchaus modern abweichen und inſo⸗ 
weit in Deutſchland einzig daſtehen, bringen gerade in dem hier 
maßgebenden 8 15 eine weſentliche Neuerung. Es unterliegt 
keinem Zweifel, daß der Anſpruch des Kl. abzuweiſen ſein würde, 
wenn die mit den Normativbedingungen übereinſtimmenden 
alten Bedingungen der beklagten Verſicherungsgeſellſchaft gelten 
würden. Hier joll nur kurz darauf hingewieſen werden, daß ſich 
in dem $ 15 in der alten Faſſung die Worte finden „auch 
ohne Kenntnis des Verſicherungsnehmers“. Welche Bedentung 
dies hat, wird ſich aus dem folgenden ergeben. 

Krankheit im Sinne der Verſicherungsbedingungen iſt nach 
81 Abſ. 2 ein nach ärztlichem Urteil anormaler körperlicher 
oder geiſtiger Zuſtand. Krankheiten ſind demnach nicht nur die 
Krankheiten im engeren Sinne, ſondern auch die Anomalien und 
körperlichen Fehler, da auch dieſe anormale körperliche Zuſtände 
find. Ob auch Unfälle und die im $ 15 Ziff. 2 erwähnten Ver⸗ 
letzungen als Krankheiten im weiteren Sinne der Bedingungen 
anzuſehen ſind, iſt hier nicht zu prüfen. 

Verſicherungsſchutz iſt nach 8 15 Ziff. 1 der Bedingungen 
ausgeſchloſſen bei Anomalien oder körperlichen Fehlern: 

1. wenn die Anomalie oder der körperliche Fehler vor Be⸗ 
ginn des Verhältniſſes oder vor Veendigung der im 8 13 ge⸗ 
nannten Wartezeiten beſtanden hat und der Verſicherte von 
dem Beſtehen der Anomalie oder des körperlichen Fehlers 
Kenntnis hatte, oder 

2. wenn die Anomalie oder der körperliche Fehler mit 
Krankheiten in unmittelbarem urſächlichen Zuſammenhang ſtehen, 
für die eine Leiſtungspflicht nach § 13 nicht beſteht. 

Ob die Sterilität einer ſonſt geſunden Ehefrau eine Ano⸗ 
malie oder ein körperlicher Fehler iſt, kann unerörtert bleiben, 
da beide anormalen Körperzuſtände gleiche Bedeutung im Sinne 
der Verſicherungsbedingungen haben. Daß die Sterilität einer 
Frau ein anormaler körperlicher Zuſtand iſt, wird wohl von 
keiner Seite beſtritten werden konnen; dabei iſt es unerheblich, 
ob nebenher körperliche Beſchwerden bejtehen oder nicht. 

In dem zu 1 erwähnten Falle, der nach $ 15 Ziff. 1 Lei⸗ 
ſtungsfreiheit der Geſellſchaft zur Folge hat, iſt Kenntnis des 
Verſicherungsnehmers unbedingte Vorausſetzung. Daß der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer oder die verſicherte Ehefrau von dem Zu⸗ 
ſtande der Sterilität bei Abſchluß des Verſicherungsvertrages 
Kenntnis hatten, iſt von der beklagten Verſicherungsgeſellſchaſt 
nicht behauptet und auch nicht anzunehmen. Die beklagte Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft hat zwar die Eierſtocksgeſchwulſt, die im 
Jahre 1933 beſtanden hat, gelegentlich erwähnt, daraus aber 
ſelbſt keine Folgerungen gezogen, da ſie ſelbſt die Erklärung 
des Kl. in dem Verſicherungsantrage, die Geſchwulſt ſei be⸗ 
hoben, wiedergibt. Daher liegt auch der zweite Fall, der nach 
8 15 Ziff. 1 Leiſtungsfreiheit bewirkt, nicht vor, da die Ano⸗ 
malie mit der vor Beginn des Verſicherungsvertrages vorhan⸗ 
denen Geſchwulſt nicht in unmittelbarem Zuſammenhang ſteht. 
C fragt ſich dann noch, ob etwa $ 15 Ziff. 3 der Verſiche⸗ 
rungsbedingungen vorliegt. Auch dieſe Frage iſt zu verneinen. 
Nach 8 15 Ziff. 3 gehören nicht zu den Leiſtungen der Gejell- 
ſchaft Koſten, die nicht unmittelbar zur Behebung von Krank- 
heitszuſtänden notwendig ſind, insbeſondere für Impfungen 


und deren Folgen, für Steriliſierungen und deren Folgen, für 
Bejeitigung von Schönheitsfehlern, für ärztliche Gutachten ulm. 
Welche Koſten nicht unmittelbar zur Behebung von Krankheits⸗ 
zuſtänden notwendig ſind, iſt in jedem Falle beſonders zu ent⸗ 
ſcheiden. $ 15 Ziff. 3 gibt nur einzelne beſondere Koſten bei⸗ 
ſpielsweiſe an, gibt aber keine abſchließende Aufzählung aller 
in Frage kommenden Koſten; die beſonders erwähnten Koſten 
ſind wenigſtens zum Teil in die Bedingungen aufgenommen 
worden, weil nach den früheren Bedingungen, die vor mehre⸗ 
ren Jahren galten, Streitfragen entſtanden waren, jo 3. B. 
bezüglich der Koſten für die Beſeitigung von Schönheitsfehlern, 
für Steriliſterungen. In dem jetzigen Falle handelt es ſich nicht 
um die Koſten einer Steriliſierung, ſondern gerade im Gegen⸗ 
teil um die Koſten für die Beſeitigung eines ſterilen Zuſtandes. 
Dieſe Koſten ſind nicht beſonders angeführt; bisher iſt, ſoweit 
bekannt, noch niemals von einer Verſicherungsgeſellſchaft Er⸗ 
ſtattung der Koſten für die Beſeitigung des ſterilen Zuſtandes 
im Prozeßwege gefordert worden. 

Ob die Operation zur Behebung des ſterilen Zuſtandes 
führen wird, läßt ſich ſelbſtverſtändlich nicht mit abſoluter 
Sicherheit, auch nicht einmal mit einer gewiſſen Wahrſchein⸗ 
lichkeit ſagen; das iſt aber nicht anders als bei anderen Ope⸗ 
rationen, bei welchen auch häufig genug nicht geſagt werden 
kann, ob durch die Operation der krankhafte Zustand behoben 
werden wird. Jedenfalls hat der operierende Arzt unſtreitig 
zur Operation geraten; er muß ſich auch davon überzeugt haben, 
daß die Kinderloſigkeit der Ehe des Kl. nur auf die Sterilität 
der Frau zurückzuführen iſt und nicht etwa am Kl. ſelbſt liegt; 
er hätte ſonſt ſicher nicht die Operation vorgenommen; er hat 
ſie vorgenommen, weil er, wie jeder Operateur, geglaubt hat, 
durch die Operation den gewünſchten Erfolg zu erreichen. Auch 
ohne Vernehmung des operierenden Arztes kann daher 11 0 
weiteres angenommen werden, daß die Operation unmittelbar 
zur Behebung des ſterilen Zuſtandes notwendig geweſen iſt. Die 
dadurch entſtandenen Koſten ſind deshalb von der betlagten 
Verſicherungsgeſellſchaft zu erſtatten. 8 

(AGG. Schöneberg, Urt. v. 21. Okt. 1937, 33 C 1292/37.) 


Aumerkung: Die private Krankenverſicherung, vor dem 
Kriege noch unbedeutend, hat jetzt einen Beſtand von mehr als 
8 Millionen Verſicherten. Das VVG. enthält noch keine Vor⸗ 
ſchriften über die private Krankenverſicherung; kürzlich hat der 
Ausſchuß für das Verſicherungsweſen der Akademie für deut⸗ 
ſches Recht vorgeſchlagen, das Recht der privaten Kranken⸗ 
verſicherung als neuen beſonderen Abſchnitt in das VVG. einzu⸗ 
bauen. Der Verband der privaten Krankenverſicherungsunter⸗ 
nehmungen hat Normativbedingungen (unter Berückſichtigung 
der allgemeinen Vorſchriften des VVG.) erlaſſen, die die Grund⸗ 
lage für die Allgemeinen Verſicherungsbedingungen der ver⸗ 
ſchiedenen Geſellſchaften bilden. Von dieſen weichen bie Ber 
dingungen einer Aktiengeſellſchaft (nach den Tarifen N1—5) 
weſentlich ab, insbeſondere in der Frage nach den ſogenannten 
„alten Leiden“. Alte Leiden ſind die bei Beginn des Ver⸗ 
ſicherungsvertrags (bzw. bei Ablauf der Wartezeit) bereits vor⸗ 
handenen Krankheiten, Anomalien und körperlichen Fehler. 
Nach der herrſchenden Anſicht ſind die Normativbedingungen 
und mit ihnen die Allgemeinen Verſicherungsbedingungen dahin 
auszulegen, daß das objektive Vorhandenſein der Krankheit, 
der Anomalie oder des körperlichen Fehlers genügt, um die 
Geſellſchaft von der Leiſtungspflicht zu befreien. Die Bedingun⸗ 
gen nach den ſogenannten N-Zarifen weichen hiervon bewußt 
ab; es genügt nicht das objektive Vorhandenſein des körper⸗ 
lichen Fehlers; der Verſicherte muß davon auch Kenntnis zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes (bzw. Ablaufs der Wartezeit) 
gehabt haben. Dieſer Unterſchied in den Verſicherungsbedin⸗ 
gungen iſt von weſentlicher Bedeutung bei der Eutſcheidung 
der Frage, ob die Koſten der Operation zur Beſeitigung der 
Unfruchtbarkeit zu erſtatten ſind. 

AGR. Dr. Schaefer, Berlin. 


Reichsjagdͤgeſetz 
* 24. RG. — RJagdc. (Pr Jagd.); 8 839 BGB. 

1. Ebenſo wie die ärztlichen Ehrengerichte und die für die 
Rechtsanwälte beſtehenden Ehrengerichte üben die Jagdehren⸗ 
gerichte nach dem Pr Jagd., wie auch die Ehrengerichte nach 
dem RJagdc. innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit kraft 
itaatlicher Autorität und Verleihung nach ihrer freien über ⸗ 
zeugung in einem den Formen des Strafprozeſſes nachgebildeten 
Verfahren richterliche Strafgewalt gegen die Angehörigen ihres 
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Standes aus. Sie find reichsgeſetzlich zugelaſſene beſondere Ge⸗ 
richte und in dem ihnen zugewieſenen Geſchäftskreiſe Organe 
der Staatsgewalt. Ihre Sprüche können alſo nicht im Rechts⸗ 
wege vor den ordentlichen Gerichten bekämpft werden. 

II. Der Provinzjägermeiſter wird bei der Ausübung des 
Beſtätigungsrechts nicht als Richter, ſondern als Verwaltungs⸗ 
behörde (88 6 Abſ. 7, 8 Pr Jagd.) tätig. Ebenſo handelt der 
Reichsjägermeiſter oder der Gaujägermeiſter, wenn ſie nach 8 59 
R Jagd. den Spruch des Jägerehrengerichts beſtätigen oder 
zum Zwecke der nochmaligen Entſch. durch ein anderes Ehren⸗ 
gericht aufheben, nicht als übergeordnetes Ehrengericht, ſondern 
als Verwaltungsbehörde kraft Aufſichtsrechts. Die Beſtätigung 
des Spruches eines Jägerehrengerichts iſt nicht i. S. des § 839 
Abſ. 2 Satz 1 BGB. ein „Urteil in einer Rechtsſache“, jo daß 
dem Provinzjägermeiſter die angeführte Sonderſchrift des BGB. 
nicht zuſtatten kommt. 

Der Anſicht, daß keineswegs Handlungen, die vor dem Ju⸗ 
krafttreten des Pr Jagd. begangen worden find, der ehrenge⸗ 
richtlichen Beurteilung unterworfen werden könnten, kann nicht 
beigeſtimmt werden. Amtspflichtverletzung des Provinzjäger⸗ 
meiſters bei Beſtätigung und Entziehung des Jagdſcheins. 

Der Kl. hatte von der Biſchen Rentkammer in B. die 


Jagd in einem Jagdbezirk gepachtet. Er war Inhaber eines 


Jagdſcheins und wurde daher mit dem Inkrafttreten des Pr⸗ 
Sagd®. v. 18. Jan. 1934 (GS. 13) nach deſſen $ 8 Mitglied des 
Landesverbandes der preußiſchen Jäger. Wegen Vorkommniſſe 
aus dem Jahre 1933 hat auf Anzeige der Rentkammer das 
Ehrengericht Rheinprovinz im Landesverband preußiſcher 
Jäger am 6. Febr. 1935 gegen ihn auf Grund mündlicher Ver⸗ 
handlung folgenden Spruch gefallt: 

„Der Beſchuldigte wird wegen unweidmänniſchen Verhal⸗ 
tens zu einer Geldbuße von 1000 RA und zu den Koſten des 
Verfahrens verurteilt. Der für das laufende Jagdjahr erteilte 
Jagdſchein wird ihm entzogen. Ferner wird ihm die Eignung 
zur Führung eines Jagdſcheins bis zum 1. April 1937 aberkannt. 
Der vorſtehende Spruch ſoll in den amtlichen Verkündungsblät⸗ 
tern veröffentlicht werden.“ 

Der Provinzjägermeiſter für die Rheinprovinz hat den 
Spruch beſtätigt, die Beſtätigung dem Kl. bekanntgemacht und 
den Spruch und die Beſtätigung außerdem der Rentkammer 
zugeſtellt. Auch hat er den Spruch in den Zeitſchriften „Der 
Deutſche Jäger“ in München, jetzt „Deutſche Jagd“ in Neu⸗ 
damm, und „Wild und Hund“ in Berlin veröffentlichen laſſen. 

Der Kl., der die Geldſtrafe und die Verfahrenskoſten be⸗ 
zahlt hat, macht geltend, die ihm gegenüber getroffenen Maß⸗ 
nahmen ſeien unzuläſſig geweſen, der Provinzjägermeiſter habe 
dies erkennen und daher die Beſtätigung des Spruches verſagen 
müſſen. 

Durch die geſetzwidrigen Maßnahmen ſei er erheblich ge- 
ſchädigt worden. 

Der Kl. hat beantragt, 

1. die beklagte Deutſche Jägerſchaft, vertreten durch den 
Reichsjägermeiſter, zu verurteilen, anzuerkennen, daß das Urteil 
des Ehrengerichts der Rheinprovinz im Landesverband der preu⸗ 
ßiſchen Jäger gegen ihn vom 6. Febr. 1935 und feine Beſtäti⸗ 
gung durch den damaligen Provinz⸗ (heutigen Gau⸗) Jäger⸗ 
meiſter wie auch die Bekanntmachung des Urteils in den Ver⸗ 
kündungsblättern des ehemaligen Landesverbandes der preußi⸗ 
ſchen Jäger und die Zuſtellung des Urteils an die Biſche Rent⸗ 
kammer geſetzwidrig ſeien, 

2. die Bekl. zu verurteilen, an ihn 6100 , zu zahlen, 

3. feſtzuſtellen, daß die Bekl. verpflichtet ſei, ihm auch allen 
weiteren Schaden zu erſetzen, der ihm durch die Beſtätigung des 
Urteils uſw. entſtanden ſei und noch entſtehe, 

4. ihn zu ermächtigen, den erkennenden Teil dieſes Urteils 
in den Verkündungsblättern der Bekl. bekanntzumachen, 

5. die Bekl. zu verurteilen, den erkennenden Teil dieſes Ur 
teils der Rentkammer bekanntzugeben. 

Das LG. wies die Klage ab. Das OLG. hat die Berufung 
zurückgewieſen. Das RG. hat die Rev., ſoweit die Klageanträge 
zu 1, 4 und 5 in Betracht kommen, zurückgewieſen. Im übrigen 
verwies das RG. die Sache an das BG. zurück. 

I. Die Klage wird auf $ 839 BGB. i. Verb. m. Art. 77 
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EGBGB. und § 4 PrStaatshaftGG. v. 1. Aug. 1909, richtiger 
auf $ 839 BGB. i. Verb. m. Art. 131 Wein Verf. geſtützt. Der 
Provinzjägermeiſter ſoll durch die Beſtätigung des am 6. Febr. 
1935 vom Ehrengericht der Rheinprovinz im Landesverband der 
preußiſchen Jäger gefällten Spruchs dem Kl. gegenüber eine 
Amtspflicht verletzt und dadurch dem Kl. Schaden zugefügt haben. 
Mit den Klageanträgen verfolgt der Kl. die Beſeitigung des ihm 
angeblich entſtandenen Schadens. Daß die Deutſche Jägerſchaft 
als Rechtsnachfolgerin des Landesverbandes der preußiſchen 
Jäger, wenn eine Amtspflichtverletzung des Provinzjägermei— 
ſters in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt 
vorliegt, für den entſtandenen Schaden aufkommen muß, iſt 
nicht ſtreitig. Mit Recht aber haben die Vorderurteile für die 
Klageanträge 1, 4 und 5 die Zuläſſigkeit des Rechtswegs ver⸗ 
neint, freilich das OLG. hinſichtlich der Anträge 4 und 5 nur 
inſoweit, als mit ihnen die Veröffentlichung und die Bekannt⸗ 
gabe der zu 1 verlaugten Entſch. begehrt wird; im übrigen hält 
das OLG. dieſe Anträge für zuläſſig, weil mit ihnen nichts 
anderes als die Beſeitigung der nach der Behauptung des Kl. 
entſtandenen Schadensfolgen erſtrebt werde. Dieſer Einſchrän⸗ 
kung kann nicht beigepflichtet werden, vielmehr iſt der Rechts. 
weg für die mit den Anträgen 1, 4 und 5 verfolgten Auſprüche 
ohne Einſchränkung unzuläſſig. 

Der Landesverband der preußiſchen Jäger wurde durch das 
PrJagdG. v. 18. Jan. 1934 (GS. 13) für das ganze preußiſche 
Staatsgebiet als eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts mit 
eigener Standesgerichtsbarkeit geſchaffen (88 8, 82 bis 89 des 
Geſetzes). In ihm wurden kraft ſtaatlichen Zwanges ($ 8 Abi. 1 
Satz 1) alle Inhaber der in Preußen gelöſten Jahresjagdſcheine 
zuſammengefaßt. An der Spitze ſtand als Führer der vom Pr 
MinPräſ. ernannte Landesjägermeiſter (88 8 Abſ. 2, 6 Abſ. 1). 
Dieſer ernannte die Provinzjägermeiſter (§ 6 Abſ. 2), die wie 
derum die Kreisjägermeiſter zu ernennen hatten. Dem Provinz 
jägermeiſter ſtand als beratendes Organ der Provinzjagdrat zur 
Seite (§ 6 Abſ. 5). Ein Ehrengericht war bei jedem Provinz 
jägermeiſter einzurichten ($ 82 Satz 2). Die Aufgaben der Ehren: 
gerichte, die zuläſſigen Strafen und ihre Vorausſetzungen und 
die weſentlichen Verfahrensvorſchriften waren im Geſetz ſelbſt 
(88 82 bis 88) feſtgelegt. Die nähere Regelung, insbeſ. die Aus 
geſtaltung des Verfahrens war durch den Abſchn. 14 der Ausf; 
Belt. v. 24. Febr. 1934 (GS. 75) und die vom Min Präſ. ge 
nehmigte, auf Grund der §s 7, 83 vom preußiſchen Landesjäger 
meiſter erlaſſenen Satzung des Landesverbandes vom gleichen 
Tage erfolgt. Der Abſchn. 2 dieſer Satzung enthält die Ehreu- 
gerichtsordnung (EG O.). Aus ihr mag hier wegen der Zuſam⸗ 
menſetzung des Ehrengerichts und feiner Stellung der § 19 wie⸗ 
dergegeben werden. Er lautet: 

„Das Ehrengericht beſteht aus drei Richtern, nämlich dem 
Vorſitzenden, der zum ordentlichen Richteramte oder zum höhe⸗ 
ren Verwaltungsdienſt befähigt fein ſoll, und zwei Beiſitzern. 
Die Mitglieder des Ehrengerichts und ihre Stellvertreter ſind 
vom Provinzjägermeiſter jeweils für die Dauer von drei Jahren 
zu ernennen. Im Bedarfsfalle können mehrere Ehrengerichte 
beſtellt werden. Zu Mitgliedern des Ehrengerichts können nur 
Verbandsmitglieder ernannt werden. 

Die Ehrenrichter ſind in ihren richterlichen Handlungen 
unabhängig und nur dem Geſetz und der Satzung des Landes- 
verbandes der preußiſchen Jäger unterworfen.“ 

Wie aus dieſen und den übrigen verfahrensrechtlichen Be 
ſtimmungen folgt, iſt das Verfahren den allgemeinen Rechts⸗ 
fügen der StPO. und dem GVG. nachgebildet worden. Eine 
befondere Stellung nahm im ehrengerichtlichen Jagdverfahren 
nach dem PrJagdG. der Provinzjägermeiſter ein. Er war nicht 
nur Anklagebehörde (88 6 Abſ. 7, 7 Pr Jagd., §§ 17, 18, 21 
der Satzung des Landesverbandes), ſondern bei ihm lag auch 
in der Regel die Entſch. darüber, ob der auf Strafe lautende 
Spruch des Ehrengerichts beſtätigt und damit endgültig und 
vollſtreckbar werden ſollte (8 87 PrJagdG., S 23 Abſ. 2 der 
Satzung des Landesverbandes). Schließlich lag ihm auch nach 
8 83 Abf. 2 des Geſetzes die Vollziehung des Spruches ob. Nur 
wenn auf dauernde Entziehung des Jagdſcheins erkannt war, 
bedurfte der Spruch der Beſtätigung durch den Landesjäger⸗ 
meifter ($ 87 Abſ. 2 des Geſetzes). 
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Hieraus ergibt ſich, daß nicht nur das Jägerehren⸗ 
gericht eine ſtaatliche Behörde war, die auf Antrag einer 
Verwaltungsbehörde, des Provinzjägermeiſters, tätig wurde, 
ſondern daß auch der Provinzjägermeiſter mit ſtaat⸗ 
licher Zwangsgewalt ausgeſtattet war. Die den Jaägerehren⸗ 
gerichten übertragenen obrigkeitlichen Verrichtungen gehoren 
dem Gebiete der Rſpr. an. Dies gilt ſowohl für die Jagd⸗ 
ebrengerichte nach dem PrJagdG. wie auch für die Ehren⸗ 
gerichte nach dem RJagdG. (88 53, 54, 56 ff. NJagdG.). Ebenſo 
wie die ärztlichen Ehrengerichte und die für die Rechtsanwälte 
beſtehenden Ehrengerichte (vgl. R033. 138, 57 mit Nachweisen 
JW. 1933, 1256 !° m. Anm.) üben ſie innerhalb der Grenzen 
ihrer Zuſtändigkeit kraft ſtaatlicher Autorität und Verleihung 
nach ihrer freien Überzeugung in einem den Formen des Straf⸗ 
prozeſſes nachgebildeten Verfahren richterliche Strafgewalt 
gegen die Angehörigen ihres Standes aus, denen eine Ver: 
letzung ihrer Standespflichten zur Laſt gelegt wird. Sie ſind 
reichsgeſetzlich zugelaſſene bejondere Gerichte gemäß SS 13, 14 
GVG. und in dem ihnen zugewieſenen Geſchäftskreiſe Organe 
der Staatsgewalt, der Juſtizhoheit. Ihre Sprüche können alſo 
nicht im Rechtswege vor den ordentlichen Gerichten bekämpft 
werden (88 13, 17 GVG). Demgemäß iſt es auch nicht zu⸗ 
läſſig, vor den ordentlichen Gerichten die Feſtſtellung zu be⸗ 
gehren, daß der Spruch eines Jägerehrengerichts und ſeine Be⸗ 
ſtätigung, ſeine Bekanntmachung und ſeine Zuſtellung geſetzes⸗ 
widrig ſeien. Es handelt ſich nicht nur bei dem Spruche ſelbſt, 
ſondern auch bei ſeiner Beſtätigung, ſeiner Zuſtellung und 
ſeiner Vollſtreckung um Amtshandlungen hoheitsrechtlicher Art, 
alſo um Staatshoheitsakte. Zur Vornahme oder Unterlaſſung 
ſolcher Amtshandlungen dürfen aber Gerichte ebenſowenig wie 
Verwaltungsbehörden im ordentlichen Rechtswege angehalten 
werden (NGZ. 138, 57 und die dort angeführten Entſch). Eben⸗ 
ſowenig kann daher im ordentlichen Rechtswege darauf geklagt 
werden, den durch Strafe des Ehrengerichts betroffenen Jager 
zu ermächtigen, in den amtlichen Verkündungsblättern des 
Landesverbandes der preußiſchen Jäger oder in ſonſtigen Blät⸗ 
tern Urteile mitzuteilen oder dem Jagdverpächter (hier der 
Rentkammer) zuſtellen zu laſſen, die ausſprechen, daß der 
Spruch des Jagdehrengerichts oder ſeine Beſtätigung geſetz⸗ 
widrig ſeien. Das folgt ſchon daraus, daß ſolche Urteilsaus⸗ 
ſprüche den ordentlichen Gerichten nicht zuſtehen und alſo von 
ihnen nicht erwirkt werden können, weil darin eine unzu⸗ 
läſſige Einmiſchung in die ſtandesgerichtliche Rſpr. der Jäger⸗ 
gerichte und die amtliche Zuständigkeit und Tatigkeit einer 
Verwaltungsbehörde, des Provinzjägermeiſters, liegen würde. 
Eine ſolche Einmiſchung liegt aber nicht nur vor, wenn auf 
Vornahme oder Unterlaſſung oder Widerruf von Amtshand⸗ 
lungen geklagt wird, ſondern auch dann, wenn begehrt wird, 
ſie für geſetzwidrig zu erklären. Eine Verſchärfung eines ſol⸗ 
chen unzuläſſigen Begehrens bedeutet es aber, wenn daruber 
binaus vor den ordentlichen Gerichten noch die Zuerkennung 
der Befugnis erſtrebt wird, den Ausſpruch über. die Geſetz⸗ 
widrigkeit des Spruches eines Jägerehrengerichts und ſeiner 
Beſtätigung durch den Provinzjägermeiſter in Blättern und 
durch Zuſtellung an den Jagdverpächter bekanntgeben zu 
dürfen. Wie der Senat wiederholt ausgeſprochen hat (ROY. 
150, 140, bei. 143 mit Nachweis JW. 1936, 15931 m. Anm.), 
kann eine Befugnis zur Ein miſchung in die 
Zuſtändigkeit von Sonderge richten oder Ver⸗ 
waltungsbehörden auch nicht aus 8 249 BGB. 
hergeleitet werden, vielmehr können die ordentlichen 
Gerichte den dort ausgeſprochenen Grundſatz, daß Schadens⸗ 
erſatz regelmäßig durch Herſtellung des Zuſtandes zu leiſten iſt, 
der ohne den zum Erſatz verpflichtenden Umſtand beſtehen 
würde, nur ſo weit verwirklichen, als ihre Befugniſſe über⸗ 
haupt reichen. Läßt ſich die Beſeitigung des entſtandenen Scha⸗ 
dens und die Verhütung weiteren Schadens nur durch Amts⸗ 
handlungen erreichen, werden dieſe aber nicht vorgenommen, 
ſo kann nur auf Schadenserſatz durch Gewährung eines wirt⸗ 
ſchaftlichen Ausgleichs geklagt werden. Das verkennt die Rev., 
wenn ſie geltend macht, die Anträge 1, 4 und 5 hätten die 
Feſtſtellung bezweckt, daß die Bell. ſich dem Kl. gegenüber nicht 
auf den Spruch des Ehrengerichts ſolle berufen dürfen, dieſer 


nämlich im Verhältnis zwiſchen dem Kl. und der Bekl. nicht 
gelte. Der Spruch des Ehrengerichts und die Beſtätigung durch 
den Provinzjägermeiſter ſind eben, auch im Verhältnis des Kl. 
zur Bekl., als beſtehend und verbindlich hinzunehmen, ſolange 
nicht etwa im Gnadenwege Aufhebung erfolgt. Deshalb geht 
auch die verfahrensrechtliche Rüge fehl, daß der Bert. nach 
$ 139 ZPO. auf die Stellung ſachdienlicher Anträge habe hin⸗ 
wirken müſſen. Es kommt hinzu, daß bereits das LG. die An⸗ 
träge 1, 4 und 5 abgewieſen hatte, weil inſoweit der Rechts⸗ 
weg unzuläſſig ſei. Unter dieſen Umſtänden kam eine Pflicht 
des BG., auf Stellung ſachdienlicher Anträge hinzuwirken, um 
ſo weniger in Frage, als die allein zuläſſigen Anträge Nr. 2 
und 3 in der Beränit. geſtellt waren. Die Abweiſung der mit 
den Anträgen 1, 4 und 5 verfolgten Anſprüche iſt alſo unter 
dem Geſichtspunkt der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges aufrecht⸗ 
zuerhalten. 

II. Hinſichtlich der Anträge 2 und 3 iſt der Rechtsweg zu⸗ 
läſſig. Mit dieſen Anträgen wird Schadenserſatz und die Feſt⸗ 
ſtellung begehrt, daß die Bekl. auch den weiter entſtehenden 
Schaden erſetzen müſſe, der darauf zurückzuführen iſt, daß der 
Provinziägermeiſter unter Verletzung einer ihm dem Kl. gegen⸗ 
über obliegenden Amtspflicht den Spruch des Jägerehrenge⸗ 
richtes beſtätigt, vollſtreckt und bekanntgegeben hat. Die Kl. 
wird inſoweit auf $ 839 BGB., 88 6, 7, 8, 87, 88 Pr Jagd. 
i. Verb. m. Art. 131 Wein Verf. geſtützt. Der Spruch des Ehren⸗ 
gerichts wurde erſt vollſtreckbar, wenn ihn der Provinzjager⸗ 
meiſter beſtätigte (8 87 Abſ. 2 Satz 2 PrJagdG.). Zu dem Zweck 
hatte der Provinzjägermeiſter den Spruch zu überprüfen. Denn 
er konnte ihn, falls er ihm unbillig oder mit dem Geſetz nicht 
vereinbar erſchien, mildern oder aufheben und die Entſch. durch 
ein anderes Ehrengericht anordnen ($ 87). In letzterem Falle 
wurde der neue Spruch des Ehrengerichts ohne Betätigung 
endgültig und vollſtreckbar. Ein Rechtsmittel war gegen die 
Entſch. des Provinzjägermeiſters nach $ 7 Abſ. 2 nicht ſtatthaft. 

Die Rev. meint, der Provinzjägermeiſter werde bei der 
Beſtätigung richterlich tätig. Das trifft nicht zu. Denn der 
Provinzjägermeiſter war nicht Rechtsmittelinſtanz, er wurde 
bei Wahrnehmung der Befugniſſe des $ 87 nicht als übergeord⸗ 
neter Richter im Rechtsmittelverfahren gegen den Spruch des 
Ehrengerichts tätig, ſondern in ſeiner bereits erwähnten Eigen⸗ 
ſchaft als Verwaltungsbehörde (88 6 Abſ. 2, 8 PrJagdcg.) in 
Ausübung der ihm vom Geſetz übertragenen Aufſichts⸗, Ver⸗ 
folgungs⸗ und Vollſtreckungsbefugniſſe (88 8, 82 ff. Pr Jagdcb., 
88 15 ff. EGO), die dem Zwecke dienten, die Mitglieder des 
Landesverbandes zu ehrliebenden, weidgerechten Jägern zu er⸗ 
ziehen und ſtrafbare oder ehrenwidrige Handlungen zu ahnden. 
Wie $ 23 Abf. 2 EGO. klarſtellt, kam die Anordnung der 
Eutſch. durch ein anderes, vom Landesjägermeiſter zu beſtim⸗ 
mendes Ehrengericht in Frage, wenn nach Anſicht des zur Be⸗ 
ſtätigung Berechtigten Freiſprechung oder eine höhere als die 
erkannte Strafe angebracht erſchien. Das RJagdG., das das 
PreqagdG. abgelöſt hat, hat deſſen Beſtimmungen über die Be⸗ 
ſtätigung und Vollſtreckung ehrengerichtlicher Sprüche über⸗ 
nommen, jedoch unter Fortlaſſung des Strafmilderungsrechts 
($ 59 RJagdcg.). Der nach dem RJagdG. zur Beſtätigung Be⸗ 
rufene kann alſo den Spruch des Ehrengerichts nicht mildern, 
ſondern ihn nur beſtätigen oder gänzlich aufheben. Das Recht, 
die erkannte Strafe ganz oder zum Teil zu erlaſſen, iſt als Aus⸗ 
übung der Gnadenbefugnis von dem dafür allein zuſtändigen 
Führer und Reichskanzler durch Erl. v. 15. Aug. 1936 (RGBl. 
I, 705) mit dem Recht der Weiterübertragung dem Reichsjäger⸗ 
meiſter im Einvernehmen mit dem RIM. übertragen worden. 
Die Beſtimmungen über die Beſtätigung und die Vollſtreckung 
haben ihr Vorbild in den Vorſchriften der MilStGZO. Dieſe 
kannte bereits in der Faſſung vom 1. Dez. 1898 (RGBl. 1189) 
das Beſtätigungsrecht, und zwar ein zweifaches. Die Beſtim⸗ 
mungen der 88 416 ff. handelten von der Beſtätigung der mili⸗ 
tärgerichtlichen Urteile, die durch ein ordentliches Rechtsmittel 
nicht mehr anfechtbar waren, alſo der im Friedensverfahren 
ergangenen Urteile. Dieſe waren mit der Beſtätigungsorder zu 
verſehen, die zum Ausdruck zu bringen hatte, daß das Urteil 
rechtskräftig geworden und, ſoweit es auf Verurteilung lautete, 
zu vollſtrecken ſei. Nicht erſt die Beſtätigungsorder machte alſo 
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das Urteil rechtskräftig, die Rechtskraft trat vielmehr ſchon ein, 
ſobald das Urteil durch ein ordentliches Rechtsmittel nicht 
mehr anfechtbar war; die Beſtätigung brachte nur zum Aus⸗ 
druck, daß Rechtskraft vorlag, und enthielt zugleich die Weiſung 
des Gerichtsherrn, es zu vollſtrecken. Zu unterſcheiden von dieſer 
Beſtätigung war die ſogenannte Feldbeſtätigung kriegsgericht⸗ 
licher Urteile. Gegen die im Felde oder an Bord ergangenen 
Urteile fand nämlich nach $ 419 MIISIGD. weder das Rechts⸗ 
mittel der Berufung noch das der Rev. ſtatt. Sie wurden aber 
nach 8 420 erſt durch die Beſtätigung rechtskräftig und voll⸗ 
ſtreckbar. Der für die Beſtätigung zuſtändige Befehlshaber 
konnte die Beſtätigung verſagen und unter Aufhebung des Ur⸗ 
teils ein neu zu berufendes Gericht mit der Aburteilung der 
Sache betrauen (8$ 420, 432). Das Urteil unterlag alſo der 
Nachprüfung durch den zuſtändigen Befehlshaber. Das Beſtäti⸗ 
gungsverfahren war mithin in gewiſſem Sinne Erſatz für das 
fehlende Rechtsmittelverfahren, kam dieſem jedoch nicht gleich. 
Denn das im Falle der Aufhebung neu erkennende Gericht war 
an die rechtliche oder militärdienſtliche Auffaſſung des auf 
hebenden Befehlshabers nicht gebunden. Dieſer entſchied über 
die Beſtätigung oder Aufhebung aber erſt nach Vernehmung 
des Angekl. und bei den ſchwereren, im Geſetz genannten 
Strafen nur nach Begutachtung durch einen richterlichen Mi⸗ 
litärjuſtizbeamten oder einen zum Richteramt befähigten Be⸗ 
amten oder Offizier. Das Beſtätigungsrecht wurde nach den 
Motiven und den Kommiſſionsberichten zur MilStGD. als 
Ausfluß der Kommandogewalt des Gerichtsherrn, jedoch als 
Begnadigungseinrichtung aufgefaßt. 

Die neue MilStGO. i. d. Faſſ. v. 29. Sept. 1936 (RGBl. 
I, 751) hat die früheren Beſtimmungen im weſentlichen über⸗ 
nommen. Die Beſtätigung und Aufhebung der Feld⸗ oder Bord⸗ 
urteile iſt in den SS 380 ff. geregelt. Fortgefallen iſt die Be⸗ 
ſtätigung der Friedensurteile (SS 411 ff.), doch werden auch fie 
nur auf Anordnung des Gerichtsherrn vollſtreckt. 

Nicht zu vergleichen mit der Beſtätigung kriegsgerichtlicher 
Urteile iſt die Entſch., die nach der VO. über die Ehrengerichte 
der Offiziere im preußiſchen und bayeriſchen Heere v. 20. Mai 
1874 und 15. Juli 1910 bzw. für Bayern 31. Aug. 1874 und 
27. Febr. 1911 dem oberſten Kriegsherrn oder dem Kriegs⸗ 
miniſterium zuſtand. Wie die Beſtimmungen unter Nr. 60 dieſer 
Verordnung ergeben, kam im ehrengerichtlichen Verfahren über 
Offiziere dem Spruche des Offiziersehrengerichts nur die Be⸗ 
deutung eines Gutachtens zu; die alleinige Eutſch. lag beim 
oberſten Kriegsherrn oder dem Kriegsminiſterium, ohne daß 
dieſe an den Spruch des Ehrengerichts gebunden geweſen wären. 

Das Beſtätigungsrecht, wie es § 87d PrJagdG. regelt, 
weicht von dem Beſtätigungsrecht gegenüber Feld⸗ und Bord⸗ 
urteilen dadurch ab, daß es die Befugnis einſchließt, den Spruch 
des Ehrengerichts zu mildern, während es im übrigen jenem 
Beſtätigungsrecht entſpricht. Dieſes Milderungsrecht kann nur 
als die Übertragung einer Gnadenbefugnis aufgefaßt werden. 
Denn der Provinzjägermeiſter wird bei der Ausübung des Be⸗ 
ſtätigungsrechts nicht als Richter, ſondern als Verwaltungs⸗ 
behörde (§8 6 Abſ. 7, 8 PrJJagdG.) tätig. Ebenſo handelt der 
Reichsjägermeiſter oder der Gaujägermeiſter, wenn ſie nach 
§ 59 RJagdG. den Spruch des Jägerehrengerichts beſtätigen 
oder zum Zwecke der nochmaligen Entſch. durch ein anderes 
Ehrengericht aufheben, nicht als übergeordnetes Ehrengericht, 
ſondern als Verwaltungsbehörde kraft Aufſichtsrechts. Das 
kommt vor allem dadurch zum Ausdruck, daß das neue mit der 
Sache befaßte Ehrengericht nicht an die Auffaſſung des betref⸗ 
fenden Jägermeiſters gebunden iſt, vielmehr ſelbſtändig auf 
Grund des zu ermittelnden Tatbeſtandes ſeinen Spruch zu 
fällen hat (vgl. § 87 Abſ. 3 Satz 2 PrJagdG.). Es kann hier⸗ 
nach insbef. keine Rede davon fein, daß die Beſtätigung des 
Spruches eines Jägerehrengerichts i. S. des § 839 Abſ. 2 Satz 1 
BGB. ein „Urteil in einer Rechtsſache“ ſei und alſo dem Pro⸗ 
vinzjägermeiſter die angeführte Sondervorſchrift des BGB. zu⸗ 
ſtatten kommen müſſe. Von einem Urteil in einer Rechtsſache 
kann nur dann die Rede ſein, wenn eine Sachentſcheidung in 
der äußeren Form eines Urteils im prozeßtechniſchen Sinne 
der Bezeichnungsweiſe der StPO. oder ZPO. oder öffentlicher 
Verfahrensvorſchriften ergeht (RG. 116, 90, beſonders 93 — 
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JW. 1927, 1250, 2625; RG. 138, 6 ff. = JW. 1933, 6015). 
Der Provinzjägermeiſter aber war, wie bereits dargelegt, kein 
Gericht, ſondern eine Verwaltungsbehörde, die Beſtätigung des 
Spruches durch ihn bedeutete lediglich eine einſeitige Verwal⸗ 
tungsmaßnahme. Daß ſie nicht die Eigenſchaft eines Urteils 
beſitzt, kommt darin zum Ausdruck, daß § 87 des Geſetzes den 
Ausdruck „Urteil“, „Spruch“ oder eine ähnliche Bezeichnung 
vermeidet, dafür nicht, wie für den Spruch des Ehrengerichts, 
eine mündliche Verhandlung und die Zuziehung eines Vertet⸗ 
digers vorgeſehen iſt und das Beſtätigungsrecht entfällt, wenn 
nach Aufhebung des ehrengerichtlichen Spruches ein anderes 
Ehrengericht in der Sache entſcheidet, nämlich dann nach $ 87 
Abſ. 3 Satz 2 der Spruch des Ehrengerichts ohne Beſtätigung 
endgültig und vollſtreckbar iſt. 


Eine Amtspflichtverletzung des Provinzjägermeiſters bei 
Beſtätigung des ehrengerichtlichen Spruches nehmen der Kl. 
und der BerR. zunächſt an, weil die Handlungen des Kl., in 
denen das Ehrengericht ein unweidmänniſches Verhalten er⸗ 
blickt hat, vor dem Inkrafttreten des Pr Jagd. liegen. Der 
Ber R. meint, ſolche Handlungen hätten der Ahndung durch das 
Ehrengericht nicht unterlegen, weil ſich das PrJagdG. keine 
Rückwirkung beimeſſe. Zur Abweiſung der Klage iſt er inſoweit 
gekommen, weil er einen entſchuldbaren Rechtsirrtum des Pro⸗ 
vinzjägermeiſters annimmt. Die Verneinung der Fahrläſſigkeit 
würde keinem rechtlichen Bedenken unterliegen. Indeſſen kann 
der Auffaſſung des Ber R., daß die vor dem Inkrafttreten des 
PrJagdcg. liegenden Handlungen nicht ehrengerichtlich hätten 
geahndet werden können, nicht beigetreten werden. Ziel und 
Zwecke des PrJagdcG. und der dazu ergangenen EGO. nötigen 
zu der gegenteiligen Auffaſſung. Wie bereits hervorgehoben 
wurde, iſt der Landesverband der preußiſchen Jäger eine 
zwangsweiſe Standesgemeinſchaft. Seine Mitglieder ſollen zu 
ehrliebenden, weidgerechten Jägern erzogen werden (Vor⸗ 
ſpruch und § 8 BragdG.). Die Ehrengerichte ſollen alle Stan⸗ 
desfragen, die ſich aus dem im Geſetz und im § 9 der Satzung 
niedergelegten Pflichtenkreis der Verbandsmitglieder ergeben, 
feſtſtellen und aburteilen. Als Verletzung der genannten Pflich⸗ 
ten gilt neben ſtrafbaren Handlungen unwürdiges oder ehren⸗ 
widriges Verhalten wie auch ein vorſätzliches Handeln gegen 
die Verbandsintereſſen (88 15 ff. EG O.). Nicht weidgerechte 
Jäger ſollen im Verband der preußiſchen Jäger nicht geduldet, 
ſondern ausgeſchloſſen werden ($ 24 Pr Jagd.). Demgemäß 
beſagt der Vorſpruch des Geſetzes, daß die Hege und Pflege des 
Wildes, die Erhaltung eines artenreichen, in ſeinen einzelnen 
Stücken kräftigen und geſunden Wildſtandes von angemeſſener 
Zahl und die Sorge für eine weidgerechte Jagdausübung Auf⸗ 
gabe des Staates ſeien und der Erfüllung dieſer Aufgabe das 
Geſetz dienen wolle. Nach den AusfBeſt. v. 18. Jan. 1934 zu $ 8 
mußte jeder Jagdſcheininhaber in Preußen dem Landesverband 
der preußiſchen Jäger angehören und trat an die Stelle der 
zahlreichen, in früherer Zeit entſtandenen und noch beſtehenden 
Jagdvereine die Einheitsorganiſation, die in Zukunft allein 
entſcheidend ſein ſoll für die Erziehung des Jägers. Abſ. 2 
a. a. O. hebt dazu noch hervor, daß unter dem neuen Jagdgeſetz 
für die zahlreichen beſtehenden jagdlichen Einzelvereine und 
Verbände nunmehr kein Raum mehr ſei und erwartet werde, 
daß ſie ſich im Intereſſe der Vereinheitlichung alsbald ſelbſt 
auflöſten. Im Abſ. 3 wird als Aufgabe des Landesverbandes 
bezeichnet, die Jägerſchaft zu einer ihrer Aufgabe und ihrer 
Ehre bewußten, in ſich geſchloſſenen Körperſchaft zuſammenzu⸗ 
ſchweißen und zu erziehen. Es beſtanden alſo ſchon vorher 
Jagdvereine und verbände, die zum Teil auch den Zweck ver⸗ 
folgten, unweidmänniſches Jagen ihrer Mitglieder nicht zu 
dulden, es durch Erhebung von Bußen zu ahnden und ſo gleiches 
Handeln für die Zukunft zu verhüten. Dazu kommt, daß § 82 
des Geſetzes als Aufgabe der Jägerſchaft anſieht, ſich ſelbſt rein 
von Perſonen zu halten, die den Grundgedanken des Geſetzes 
und den Grundgedanken deutſcher Weidgerechtigkeit verſtänd⸗ 
nislos gegenüberſtehen. Demgemäß beſagt auch 8 15 EGO, daß 
Anzeigen von ſtrafbaren oder gegen die Ehre und das Anſehen 
verſtoßenden Handlungen von den Mitgliedern des Verbandes 
beim Kreisjägermeiſter anzubringen ſind, daß aber auch jedes 
Mitglied des Verbandes ein ehrengerichtliches Verfahren gegen 
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ſich ſelbſt beim Kreisjägermeiſter beantragen kann, um ſich von 
dem Vorwurf unweidmänniſchen oder unehrenhaften Handelns 
zu reinigen. Die Aufgaben der Jägerehrengerichte ſind zu einem 
Teil ähnlich denen der Ehrengerichte der Offiziere geſtaltet (vgl. 
die Beſtimmungen Nr. 1, 2 Abſ. 1 a und b VO. über die Ehren⸗ 
gerichte der Offiziere im preußiſchen und bayeriſchen Heere [für 
Preußen v. 20. Mai 1874 und 15. Juli 1910, fur Bayern vom 
31. Aug. 1874 und 27. Febr. 1911). Der Beurteilung der Offi⸗ 
ziersehrengerichte unterliegen aber ſogar Vorkommniſſe, die 
vor der Ernennung zum Offizier liegen, wenn ſie durch Ver⸗ 
ſchulden des Betreffenden noch fortwirken, nachdem er Offizier 
geworden iſt (Nr. 2 Abſ. 2 EGO. für das Heer). Dabei iſt zu 
berückſichtigen, daß der Wahl und Ernennung zum Offizier Er⸗ 
mittlungen über einwandfreies Verhalten vorausgingen. Die 
Inhaber der in Preußen gelöſten Jahresjagdſcheine waren aber 
i. S. des Pr Jagd. bereits vor deſſen Inkrafttreten Jäger; ſie 
wurden mit dem Inkrafttreten des Geſetzes zwangsweiſe Mit⸗ 
glieder des Landesverbandes. Da kann es nicht der Wille des 
Geſetzes geweſen ſein, unweidmänniſches Verhalten, das viel⸗ 
fach ſchon vor dem Inkrafttreten des Geſetzes von den Jagd⸗ 
vereinen durch Geldbußen geahndet wurde, unberückſichtigt zu 
laſſen. Der Aufbau und der Zweck des Landesverbandes und 
der Jägerehrengerichte rechtfertigen vielmehr die Annahme, daß 
auch ſolche Handlungen der Mitglieder des Verbandes der preu⸗ 
ßiſchen Jäger der ehrengerichtlichen Beurteilung unterworfen 
ſein ſollen, die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes geſchehen 
find. Wie der Ber. ſelbſt anführt, hat die AusfVO. zum 
RJägerG. v. 27. März 1935 (RGBl. I, 431) zu dieſem Geſetz, 
das im weſentlichen die Beſtimmungen des PrJagdG. über⸗ 
nommen hat und an die Stelle des preußiſchen Geſetzes getreten 
iſt, ausdrücklich beſtimmt, daß der Entſch. des Ehrengerichts 
auch ſolche Handlungen von Mitgliedern der deutſchen Jäger⸗ 
ſchaft unterliegen, die vor Errichtung der Ehrengerichte und vor 
Aufnahme des Beſchuldigten in die Deutſche Jagerſchaft be⸗ 
gangen worden ſind. Der BerR. meint unter Berufung auf 
Flick (ogl. auch JW. 1936, 567), es könne daraus nicht mit 
Sicherheit die Anordnung einer Rückwirkung auf die Zeit vor 
dem Inkrafttreten des RJagdG., dem 1. April 1985, erſt recht 
nicht auf Zeiten, die vor dem Inkrafttreten des preußiſchen 
Geſetzes, dem 21. Jan. 1934, lägen, geſchloſſen werden; es ſtehe 
einer ſolchen Rückwirkung insbeſ. das Bedenken entgegen, daß 
damals, alſo zur Zeit der dem Kl. zur Laſt gelegten Ver⸗ 
fehlungen, ein öffentlich⸗rechtlicher Jägerverband mit eigener 
Ehrengerichtsbarkeit nicht beſtanden habe. Allerdings iſt in 
jener Ausführungsbeſtimmung nur die Rede von der Zeit, die 
vor der Errichtung der Ehrengerichte liegt. Indeſſen waren auch 
nach dem RJagdG. die Jägerehrengerichte alsbald zu errichten. 
Sie haben nach $ 57 RJagdG. gegen Mitglieder, die gegen die 
Jägerehre handeln, ehrengerichtlich vorzugehen und nach § 1 
EGO. über von den Mitgliedern der Deutſchen Jägerſchaft be⸗ 
gangene Handlungen zu befinden, die gegen die Ehre und das 
Anſehen der Jägerſchaft verſtoßen. Im Laufe einer ſtrafgericht⸗ 
lichen und dienſtſtrafgerichtlichen Unterſuchung darf gegen den 
Beſchuldigten nach § 2 EGO. ein Ehrengerichtsverfahren wegen 
derſelben Tat nicht eingeleitet werden; ein ſchwebendes Ehren⸗ 
gerichtsverfahren iſt während dieſer Zeit auszuſetzen. Die 
deutſche Jägerſchaft iſt nun aber an die Stelle des Landesver⸗ 
bandes der preußiſchen Jäger getreten. Für die Mitglieder des 
Verbandes der preußiſchen Jager galten im weſentlichen gleiche 
ehrengerichtliche Beſtimmungen. Den Beſtimmungen der 88 1 
und 2 EGO. für die deutſche Jägerſchaft entſprachen die Be⸗ 
ſtimmungen des § 15 Pré O. Hiernach liegt auf der Hand, 
daß eine Handlung, die von dem Jägerehrengericht nach dem 
PrJagdG. wegen einer ſtrafgerichtlichen oder dienſtſtrafgericht⸗ 
lichen Unterſuchung vor dem Inkrafttreten des RYand®. nicht 
abgeurteilt werden konnte, nunmehr der ehrengerichtlichen Ab⸗ 
urteilung durch das Jägerehrengericht zufolge der AusfBeſt. 
zum 8 57 RJagdG. unterliegen muß. Es kann aber auch nicht 
der Anſicht Flicks beigeſtimmt werden, daß keineswegs Hand⸗ 
lungen, die vor dem Inkrafttreten des Pr Jagd. begangen 
worden ſind, der ehrengerichtlichen Beurteilung unterworfen 
werden könnten. Die gegenteilige Meinung wird denn auch u. a. 
von Mitzſchke⸗Schäfer, Anm. 4 zu § 57 RYagd®., ver- 


treten. Ihr iſt beizupflichten. Verjährungsfriſten kennt weder 
das RJagdG. noch das PrJagdG. Die AusfVO. hat aber zu 
§ 58 R Jagd. im Abſ. 1 ausdrücklich beſtimmt, daß der Spruch 
des Ehrengerichts auch auf Ausſchluß aus der deutſchen Jäger⸗ 
ſchaft lauten kann, wenn ein Mitglied durch ſein Verhalten ſich 
des Anſehens und der Achtung unwürdig gezeigt hat, die die 
Mitgliedſchaft zur deutſchen Jägerſchaft von ihm erfordert. Un⸗ 
würdige Perſonen ſollen eben in der Deutſchen Jägerſchaft 
nicht verbleiben. Dabei kann es keinen Unterſchied machen, ob 
ſich die Unwürdigkeit erſt durch Handlungen ergibt, die nach 
dem Inkrafttreten des RJagdG. begangen find, oder aus Hand 
lungen, die vorher liegen, und nunmehr durch Anzeige bei dem 
Kreisjägermeiſter bekannt werden. Es läßt ſich dagegen nicht 
einwenden, daß auf dieſe Weiſe eine übermäßige Ausdehnung 
der Verfolgung von Handlungen gegen die Jägerehre, insbeſ. 
der unweidmänniſchen Jagdausübung zu befürchten ſei, denn 
anders als im ordentlichen Strafverfahren beſteht ein Verfol⸗ 
gungszwang zum Vorgehen wegen unweidmänniſchen Verhal⸗ 
tens oder ſonſtiger gegen die Jagdehre verſtoßender Handlun⸗ 
gen nicht ohne weiteres, vielmehr iſt es inſoweit nach $5 EGO. 
des RJagdG. wie nach $ 18 EGO. des Pr Jagdc. jetzt Sache 
der verſtändigen Prüfung des Gaujägermeiſters, früher des 
Provinzjägermeiſters, ob ein genügender Anlaß zum ehren⸗ 
gerichtlichen Vorgehen vorliegt. Folgt aber nach den vorſtehen⸗ 
den Darlegungen aus dem Sinn und Zweck der Jägerehren⸗ 
gerichte, daß auch zurückliegende Handlungen der Beurteilung 
durch das Ehrengericht unterworfen werden können, ſo ſcheitert 
die Hauptrüge der Rev., die die gegenteilige Meinung vertritt. 

Zu prüfen bleibt hiernach nur noch die Frage, ob der 
Provinzjägermeiſter den Spruch des Ehrengerichts nicht be⸗ 
ſtätigen durfte, ſoweit darin auf Entziehung des Jagdſcheins 
erkannt worden iſt, und ob er inſoweit fahrläſſig gehandelt hat. 

$ 84 Pragd®. beſtimmt, daß neben einer Geldbuße im 
Falle des § 88 auch auf Entziehung des Jagdſcheins für be⸗ 
ſtimmte Zeit oder auf die Dauer erkannt werden kann. Die Ab⸗ 
erkennung iſt alſo nur in den Fällen des § 88 zuläſſig. § 88 
aber hat, wie ſchon die Uberſchrift ergibt, nur im Strafver ⸗ 
fahren verfolgbare Handlungen zum Gegenſtand. Nur wenn 
ſolche, in den Strafbeſtimmungen des Abſchn. 13 PrJagdG. 
oder des StGB. mit Strafe bedrohte Handlungen in Frage 
kommen, deshalb Beſtrafung erfolgt iſt oder dieſe wegen man⸗ 
gelnder Zurechnungsfähigkeit hat unterbleiben müſſen, kann 
alſo das Jägerehrengericht auf Entziehung des Jagdſcheins er⸗ 
kennen. Liegen ſchon im ordentlichen Strafverfahren die Vor⸗ 
ausſetzungen zur Entziehung des Jagdſcheines offenſichtlich vor, 
ſo kann ſchon dort, als Nebenſtrafe, die Entziehung ausge⸗ 
ſprochen werden. Geſchieht das nicht, ſo ſollen nach der Rechts⸗ 
kraft der Entſch. im ordentlichen Strafverfahren die Vorgänge 
dem zuſtändigen Provinzjägermeiſter zur Entſch. über die Ein⸗ 
leitung eines ehrengerichtlichen Verfahrens vorgelegt werden. 
Damit kommt ganz klar zum Ausdruck, daß nur bei den unter 
den Abſchn. 13 PrJagdch. fallenden oder den vom RStGB. an⸗ 
geführten Tatbeſtänden eine Entziehung des Jagdſcheins in 
Frage kommen kann. Ein ſolcher Tatbeſtand iſt im Spruche des 
Jägerehrengerichts nicht feſtgeſtellt und auch in dem Einlei⸗ 
tungsbeſchluß des Provinzjägermeiſters nicht behauptet worden. 
Danach hätte die Beſtätigung des Spruches, ſoweit er auf Ent⸗ 
ziehung des Jagdſcheins lautet, nicht erfolgen dürfen. 

Dem Provinzjägermeiſter iſt mit dem ihm zugewieſenen 
Beſtätigungsrecht eine verantwortliche Aufgabe übertragen 
worden. Das gilt insbeſ., ſoweit die Entziehung des Jagd⸗ 
ſcheins in Frage kommt, denn bei der Entziehung des Jagd⸗ 
ſcheins erloſch nach § 24 Abſ. 1 PrJagdcd mit der Rechtskraft 
des ehrengerichtlichen Spruches, alſo der Beſtätigung desſelben 
durch den Provinzjägermeiſter, ohne weiteres der geſchloſſene 
Jagdpachtvertrag. Demgemäß hat auch die EGO. in den 88 21, 
23 befondere Beſtimmungen für das Verfahren gegeben, ſoweit 
die Entziehung des Jagdſcheins in Frage kommt. Das Ehren⸗ 
gericht kann, ſofern eine dafür weſentliche Tatſache der Glaub⸗ 
haftmachung bedarf, die Abgabe einer eidesſtattlichen Verſiche⸗ 
rung anordnen. Bei dieſer geſetzlichen Regelung hätte der Pro⸗ 
vinzjägermeiſter mit beſonderer Sorgfalt prüfen müſſen, ob die 
zeitweiſe Entziehung des Jagdſcheins berechtigt war. Davon 
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geht auch der Bert. aus. Er nimmt an, daß in dieſer Beziehung 
der Provinzjägermeiſter ſeine Amtspflicht dem Kl. gegenüber 
verletzt habe, meint jedoch, dem Provinzjägermeiſter gereiche es 
zur Entſchuldigung, daß der Verteidiger des Kl. im ehrengericht⸗ 
lichen Verfahren auf die für die Entziehung des Jagdſcheins 
erforderlichen Vorausſetzungen und deren Fehlen nicht beſon⸗ 
ders hingewieſen habe. Weiter führt er an, es habe von dem 
Provinzjägermeiſter nicht mehr Geſetzeskenntnis verlangt wer— 
den können, als von dem LG., das in ſeinem mit der Berufung 
angefochtenen Urteil ſich ſelbſt auf den Standpunkt geſtellt habe, 
die Jagdſcheinentziehung ſei geſetzmäßig geweſen. 

In beiden Beziehungen kann dem BG. nicht gefolgt wer⸗ 
den. Der Verteidiger hatte nur eine Milderung des Spruches 
des Ehrengerichts herbeiführen wollen. Zuzugeben iſt, daß er 
darauf hätte hinweiſen dürfen, daß die Vorausſetzungen für 
die Entziehung des Jagdſcheins nicht vorlägen. Aber eine Ver⸗ 
pflichtung dazu hatte er nicht, vielmehr war es Sache des Pro— 
vinzjägermeiſters, ſelbſt in eigener Verantwortung zu prüfen, 
ob die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Entziehung des 
Jagdſcheines vorlagen. Dieſe ſind im Geſetz klar herausgeſtellt. 
Inſoweit konnte bei nur einigermaßen ſorgfältigem Leſen der 
geſetzlichen Beſtimmungen ein Zweifel darüber, daß die Vor⸗ 
ausſetzungen nicht vorlagen, nicht aufkommen. Dem Provinz⸗ 
jägermeiſter waren inſoweit durch das Geſetz Schranken geſetzt. 
Es ſtand nicht in ſeinem Belieben, ob er die Entziehung des 
Jagdſcheins beſtehen laſſen wollte, vielmehr iſt es ganz ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß der Verwaltungsbeamte, ebenſo wie der Rich⸗ 
ter, unbedingt dem Geſetz unterworfen iſt. Da, wo ihm das 
Geſetz für die Betätigung ſeines pflichtmäßigen Ermeſſens 
Schranken zieht, darf er dieſe nicht überſchreiten; er darf nicht 
ſein Ermeſſen an die Stelle der geſetzlichen Vorſchriften ſetzen, 
muß aſſo prüfen, wieweit die geſetzlichen Vorſchriften ihn bei 
der Vornahme von Amtshandlungen beſchränken (vgl. Urt. des 
Sen. III 82/33 v. 27. Okt. 1933). Es kommt inſoweit auch nicht 
darauf an, welche Kenntniſſe und Einſichten der Beamte tat 
ſächlich beſitzt, vielmehr ift auszugehen von den Kenntniſſen 
und Einſichten, die für die Führung des von ihm übernomme— 
nen Amtes erforderlich geweſen ſind (Urt. III 51/31 v. 1. Dez. 
1931). Zu Unrecht nimmt der BerR. weiter an, das Verhalten 
des Provinzjägermeiſters ſei nicht ſchuldhaft zu behandeln, weil 
das LG. die Entziehung des Jagdſcheins für zuläſſig erachtet 
habe. Dieſe Annahme beruht auf einer Verkennung der Rſpr. 
des RG. Wenn es ſich um eine zweifelhafte Rechtsfrage han— 
delt, die objektiv falſch entſchieden worden iſt, jo kann aller⸗ 
dings unter Umſtänden das Verſchulden mit der Begründung 
verneint werden, daß ein Kollegialgericht die Rechtsfrage in 
gleicher Weiſe entſchieden habe. Dort aber, wo es ſich um klare 
Geſetzesbeſtimmungen handelt, die für jeden Verſtändigen ohne 
weiteres verſtanden werden können, kann von einer zweifel⸗ 
haften Rechtsfrage überhaupt keine Rede ſein. Der Provinz⸗ 
jägermeiſter hat fahrläſſig gehandelt, indem er die Beſtim⸗ 
mungen nicht mit der gebotenen Sorgfalt nachgeleſen hat. Er 
kann ſich auch nicht zu ſeiner Entſchuldigung darauf berufen, 
daß ihm der Vorſitzende des Ehrengerichts erklärt habe, es be⸗ 
ſtünden keine Bedenken, den Spruch zu beſtätigen. Er ſelbſt 
hatte zu prüfen und zu entſcheiden, ob ſich der Spruch im 
Rahmen des Geſetzes hielt; er hätte ſich alſo nicht bei der Er 
klärung des Vorſitzenden des Ehrengerichts beruhigen dürfen. 
Das beratende Organ des Provinzjägermeiſters war nach § 6 
Abſ. 5 der Provinzjagdrat. Wenn der Provinzjägermeiſter 
irgendwelche Zweifel hatte, hätte er ihn befragen müſſen. Das 
Ehrengericht ſelbſt oder deſſen Vorſitzenden zu befragen, war 
unangebracht, weil beim Fehlen einer Rechtsmittelinſtanz das 
dem Provinzjägermeiſter eingeräumte Beſtätigungsrecht die 
Nachprüfung des Spruches nach der tatſächlichen und rechtlichen 
Seite erfordert. 

Der Provinzjägermeiſter hat alſo durch die Beſtätigung 
der Entziehung des Jagdſcheins die ihm dem Kl. gegenüber 
obliegende Amtspflicht mindeſtens fahrläſſig ſchuldhaft verletzt. 

Nicht von entſcheidender Bedeutung iſt es, daß in dem 
Spruche des Ehrengerichts nicht ausdrücklich gemäß der Be⸗ 
ſtimmung des $ 84e PrJagdcg. der gemeinnützige Verein be 
zeichnet worden iſt, an den die Geldbuße gezahlt werden ſoll. 
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In dieſer Beziehung konnte der Spruch dahin aufgefaßt wer⸗ 
den, daß der ſonſt dafür in Betracht kommende Verein gemeint 
war. Jedenfalls kann eine Schädigung des Kl. auch nicht darin 
erblickt werden, daß die Bezeichnung des Vereins unterblieben 
iſt. Dem Sinne des Spruches entſprach es, wenn die Buße 
einem ſolchen Verein zugeführt wurde. Dem Kl. aber konnte es 
gleichgültig ſein, welcher Verein ſie erhielt. Die Zuſtellung des 
beſtätigten Beſchluſſes an die Rentkammer aber fand ihre 
Rechtfertigung in § 24 PrJagdG., § 16 EGO. 

Hiernach war das B. aufzuheben. Das BG. wird zu 
prüfen haben, ob und in welchem Umfange dem Kl. ein Scha⸗ 
den dadurch erwachſen iſt, daß die Einziehung des Jagdſcheins 
die Beſtätigung durch den Provinzjägermeiſter gefunden hat. 

(RG., III. ZivSen., U. v. 29. Juni 1937, III 205/36.) [v. B.] 
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25. LG. — 88 58 Ziff. 1, 82 KO.; 88 88, 79 Ziff. 3 GENE. 
Haſtung des Konkursverwalters für die Gerichtskoſten des Kon⸗ 
kursverſahrens. 7) 

Der BeſchwF. war Verwalter in dem Konkursverfahren. 
Dieſes Verfahren iſt nach Abhaltung des Schlußtermins aufge⸗ 
hoben worden. Der Konkursverwalter — den die Schlußvertei⸗ 
lung genehmigt worden war — hat die Maſſe völlig ausgeſchüttet. 
Dabei hat er jedoch die Gerichtskoſten des Konkursverfahrens — 
ſoweit ſie den von ihm bezahlten Vorſchuß überſteigen — nicht 
berückſichtigt und auch nicht ſichergeſtellt. Dieſe reſtlichen Gerichts⸗ 
koſten des Konkursverfahrens ſind ihm am 6. Okt. 1937 mit 
104,85 ‚RA berechnet und von ihm erfordert worden. Die Er⸗ 
innerung des Konkursverwalters war erfolglos. Seine Beſchw. 
iſt begründet. 

Schuldner der abgerechneten Gebühr des 8 42 Ge. ſowie 
der Auslagen des Konkursverfahrens iſt nach ausdrücklicher ge⸗ 
jeglicher Vorſchrift — § 78 GRG. — der Gemeinſchuld⸗ 
ner. Allerdings beſteht für die Dauer des Konkuxsverfahrens 
bzw. — falls die Schlußverteilung tatſächlich erſt nach Aufhebung 
des Konkursverfahrens erfolgt (wegen der letzteren Möglichkeit 
vgl. Jaeger, 6/7. Aufl., Anm. 1 zu § 168) — bis zur Ver⸗ 
ſtrickung von Teilungsmaſſe in den Händen des Konkursverwal⸗ 
ters (vgl. hierzu Jaeger, Anm. 6 und 7 zu § 163) auch eine 
Koſtenpflicht des Konkursverwalters als ſolchen. 
Denn die Verfahrenskoſten gehören nach § 58 Ziff. 1 KO. zu den 
Maſſekoſten, die der Konkursverwalter von Amts wegen aus der 
Konkursmaſſe vorweg zu berichtigen hat ($ 57 KO.). Dieſe 
Zahlungspflicht des Konkursverwalters (aus Mitteln der 
Maſſe) iſt in 8 88 GKG. ausdrücklich als unmittelbar der 
Reichskaſſe gegenüber beſtehend auerkannt (vgl. Baumbach, 
7. Aufl., Anm. 1 zu § 88 GKG. ). Auf jene Amtspflicht des 
Konkursverwalters kann aber hier die beanſtandete Zahlungs- 
aufforderung keinesfalls mehr gegründet werden, nachdem das 
Verwalteramt ſelbſt ſchlechthin erloſchen iſt und infolge end- 
gültiger Maſſeauskehrung auch für eine Verwalterfunktion kein 
Raum mehr iſt; hier war nämlich die Maſſeausſchüttung bereits 
am 25. Aug. 1937 beendet und auch die Aufhebung des Konkurs 
verfahrens iſt mit der am 2. Sept. 1937 erfolgten offentlichen Be⸗ 
kanntmachung des Aufhebungsbeſchluſſes wirkſam geworden (vgl. 
hierzu Jaeger, Anm. 4 zu § 163). Damit iſt aber jegliche 
Legitimation des Konkursverwalters für Koſtenrechnungen, die 
den Gemeinſchuldner oder die Konkursmaſſe betreffen, erloſchen. 

Es bleibt ſonach nur die Frage, ob die nach Amtsbeendi⸗ 
gung erlaſſene Koſtenanforderung etwa den Konkursverwalter 
perſönlich betrifft. Eine perſönliche Koſtenhaftung des 
Konkursverwalters iſt im allgemeinen ausgeſchloſſen (vgl. 
Baumbach, Anm. 2 a. E. zu $ 42 GKch.). Nur unter dem 
Geſichtspunkte des § 82 KO. kann ſich auch eine perſönliche 
Haftung des Konkursverwalters ergeben (zu vgl. Jaeger, 
Anm. 6 zu § 57; Mentzel, Anm. 4 zu § 57; Jonas, 3. Aufl., 
Anm. 2 b zu § 42 GKG. ). Zweifelhaft iſt nur, auf welchem Wege 
jene perſönliche Inanſpruchnahme des Konkursverwalters 
gemäß § 82 K O. zu verwirklichen iſt: ob im Wege eines be 
ſonderen Zivilprozeſſes oder aber im Wege unmittelbarer Koſten⸗ 
beitreibung gegen ihn. Der erſteren Anſicht iſt Jae ul rt, 6. und 
7. Aufl., Anm. 6 zu § 57 KO., wenn er jagt: „Streitigkeiten 
zwiſchen Staat und Konkursverwalter über die Haftbarkeit des 
letzteren find im Erkenntnis⸗ und Zwangsverfahren des Zivil⸗ 
prozeſſes auszutragen; eine Beitreibung im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren iſt unſtatthaft“. Dieſe Jaegerſche Anſicht verdient 
Billigung. Sie iſt auch nicht etwa durch die Nenfaſſung des 8 79 
BES. — wie fie nach dem (am 1. März 1936 erfolgten) Ab⸗ 
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ſchluſſe der 6./7. Aufl. des Jaeg er ſchen Kommentars die VO. 
v. 27. März 1936 (RGBl. I, 319) erbracht hat — hinfällig ge⸗ 
worden. Jene Neufaſſung des § 79 Ziff. 3 GKG. bedeutet ſachlich 
gar keine neue Rechtsſchöpfung, ſondern erbringt — in Anpaſſung 
an die entſprechende Vorſchrift in § 3 Ziff. 3 NEED. — nur 
die eindeutige Klarſtellung einer bis dahin dem § 88 GKG. un⸗ 
terworfenen, aber von jeher in derſelben Weiſe ausgelegten Re⸗ 
gelung (au dgl. Pfundtner⸗ Neubert, „Das neue Deut- 
ſche Reichsrecht“, IIb 40 S. 6 Anm. 3 zu Nr. 5 und Anm. 1 zu 
Nr. 6). Im übrigen iſt die Beſtimmung des § 79 Ziff. 3 GKG. 
— wonach auch derjenige Koſtenſchuldner iſt, der nach den Vor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Rechts für die Koſtenſchuld eines an⸗ 
deren kraft Geſetzes haftet — nur auf diejenigen Fälle zu be⸗ 
ziehen, in denen jemand unmittelbar für die Koſten felbit haftet 
(ſo auch alle Beiſpiele in den Erläuterungswerken zu $ 79 GKG. 
und zu § 3 RKoſtO.); fie hat jedoch keine Geltung für diejenigen 
rechtlich ganz andersartigen Fälle, in denen eine Schadens 
erſatzhaftung in Frage ſteht (zu vgl. auch RGZ. 72, 100); 
denn die Schadenserſatzhaftung hat die Koſtenſchuld nicht zum 
Inhalte, Sondern vollends zur Vorausſetzung. Auch die Haftpflicht 
des Konkursverwalters aus § 82 NO, begründet ſachlich leine 
eigentliche Mithaftung für die Koſtenſchuld ſelbſt, ſondern nur 
eine Erſatzverbindlichkeit (vgl. Jaeger, Anm. 5 zu 8 82; 
Mentzel, Anm. 5 zu $ 82). Im Koſtenverfahren können jedoch 
nur Koſteuforderungen ſelbſt geltend gemacht werden, wegen Ko⸗ 
ſten erſa tz forderungen (Schadens erſatz) muß der Prozeß⸗ 
weg beſchritten werden. Nach alledem iſt jedenfalls für einen 
Koſtenanſatz gegenüber dem Beſchwßß. unter keinerlei Ge⸗ 
ſichtspunkt mehr Raum. Dem Rechtsmittel iſt darum der Exfolg 
nicht zu verſagen. Wegen der Koſten vgl. 88 88 Abſ. 2, 6 ERG. 

In dieſem Zuſammenhange mag jedoch bemerkt werden, daß 
der Beſchweß. gut tun wird, es nicht erſt auf einen Zivilprozeß 
ankommen zu laſſen. Die Gerichtskoſten des Konkursberfahrens 
gehören — wie geſagt — zu den Maſſekoſten (§ 58 Ziff. 1 KO.). 
© Maſſeverbindlichkeiten aber hat der Konkursverwalter — wenig⸗ 
ſtens ſoweit fie ihm bekannt find (und ſei es auch nur 
dem Grunde nach bekannt; zu vgl. unter Hinweis auf 
die Motive Mentzel, Anm. zu § 172) — überhaupt von 
Amts wegen zu befriedigen oder vor Maſſeausſchüttung 
ſicherzuſtellen (Jaeger, Anm. 6 zu § 57; Mentzel, Anm. 3 
zu 8 57 und Anm. zu $ 172); die Ausſchlußbeſtimmung des § 172 
KO. bezieht ih nur auf auffſerhalb jeder „Kenntnis des 
Konkursverwalters“ liegende Maſſeanſprüche. Die Gerichtskoſten 
des Konkursverfahrens gehören aber zu denjenigen Maſſekoſten, 
deren Kenntnis in jedem Falle und unter allen Umftänden bei 
einem Konkursverwalter vorausgeſetzt werden muß; denn inſo⸗ 
weit handelt es ſich um geſetzliche Anſprüche; auch ihre Höhe 
iſt im GES. genau geregelt, ſo daß der rechtskundige Konkurs- 
verwalter ſie vollends ſelbſt errechnen kann (wenigſtens gilt dies 
für die Gebühr des § 42; vgl. 8 43 GRG.; die Auslagen des 872 
Abſ. 1 Ziff. 3 GG. laſſen ſich wenigſtens überſchlagsweiſe er⸗ 
mitteln). Im übrigen hält es die Rſpr. für eine unerläßliche 
Sorgfaltspflicht des Konkursverwalters, ſich vor Maſſeausſchut⸗ 
tung genau über die Gerichtskoſten des Konkursverfahrens zu 
unterrichten und deren endgültige Abrechnung — die nach § 12 
Abſ. 1 Ziff. 2 der Koſtenverfügung v. 13. März 1937 (DJ. 433) 
überhaupt erſt „bei Beendigung des Konkurſes“ zu erfolgen hat — 
herbeizuführen (vgl. Jaeger, Anm. 6 zu § 57 KO. ſowie Jo⸗ 
nas, Anm. 2b zu § 42 ORG.) Ein Konkursverwalter, der 
ohne endgültige Abrechnung der Gerichtskoſten die Maſſe 
ausſchüttet, verletzt ſchuldhaft ſeine Amts⸗ und Sorgfaltspflicht. 
Für ein ſolches Handeln kann es auch keine durchſchlagende Ent⸗ 
ſchuldigung geben. Daß der zu Beginn des Konkursverfabrens 
beim Konkursverwalter angeforderte und von ihm bezahlte kleine 
Vorſchuß haargenau die ganzen Verfahrenskoſten ausmachen 
oder decken könnte, iſt eine befremdliche Auffaſſung, die allein ſchon 
durch die allgemeine Konkursverwaltererfahrung wie auch durch 
eine vom Rechtsanwalt allerdings zu erwartende konkrete Nach. 
prüfung der 88 42, 43 bzw. 72 Abſ. 1 Ziff. 3 ORG, ausgeräumt 
werden konnte. Daß der Konkursverwalter von einem Gerichts- 
beamten die Auskunft erhalten hätte, es ſeien keine Gerichtskoſten 
mehr zu bezahlen, vermag er ſelbſt nicht zu belegen und iſt an 
ſich auch vollkommen unwahrſcheinlich; ſelbſt wenn es aber zu- 
träfe, könnte das ein überwiegendes Eigenverſchulden des Kon⸗ 
kursverwalters gewiß nicht ausſchließen, weil dieſer eben eine 
derartige, ohne Rechnungsunterlagen gegebene Auskunft (hach 
ſeinen bisherigen Konkurserfahrungen und auch bei gehöriger 
Eigenprüfung und Beachtung des geſetzlichen Koſtenan⸗ 
ſpruchs) als offenſichtliches Verſehen hätte erkennen müffen. Auch 
die übrigen Entſchuldigungen werden gewiß nicht durchſchlagen 
können: Die genehmigungsbedürftige Schlußverteilung betrifft 
überhaupt nur die Konkursforderungen ſelbſt, während Maſſe⸗ 
perbindlichkeiten völlig außerhalb des Verfahrens und unabhangig 


vom Gange der Verteilung zu berichtigen ſind (Mentzel, 
Anm. 3 zu § 57); auch die Aufhebung des Konkursverfahrens ſetzt 
keineswegs etwa notwendig die Vollziehung der Schlußverteilung 
voraus (Jaeger, Anm. 1 zu § 163). Daraus ergibt ſich, daß 
der Konkursverwalter ſeiner Pflicht. die geſetzliche Koſten⸗ 
forderung von Amts wegen zu berückſichtigen und zu berichtigen 
— auch wenn ihm die endgültige Abrechnung noch nicht zuge⸗ 
gangen war —, keineswegs durch ordnungsgemäße konkursge⸗ 
richtliche Maßnahmen irgendwie enthoben war. 
(LG. Zwickau, 5. Z., Beſchl. v. 22. Nov. 1937, 5 T 591/37.) 


Anmerkung: Die Entſch. läßt einen Rechtsirrtum nicht er⸗ 
kennen. 

Nach 5 57 KO. find die Maſſekoſten und Maſſeſchulden aus 
der Konkursmaſſe vorweg zu befriedigen. Aus dieſer Beſtimmung. 
ergibt ſich die den Maſſegläubigern gegenüber obliegende Pflicht 
des Konkursverwalters, ihre Anſprüche vor allen Konkursgläubi⸗ 
gern aus der Konkursmaſſe zu befriedigen. Die Reichskaſſe kann 
alſo auch den Konkursverwalter unmittelbar, wie alle Maſſe⸗ 
gläubiger wegen ihrer Anſprüche auf Befriedigung der Verfah⸗ 
renskoſten als Maſſekoſten ($ 58 Nr. 1 KO.) aus der Maſſe, 
und zwar in dem für die Einziehung der Koſten vom Koſten⸗ 
ſchuldner geltenden Verfahren in Anſpruch nehmen. Das und 
nichts weiteres will 8 88 GKG. durch die Bezugnahme auf 88 57 
bis 60 KO. beſagen und klarſtellen. Die Inanſpruchnahme des 
Konkursverwalters als Koſtenſchuldner iſt hiernach auf die 
Konkurs maſſe beſchränkt (ogl. dazu Rö. 124, 351 ff. 
IM. 1929, 2611 °'). Nur wenn und ſoweit Maſſe zur Deckung 
der Verfahrenskoſten vorhanden iſt, kann deren Befriedigung vom 
Konkursverwalter als Koſten ſchuldner verlangt werden; 
niemals aber haftet der Konkursverwalter perſönlich als 
Koſtenſchuldner neben dem Gemeinſchuldner mit ſeinem 
eigenen Vermögen. Die gegenteilige Anſicht ware ein abſurder 
Gedanke. Nachdem daher, wie die Entſch. feſtſtellt, die Maſſe voll⸗ 
ſtändig ausgeſchüttet und das Konkursverfahren aufgehoben iſt, 
konnte der Konkursverwalter nicht mehr als Koſtenſchuldner in 
Anſpruch genommen werden. 

Die verſönliche Haftung des Konkursverwalters für die 
Koſten aus $ 82 KO. wegen ſchuldhafter Pflichtverletzung hat 
ihren Rechtsgrund nicht in der Koſtenſchuld, ſondern in der Scha⸗ 
denserſatzpflicht und kann deshalb nur in dem für die Geltend⸗ 
machung von Schadenserſatzanſprüchen zuſtändigen Verſahren des 
ordentlichen Rechtsweges verfolgt werden. 


SenPräſ. b. RG. a. D. Franz Mentzel, Leipzig. 


Reichs-Rechtsanwaltsordnung 


26. OLG. — 8 41 RAD, Gegen die Auswahlverfügung des 
Vorſitzenden, in der unzuläſſigerweiſe die Rechte des beigeordneten 
Arm Anw. eingeſchränkt werden, gibt es keine Beſchwerde. Der 
Anwalt muß die ſpätere Feſtſetzung feiner Gebühren abwarten, 
gegen welche er gegebenenfalls gemäß 8 4 Arm Anw. vorgehen 
kann. 1) 

Die Beſchwerde iſt geſetzlich nicht ſtatthaft (8 574 3PO.). 

Mit ihrem Rechtsmittel wollen die Beſchw§. — der frühere 
und der jetzige ArmAnw. — nicht dagegen ankämpfen, daß 
auf Grund der früheren Armenrechtsbewilligung nunmehr 
RA. B. der beklagten Partei als Anwalt beigeordnet ist; es 
ihnen lediglich darum zu tun, daß ihnen aus dem Wechſel in 
der armenanwaltlichen Vertretung der bekl. Partei keine Min⸗ 
derung ihrer Armenanwaltsgebühren entſteht. 

Die geſetzliche Grundlage ihres Rechtsmittels haben die 
Nat nicht angegeben. Es ſind nur zwei Beſchwerdewege 
enkbar: 

8 41 Abſ. 1 (früher 8 36 Abſ. 1) RAD. beſtimmt: „Der 
beizuordnende Rechtsanwalt wird durch den Vorſitzenden des 
Gerichts aus der Zahl der bei dieſem Gericht zugelaſſenen 
Rechtsanwälte ausgewählt.“ Abſ. 3 daf. beſtimmt: „Gegen die 
Verfügung (des Vorſitzenden) ſteht dem Rechtsanwalt die Be⸗ 
ſchwerde nach Maßgabe der Ipo zu Oder ſonſt die Be⸗ 
ſchwerde gem. $4 Arm Anw., 8 567 3 NPO. 

Der Beſchwerdeweg unter Ziff. 1 ſteht den Beſchwß. nicht 
offen. Zunächſt iſt RA. A., der mit der angef. Verfügung des 
Gerichtsvorſitzenden entſprechend feinem Autrag von der Ver⸗ 
tretung der armen Partei entbunden wurde, durch die Auf⸗ 
ſtellung eines neuen Arm Anw. überhaupt nicht beſchwert. Aber 
auch letzterer findet in den Beſtimmungen des 8 41 RAO. keine 
geſetzliche Grundlage für ſeine Beſchwerde. Eine Beſchwerde 
gemäß 8 41 Abſ. 3 RAO. kann ſachlich nur darauf geſtützt 
werden, daß die Auswahl des Rechtsanwaltes unzuläſſig oder 
unangemeſſen iſt ([. Noack, „Komm. z. RR AO.“, 2. Aufl, 
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Anm. 7 zu $ 41). Eine ſolche fehlerhafte Auswahl wird von den 
Beſchw. ſelbſt nicht bemängelt. Gerügt iſt vielmehr, daß die 
an ſich ordnungsmäßig getroffene Wahl eines anderen Arm⸗ 
Anw. mit dem Hinweis verſehen iſt, daß durch den Anwalts⸗ 
wechſel keine erhöhten Koſten entſtehen dürfen, d. h. daß die 
Erſtattungsanſprüche beider Arm Anw. gegenüber der Reichs⸗ 
kaſſe ſich nicht höher belaufen dürfen, als die Erſtattungs⸗ 
anſprüche eines einzigen der armen Partei für die Inſtanz bei⸗ 
geordneten Rechtsanwalts. Der Vorſitzende des Gerichts kann 
aus 8 41 RAD. nicht die Befugnis herleiten, bei Auswahl des 
Anwaltes auch ſchon den Umfang ſeiner erſatzfähigen Ge- 
bühren und Auslagen zu beſtimmen. Hierüber entſcheidet auf 
das Feſtſtellungsgeſuch des Anwaltes der Uri. der Geſchäfts⸗ 
ſtelle ſelbſtändig. über Erinnerungen gegen feine Entſch. 
hat nicht der Vorſitzende allein zu beſtimmen, ſondern das 
Gericht, wobei die Möglichkeit beſteht, daß der Vorſitzende 
überſtimmt wird. 

Für eine derartige Überſchreitung der dem Vorſitzenden 
gem. § 41 RAO. gegebenen Befugniſſe iſt aber der Beſchwerde⸗ 
weg des 8 41 Abſ. 8 NAD. nicht eröffnet. 

Den oben unter Ziff. 2 genannten Beſchwerdeweg dagegen 
können die BeſchwF. jetzt noch nicht beſchreiten. Sie müſſen 
abwarten, wie der UrkB. ihr Feſtſetzungsgeſuch verbeſcheidet; 
für RA. B. iſt noch nicht einmal eine Fälligkeit ſeines Erſatz⸗ 
anſpruches gegeben. 

Der Anlaß zu der geſetzlich nicht vorgeſehenen Veſchwerde 
war lediglich der vom Vorſitzenden des Gerichts getroffene, 
jedoch nicht zu billigende Hinweis auf die Koſtenauswirkung 
feiner Verfügung. Deshalb waren gem. 8 6 Abſ. 1 Satz 1 Gch. 
Gebühren und etwa entſtandene Auslagen zugunſten der Be- 
ſchwF. niederzuſchlagen. 


(OSG. Zweibrücken, Beſchl. v. 20. Okt. 1937, 1 W 243/37.) 


Anmerkung: Die Entſch. vermag keineswegs zu befrie⸗ 
digen, wie fie ſelbſt ja eigentlich zugibt, indem ſie die angef. 
Verfügung als eine überſchreitung der dem Vorſitzenden geſetz⸗ 
lich gewährten Befugniſſe beanſtandet, gleichwohl aber eine ge- 
jegliche Möglichkeit verneint, in dieſem Stadium die Ungeſetz— 
lichkeit bereits zu beſeitigen. 

Der Sachverhalt war folgender: Der erſte Arm Anw. der 
Bekl. hatte ſich mit dem gegneriſchen Prozeßbevollmächtigten 
aſſoziiert. Infolgedeſſen mußte er um ſeine Entlaſſung als 
Arm Anw. der Bekl. nachſuchen und mußte das Gericht der 
Partei einen anderen Arm Anw. beiordnen. Dies hat der Vor» 
ſitzende mit der Maßgabe getan, daß durch dieſen Anwalts- 
wechſel im Armenrecht nicht erhöhte Koſten entſtehen dürften 
als ohne den Wechſel. Hiergegen wendet ſich die Beſchwerde 
ſowohl des früheren wie auch des jetzigen Arm Auw. 


Es iſt nun ohne weiteres klar, daß eine Beſchwer des 
erſten Arm Anw. überhaupt nicht gegeben iſt. Denn eine Be⸗ 
ſchränkung iſt ja uur gegenüber dem zweiten Arm Anw. aus⸗ 
geſprochen. Dies iſt jedenfalls der Sinn und Zweck dieſer Klau⸗ 
ſel, wie fie vor allem aus Anlaß des Ausſcheidens von Arm⸗ 
Anw. lufolge der nationalſozialiſtiſchen Revolution in übung 
gekommen iſt und dem neu eintretenden Anwalt das Opfer 
auferlegte, auf die in der Perſon des Vorgängers bereits er⸗ 
wachſenen Gebühren der Staatskaſſe gegenüber zu verzichten. 


Materiell beſchwert iſt dagegen ohne Frage der neu ein⸗ 
getretene Arm Anw., und nicht etwa nur mittelbar, wie man 
dies z. B. nennen könnte, wenn Armenrechtsbewilligung und 
Beiordnung nur zu einem Bruchteil erfolgen, wodurch jeden⸗ 
falls unmittelbar nur die Partei beſchwert iſt, ſo daß auch 
nur fie ein Beſchwerderecht gem. § 127 ZPO. hat. Ein ſolches 
ſteht hier nicht in Frage. Denn hier handelt es ſich nur 
darum, bb der Arm An w. berechtigt iſt, ihm — durch feine 
ſpätere Tätigkeit — entſtehende Gebühren der Reichskaſſe gegen⸗ 
über geltend zu machen. Dieſe Frage hat er im eigenen Namen 
auszutragen. 


Es iſt nun zweifellos richtig, daß der normale Weg 
hierzu das Verfahren gem. § 4 Arm Anw. iſt. Dieſer normale 
Rechtsmittelweg paßt aber naturgemäß uur auf ein auch in 
regelrechten Bahnen verlaufendes Feſtſetzungsverfahren, d. h. 
auf eine Entſch. zunächſt des UrkB. und dann evtl. des Ge⸗ 
richts über einen bereits geſtellten Feſtſetzungsantrag des Arms 
Anw. Darum handelt es ſich hier aber nicht. Denn ſoweit iſt 
es noch nicht. Folglich ſcheidet SA Arm Anw. für unſeren 
Fall ohne weiteres aus. Es müßte vielmehr in der Tat, wie 
obige Entſch. ſagt, der Auwalt abwarten, wie — ſpäter — ent- 
ſchieden werden wird. 


Damit iſt aber nichts gewonnen. Denn das iſt eine Ver⸗ 
weiſung auf eine mögliche künftige Beſchwer. Hier dagegen 
liegt bereits eine gegenwärtige Beſchwer vor. Dies er⸗ 
kennt OLG. Zweibrücken auch — zutreffend — an. Folglich 
muß auch ein Weg gefunden werden, ſie zu beſeitigen. Ich 
habe bereits in anderem Zuſammenhang ausgeſprochen, daß 
es nicht Aufgabe der Gerichte iſt, vor Unzulänglichkeiten der 
geſetzlichen Regelung ohne weiteres zu kapitulieren. Solche Un⸗ 
zulänglichkeiten wird es — auch bei eingehendſter geſetzlicher 
Regelung — immer geben. Sie dürfen für die Rſpr. kein un⸗ 
überwindbares Hindernis fein, einen für Unrecht erkannten 
Zuſtand zu beſeitigen. Vielmehr ſetzt hier eine beſonders ver⸗ 
antwortungsvolle Aufgabe der Gerichte ein, eben die, die be⸗ 
ſonderen ſich zeigenden Schwierigkeiten unter allen Umſtänden 
zu meiſtern, dies vor allem dann, wenn die Schwierigkeiten 
nur formeller Art ſind und nicht etwa poſitive geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften, wie z. B. Ablauf einer Notfriſt, einem weiteren Vor⸗ 
gehen und fachlicher Entſch. ein Ende ſetzen. 

Schon inſoweit erſcheint daher obige Entſch. un zu⸗ 
länglich. Deun ſie beſagt nichts darüber, weshalb nicht 
entweder aus dem Geſichtspunkt einer Art von Vorver⸗ 
fahren zu 8 4 Arm Anw. heraus, da es ſich um eine Vor⸗ 
frage der Feſtſetzung handelt (jo KB. v. 9. Aug. 1935: JW. 
1935, 2512 unter Billigung von Jonas: JW. 1937, 201 für 
den Anſpruch des Arm Auw. auf Stellungnahme des Gerichts 
zur Notwendigkeit einer beabſichtigten auswärtigen Termins⸗ 
wahrnehmung) oder aus dem Geſichtspunkt einer entſpre⸗ 
chenden Heranziehung des in § 41 RUD. geregelten Be⸗ 
ſchwerdeverfahrens die Beſchwerde des in ſeinen Rechten zu 
Unrecht beſchränkten Arm Anw. zuläſſig fein kann. 

Iſt man aber bei dieſer Frageſtellung angelangt, daun 
muß man — e d — feſtſtellen, daß es ſolch 
komplizierter Erwägung und ſolchen Umweges gar nicht ein⸗ 
mal bedarf. Denn in Wahrheit nennt das Geſetz ſelbſt die 
Beſchwerde gegen die Verfügung des Vorſitzenden als den ge⸗ 
gebenen Rechtsbehelf! 

Wenn man ſich allerdings darauf beſchränkt, die Auj- 
faſſung des Komm. von Noack dazu nachzuleſen und ſie als 
unbedingt maßgebend hinzunehmen, verbaut man ſich damit 
ſelbſt den einfachſten und natürlichſten Weg zur Abhilfe. Denn 
geht man unbefangen an die Beſtimmung des 8 41 Abſ. 3 RA. 
heran, dann enthält ſie durchaus nicht die Beſchränkung, die 
OLG. Zweibrücken in Übereinſtimmung mit Noack aus ihr 
herauslieſt. Gewiß richtet ſich die in Abſ. 3 zugelaſſene Be⸗ 
ſchwerde gegen die Auswahl verfügung des Vorſitzenden, 
aber eben gegen die Verfügung in jedem ihrer Teile, 
ohne Beſchränkung auf einen beſtimmten Teil ihres Inhalts, 
nämlich darauf, daß gerade nur die Auswahl des Anwalts 
und die Frage, ob dieſe unzuläſſig oder unangemeſſen fei, 
zur Erörterung ſteht. Davon ſagt das Geſetz nichts und dazu 
zwingt auch nicht etwa aus dem Zuſammenhalt mit den vor⸗ 
hergehenden Abſätzen die Auslegung. Der Wortlaut 
deckt vielmehr die Verfügung, d. h. jede Anordnung, die Teil 
dieſer Verfügung bildet, mag es ſich dabei nun ſpeziell um die 
Auswahl der Perſon oder um ſonſtige einengende und damit 
gerade den Anwalt perſönlich beſchwerende Anordnungen 
handeln. 

Dies erſcheint jedenfalls die natürlichſte, ungezwungene 
Auslegung der Beſtimmung des Abſ. 3, die denn in der Tat 
auch jedem vorkommenden Fall gerecht wird und den Vorwurf 
einer unzulänglichen geſetzlichen Regelung hinfällig macht. 

Es iſt im übrigen durchaus nicht ſicher, ob der Komm. 
von Noack mit ſeiner Auslegung wirklich jeden anderen Fall 
einer Beſchwer des ausgewählten Anwalts als nicht im Rah⸗ 
men des § 41 Abſ. 3 nachprüfbar ablehnen will, und ob er nicht 
die diesbezügliche Erläuterung ohne weiteres auf Fälle der 
hier behandelten Art ausgedehnt hätte, wofern er nur an ſolche 
Möglichkeiten gedacht hätte. 

Wie dem auch ſei: die Beſchwerde des zweiten Arm⸗ 
Anw. gegen die einengende, feinen Erſatzanſpruch betreffende 
Klauſel iſt aus SAL Abſ. 3 RAO. zuläffig und hätte nach 
der Auffaſſung des OLG. Zweibrücken zur Beſeitigung der 
Klauſel führen müſſen. 

Und damit die Probe aufs Exempel: befriedigend kann ja 
wohl nur dieſe Löſung ſein, die von vornherein eine klare 
Rechtslage ſchafft und nicht erſt abwartet, bis die unrechtmäßige 
Beſchränkung weitere Folgen zeitigt und damit weitere Kom⸗ 
plikationen heraufbeſchwört. 

KEN. Dr. Gaedeke, Berlin. 
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27. KG. — 88 23 Ziff. 5, 16 RAGebO.; 88 148, 620 3 O. 

Verhandeln über die Ausſetzung des Verfahrens nach 88 148 
oder 620 ZBO. iſt eine die Sach⸗ und Prozeßleitung betreffende 
Tätigkeit. Die Gebühr iſt alſo nach § 23 Ziff. 5 und nicht nach 
313 Ziſſ. 2 RAGeb O. zu berechnen. 

Auch in Eheſachen greift die Minderung auf / bei nicht⸗ 
ſtreitiger Verhandlung Platz, wenn nicht zur Sache ſelbſt ver⸗ 
handelt wird. 

Die Erinnerung wendet ſich dagegen, daß der UrkB. für 
den Erinnerungsführer als der Kl. beigeordneten ArmAnw. 
itatt der 1%10⸗Verhandlungsgebühr eine ſolche nur in Höhe 
von % gem. 8 23 Ziff. 5 RUGCHD. feſtgeſeßt hat. 

Die Erinnerung iſt nicht begründet. Im Einverſtändnis 
der Parteien hat das Gericht im Wege ſchriftlicher Entſch. 
den Eheprozeß gem. § 620 ZPO. ausgeſetzt. Der Senat hat 
nun bereits in feinen Entſch. 20 W 839/81 v. 2. Febr. 1931 
und 20 W 9017/34 v. 28. Dez. 1934 in übereinftinmung mit 
der ſonſtigen Rſpr., insbeſ. auch des RG. in RG. 40, 381 
ausgeſprochen, daß die Ausſetzung des Verfahrens ſowohl auf 
Grund des § 148 als auch auf Grund des 8 620 ZPO. eine 
die Prozeß⸗ oder Sachleitung betreffende Tatigkeit i. S. des 
8 23 Ziff. 5 RAGeb O. darſtellt. Denn hierunter fallen alle 
Maßnahmen, die nur den Gang des Verfahrens betreffen, an 
dem Streitverhältnis ſelbſt, jedenfalls unmittelbar, nichts an⸗ 
dern, ſomit auf Entſch. des Gerichts abzielen, die nur den 
Verlauf des Verfahrens, nicht aber den Streit in der Sache 
ſelbſt betreffen. Dieſe Vorausſetzungen ſind bei jeder Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens, mag es ſich um die für die Eheſache 
vorgeſehene Sonderheit des 8 620 ZPO. oder um die all⸗ 
gemeine für jedes Verfahren in 8 148 3PO. vorgeſehene Aus⸗ 
ſetzung handeln, gegeben, 

Der UrkB. hat daher mit Recht die Gebühren für die 
beteiligten Anwälte inſoweit nicht nach 813 Ziff. 2, ſondern 
nach 823 Ziff. 5 RAcgeb O. feſtgeſetzt. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die gebührenrechtliche Be⸗ 
urteilung nicht etwa dadurch eine Anderung erfährt, daß es 
ſich bier um eine im Wege ſchriftlicher Entſch. ergangene An⸗ 
ordnung des Gerichts handelt, die Verhandlungsgebühr ſomit 
nicht durch mündliche Verhandlung, ſondern durch den über⸗ 
einſtimmenden Antrag auf ſchriftliche Entſch. gem. 88 7, 8 
EntlVO. erwachſen iſt. 

Daß die Gebühr, da es ſich um eine nicht ſtreitige Ver⸗ 
handlung über die Ausſetzung, die übereinſtimmend beautragt 
worden ift, gehandelt hat, gem. 8 16 Satz 1 RAGeb O. nur als 
nichtſtreitige Gebühr, d. h. uur in Höhe von 5/10 des Regel⸗ 
ſatzes, alſo hier nur zu 0 der vollen Gebühr haͤtte angeſetzt 
werden dürfen, beſchwert den Erinnerungsführer jedenfalls 
nicht. Die Ausnahme des 8 16 Satz 2 RAGeb . wonach in 
Eheſachen die Minderung auf 0 der Regelgebühr bei nicht 
ſtreitiger Verhandlung nicht einkritt, ſetzt nämlich, wie der 
Senat bereits in feiner Entſch. 20 W 3942/32 v. 14. April 1932 
ausgeſprochen hat, eine Verhandlung zur Sache voraus. 
Eine lediglich die Sachleitung betreffende Verhandlung fällt 
dagegen nicht unter dieſe Vorſchrift. 

(KG., 20. Ziv Sen., Veſchl. v. 6. Nov. 1937, 20 Wa 223/37.) 
* 


28. L6. — 88 38, 38 a, 42, 43 NAGCHO. Auch beim Über⸗ 
ang vom Mahnverfahren zum Güteverfahren iſt die Notwendig⸗ 
eit eines Anwaltswechſels zu prüfen. Im Güteverfahren find, 
wenn ein Hauptbevollmächtigter und ein Unterbevollmächtigter 
tätig werden, die Vorſchriften der 88 42, 43 NAGCHD. über die 
Prozeßgebühr entsprechend anzuwenden. Im Güteverfahren kann 
keine Verhandlungsgebühr entſtehen. 

Der in B. bei O. wohnhafte Kl. hat durch einen in G. in 
Sachſen anſäſſigen Anwalt einen Zahlungsbefehl erwirkt, gegen 
den ber Bekl. Widerſpruch erhoben hat. Alsdann hat der ſäch⸗ 
ſiſche Anwalt einem Anwalt in Berlin Untervollmacht erteilt. 

Nach 8 91 Abſ. 2 BRD. ſind die Koſten mehrerer Anwälte 
nur inſoweit zu erſtatten, als ſie die Koſten eines Rechtsanwalts 
nicht überſteigen oder als in der Perſon des Rechtsanwalts ein 
Wechſel eintreten mußte. Nach der herrſch. M. (vgl. 5. B. 
Sndow-Bufd, 30.21, 8 91 Anm. iſt die Notwendigkeit 
des Wechſels immer gegeben, wenn der Kl. einen Zahlungs⸗ 
befehl durch den Anwalt ſeines Wohnorts hat beantragen laſſen 
und dann, nachdem der Bekl. Widerſpruch erhoben hatte, einen 
anderen Anwalt am Sitze des von ſeinem Wohnort weit ent⸗ 
fernten AG. zur Verhandlung der Sache angenommen hat. Hier⸗ 
nach würden die Koſten beider Anwälte im vorliegenden Falle 
ohne weiteres erſtattungspflichtig ſein. Zwar wohnt der Kl. in 
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B. bei O, und der in G. anſäſſige Anwalt iſt, wie der Beſchwßß. 
geltend macht, für den Kl. ebenfalls ein auswärtiger Anwalt. 
Der Kl. verlangt aber nur die Koſten beider Anwälte, nicht 
etwaige Koſten von Reiſen zum Geer Anwalt erſtattet; an der 
Erſtattungspflicht für die Koſten beider Anwälte würde alſo 
nichts geändert. 9 

Nun hält allerdings die beſchließende Koſtenkammer in 
ſtändiger Rſpr. im Gegenſatz zur herrſch. M. daran feit, daß die 
Frage, ob die Koſten von zwei Anwälten erſtattungspflichtig 
ſind, nicht verſchieden beantwortet werden kann, je nachdem zu⸗ 
nächſt ein Zahlungsbefehl erwirkt oder unmittelbar Klage er⸗ 
hoben worden iſt. Daß im zweiten Fall die Notwendigkeit eines 
Anwaltswechſels zu prüfen iſt, wird allgemein angenommen. 
Dann muß eine ſolche Prüfung aber auch vorgenommen werden, 
wenn zunächſt ein Jahlungsbefehl erwirkt worden ift. Denn die 
Prüfung der Notwendigkeit eines Anwaltswechſels muß ſich 
ſtets nach der Sach- und Rechtslage und danach richten, ob die 
Partei gewandt oder ungewandt iſt. Aber auch unter dieſem 
Geſichtspunkt ſind hier die Koſten von zwei Anwalten dem 
Grunde nach gerechtfertigt. Der Kl., der Mühlenbefiger, und 
zwar, wie der Beſchw§. behauptet, Inhaber einer großen Ges 
treidemühle iſt, mag ſehr geſchäftsgewandt fein. Damit iſt aber 
noch nicht geſagt, daß er hier auch einen Berliner Anwalt uns 
mittelbar ſchriftlich hätte beauftragen und ausreichend unter⸗ 
richten können. Denn die Sach⸗ und Rechtslage war nicht ganz 
einfach, wie ſchon daraus folgt, daß der Bekl. gegen den Zah⸗ 
lungsbefehl Widerſpruch erhoben hat, die Sache erſt im zweiten 
Termin durch gerichtlichen Vergleich erledigt worden iſt und der 
Kl. als Gegner einen Rechtskundigen gehabt hat, dem er ſich in 
Rechtsſachen unterlegen fühlen konnte. 

Jedoch iſt die Höhe der berechneten Anwaltsgebühren zu 
beanſtanden. * 

Der ſächſiſche Anwalt des Kl. erhält für die Erwirkung des 
Zahlungsbefehls nach 9 38 Ziff. 1 RAGeb O. eine volle Gebühr; 
ſie wird nach Abſ. 2 auf die in einem nachfolgenden Gutever 
fahren zuſtehende Gebühr angerechnet. Ein Guͤteverfahren hat 
hier ſtattgefunden, nachdem der Bekl. gegen den Zahlungsbefehl 
Widerſpruch erhoben hatte. Die Sache it dann im Güͤteverfah⸗ 
ren gerichtlich verglichen worden. 

Nach 8 38 a Abſ. 1 NAGEbD. erhält der Rechtsanwalt im 
Güteverfahren die Sätze des 8 9 RAGEbD. Daraus wird mit⸗ 
unter gefolgert, daß im Güteverfahren § 43 NUGEbDO. nicht 
anwendbar ſei und jedem im Güteverfahren tätig gewordenen 
Anwalt eine volle Gebühr zuſtehe (vgl. AS. Kirchhundem: JW. 
1934, 505 1). Demgegenüber hat die Beſchwerdekammer bisher 
ausgeführt, daß der Hauptbevollmächtigte und der Unterbevoll⸗ 
mächtigte zuſammen im Güteverfahren nur eine Gebühr erhiel⸗ 
ten; die Gebühr aus 8 382 RAGEGD. ſei eine einmalige und 
entſtehe nicht dadurch mehrmals, daß eine Partei ſich eines 
Hauptbevollmächtigten und eines Unterbevollmächtigten bediene; 
denn die Frage, welche Gebühr bei Annahme eines Hauptbevoll⸗ 
mächtigten und eines Unterbevollmächtigten ſowohl für den 
einen als auch für den anderen entſtehe, ſei in den 88 42 ff. 
RAGCHD. erſchöpfend geregelt; hier finde ſich jedoch keine Vor⸗ 
ſchrift darüber, welche Gebühr beim Güteverfahren dem Haupt⸗ 
bevollmächtigten und dem Unterbevollmächtigten zuſtehe; auch 
eine entsprechende Anwendung dieſer Vorſchriften ſei nicht mög» 
lich; denn es könnten mit gleichem Recht die Vorſchriften über 
die Verhandlungsgebühr wie über die Beweis⸗ und weitere 
Verbandlungsgebühr auf die Gebühr des Guteverfahrens ange- 
wandt werden; dieſe ſeien aber verſchieden geregelt; denn die 
Prozeßgebühr ſtehe dem Hauptbevollmächtigten zu 1%̊0, dem 
Unterbevollmächtigten nur zu 5/10, dagegen die Verhandlungs⸗ 
gebühr dem Haupkbevollmächtigten nur zu 5/10, dem Unterbevoll⸗ 
mächtigten zu 1% zu; demnach müſſe entſprechend dem Willen 
des Geſetzgebers, das Güteverfahren ſo billig wie möglich zu ge⸗ 
ſtalten, angenommen werden, daß im Güteverfahren auch dann, 
wenn die Partei ſich eines Hauptbevollmächtigten und eines Unter⸗ 
bevollmächtigten bediene, ſtets nur eine einzige Gebühr entſtehe, 
in die ſich die Anwälte teilen müßten. 

Nach nochmaliger Prüfung kann die Beſchwerdekammer 
aber ihre bisherige Anſicht nicht aufrechterhalten. Denn ſie 
würde dazu führen, daß hier zwar der ſächſiſche Anwalt gemäß 
88 38, 38a RAGebd. eine volle Gebühr, der Berliner Anwalt 
aber keine Gebühr erhalten würde, m. a. W. umſonſt tätig ge⸗ 
worden wäre. Andererſeits kann nicht angenommen werden, 
daß die Anwälte im Gegenſatz zum Prozeßverfahren, wo fie 
nach 88 42, 43 NAGED. nur eine !%/ı0> und eine ¼o⸗Prozeß⸗ 
gebühr erhalten, im Güteverfahren zwei volle 1%qo⸗Gebühren 
erhalten ſollen. Denn das würde eine ungerechtfertigte Ver⸗ 
teuerung des Güteverfahrens gegenüber dem Prozeßverfahren 
bedeuten. Die bei der Einfügung des $ 38a RAGEDD. unter⸗ 
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bliebene Regelung der Gebühren des Hauptbevollmächtigten und 
des Unterbevollmächtigten muß vielmehr von der Rſpr. in der 
Weiſe getroffen werden, daß die in den SS 42, 43 RAGEbD. für 
die Prozeßgebühr geſchaffenen Beſtimmungen im Gütever⸗ 
fahren entſprechend angewandt werden. Ahnliche Erwägungen 
finden ſich auch ſchon im Schrifttum (vgl. Baumbach, Reichs- 
koſtengeſetze ?, Aum. 2 zu $ 38a NAGEbD.; Danieleik⸗Graf 
von Medem, RAcgebO. 8 38 a Anm. 4). Dieſer Standpunkt 
findet ſeine Rechtfertigung darin, daß die Gütegebühr ihrem 
inneren Weſen nach der Prozeßgebühr gleichbehandelt werden 
muß. Ebenſo wie die Prozeßgebühr (8 13 Ziff. 1 RAceb O.) 
dient ſie der Abgeltung des Geſchäftsbetriebes einſchließlich der 
Information und wird nach $ 38a Abſ. 1 Satz 2 RAchebO. auf 
eine etwa im nachfolgenden Rechtsſtreit zuſtehende Prozeßgebühr 
voll angerechnet. Entſprechend würde, wenn eine Partei ſich 
eines Verkehrsanwalts und eines Prozeßbevollmächtigten be⸗ 
dient, dem Verkehrsanwalt eine 1%bũ-Gebühr gemäß 89 44, 38 a 
Abſ. 1 RAGeb O. und dem Prozeßbevollmächtigten eine 1% 0⸗Ge⸗ 
bühr aus $ 38a RAGEbD. zuzubilligen fein. 

Daher find hier für den Hauptbevollmächtigten eine 1/05 
Gütegebühr aus 88 42, 38 a Abſ. 1 RAGebO. und für den Unter⸗ 
bevollmächtigten eine 5/ö0⸗Gütegebühr aus 88 43, 38a Abſ. 1 
RAGEHD. erſtattungspflichtig. 

Dagegen iſt die vom Hauptbevollmächtigten berechnete / 
Verhandlungsgebühr abzuſetzen. Zwar beſtimmt 8 42 RA Geb., 
daß der zum Prozeßbevollmächtigten beſtellte Anwalt, welcher 
auf Verlangen der Partei die Vertretung in der mündlichen 
Verhandlung einem anderen Rechtsanwalt übertragen hat, neben 
den ihm zuſtehenden Gebühren ⅝0 der Verhandlungsgebühr 
erhält. Hierbei iſt aber vorausgeſetzt, daß eine Verhandlung 
ſtattgefunden hat, und das iſt hier nicht der Fall. Aber ab⸗ 
geſehen hiervon kann im Güteverfehren keine Verhandlungs⸗ 
gebühr entſtehen. Denn im Güteverfahren können nach $ 38 a 
RAGEHBD. nur die Gütegebühr aus Abſ. 1 und die Vergleichs⸗ 
gebühr aus Abſ. 2 erwachſen. 


(2G. Berlin, 27. (Koſten⸗) IR, Beſchl. v. 12. November 1937, 
227 T 9848/37.) 
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29. LG. — 88 3, 9 ZPO.; 88 9, 10 GK. Beim Streit über 
die Höhe des Mietzinſes iſt 8 10 Abſ. 1 S. 1 GKG. entſprechend 
anzuwenden. 

Der klagende Vermieter hat von der beklagten Mieterin 
Zahlung der geſetzlichen Miete von monatlich 95 RM verlangt, 
während die Bekl. nur 85 AM gezahlt hat. Darauf hat der 
Vermieter den Unterſchied von je 10 RM für fünf Monate ein- 
geklagt und beantragt, die Bekl. zur Zahlung von 50 AM zu 
verurteilen. Die Bekl. hat Widerklage auf Feſtſtellung erhoben, 
daß dem Kl. ein Anſpruch auf eine über 85 AA monatlich hin⸗ 
ausgehende Miete nicht zuſteht. 

Das AG. hat den Streitwert der Widerklage auf 40 AM 
feſtgeſetzt. Der Anwalt der Bekl. verlangt Heraufſetzung auf 
1500 AM. 

Entgegen der Anſicht des BeſchwF. kann (der in erſter Linie 
für die Streitwertfeſtſetzung zum Zwecke der Entſcheidung über 
die Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts oder die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
mittels geltende) $I 3PO. nicht angewandt werden. Denn 
SI 3PO. ſetzt Rechte voraus, deren Dauer ſich auf eine lange 
Reihe von Jahren, mindeſtens aber 12½ Jahre, erſtreckt oder 
zu erſtrecken pflegt (ogl. Willenbücher, Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren 11, 8 10 RA Geb. Anm. 71 S. 284). Das iſt bei Au⸗ 
ſprüchen aus Mietverträgen mindeſtens in der Großſtadt nicht 
der Fall. Wenn es in Berlin auch durchaus vorkommt, daß 
ein Mieter länger als 12½ Jahre in denſelben Räumen wohnt, 
erfolgen doch häufig Wohnungswechſel in kürzeren Zeiträumen 
als 12½ Jahren. Auch der Geſetzgeber hat durch § 10 Abſ. 1 
S. 1 GKG. die gebührenrechtliche Bewertung des Strei⸗ 
tes über das Beſtehen oder die Dauer eines Mietverhältniſſes 
höchſteus auf den Jahresbetrag angeordnet und dann noch in 
Satz 2 eine Ausnahme gemacht, wonach Räumungsklagen höch⸗ 
ſtens auf die Vierteljahresmiete zu bewerten ſind. Die Be⸗ 
ſchwerdekammer wendet in ſolchen Fällen regelmäßig gemäß 
89 GRAS. 83 ZPO. den 8 10 Abſ. 1 S. 1 ERS. p end 
mit der Maßgabe an, daß ſie, wenn, wie hier, Streit auf un⸗ 
beſtimmte Zeit beſtanden hat, den Streitwert auf den Jahres⸗ 
betrag des ſtreitigen Unterſchiedes bemißt. Sie geht davon aus, 
daß, wenn ſchon der Streit über das Beſtehen oder die Dauer 
des (ganzen) Mietverhältniſſes höchſtens auf die Jahresmiete 
bewertet werden kann, ein entſprechender Grundſatz beim Streit 
nur über die Höhe der Miete um ſo mehr gelten muß, als es 
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ſich hier lediglich um einen Teil der im Mietvertrag getroffenen 
Abreden handelt. So rechtfertigt ſich hier die Bewertung der 
Widerklage auf 12 * 10 120 Kc. Dieſer Betrag umfaßt auch 
die Klage. Denn Klage und Widerklage betreffen hinſichtlich 
der eingeklagten 50 RM denſelben Streitgegenſtand i. S. des 
§ 13 Abſ. 1 Gech., wie ſich auch daraus ergibt, daß das AG. die 
Mage abgewieſen und gleichzeitig der Widerklage ſtattgegeben hat. 
(28. Verlin, 27. (Koften-) 3K., Beſchl. v. 26. Okt. 1937, 227 T 
10 120/37.) 
x 

30. LG. — $ 6 ZPO. Der Streitwert der Klage der vom 
Rentengutsvertrage zurückgetretenen Siedlungsgeſellſchaft gegen 
den Siedler auf Räumung und Herausgabe des Rentenguts be⸗ 
mißt ſich auf den Wert des Rentenguts. 

Der angefochtene Beſchluß ſtützt ſich auf den Veſchluß des 
KG. v. 24. Jan. 1936 (21W 157/36). Dort iſt in einem ähnlichen 
Fall ausgeführt, daß nach der bisherigen Rſpr. der volle Wert 
der Sache, deren Herausgabe verlangt werde, ohne Abzug der 
Belaſtungen nach § 6 Z%D. maßgebend ſei; der Senat breche 
jedoch mit dieſer Rſpr., weil fie dem allgemeinen geſunden 
Rechtsempfinden des Volkes widerſpreche; maßgebend könne nur 
das wirkliche Intereſſe des Kl. ſein, wovon auch 8 3 3PO. aus⸗ 
gehe; übrigens ſei die Beſtimmung des § 6 380. auch ſchon 
durchbrochen durch das Geſ. v. 20. Juli 1933 (RG Bl. I, 521), in 
dem beſtimmt ſei, daß bei einem Anſpruch auf Räumung eines 
vermieteten oder verpachteten Grundſtücks der vierteljährliche 
Mietzins für die Wertberechnung maßgebend ſein ſolle; da es 
ſich bei dem Rentengutsvertrage um ein pachtähnliches Verhält⸗ 
nis handle — der Siedler erwerbe erſt Eigentum nach Zahlung 
des Kaufpreiſes durch die Renten —, habe der Senat keine Be⸗ 
denken, dieſe Veſtimmung entſprechend anzuwenden. Dagegen 
führt das LG. Stolp: JW. 1937, 580 58 aus, es treffe nicht zu, 
daß der Siedler das Eigentum an der Siedlerſtelle erſt nach 
Vollzahlung des Kaufpreiſes oder nach Erledigung der Renten 
zahlungen erwerbe; der Siedler werde vielmehr Eigentümer mit 
ſeiner Eintragung im Grundbuch, die ſofort nach Erledigung 
aller Formalitäten und nicht erſt nach Zahlung des ganzen 
Kaufpreiſes erfolge; der Siedler unterſcheide ſich darin in nichts 
von jedem Privatkäufer, der beiſpielsweiſe mit nur kleiner An- 
zahlung ein Grundſtück kaufe; für die Bemeſſung des Streit 
werts bei einer Klage auf Herausgabe des Grundſtücks müſſe 
daher in dem einen wie in dem anderen Falle die Vorſchrift des 
86 ZPO. maßgebend ſein; daß dabei die Belaſtungen nicht in 
Abzug gebracht werden dürften, ſei anerkannten Rechts; die 
Vorſchrift des § 10 Abſ. 1 GK. ſei eine Sonderregelung, die 
auf Rentengutsverträge nicht entſprechend angewandt wer 
den könne. 55 

Die Beſchwerdekammer ſchließt ſich dem L. Stolp im Er- 
gebnis an. Es kann dahingeſtellt bleiben, wann der Siedler das 
Eigentum am Rentengut erwirbt. Denn der 8 6 ZPO. gilt in 
erſter Linie beim Streit über den Beſitz einer Sache, und Gegen⸗ 
ſtand der Herausgabeklage iſt hier mindeſtens der Beſitz der 
Sache. Hiernach iſt der Streitwert auf den Wert des Renten⸗ 
guts anzunehmen, der dem Kaufpreis von 7960 AM entſpricht. 
Daß dies mit der bisherigen Rſpr. in Einklang ſteht, wird auch 
vom KG. angenommen. Im Gegenſatz zum KG. hält ſich aber 
die Veſchwerdekammer nicht für befugt, durch Rſpr. die heute 
noch geltende Vorſchrift des 8 6 ZPO. zu durchbrechen, zumal 
da der Erlaß des vom KG. angezogenen Gef. v. 20. Juli 1933 
(RG Bl. I, 521) ergibt, daß ſich der Geſetzgeber die Regelung der⸗ 
artiger Streitwertfragen hat vorbehalten wollen. 

(LG. Berlin, 27. (Koſten⸗) K., Beſchl. v. 5. Okt. 1937, 227 T7 
8892/37.) 
* 


31. KG. — 5 50 ZPO, Die prozeßrechtliche Stellung einer 
beklagten Partei, die aber in Wirklichkeit nicht exiſtiert. 

Für die Beil, eine angebliche Bauern, Koſſäten⸗ und 
Häuslergenoſſenſchaft im Kreiſe G., vertreten durch ihren Bür 
germeiſter in C., ſtand im Waſſerbuch für gewiſſe Waſſerläufe 
zweiter Ordnung ein Fiſchereirecht eingetragen. Die Kl. haben 
als Anlieger Klage erhoben, einmal auf Feſtſtellung des Nicht- 
beſtehens des Fiſchereirechts, ſodann auf Löſchung der einge⸗ 
tragenen Rechte im Waſſerbuch. Die Kl. haben zunächſt das 
Fiſchereirecht der Bekl, beſtritten, demnächſt haben ſie das Be⸗ 
ſtehen der Bekl. geleugnet mit dem Vortrage, die Bekl. ſei 
weder als zivilrechtliche noch als öffentlich⸗rechtliche Korpora⸗ 
tion rechtswirkſam gegründet worden. Die Beil. hat auch im 
Prozeß noch das Fiſchereirecht für ſich beanſprucht und aus⸗ 
geführt, die Genoſſenſchaft und die politiſche Gemeinde C. ſeien 
perſonengleich. Im Laufe des Rechtsſtreits iſt die Bekl. von 
der Waſſerbuchbehörde als nicht exiſtierend und ſomit nicht 
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ſiſchereiberechtigt gelöſcht worden. Der Streit der Parteien be- 
ſchränkte ſich daraufhin nur noch auf die Koftenfrage. Das Cc. 
hat die Koſten der Bekl. auferlegt, da in Wirklichkeit die ein⸗ 
zelnen Genoſſen verklagt ſeien, die feſtzuſtellen der Kl. nicht zur 
zumuten ſei; daher müſſe ſich die Beil, auch wenn ſie nicht 
exiſtiere, eine Verklagung gefallen laſſen. Da an ſich der Rechts⸗ 
weg bei Streitigkeiten über ein Fiſchereirecht zuläſſig ſei, muſſe 
— ſo führt das LG. aus — nach den mehr praktiſch einge⸗ 
ſtellten Grundſätzen nationalſozialiſtiſcher Rechtspflege durch das 
Rechtsinſtitut der nur prozeſſualen Rechtsperſönlichkeit, ähnlich 
8 50 Abſ. 2 ZPO,, dieſer Rechtsweg auch gegen das jenes Recht 
in Anſpruch nehmende Gebilde ermöglicht werden. Die Klage 
ſei daher begründet geweſen, aber durch die Löſchung im 
Waſſerbuch gegenſtandslos geworden! Auf die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde der Bekl. hin hat das KG. in Abänderung des land⸗ 
gerichtlichen Urteils die Koſten des Rechtsſtreits der Kl. auf 
erlegt aus folgenden Gründen: 

Nach dem eigenen Vortrag der Kl., der durch die Löſchung 
der Bekl. im Waſſerbuch beſtätigt wird, exiſtiert die Bekl. 
überhaupt nicht; dieſe Tatſache ſteht jedoch der Einlegung der 
ſofortigen Beſchwerde durch ſie nicht entgegen. Wenn gegen eine 
nicht vorhandene Partei Klage erhoben iſt, muß dieſes fiktive 
Gebilde auch die Möglichkeit haben, im Prozeß die Nichtpartei 
fähigkeit geltend zu machen und gegen ein belaſtendes Urteil 
Rechtsmittel einzulegen (RG. 35, 362 ff.). Das von der Bekl. 
alſo zuläſſig eingelegte Rechtsmittel muß zur Abänderung der 
angef. Koſtenentſch, führen. Die Koſten des Rechtsſtreits muf 
ſen den Kl. auferlegt werden, denn ſie haben eine nicht exi⸗ 
ſtierende Partei verklagt, alſo eine unzuläſſige Klage erhoben, 
der von vornherein Erfolgloſigkeit beſchieden ſein mußte, und 
zwar auch dann, wenn es nicht zur Erledigung der Hauptſache 
gekommen wäre. Ob die Bekl. ſich ſelbſt zunächſt als partei⸗ 
fähig angeſehen und den Standpunkt vertreten hat, daß ihr 
das eingetragene Recht zuſtehe, iſt unerheblich. 

Daß fie tatſächlich nie exiſtiert hat, iſt unſtreitig. — Eine 
nicht exiſtierende Partei kaun aber eben nicht verklagt werden. 
Dem L. kann auch nicht in der Auffaſſung gefolgt werden, 
daß in Wahrheit die die Mitglieder der Bekl. bildenden phyſi⸗ 
ſchen Perſonen verklagt ſeien. Einerſeits ſteht in keiner Weiſe 
feſt, welche Perſonen als ſolche in Betracht kommen, anderer⸗ 
ſeits erſcheint auch eine Ausdehnung des Aus nahmefalls des 
$ 50 Abſ. 2 ZPO. unzuläſſig. Dem LG. kann auch in der 
Schlußſolgerung nicht beigepflichtet werden, daß, weil zufolge 
RG. 112, 269 bei Streitigkeiten über ein im Waſſerbuch ein 
getragenes Recht der ordentliche Rechtsweg zuläſſig ſei, auch 
gegen jeden nach der Waſſerbucheintragung Berechtigten die 
Klage zuläſſig fein müſſe, evtl. unter Verwendung des Red)t2- 
inftiluts der nur prozeſſualen Rechtsperſönlichkeit. Iſt der or⸗ 
dentliche Rechtsweg an ſich zuläſſig, dann unterliegt er auch 
den Grundsätzen der ZPO. Eutſprechend dieſen Grundſätzen iſt 
aber ein Rechtsſtreit zwiſchen zwei Parteien nur durchführbar, 
wenn überhaupt zwei Parteien vorhanden ſind. Das Rechts⸗ 
inſtitut der formalen Rechtsperſönlichkeit iſt in dieſer Allge⸗ 
meinheit dem Rechtsleben nicht bekannt. Es geht auch nicht an, 
es aus der Ausnahmebeſtimmung für den nicht rechtsfähigen 
Verein des 8 50 Abſ. 2 ZPO. herzuleiten; denn es muß berück⸗ 
ſichtigt werden, daß der nicht rechtsfähige Verein an ſich exi⸗ 
ſtiert, und daß der Geſetzgeber aus wichtigen rechtlichen und 
praktiſchen Gründen es für dieſen Fall als angebracht erachtet 
hat, von der nach der ZPO. beſtehenden Verknüpfung von 
Rechtsfähigkeit und Parteifähigkeit abzuſehen. Die Kl. hätten 
daher nur im Verwaltungswege gegen die Eintragung vor⸗ 
gehen können. Es iſt unbeachtlich, wenn die Kl. ihre Klage da⸗ 
mit zu rechtfertigen verſuchen, daß dieſer Verwaltungsweg 
ausſichtslos geweſen fei, da ihr Widerſpruch wegen der Nicht⸗ 
exiſtenz der Genoſſenſchaft während des Eintragungsverfahrens 
Erfolg nicht gehabt habe. Dieſer Umſtand iſt nicht geeignet, 
die Erhebung einer prozeſſual unzuläſſigen Klage zu recht⸗ 
fertigen. 

(KG., Beil. v. 9. Nov. 1937, 2 W 4880/37.) 
* 


32. DRS. — 88 114 ff. ZPO. Die Rechtsverfolgung im Ur⸗ 
kundenprozeß iſt nicht ſchon mutwillig, wenn der Verklagte nur 
Einwendungen geltend macht, die im Nachverfahren zu prüfen find, 
und deshalb anzunehmen iſt, daß es zum ordentlichen Verfahren 
kommen werde. 


Zweck des Urkundenprozeſſes iſt, einem Kl., der zum Nachweis 
ſeiner Anſprüche über Urkunden verfügt, auf ſchnelle und einfache 
Weiſe eine Vollſtreckungsmöglichkeit zu ſchaffen und ihm, ähnlich 
wie beim Arreſtverfahren, einen vorläufigen gerichtlichen Betſtand 
zu gewähren. Wie beim Arreſtverfahren darf auch im Urkunden⸗ 
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prozeß das beantragte Armenrecht nicht aus dent Grunde ver⸗ 
weigert werden, weil die begehrte Entſch. nur von vorübergehender 
Bedeutung ſei. Einmal ſteht das noch nicht feſt, zum anderen würde 
die Ablehnung des Armenrechts für ein von der ZPO. vorgeſehenes 
Verfahren eine Schlechterſtellung der armen Partei bedeuten, die 
der Geſetzgeber nicht gewollt hat. Die Rechtsverfolgung der Kl. 
im Urkundenprozeß iſt daher nicht mutwillig, wenn der Verklagte 
fun Einwendungen geltend macht, die im Nachverfahren zu prufen 
ſind. 

(Os G. Jena, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 22. Okt. 1937, 2 W 862/57.) 

* 

an 33. RG. — 88 233, 556 ZPO. Auch bei Verſäumung der 
Reviſionsanſchlußfriſt iſt Wiedereinſetzung gemäß § 233 ZPO. 
ſtatthaft. 

Der RevBekl. kann ſich gemäß 8 556 Abſ. 1 38 PO. unt bis 
zum Ablauf der Begründungsfriſt der Rev. anſchließen. Tieſe 
Friſt war jedoch am 30. Sept. 1937 abgelaufen, nachdem die 
Friſt für die Einlegung einer ſelbſtändigen Rev. bereits am 
1. Aug. 1937 abgelaufen war. Der Kl. und RevBekl. hat das 
Armenrechtsgeſuch für die Einlegung der Anſchlußreviſion am 
21. Aug. 1937, alſo rechtzeitig vor Ablauf der Reviſionsbegrün⸗ 
dungsfriſt eingereicht. Das Armenrecht iſt ihm durch Beſchl. v. 
12. Okt. 1937, der ihm am 14. Okt. 1937 zugeſtellt worden 
iſt, bewilligt worden. Daraufhin iſt die Anſchlußreviſion nebſt 
deren Begründung am 21. Okt. 1937 eingereicht worden; zu⸗ 
gleich hat der Kl. um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
gegen die Verſäumung der Friſt des 8556 Abſ. 1 ZRO. ge⸗ 
beten. Dieſem Antrag iſt ſtattzugeben. 

Die Verſäumung der Friſt zur Einlegung der Anſchluß⸗ 
reviſion iſt nach dem dargelegten Sachverhalt die Folge eines 
unabwendbaren Zufalles 1. S. des §233 3 PO. Das Wieder⸗ 
einſetzungsgeſuch iſt form⸗ und friſtgerecht geſtellt. Es beſtehen 
auch keine Bedenken gegen die Anwendung des § 233 ZPO. auf 
die Verſäumung der Friſt des $556 O., obwohl dieſe im 
8233 ZPO. nicht beſonders angeführt iſt. 

Die Friſt zur Begründung der Rev. erlangt durch 8 556 
ZBO. eine weitere Bedeutung, indem ihr Ablauf zugleich die 
Einlegung der Auſchlußreviſion und deren Begründung gemäß 
8556 Abſ. 2 ZBO. zeitlich begrenzt. Daraus folgt zunächſt, daß 
auch dem RevBekl. die Möglichkeit gegeben fein muß, die Ver⸗ 
längerung der Begründungsfriſt gemäß 8 554 Abſ. 2 Satz 2 
ZPO. zu beantragen, damit er die von ihm benötigte Zeit 
hat, nicht nur, um ſich über die Einlegung einer Anſchluß⸗ 
reviſion ſchlüſſig zu werden, ſondern auch, um ſie zugleich zu 
begründen. Dafür ſprechen auch noch folgende Erwägungen. 
Wenn auch der RevBell. ſelbſtändig hätte Rev. einlegen konnen, 
ſo iſt er doch dadurch, daß ſein Prozeßgegner den Rechtsſtreit 
in die Rev Inſt. gebracht hat, vor eine neue Lage und vor neue 
Entſchlüſſe geſtellt. Es kann ihm nicht zugemutet werden, im 
voraus für den Fall, daß ſein Gegner Rev. einlegt, einen An⸗ 
walt zu bevollmächtigen, und es liegt kein Grund vor, ihn wei⸗ 
ter, als es das Geſetz vorſchreibt, von den Entſchließungen ſei⸗ 
nes Prozeßgegners abhängig zu machen. Eine Notwendigkeit, 
den 8554 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. dahin auszulegen, daß die Revi⸗ 
ſionsbegründungsfriſt nur auf Antrag des RevKl. verlängert 
werden darf, beſteht bei der allgemeinen Faſſung der Vorſchrift 
aber nicht. Kann demnach die Begründungsfriſt des § 554 Abſ. 2 
Satz 2 ZPO. auch auf Antrag des RevBekl. verlängert werden, 
io muß der RevBBekl. auch ebenſo wie der RevͤKl. die Möglich 
keit haben, die Folgen der Verſäumung dieſer Friſt, durch einen 
Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand abzuwen⸗ 
den (vgl. RG. IV 399/30 v. 12. März 1931; vgl. auch Jonas, 
„3BO.“, 8 233 Erl. I und 8 556 Erl. 1 Abſ. 4; Baum bach, 
„350.“ 8233 Anm. 1 und 8 556 Anm. 1). Dieſe Geſetzesaus⸗ 
legung ermöglicht es zugleich, einem Armenrechtsgeſuch zur Ein⸗ 
legung der Anſchlußreviſion, wie es im vorl. Falle bewußt ge⸗ 
ſchehen iſt, erſt ſtattzugeben, wenn die Zuläſſigkeit der Rev. nach 
Zahlung der Prozeßgebühr (8 554 Abſ. 7 ZPO.) und nach Ein⸗ 
gang der RevBegr. (§ 554 Abſ. 2 ZPO.) feſtſteht, und ſo eine 
unnötige Belaſtung der Staatskaſſe mit den Koſten für einen 
Arm Anw. zu vermeiden. 


(G., II. Ziv Sen., Beſchl. v. 16. Nov. 1997, II 131/37.) [On] 
* 
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34. RG. — 8233 ZPO. Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand gegen Verſäumung der Friſt zum Nachweis der Zahlung 
der Prozeßgebühr. Der Rechtsanwalt darf die Kontrolle der 
Einzahlung der Prozeßgebühr grundſätzlich ſeinem Bürovor⸗ 
ſteher überlaſſen. 

Durch Urteil des LG. in Inſterburg v. 14. Juni 1937 iſt 
der Bekl. verurteilt worden, 800 e mit Zinſen an den Kl. 
zu zahlen. Unter dem 2. Aug. 1937 hat die Streitverkündete 
des Bekl. Berufung eingelegt. Durch die Verfügung des Vor⸗ 
ſitzenden des BG. v. 28. Aug. 1937 ſind auf Antrag der Berl. 
die Friſten zum Nachweis der Zahlung der Prozeßgebühr und 
zur Begründung der Berufung bis zum 20. Sept. 1937 ein⸗ 
ſchließlich verlängert worden. Dieſe Verfügung iſt dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten der Berl. am 31. Aug. 1937 zugeſtellt worden. 
Die Begründungsſchrift iſt am 20. Sept. 1937 bei dem BG. ein⸗ 
gegangen, die Prozeßgebühr für die Ber Inſt. in Koſtenmarken 
unter gleichzeitiger Stellung des Antrages auf Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand wegen Verſäumung der Friſt am 29. Sept. 
1937. 

Zur Begründung des Wiedereinſetzungsantrags iſt vor⸗ 
getragen: Zur Kontrolle der Friſt zur Begründung der Be⸗ 
rufung und der Zahlung der Prozeßgebühr ſei in dem Büro 
des prozeßbevollmächtigten Anwalts eine Friſt auf den 18. Sept. 
1937 notiert geweſen. Die Akten ſeien dem Anwalt zur Anfer⸗ 
tigung der BerBegr. auch friſtgemäß vorgelegt worden. Die 
Zahlung der Prozeßgebühr werde durch den Bürovorſteher kon⸗ 
trolliert und, da die Friſt zur Begründung der Berufung und 
zur Einzahlung der Prozeßgebühr am gleichen Tage beendet 
ſei, ſei es verſehentlich unterblieben, den Bürovorſteher auf die 
Innehaltung der zweiten Friſt zur Zahlung der Prozeßgebühr 
ſei lediglich die BerBegr. durch den Anwalt 
gefertigt und friftgemäß beim BG. eingegangen. Der Büro- 
vorſteher ſei unbedingt zuverläſſig, der Anwalt pflege ſich durch 
Stichproben über die Innehaltung der Friſten zu unterrichten. 


(RG., II. Ziv Sen., Beſchl. v. 29. Okt. 1937, III B 5/37.) 
[Or] 
* 


35. KG. — 8 256 ZPO. Zur Frage des Feſtſtellungsinter⸗ 
eſſes bei der Klage eines Kindes gegen den Ehemann der Mutter 
auf Feſtſtellung der blutmäßigen Abſtammung von einem Dritten 
(Ehebrecher). 

Durch das landgerichtliche Urteil iſt feſtgeſtellt, daß der 
Kl. blutmäßig nicht von dem Bekl. abſtammt. Der weiter⸗ 
gehende Feſtſtellungsantrag, daß der Kl. blutmäßig von S. ab- 
ſtamme, iſt zurückgewieſen worden. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Die von dem Kl. beabſichtigte Berufung mit dem Ziele, 
auch dieſe letztere Feſtſtellung zu erſtreiten, verſpricht jedoch 
keinen Erfolg. 

Das LG. hat dieſe Feſtſtellungsklage mit der Begründung 
abgewieſen, daß S. nicht Partei dieſes Rechtsſtreits ſei und 
daß daher die erſtrebte Feſtſtellung in dieſem Verfahren nicht 
erfolgen könne. Das LG. iſt damit der Formulierung der Ab- 
weiſung derartiger Klagen gefolgt, wie ſie ſich herausgebildet 
hat und gegen die an ſich Bedenken nicht zu erheben ſind. 

Dazu aber kommt, daß, wenn auch das Rechtsverhältnis 
i. S. des § 256 ZPO. nicht ausſchließlich zwiſchen den Parteien 
zu beſtehen braucht, ſo doch immerhin eine gewiſſe Beteiligung 
des Bekl., eine Wirkung oder Rückwirkung für oder gegen ihn, 
zu erfordern ſein wird, anderenfalls ein Intereſſe des Kl. 
gerade ihm gegenüber zu verneinen wäre. Ein derartiges 
Intereſſe der Feſtſtellung der blutmäßigen Abſtammung des 
Kl. von S. gegenüber dem Bekl. fehlt. Denn, ſteht es einmal 
feſt, daß der Bekl. nicht der blutmäßige Vater tft, jo iſt für ihn 
und im Verhältnis zum Kl., dem von ihm nicht erzeugten 
Kinde, es völlig belanglos, ob der Kl. dieſer oder jener Sippe 
und dieſer oder jener Raſſe angehört. Steht doch der Bell, 
blutmäßig, ſelbſt dann, wenn etwa der Bekl. als Ehemann 
das Anfechtungsrecht verloren haben ſollte, dem Kl. als ein an 
der Perſon des wahren Erzeugers gänzlich unintereſſierter 
Dritter gegenüber. N 

Eine andere Auffaſſung könnte immerhin dann Platz 
greifen, wenn, wie hier, das klagende Kind von dem Dritten 
im Ehebruch erzeugt iſt. Denn nach der Rſpr. des RG., mit der 
für die Folgezeit zu rechnen iſt, kann der Ehemann für den 
Unterhalt des von der Frau während der Ehe im Ehebruche 
erzeugten Kindes unter den dort (ſ. RG. 152, 397 ff. JW. 
1937, 7404 [m. Anm.]) aufgeführten Vorausſetzungen und der 
Beſchränkung hinſichtlich der Kauſalität für den Unterhalts⸗ 
anſpruch des Kindes von dem Ehebrecher Schadenserſatz ver⸗ 
langen. Dieſer Erſatzanſpruch, zielend auf Erſtattung der auf⸗ 
gewendeten Unterhaltskoſten und auf Befreiung von der Unter⸗ 
haltsverpflichtung, welche dem „ehelichen“ Vater gegenüber 
dem als ehelich geltenden Kinde obliegt, kann gegebenenfalls 
Gegenſtand eines Vorgehens des Kindes auf Grund eines gegen 
den ehelichen Vater erwirkten Unterhaltsurteils mit nachfolgen⸗ 
der Pfändung und Überweiſung des Anſpruchs gegen den Ehe⸗ 
brecher fein. Damit aber könnte die für das alsbaldige „Feſt⸗ 
ſtellungsintereſſe“ erforderliche, wenn auch nur zukünftig⸗ 
mittelbare Beziehung zwiſchen dem ehelichen Vater und dem 
Dritten begründet werden, deren praktiſche Auswirkung für 
das Kind ſchon bezüglich der Ermittlung des Drittſchuldners 
von Wert ſein könnte. Dieſer Löſung aber könnte andererſeits 
das Bedenken entgegenſtehen, daß der an dem Rechtsſtreit nicht 
beteiligte blutmäßige Erzeuger an ein dort ergangenes Urteil 
nicht gebunden und demnach auf Grund der Pfändung gegen 
ihn ein neuer Rechtsſtreit auf Zahlung des Schadenserſatzes 
erforderlich wäre. 

Einer Stellungnahme zu dieſer Frage bedarf es jedoch im 
vorl. Falle nicht. Denn jedenfalls hat der Kl. hier ſelbſt vor⸗ 
getragen, der Bekl. habe ihin keinen Unterhalt geleiſtet, er 
werde, nachdem ſeine Mutter den S. geheiratet habe, in deſſen 
Familie betreut. So fehlt es hier, da der Kl. noch nicht einmal 
einen Unterhaltstitel gegen den Bell. beſitzt, und weil S. 
gegenüber dem Kl. bereits alle die Verpflichtungen erfüllt, die 
ihm auch ſonſt auf Grund Klage und Pfändung und über⸗ 
weiſung obliegen würden, auch aus dem Geſichtspunkt der Er⸗ 
zeugung des Kl. durch Ehebruch des S. an jeder Notwendigkeit 
eines prozeſſualen Vorgehens und damit, ſoweit der Bekl. in 
Frage kommt, auch an jedem Intereſſe an der alsbaldigen 
Feſtſtellung der blutmäßigen Abſtammung des Kl. von S. 
gegenüber dem Vell. 

(K., 8. ZivSen., Beſchl. v. 12. Nov. 1937, 8 UH 1684/37.) 
* 

36. RG. — 88 264, 268 ZPO. — Keine Klageänderung, 
wenn der Kl. ſeinen Aufwertungsanſpruch zunächſt auf Vertrag, 
ſpäter auf Aufwertung nach allgemeinen Vorſchriften ſtützt. 

Der Aufwertungsanſpruch iſt nach der ſtändigen Rſpr. des 
RG. (RGZ. 123, 376 = ZW. 1929, 1966; RG. 141, 146; 
JW. 1928, 1390) der Anſpruch auf eine durch die Geldentwer⸗ 
tung notwendig gewordene anderweitige Beſtimmung des Be⸗ 
trags einer entwerteten Geldforderung. Zu jeder Zeit iſt ein 
beſtimmter Geldbetrag als der derzeitige Aufwertungsbetrag an⸗ 
zuſehen, der nach der weiteren Entwicklung jeweils Anderungen 
unterliegt. Zum Abſchluß kommt die Entwicklung erſt, wenn die 
Art der Leiſtung durch Vertrag oder Urteil feſtgeſtellt wird. 
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Die Kl., welche ſich zunächſt auf eine vertragliche Feſtlegung 
der Aufwertungshöhe berufen hatte, hatte alſo damit keinen an⸗ 
deren Anſpruch geltend gemacht, als ſie es ſpäter tat, indem ſie 
ſich für den Fall, daß die Abrede nicht als erwieſen gelte, auf 
die Aufwertung ſchlechthin berief. Unter dieſen Umſtanden liegt 
darin auch keine Anderung des Klagegrundes. Es darf alſo keine 
Klageänderung angenommen werden. 


(RG., IV. Ziv Sen., U. v. 25. Okt. 1937, IV 138/37.) 


* 


37. RG. — 88 286, 406, 371 ZPO. 

1. Zur Frage, inwieweit das Gericht, das das Geſuch um 
Ablehnung eines Sachverſtändigen abgewieſen hat, die vor⸗ 
gebrachten Ablehnungsgründe bei der Prüfung des von dem 
Sachverſtändigen erſtatteten Gutachtens zu berückſichtigen und 
in den Urteilsgründen zu erörtern hat. 


2. Der Antrag des wegen Patentverletzung in Anſpruch 
genommenen Bekl., einen Sachverſtändigen darüber zu verneh⸗ 
men, daß durch ſeine Maſchine die Wirkungen der patentier⸗ 
ten Maſchine des Kl. nicht erzielt würden, kennzeichnet ſich als 
ein Beweisantritt, der die Einnahme des richterlichen Augen⸗ 
ſcheins begehrt, bei dem ſich aber der Richter, dem die erfor⸗ 
derliche Sachkunde zur Vornehmung der Verſuche fehlt, durch 
einen Sachverſtändigen vertreten läßt. Zur Ablehnung eines 
derartigen Beweisantrages. f) 


Der Kl. hat mit der Behauptung, daß die Bekl. ein ihm 
für eine Verbrennungskraftmaſchine erteiltes Patent verletze, 
gegen ſie Klage erhoben auf Unterlaſſung, Rechnungslegung 
und Feſtſtellung der Schabenerfagpflicht. LG. und BG. haben 
der Klage in den weſentlichen Punkten ſtattgegeben. Die Rev. 
der Bekl. hatte Erfolg. 


1. Die Rev. rügt zwar zu Unrecht, der Tatrichter habe, 
nachdem die Bekl. den gerichtlichen Sachverſtändigen R. wegen 
Beſorgnis der Befangenheit abgelehnt habe, gemäß RGZ. 64, 
434 auch unabhängig von dem Ablehnungsverfahren die zur 
Begründung des Ablehnungsgeſuchs vorgebrachten Tatſachen, 
aus denen ſich für die Bekl. die Beſorgnis der Befangenheit 
ergab, würdigen müſſen, bevor er das Gutachten trotz ſeiner 
Gegenſätze zu den übrigen Gutachten zur Grundlage ſeiner 
Entſch. habe machen dürfen. 

In der angeführten Entſch. iſt ausgeführt, daß die Partei, 
die das Ablehnungsrecht wegen verſpäteter Geltendmachung ver⸗ 
loren habe, alles, was ſie zur Begründung des Ablehnungs⸗ 
geſuchs habe geltend machen können, noch in der mündlichen 
Verhandlung zur Hauptſache geltend machen könne, um die Un⸗ 
zuverläſſigkeit und Unglaubwürdigkeit des Sachverſtändigen dar⸗ 
zutun. Das Gericht habe, ſo wird ausgeführt, bei der Prüfung 
des Gutachtens dieſe Umſtände zu berückſichtigen und könne, 
wenn es die Bedenken gegen die Unbefangenheit des Sachverſtän⸗ 
digen für begründet erachte, nun noch andere Sachverſtändige 
vernehmen. Es hatte alſo in dem in RGZ. 64, 434 behandel⸗ 
ten Fall eine Prüfung des Ablehnungsantrages in ſachlicher 
Beziehung überhaupt nicht ſtattgefunden. Es iſt klar, daß in 
einem ſolchen Fall im Urteil darzulegen ift, daß trotz der er⸗ 
neut vorgetragenen Umſtände keine Bedenken beſtehen, das Sach⸗ 
verſtändigengutachten der zu treffenden Entſch. zugrunde zu 
legen. Im vorl. Fall iſt aber über das Ablehnungsgeſuch ſach⸗ 
lich entſchieden worden. Neue Umſtände, die zu einer anderen 
Beurteilung hätten führen können, ſind in der mündlichen Ver⸗ 
handlung nicht geltend gemacht. Es iſt nicht erſichtlich, ob die 
Bekl. in der mündlichen Verhandlung auf die Ablehnung des 
Sachverſtändigen überhaupt zurückgekommen iſt. Unter dieſen 
Umſtänden beſtand für das BG., wenn es bei ſeiner im Be⸗ 
ſchluß über die Zurückweiſung des Ablehnungsgeſuchs nieder⸗ 
gelegten Auffaſſung verblieb, keine Veranlaſſung, dieſe Gründe 
im Urteil noch einmal zu wiederholen. Es genügt, wenn es 
ausführt, daß es an der Eignung des R. zum Sachverſtändi⸗ 
gen und deſſen beſonderer Sachkunde auch auf dem Gebiete der 
Vornahme von Verſuchen angeſichts feines hohen Lehramtes, 
ſeiner jahrzehntelangen Erfahrung, deren ſtändige Überprüfung 
der Sachverſtändige gegenüber den gegen ihn gerichteten An⸗ 
griffen beſonders verſichert habe, und angeſichts ſeiner ganzen 
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Perſönlichkeit keinen Zweifel hegen könne, zumal feine ſachlichen 
Gründe den Senat voll überzeugten. 

2. Dagegen iſt das Verfahren nicht bedenkenfrei, das das 
BG. bei der Prüfung der Frage, ob die Ausführungsformen 
der Bekl. unter den Schutzumfang des Streitpatentes fallen, 
eingeſchlagen hat. 

Das BG. führt aus, daß zur Feſtſtellung, ob die angegrif⸗ 
fenen Einrichtungen dem Erfindungsgegenſtand gleich oder 
gleichwertig ſeien, zwei Wege in Betracht kämen. In erſter Linie 
werde man dieſe Feſtſtellung auf Grund des Augenſcheins, den 
bereits vorl. Erfahrungen und den hieraus zu entnehmenden 
wiſſenſchaftlichen Erkenntniſſen zu entnehmen haben und ge⸗ 
ſtützt auf ſolche Unterlagen auf die Übereinſtimmung der ge⸗ 
ſamten Wirkungen ſchließen können. Es fei aber andererſeits 
auch möglich, umgekehrt die Übereinſtimmung der Wirkungen 
durch Verſuche an der praktiſchen Ausführung zu prüfen und 
daraus gegebenenfalls die Gleichheit oder Gleichwertigkeit der 
Einrichtungen nachzuweiſen. 

Das BG. hält den erſten Weg für ſicherer, ſchlägt ihn ein 
und kommt auf ihm nach anfänglich weitergehenden Ausfüh⸗ 
rungen nur zu der Vermutung, daß bei ſo weitgehen⸗ 
der Benutzung der Mittel des Klagepatents auch die mit dieſen 
Mitteln zu erreichenden Erfolge von der Bekl. mindeſtens teil⸗ 
weiſe erreicht worden ſeien. Andererſeits billigt das BG. eine 
wenn auch geringe Ausſicht auf Erfolg zu dem von der Bell. 
dafür angetretenen Gegenbeweis, daß durch ihre vom Kl. an⸗ 
gegriffenen Ausführungsformen im Gegenſatz zum Streitpatent 
eine Verbeſſerung des Miſchens des Brennſtoffs mit der Ver⸗ 
brennungsluft, die ſich ſtets in einer Verringerung des Brenn⸗ 
ſtoffverbrauchs erkennen laſſe, nicht eintrete. Die Bekl. hatte 
den Beweis durch Bezugnahme auf das Gutachten eines ge⸗ 
richtlichen Sachverſtändigen angetreten. Ein derartiger Be⸗ 
weisantritt kennzeichnet ſich als ein ſolcher, der den richterlichen 
Augenſchein begehrt, bei dem ſich der Richter aber, da er 
mangels eigener Sachkunde nicht in der Lage iſt, die nötigen 
Verſuche ſachgemäß vorzunehmen, durch den Sachverſtändigen 
vertreten läßt (ebenſo für den ähnlich liegenden Fall der kör⸗ 
perlichen Unterſuchung von Frauen: Jonas, „ZPO.“, Vor⸗ 
bem. vor 8 371 II). Es handelt ſich demnach um den Antritt 
eines Beweiſes, deſſen Erhebung nicht in das Ermeſſen des Ge⸗ 
richts geſtellt war, ſondern um einen ſolchen, den das BG. ge⸗ 
mäß 8 286 ZPO. nur hätte übergehen dürfen, wenn es unter 
Begründung dargelegt hätte, daß feine abweichende Überzeu⸗ 
gung nicht erſchüttert werden könne, welches Ergebnis der 
Augenſchein auch haben werde. Auch die ſonſtigen Bedenken, 
die von dem BG. dieſem Beweisantritt gegenüber hervorgeho⸗ 
ben ſind, können nicht durchgreifen. Insbeſondere iſt es un⸗ 
erheblich, daß zu der Beweisführung umfangreiche und teure 
Verſuche erforderlich ſind. Denn es iſt nicht Sache des Gerichts, 
ſondern der Parteien, abzuwägen, ob ſie das mit einem Pro⸗ 
zeß verbundene Koſtenriſiko tragen wollen. 


(RG., I. Ziv Sen., U. v. 18. Sept. 1937, 1245/36.) N. 

Anmerkung: Die Entſch. ſtellt zwei prozeßrechtliche Grund⸗ 
ſätze auf. 

I.. Bei der Verwertung des Gutachtens eines Sachverſtän⸗ 
digen braucht das Gericht im Urteil die gegen die Eignung 
(Sachkunde, Gewiſſenhaftigkeit, Unparteilichkeit) des Gutachters 
erhobenen Bedenken nicht beſonders zu würdigen, wenn dies 
ſchon aus Anlaß des Verfahrens geſchehen iſt, in welchem der 
Sachverſtändige von einer Partei abgelehnt wurde. Dieſer Fall 
iſt zu unterſcheiden von dem des Urteils: RG. 64, 434, in wel⸗ 
chem die Ablehnungsgründe wegen verſpäteten Vorbringens 
überhaupt nicht geprüft worden waren, in welchem alſo das Ge⸗ 
richt verpflichtet war, ſie in ſeinem Urteil zu würdigen, wenn 
ſie von der Partei noch einmal vorgebracht wurden, um die 
Beweiskraft des erſtatteten Gutachtens zu erſchüttern. 


2. Um welche Beweisart handelt es ſich, wenn im Patent⸗ 
verletzungsprozeß die Wirkungsweiſe einer angeblich patent⸗ 
widrigen Vorrichtung durch Beobachtungen eines Sachverſtän⸗ 
digen feſtgeſtellt werden ſoll? Das RE. erblickt darin eine 
Augenſcheinseinnahme, bei welcher ſich das Gericht 
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durch den Sachverſtändigen vertreten läßt. Augenſchein liegt 
in der Tat vor, wenn der Zweck der Beweisaufnahme darin 
beſteht, im Wege unmittelbarer Sinneswahr⸗ 
nehmung gewiſſe ſtreitige Tatſachen feſtzuſtellen, ſei es 
auch, um aus dieſen Tatſachen gewiſſe Schlußfolgerungen zu 
ziehen, zu deren Gewinnung beſondere techniſche Kenntniſſe er⸗ 
forderlich find. Wenn alſo im Auftrag des Richters ein Sach⸗ 
kundiger einen gewiſſen tatſächlichen Zuftaud, etwa das Funk- 
tionieren einer Maſchine, beobachten ſoll, um daraus mittels 
Anwendung feiner techuiſchen Spezialkeuntniſſe Schlußfolge 
rungen mit Bezug auf eine rechtserhebliche beſtrittene Tatſache 
zu gewinnen, ſo liegt im Bereich der Sinneswahr⸗ 
nehmung Augenſcheinsbeweis, im Bereich der fach⸗ 
lichen Schlußfolgerung Eachverſtändigenbeweis. Wie 
aber läßt es ſich rechtfertigen, daß ſolchenfalls der Augenſchein 
nicht durch den Richter ſelbſt, ſondern durch den Sachverſtän⸗ 
digen vorgenommen wird — ein Verfahren, welches ſachlich 
durchaus angemeſſen und vernünftig iſt, da ja der Richter man⸗ 
gels ausreichender Spezialkunde die erforderlichen techniſchen 
Verſuche ſelbſt in ſachgemäßer Weiſe nicht vornehmen könnte? 
Die Theorie (Kommentar von Jonas, Vorbem. zu § 371 II) 
hilft ſich mit der Vorſtellung einer Vertretung des Rich 
ters durch den Sachverſtändigen. Man wird ſich aber ent⸗ 
ſchließen müſſen, auf dieſen — nicht einmal unbedenklichen — 
konſtruktiven Rechtsbehelf zu verzichten (der Rechtsbegriff der 
„Vertretung“ paßt begriffsmäßig nicht auf rein tatſächliche 
Vorgänge, wie es die Sinneswahrnehmung iſt) und in Über- 
einſtimmung mit der Realität der Dinge anerkennen müſſen, 
daß der Augenſcheinsbeweis, deſſen Weſen — im Gegenſatz zu 
gedanklichen Schlußfolgerungen — in der unmittelbaren Sin⸗ 
neswahrnehmung beſteht, nicht notwendig von dem Richter 
perſänlich vorgenommen werden muß, vielmehr auch in ſeinem 
Auftrag durch eine andere Perſon durchgeführt werden kann, 
wenn dafür angemeſſene Gründe beſtehen. Der Beauftragte iſt 
dann, ſoweit er Sinneswahrnehmungen durchführt, Gehilfe des 
Richters in demſelben Sinne, in welchem der Sachverſtändige 
sein Gehilfe bei der techniſchen Schlußfolgerung iſt. Um „Ver⸗ 
tretung“ handelt es ſich in dem einen Fall ebenſowenig wie 
in dem anderen, was ſchon darin zum Ausdruck kommt, daß der 
Richter hier wie dort an die Ergebniſſe fremder Tätigkeit nicht 
gebunden iſt, ſondern ſie ſeinerſeits frei nachprüfen kann. 


Die praktiſche Bedeutung der Unterſcheidung zwiſchen 
Augenſcheins⸗ und Sachverſtändigenbeweis iſt bekanntlich die, 
daß der Richter einen beantragten Sachverſtändigenbeweis ab⸗ 
lehnen kann, wenn er ſich die nötige Sachkenntnis ſelbſt zu⸗ 
traut, daß er dagegen einen Augenſcheinsbeweis ſolange nicht 
ablehnen kann, als er nicht hinſichtlich des Beweisthemas eine 
unerſchütterliche Überzeugung gewonnen hat. 


Der betrachtete Fall beſtätigt übrigens in eindrucksvoller 
Weiſe, daß man auch in der Lehre von den Beweismitteln 
mit ſcharf gegeneinander abgegrenzten formalen Rechtsbegriffen 
nicht auskommt. Insbeſondere die drei Beweismittel: Augen⸗ 
ſchein = eigene Sinneswahrnehmung durch das Gericht (oder 
deſſen Gehilfen), Zeugenbeweis = Mitteilung eigener Sinnes 
wahrnehmung durch einen Dritten an das Gericht, Sachverſtän⸗ 
digenbeweis = Vornahme von Schlußfolgerungen eines Drit- 
ten auf Grund beſonderer Sachkunde, gehen, wie ſchon oft be 
merkt, vielfach ineinander über. Ob das eine oder andere bor- 
liegt, wird weſentlich davon abhängen, welches Moment 
im Einzelfall überwiegt. So wird der Sachverſtän 
dige, der im Auftrag des Richters einen Augenſchein aufgenom⸗ 
men hat, auch dann nicht Zeuge ſein, wenn er über das Er⸗ 
gebnis feiner Sinneswahrnehmungen berichtet, wie auch be- 
kanntlich umgekehrt ein Zeuge dieſe ſeine Eigenſchaft nicht da 
durch verliert, daß er ſeine Wahrnehmungen nur vermöge einer 
beſonderen Sachkunde hat machen können (ſachverſtändiger 
Zeuge!). Tatſachenwahrnehmung, Tatſachenbericht, Tatſachen⸗ 
erſchließung berühren ſich in der Praxis vielfach aufs engſte 
und gehen ineinander über. Auch hier iſt das Leben ſtärker als 
die Theorie. 


Prof. Dr. Kiſch, München. 
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38. LG. — 8 401 ZPO. 

Über Koſtenbeſchwerden von Zeugen und Sachverſtändigen 
gegen Beſchlüſſe des Erbgeſcer. hat das LG., nicht das Erbgeſ⸗ 
ObGer. zu entſcheiden. 

Wird der behandelnde Arzt des Unfruchtbarzumachenden ge⸗ 
hört, fo iſt er als ſachverſtändiger Zeuge zu entſchädigen. Für eine 
ſchriftliche Beantwortung der Beweisfrage hat er nur Anſpruch 
auf Erſtattung von Auslagen. Die Vorſchrift des 8 401 Abſ. 2 
30. geht dem Preuß. Gef. betr. die Gebühren der Medizinal⸗ 
beamten v. 14. Juli 1909 (GS. 625) vor. f.) 

Auf einen vom Amtsarzt geſtellten Antrag auf Unfrucht⸗ 
barmachung hat das Erbgeſcher. u. a. den Beſchwß. als be: 
handelnden Arzt der Unfruchtbarzumachenden auf Grund des 
87 Abſ. 2 ErbkrNachwGeſ. um ſchriftliche Mitteilung ſeiner 
Wahrnehmungen und um Wiedergabe ſeiner Eintragungen er⸗ 
ſucht und gebeten, die Richtigkeit ſeiner Angaben an Eides Statt 
zu verſichern. Der BeſchwF. hat ſich wie folgt geäußert: 

„Frl. k. war bei mir in Behandlung. Sie gab an, ſie leide 
jeit 18 Jahren an Epilepſie. Sie habe Krämpfe, Zuckungen 
und ſich ſchon oft im Anfall auf die Zunge gebiſſen und ein⸗ 
genäßt, auch ſchon öfter im Aufall verletzt. Der Anfall dauere 
einige Minuten. Die Reflexe waren regelrecht. Ein Anfall 
wurde hier nicht beobachtet. Es iſt wohl zweifellos, daß Frl. K. 
an erblicher Fallſucht leidet. 

5 Ich verſichere an Eides Statt die Richtigkeit meiner An⸗ 
gaben.“ 

Der BeſchwF. hat für dieſe Außerung 5 N., gefordert. 
Dieſe Forderung hat das Erbgeſcher, abgelehnt. Hiergegen 
richtet ſich die Beſchwerde. 

Im ErbkrNachwcgeſ. und den dazu ergangenen Ausf BO. 
ſindet ſich keine beſondere Vorſchrift, welches Gericht (das 
Erbgeſ ober. oder das LG.) über eine ſolche Koſtenbeſchwerde 
zu entſcheiden hat. Hingegen war in Erbhofſachen für gewiſſe 
Koſtenbeſchwerden urſprünglich das Landgericht ausdrüd- 
lich für zuſtändig erklärt (855 der 1. DurchfVO. v. 19. Okt. 1933 
[RGBl. I, 7490, während nunmehr nach § 114 EHVfO v. 21. Dez 
1936 (RG Bl. 1, 1083) das Erbhofgericht zuſtändig iſt. 

Wie ſchon früher die damals für Koſtenbeſchwerden in 
Erbgeſundheitsſachen geſchäftsplanmäßig zuſtändige 3. 3K. des 
LG. Berlin im Beſchl. v. 14. Juni 1935 (203 T 3414/35) aus⸗ 
geführt hat, finden nach Art. 4 Abſ. 2 der 1. AusfVoO. vom 
5. Dez. 1933 (RG Bl. I, 1021) auf das Verfahren vor den Erb- 
geſcher. und den ErbgejObber. die Vorſchriften des NTGG. 
entſprechende Anwendung, ſoweit nicht in dem ErbkrNachwclef. 
oder in dieſer VO. etwas anderes beſtimmt iſt. Das iſt für 
Beſchwerden von Zeugen und Sachverſtändigen nicht der Fall. 
Daher find nach 8 15 RFGG. die 38 373 ff., 402 ff. 3PO., ins⸗ 
beſondere 88 401, 413 ZPO. und damit die Zeugcheb O. anzu 
wenden. Nach 8 20 Abſ. 2 Zeugcheb O., 8 568 ZPO. entſcheidet 
über die Beſchwerde das im Inſtanzenzuge zunächſt höhere Ge⸗ 
richt. Das iſt für Koſtenbeſchwerden von Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändigen das Landgericht. Denn dieſes iſt für das 2. 
(dem das Erbgeſcher. angegliedert iſt) das im Inſtanzenzuge 
zunächſt höhere Gericht, da nach 8I ErbkrNachwGgeſ. nur für 
Fälle des § 8 Satz ö eine Beſchwerde an das Erbgeſund⸗ 
heitsobergericht vorgeſehen iſt. 

Die Beſchwerde iſt zuläſſig nach § 20 Abſ. 2 ZeugckebO. 
und nicht an eine Beſchwerdeſumme von mehr als 50 K. ge⸗ 
bunden (vgl. Breuer: JW. 1936, 2778). Ihr kann aber nicht 
ſtattgegeben werden. 

Die beſchließende Beſchwerdekammer, die nunmehr ger 
ſchäftsplanmäßig nicht nur für Koſtenbeſchwerden in Zivil⸗ 
prozeßſachen, ſondern auch in Erbgeſundheitsſachen zuſtändig iſt, 
kann den Ausführungen der 3. ZK. in dem ſchon oben erwähn⸗ 
ten Veſchl. v. 14. Juni 1935 in der Sache ſelbſt nicht bei⸗ 
trelen. Wie Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke in ihrem Erläuterungs⸗ 
buch zum ErbkrNachwcheſ. (2. Aufl., 87 Anm. 4 S. 236) zu⸗ 
treffend ausführen, berichten die Sachverſtändigen auf Grund 
beſonderer Sachkunde; ſie „urteilen“ mit und ſind Gehilfen des 
Richters; dagegen berichtet der ſachverſtändige Zeuge über den 
Sachverhalt des Einzelfalles in bejonderer Weiſe auf Grund 
beſonderer Sachkunde. „Als weſentlicher ſachverſtändiger Zeuge 
wird daher der behandelnde Arzt des Unfruchtbarzumachenden 
zu hören ſein“ (a. a. O.). Nicht anders liegt es hier. Von dem 
Beſchwß. iſt kein Gutachten, ſondern nur die ſchriftliche Mit⸗ 
tetlung ſeiner Wahrnehmungen und die Wiedergabe ſeiner 
Eintragungen mit eidesſtattlicher Verſicherung verlangt worden. 
Wenn der Beihmf. darüber hinaus eine gutachtliche Außerung 
abgegeben hat, es ſei wohl zweifellos, daß Frl. . an erblicher 
Fallſucht leide, ſo kann er hierfür mangels Auftrags keine Ver⸗ 
gütung fordern. 


66. Jahrg. 1937 Heft 52, 


Nach 8 414 ZPO. kommen die Vorſchriften über den Zeu⸗ 
genbeweis zur Anwendung, inſoweit zum Beweiſe vergangener 
Tatſachen oder Zuſtände, zu deren Wahrnehmung eine beſondere 
Sachkunde erforderlich war, fachkundige Perſonen zu vernehmen 
find. Demgemäß hat das Erbgeſcer. bon der Befugnis aus 
8 377 Abſ. 3 30. Gebrauch gemacht. Für die darauf erfolgte 
ſchriftliche Beantwortung der Beweisfrage hat der ſachverſtän⸗ 
dige Zeuge nach § 401 Abſ. 2 ZPO. nur Anſpruch auf Erſtat⸗ 
tung der ihm durch die Beantwortung entſtandenen Aus⸗ 
lagen (im Gegenſatz zu den Fallen, in denen er vernommen 
worden iſt, § 401 Abſ. 1 ZPO.). 

Daher kann dem BeſchwF. eine Zeugen⸗ oder Sachverſtän⸗ 
digenvergütung nicht bewilligt werden. Ihm bleibt es unbe⸗ 
nommen, Auslagen i. S. des § 401 Abſ. 2 ZPD. zu berechnen 

Nun hat allerdings der Koſtenſenat des KG. im Beſchl. 
v. 17. Jan. 1933 (20 W 3365/32 in den Akten 90 1060 7/0 des 
LG. III Berlin; auch als Grundſatz in die Koſtenkartei des NG. 
zu 816 ZeugGebd., 8 414 3 PO. aufgenommen) den Grundſat 
aufgeſtellt, daß der nichtbeamtete Arzt gemäß 816 ZeugGebd., 
983, 12 Erbe. betr. die Gebühren der Medizinalbeamten vom 
14. Juli 1909 (G . 625) einen Anſpruch auf Vergütung habe, wenn 
er auf Aufforderung des Gerichts dieſem Beſundſcheine, oder 
ſchriftliche Auskünfte i. S. des Abſ. III Nr. 11 u. 12 des Tarifs zu 
dieſem Geſetz abgebe, mögen auch dieſe Auskünfte prozeßrecht⸗ 
lich nichts anderes als ſchriftliche Ausſagen eines ſachverſtän⸗ 
digen Zeugen (§ 414 ZPO.) fein. Auch dem kaun die jetzt be⸗ 
ſchließende Koſtenkammer nicht beitreten. Sie ſteht grundſätzlich 
auf dem Standpunkt, daß die koſtenrechtliche Beurteilung nach 

Möglichkeit mit der prozeßrechtlichen in Einklang zu bringen iſt. 
Aber auch abgeſehen hiervon enthält die ZPO. nicht nur die 
vom KG. angezogene prozeßrechtliche Vorſchrift des 8 414 BRD, 
ſondern auch die koſteurechtliche Vorſchrift des 9 401 3BD. Nach 
dem 2. Abſatz des § 401 ZPO. hat der Zeuge bei ſchriftlicher 
Beantwortung der Beweisfrage (8 377 Abſ. 3) nur Anſpruch 
auf Erſtattung der ihm durch die Beantwortung entſtandenen 
Auslagen. Dieſe reichs rechtliche Koſtenvorſchrift geht der landes⸗ 
rechtlichen Koſtenvorſchrift des Medizinalbeamten®. vor. Anders 
ausgedrückt: Der Landesgeſetzgeber kann nicht beſtimmen, daß 
koſteurechtlich ein Zeuge als Sachverſtändiger anzuſehen iſt, 
wenn er nach dem Reichsgeſetz als Zeuge zu eutſchädigen iſt. 
Der Widerſpruch zwiſchen Reichs⸗ und Landesrecht ertlärt ſich 
hier daraus, daß das PrMedizinalbeamten h. aus dem Jahre 
1909 ſtammt, während die 88 377 Abſ. 3, 401 Abs 2 PO. erſt 
durch Reichs O. v. 13. Febr. 1924 (Rc Bl. I, 135) eingefügt 
worden find. 

„Die Beſchwerdekammer kann ſchließlich die vom Beſchwerde⸗ 
führer geſtellte Frage, ob er als Zeuge verpflichtet ſei, die 
Krankengeſchichte vorher durchzuſtudieren, nicht beantworten, 
weil die Gerichte mangels geſetzlicher Grundlage weder berech⸗ 
tigt noch verpflichtet ſind, Rechtsauskünfte zu erteilen. 

(LG. Berlin, 27. (Koſten⸗) 3K, Beſchl. v. 16. Juli 1937, 227 T7 

5568,37.) 

Anmerkung: 1. Im Gegenſatz zu der oben vertretenen Auf- 
ſaſſung hält ErbgeſobGGer. Jena: JW. 1937, 206767 nicht das 
2G., ſondern das ErbgeſObGer. zur Entſcheidung über Koſten⸗ 
beſchwerden in Erbgeſundheitsſachen für berufen. 

2. In der Sache ſelbſt nimmt ErbgeſObGer. Danzig: JW. 
1937, 2069 61 denſelben Standpunkt ein. Vgl. dazu Fiſcher 
und Gaedeke: JW. 1937, 2437. D. E. 
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39. RG. — 8 445 ZPO. Der Beweisantrag auf Parteiver⸗ 

nehmung iſt neben anderen Beweismitteln nicht zuläſſig. f) 
(RG., II. Ziv Sen., U. v. 23. März 1937, II 240/36.) 
(= RG. 154, 228.) 

Abgedr. JW. 1937, 1723 21. 

Anmerkung: Beantragt die beweispflichtige Partei neben 
der Benennung von Zeugen die Vernehmung des Prozeßgeg⸗ 
ners, ſo ſoll dieſer Antrag nach der Auffaſſung des RG. un 
zuläffig fein, weil gemäß 8 445 ZPO. die Parteivernehmung, 
wie früher der Parteieid, ein ſubſidiäres Beweismittel iſt. Das 
NG. hält es deshalb für richtig, daß das BG. auf den Antrag 
auf Parteivernehmung nicht eingegangen iſt; die Partei hätte 
ihn nach der Zeugenvernehmung wiederholen müſſen. Der Pri⸗ 
fung, ob das BG. nach der Zengenvernehmung gemäß 8 139 
ZPO. eine entſprechende Frage hätte ſtellen muſſen, entgeht 
das RG., weil im vorl. Falle die Verletzung der Fragepflicht 
nicht gerügt iſt. 

Gegen dieſe Eutſch. ergeben ſich Bedenken: 

1. Sie findet in 8445 ZPO. keine Stütze. 
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1. Die Zuläffigteit des Antrages auf Parteivernehmen iſt 
davon abhängig, daß der Zeugenbeweis das Gericht nicht von 
der Richtigkeit der Behauptung des Beweisführers überzeugt 
hat, alſo von einem inneren Denkvorgange des Gerichtes, über 
den mit bindender Kraft nichts feſtgeſtellt werden kann. 

Wird der Antrag ſchon vor der Zeugenvernehmung ge- 
ftellt, fo iſt für die beweisführende Partei erſt recht der Erfolg 
der Zeugenvernehmung ungewiß, da die Vernehmung noch gar 
nicht vorliegt. Aber in dieſer Ungewißheit unterſcheiden ſich der 
Antrag vor und nach der Zeugenvernehmung nur dem Grade 
nach, nicht weſentlich. 

Aus ihr folgt daher nicht, daß der Antrag nicht ſchon vor 
der Zeugenvernehmung geſtellt werden dürfe. 

2. Wird der Antrag auf Parteivernehmung gleichzeitig mit 
der Zeugenbenennung geſtellt, jo iſt er aus 8445 ZPO. zwang⸗ 
los dahin auszulegen, daß er erſt nach der Zeugenvernehmung 
Beachtung finden ſoll. 

3. Aus 1 und 2 folgt, daß ein ſolcher Antrag im Regelfalle 
der in 8 445 ZPO. beſtimmten Subſidiarität genügt. Im reinen 
Wortlaute dieſer Beſtimmung erſcheint zwar nur der nach der 
Zeugenvernehmung geſtellte Antrag. Aber das Geſetz zeigt nicht, 
daß auf dieſen Zeitpunkt für die Stellung des Antrages 
etwas ankomme. Weſentlich iſt nur, daß im Zeitpunkt der Pru⸗ 
fung des Antrags das Gericht ſich bereits eine Meinung über 
den Beweiserfolg hat bilden können. 

Zu einem betonten Vortreiben von Schlußfolgerungen aus 
dem Grundſatz der Subſidiarität liegt heute kein Anlaß vor. 
Denn die für den Eidesbeweis geltende unbedingte Beweiskraft, 
die ſeiner nur hilfsweiſen Zulaſſung eine beſonders ſtarke Recht⸗ 
fertigung verlieh, iſt heute nicht mehr. Im Gegenteil unter⸗ 
liegen auch alle Vorgänge der Parteivernehmung der freien 
Beweiswürdigung; es können über dieſelben Tatſachen nach der 
Parteivernehmung mit Erfolg Zeugen vernommen werden. In 
der Praxis zeigt ſich daher auch ſeitens der Gerichte ſehr oft 
eine nur geringe Achtung gegenüber dieſem Grundſatze. 

Daher ſind die verbindenden Gedanken für die vom RG. 
formulierte Schlußfolgerung nicht erſichtlich. 

II. Schon nach allgemeinen Regeln ift der Antrag, obwohl 
geſtellt für den Fall, daß das Gericht den Beweiserfolg der Zeu⸗ 
genvernehmung verneint, ſeit der grundlegenden Entſch. RGzZ. 
144, 71 = JW. 1934, 2910 o, nicht als wegen Bedingtheit un⸗ 
zuläſſige Prozeßhandlung anzuſehen. Denn der Beweisführer 
„hat nicht durch eine willkürlich geſetzte Bedingung eine mit den 
Zwecken des Prozeſſes unverträgliche Unſicherheit geſchaffen. 
Darin allein, ob der Richter den Zeugenbeweis für erfolg⸗ 
reich halten würde, lag ein Moment der Unſicherheit, eine 
Art Bedingung. Aber die Entſch. hierüber ſtand allein beim 
Richter. Das iſt keine willkürlich von der Partei geſetzte, von 
außen her beigefügte, ſondern eine ſchon von Rechts wegen dem 
Geſchäfte innewohnende Bedingung“. Die für den nach der Zeu⸗ 
genvernehmung geſtellten Antrag durch 8445 BO. außer 
Zweifel geſtellte Unſchädlichkeit jener Ungewißheit entfallt daher 
auch nicht durch die allgemeinen Prozeßlehren für den vorher 
geſtellten. 

III. Die heutigen tatſächlichen Möglichkeiten und Notwen— 
digkeiten des Prozeſſes zwingen die Partei, den Antrag auf 
Parteivernehmung gleichzeitig mit dem auf Zeugenvernehmung 
zu ſtellen. Jeder Anſchein von Saumſeligkeit muß vermieden 
werden; die Gefahr des Ausſchluſſes wegen Verſpätung iſt gegen⸗ 
wärtig. Vor der Partei ſteht nicht nur der Richter, ſondern 
hinter dieſem ſteht die Statiſtik. Der Sache iſt nicht damit ge⸗ 
dient, wenn an dieſen Tatſachen, die täglich in Erſcheinung treten 
und täglich unter Rechtswahren erörtert werden, vorübergegan⸗ 
gen wird. Jede Partei, jeder Anwalt ſtellt deshalb heute, ohne 
Rückſicht auf konſtruktive Erwägungen, den Antrag auf Partei 
vernehmung vorher mit. Außerdem liegt es nicht außerhalb des 
Möglichen, daß das Gericht zwar die Beweistatſache für erheb⸗ 
lich hält, aber mit Rückſicht auf die Perſon des Zeugen deſſen 
Vernehmung ablehnt. Damit hier die Partei nicht mit einem 
Urteile überraſcht wird, muß ſie den Antrag auf Parteiverneh 
mung gleichzeitig mit der Zeugenbenennung ſtellen. 

Jeder der unter I bis III dargelegten drei Geſichtspunkte 
für ſich ſteht der reichsgerichtlichen Auffaſſung entgegen. 

LGR. Dr. Scheld, Dresden, 
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40. RG. — Ob der Vorſchrift des § 519 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. 
genügt iſt, kann ſtets nur nach der beſonderen Lage des Falles 
beurteilt werden. Die Begründung muß erkennen laſſen, wie 
der Berk. ſich mit den Gründen des angefochtenen Urteils 
auseinanderſetzen will und warum er ihnen entgegentritt. 

Gegen ein der Räumungsklage des Kl. ſtattgebendes Urteil 
des OG. haben die Bekl. vor deſſen Zuſtellung Berufung ein⸗ 
gelegt und in die Berufungsſchrift außer dem Berufungsantrag 
folgende Begründung aufgenommen. „Man müſſe ſchon ge⸗ 
ſtehen, daß die Begründung des angefochtenen Urteils in keiner 
Weiſe auf das vorgetragene umfangreiche Prozeßmaterial ein⸗ 
gehe. — Daß die Kündigung auch formell nicht in Ordnung 
gehe, ſei von den Bekl. nicht nur in einer Reihe von Schrift⸗ 
ſätzen nachgewieſen, behauptet und dargelegt, ſondern auch mit 
Beweiſen vertreten. — Nicht anders verhalte es ſich auch bzgl. 
der Frage, ob die Kündigung gegen die guten Sitten verſtoße 
und damit nichtig ſei. — Nachdem die Berl. in erſter Inſtanz 
in ausführlichſter Weiſe zur Klage Stellung genommen hätten, 
ohne daß der Erſtrichter darauf eingegangen ſei, werde zur Be⸗ 
gründung der Berufung auf die Schriftſätze erſter Inſtanz 
und auf die darin angebotenen Beweiſe, die ſämtlich unerledigt 
geblieben ſeien, Bezug genommen. — Neue Tatſachen vermöch⸗ 
ten die Bekl. nicht vorzubringen, nachdem das Sach⸗ und Rechts⸗ 
verhältnis in erſter Inſtanz erſchöpfend und eingehendſt aus⸗ 
einandergeſetzt ſei.“ 

Das BG. hat hierin eine dem § 519 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. 
genügende Begründung der Berufung nicht zu finden vermocht 
und ausgeführt, zwar ſeien die Punkte genannt, bzgl. deren 
das Urteil des LG. angefochten werde, nämlich die Frage der 
Ordnungsmäßigkeit der Kündigung und ihres ſittenwidrigen 
Charakters; es ſeien aber nur die Angriffsziele bezeichnet, ohne 
daß eine nähere Begründung gegeben und geſagt ſei, mit wel⸗ 
chen Gründen im einzelnen die Partei die Würdigung des Streit⸗ 
ſtoffes durch das angefochtene Urteil erſchüttern wolle; die Be⸗ 
zugnahme auf das Vorbringen erſter Inſtanz genüge nicht. 

Dem kann nicht beigetreten werden. Allerdings verlangt 
das Geſetz „die beſtimmte Bezeichnung der im einzelnen anzı- 
führenden Gründe der Anfechtung“. Ob dieſer Vorſchrift ge 
nugt iſt, kann ſtets nur nach der beſonderen Lage des Falles be⸗ 
urteilt werden. Die bloße Bezugnahme auf die Ausführungen 
des erſten Rechtszuges kann freilich nicht genügen. Die Begrün⸗ 
dung muß erkennen laſſen, wie der Berl. ſich mit den Grün⸗ 
den des angefochtenen Urteils auseinanderſetzen will und warum 
er ihnen entgegentritt. Das ſoll aus der BerBegr. für Gericht 
und Gegner klar werden. Im vorl. Fall iſt dem aber genügt. 
Die BerKl. machen dem angefochtenen Urteil zum Vorwurf, daß 
es (wie eine Vergleichung ſeiner Gründe mit dem von der bell. 
Partei Vorgetragenen ohne weiteres ergibt) unterlaſſen hat, auf 
dasjenige Vorbringen einzugehen, aus dem die Unwirkſamkeit 
der Kündigung hergeleitet worden iſt. Da es ſich um das ge⸗ 
ſamte Vorbringen handelt, ſo würde eine nähere Darſtellung 
in der BerBegr. nur auf eine überflüſſige Wiederholung der 
zahlreichen Prozeßbehauptungen und der dafür angetretenen Be⸗ 
weiſe hinauslaufen. 

(Rö, IV. Ziv Sen., U. v. 25. Okt. 1937, IV 165/37.) 


* 


41. RG. — 8 563 ZPO. iſt nicht anwendbar, wenn das 
RG. eine Klage, die das BG. infolge Rechtsirrtums aus ver⸗ 
fahrensrechtlichen Gründen abgewieſen hat, für ſachlich un⸗ 
begründet erachtet; vielmehr hat hier das RG. den Rechtsſtreit 
an das BG. zurückzuverweiſen. 


(RG., I. Ziv Sen., U. v. 16. Okt. 1937, 1 254/36.) 
* 


42. Od. — a) $ 730 ZPO. Die Beſtimmung, daß die 
richterliche Anordnung oder die Rechtspflegereigenſchaft in der 
Vollſtreckungsklauſel zu erwähnen iſt, iſt bloße Ordnungsvorſchrift: 
formale Mängel in dieſer Hinſicht berühren die Rechtmäßigkeit 
der Vollſtreckung nicht ohne weiteres. 

b) Berufung auf das VollſtrMißbrz. iſt nur bis zur Zu⸗ 
ſchlagserteilung zuläſſig. 

Das LG. ſtellt feſt, daß der Schuldtitel der beigetretenen 
Gläubigerin — eine gerichtliche Urkunde i. S. von $ 794 Abſ. 1 


Ba. 


N29 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Ziff. 5 EBD. — einer wirkſamen Vollſtreckungsklauſel entbehre, 
weil aus ihr nicht hervorgehe, daß ſie, wie das nach 88 727, 
730 3. erforderlich ſei, auf Anordnung des Vorſitzenden oder 
von einem Rechtspfleger erteilt ſei. Es glaubt, dieſen Mangel, 
der die Vollſtreckungsklauſel rechtsunwirkſam mache und auch 
die auf Grund der Klauſel vorgenommene Zwangsvollſtreckung 
unzuläſſig erſcheinen laſſe, von Amts wegen beachten zu müſ⸗ 
ſen. So kommt es, weil das geringſte Gebot nach dem Rechte 
der beigetretenen Gläubigerin als erſter Hypothekengläubigerin 
erteilt iſt, zur Verſagung des Zuſchlags mit der Wirkung der 
Aufhebung des Verfahrens in Auſehung des Beitritts. 

Gegen dieſe Entſch. hat die beigetretene Gläubigerin frift- 
gerecht die weitere ſofortige Beſchwerde eingelegt. Der Senat 
hat vom AG. Waldenburg eine Auskunft darüber, ob der 
UrkB, der die Vollſtreckungsklauſel v. 10. Mai 1937 erteilt hat, 
zum Rechtspfleger beſtellt ſei, und von dieſem ſelbſt eine Aus⸗ 
laſſung darüber, in welcher Eigenſchaft er die Klauſel habe 
erteilen wollen und warum er in der Klauſel auf 8 726 3 PO. 
verwieſen habe, beigezogen. 

Richtig iſt, daß die Vollſtreckungsklauſel zu der vollſtreck⸗ 
baren gerichtlichen Urkunde v. 24. April 1928 unter Beobach⸗ 
tung der Vorſchriften in 88 727, 730 ZERO. zu erteilen war. 
Denn die Urkunde war zugunſten der Stadtgemeinde W. als 
der damaligen Trägerin des Sparkaſſenvermögens errichtet, 
während jetzt die Stadtſparkaſſe W., auf die das Sparkaſſen⸗ 
vermögen der politiſchen Gemeinde nach 833 der ſächſ. Spar⸗ 
kaſſen⸗ und GirokaſſenV O. v. 12. Mai 1932 kraft Geſetzes über⸗ 
gegangen war, aus der Urkunde vollſtrecken wollte. Die Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel konnte daher vom UrkB. nur auf Anord⸗ 
nung des Vorſißenden oder in ſeiner Eigenſchaft als 
Rechtspfleger erteilt werden, und das eine wie das 
andere war in der Klauſel zu erwähnen. Nun 
dat die Vollſtreckungsklauſel zum Schuldtitel der beigetretenen 
Gläubigerin ein UrkB. erteilt, der dabei nicht auf Anordnung 
des Vorſigenden gehandelt hat, der aber tatſächlich ſeit Jahren 
als Rechtspfleger beſtellt iſt und auch nach ſeiner Verſicherung 
bei Erteilung der Klauſel als ſolcher hat tätig werden wollen, 
aber verſehentlich unterlajfen hat, dieſe ſeine Rechts⸗ 
pflegerelgenſchaft neben feiner Dienſtbezeichnung als Juſtiz⸗ 
inſpektor hervorzuheben. Die Vollſtveckungsklauſel leidet jomit 
an einem formalen Mangel. 

Nun iſt weiter richtig, daß im Schrifttum unte rſchie⸗ 
den wird, ob bei der Vollſtreckungsklauſel die materiellen Vor⸗ 
ausſetzungen für ihre Erteilung ($8 726, 727 ZPO.) oder ob 
bei der Erteilung Formvorſchriften — z. B. die des § 730 ABO. 
— verletzt worden find. Im erſten Falle wird angenommen, 
der Mangel ſei nicht von Amts wegen zu beachten, der durch 
den Mangel in ſeinem Recht Beeinträchtigte muſſe ſich nach 
88 732, 768 ZPO. gegen die Klauſel wenden; die Vollſtreckung 
auf Grund einer ſolchen Klauſel ſei nicht ohne weiteres un⸗ 
wirkſam. Dieſe Anſicht teilt auch der Senat. Aber in dem 
zweiten Falle wird in dem vom LG. angeführten Schrift⸗ 
tum!) die Meinung vertreten, der formale Mangel in ber Taf 
ung der Klauſel mache die Vollſtreckung, die auf Grund der 
Klauſel vorgenommen ſei, ſchlechthin unwirkſam. Dieſer Anſicht 
iſt das LG. beigetreten, hat den formalen Mangel in der 
Klauſelformel von Amts wegen beachtet und unter Verſagung 
des Zuſchlags das Verfahren, ſoweit es von der Beſchwỹ. be⸗ 
trieben worden iſt, aufgehoben. Es hat ſich dabei bewußt in 
Gegenſatz zu dem Standpunkte geſetzt, den der Senat ſchon in 
dem Beſchluſſe 6 W 162/36 v. 18. April 19362) eingenommen 
hat. Aber die Ausführungen des LG. geben dem Senat keinen 
Aulaß, von ſeiner Auſicht abzugehen, wonach auch dieſer for⸗ 
male Mangel in der Klauſel, wenn dieſe ich (wie im vorl. 
Falle) ihrer Form und ihrer Faſſung nach als 
Vollſtreckungsklauſel gibt und bei ihr nur die 
Vorſchrift in 8 730 BRD. unbeachtet geblieben iſt, die mit 
ihrer Hilfe vorgenommene Vollſtreckungshandlung nicht 
ſchlechthin unwirkſam macht, er vielmehr nur auf eine 
Einwendung des Schuldners oder des onſtigen Betroffenen zu 
beachten iſt. Auch Baumbach, „go.“, hält die Beſtim⸗ 
mung in § 730 Abſ. 3 3PO. in dieſem Sinne nur für eine 
Ordnungsvorſchrift. Neuerdings haben auch Falkmann⸗ 
Hubernagel, „Die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche 


) Jonas, 15. Aufl., Anm. II 2 zu 8 730, VI zu 8 726 
und V zu 8 727; Sydow ⸗Buſch, 21. Aufl., Anm. 4 zu 
3730; Hein, „Handbuch der Zwangsvollſtreckung“, 2. Aufl., 
S. 85; OLG. 2, 34. 

) In jenem früheren Falle war die qualifizierte Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel ſogar nur von einem Juſtizaſſiſtenten erteilt, 
der nicht einmal Rechtspfleger war. 
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Vermögen“, 3. Aufl., 1937, zu 8 730 V ausgeführt, der Schwer. 
punkt liege im Schuldtitel, nicht in der Klauſel; deshalb ſei 
auch eine fehlerhaft zuſtande gekommene Klauſel nicht geeignet, 
den Vollſtreckungsakt ohne Anfechtung wirkungslos zu machen. 
Dieſe Meinung allein wird auch dem praktiſchen Bedürfniſſe 
gerecht. Es kann nicht der Sinn der Vorſchrift in 8 730 Abſ. 3 
350. oder der entſprechenden Vorſchrift in der Rechtspfleger⸗ 
VO. fein, jeder Vollſtreckungshandlung, die auf Grund einer in 
dieſer Beziehung fehlerhaften Klauſel vorgenommen worden iſt, 
die Wirkſamkeit zu nehmen, auch wenn der Betroffene gar 
keinen Anſtoß daran genommen hat. Dann müßte auch der 
Gerichtsvollzieher jede Klauſel, auch wenn ſie äußerlich nach 
Faſſung und Inhalt eine Vollſtreckungsklauſel darſtellt, darauf⸗ 
hin nachprüfen, ob ſie der Vorſchrift in 8 730 Abſ. 3 ZPO. ent- 
ſpricht. Die Vollſtreckungsklauſel muß ja eben, von Ausnahmen 
abgeſehen, zum Schuldtitel hinzutreten, um das Vollſtreckungs⸗ 
organ der Nachprüfung der Vollſtreckbarkeit des Schuldtitels zu 
überheben. Dem Vollſtreckungsorgan muß es genügen, daß 
äußerlich eine Vollſtreckungsklauſel vorhanden ift. Es wäre auch 
ein höchſt unerfreuliches Ergebnis, wenn das nun ſeit 1932 
anhängige Zwangsverſteigerungsverfahren wieder für längere 
Zeit aufgehalten werden müßte, obwohl der Schuldner an 
dieſem formalen Mangel der Klauſel — wenn auch vielleicht 
aus Unkenntnis — keinen Anſtoß genommen hat. Es mag ſein, 
daß das hingenommen werden muß, wo das Geſetz an die 
Verletzung einer Vorſchrift ausdrücklich die Unwirkſamkeit der 
vorgenommenen Vollſtreckungshandlung knüpft. Aus der Vor⸗ 
ſchrift in 8 730 Abſ. 3 ZPO. oder der entſprechenden Vorſchrift 
der Rechtspfleger BO. kann das aber nicht gefolgert werden. 
Der Senat muß daher dabei bleiben, daß im vorl. Falle dieſer 
formale Mangel der Klauſel, die übrigens tatſächlich von einem 
Rechtspfleger erteilt iſt, den Beitrittsbeſchluß und das ſich 
daran anſchließende Verfahren nicht ſchlechthin unwirkſam ge⸗ 
macht hat und daher auch nicht von Amts wegen zu beachten 
if. Gerügt aber hat der Schuldner dieſen Mangel nicht. Das 
Ich, hat ſonach zu Unrecht aus dieſem Grunde den Zuſchlag 
verſagt und das ſich an den Beitritt anſchließende Verfahren 
aufgehoben. Dasſelbe muß auch gelten, ſoweit der Urf®. in der 
Klauſel verſehentlich auf 8 726 anftatt auf 8 727 ABO. Bezug 
genommen hat. Denn daß es ſich um einen Fall des 8 727 
8 PO. handelt, folgt ſchon aus der dem Schuldtitel beigefüg- 
ten, die Rechtsnachfolge betreffenden Urkunde v. 10. Aug. 1932. 
(OLG. Dresden, Beſchl. v. 27. Okt. 1937, 6 W 501/37.) 
* 


43. 28. — 88 901, 915 30. Zahlung der Vollſtreckungs⸗ 
ſchuld im Ofſenbarungseidverfahren nach Erlaß des Haftbeſchluſſes 
rt zur Aufhebung des Haftbeſchluſſes und zur Löſchung im 
Schuldnerverzeichnis. 
Die zur Vollſtreckung ſtehende Forderung iſt ausgeglichen. 
Die Haupkſache iſt daher erledigt und der angefochtene Beſchluß, 
durch den nach 8 901 ZPO. gegen den Schuldner die Haft zur 
Erzwingung der Leiſtung des Offenbarungseids angeordnet iſt, 
A Pubeden. Die Koſten des Verfahrens hat aber nach 8 91 ARD. 
der Schuldner zu tragen, da die Haft an ſich zu Recht angeordnet 
war und demnach der Schuldner mit ſeinem Rechtsmittel unter⸗ 
legen wäre, wenn ſich die Hauptſache nicht erledigt hätte. 
(8G. Berlin, 27. ZK. v. 16. Nov. 1937, 227 T 10 605/37.) 
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44. AG. — 89 128, 129 RKoſt O. Durch das vom Vollſtrek⸗ 
kungsgericht an das GBA. gerichtete Erſuchen um Eintragung des 
Zwangsverſteigerungsvermerks wird die Gebühr des 8 129 Abſ. 1 
i RKoſt O. nicht fällig. Dieſes Erſuchen wird durch die Ge⸗ 
bühr des § 128 RKoſt O. mit abgegolten. 7) 

Der Urkundsbeamte der 1 hat der Gläubi 
gerin neben der (bereits gezahlten Gebühr für die Anordnung 
des Verfahrens auch die Gebühr des 8 129 Abſ. 1 Ziff. 1 Koſt O., 
nämlich die „Gebühr für das Verfahren im allgemeinen“ mit 
68 N in Rechnung geſtellt. 

Die Erinnerung der Gläubigerin iſt begründet. 

Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle geht davon aus, 
die „Gebühr für das Verfahren im allgemeinen“ ſei neben der 
Anordnungsgebühr dadurch fällig geworden, daß das Voll 
ſtreckungsgericht die Verfügung getroffen habe, das GBA. ſei 
um Eintragung des Verſteigerungsvermerks zu erſuchen. Dieſe 
Frage iſt in der Rechtſprechung ſtreitig. Während das KG. in 
einer Entſch. v. 5. März 1937 (la Wx 2238/36: JVerw Bl. 1937, 
137) die Frage bejaht hat, hat das OSG. München in einer 
Entſch. v. 23. Jan. 1937 (Wx 342/36: JVerw l. 1937, 135) den 
gegenteiligen Standpunkl eingenommen. 
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Das KG. führt aus, die Verfahrensgebühr des 8 129 Abf. 1 
Ziff. 1 KoſtO. gelange dann zur Entſtehung, wenn das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht das GBA. um die Eintragung des Verſteige⸗ 
rungsvermerks erſuche; dieſe Tätigkeit werde durch die An⸗ 
ordnungsgebühr des § 128 KoſtO. nicht mehr abgegolten; die 
Anordnungsgebühr erfaſſe lediglich die Entſch. über den Antrag 
auf Anordnung der Zwangsverſteigerung und die zum Wirk⸗ 
ſamwerden dieſer Entſch. notwendige Zuſtellung; das Erſuchen 
um Eintragung des Verſteigerungsvermerks falle aber nicht 
mehr unter dieſe Entſch., ſei vielmehr lediglich deren Folge; die 
Eintragung bezwecke, einen gutgläubigen Erwerb Dritter aus⸗ 
zuſchließen und ſomit das Grundſtück für die Durchführung des 
Verfahrens ſicherzuſtellen. 10 h h 

Das beſchließende Gericht kann dieſer Anſicht nicht bei⸗ 
pflichten, ſchließt ſich vielmehr der vom OGG. München ver⸗ 
tretenen Meinung an. 

Hiernach wird das Erſuchen um Eintragung des Ver⸗ 
ſteigerungsvermerks durch die Anordnungsgebühr des 8 128 
KoſtO. mit abgegolten. Dieſes Erſuchen iſt nicht nur eine Folge 
der Entf. über den Anordnungsantrag, ſondern fällt mit 
darunter; denn zunächſt einmal hat das Gericht kraft aus⸗ 
drücklicher geſetzlicher Vorſchrift das Erſuchen ſofort an das 
GBA. zu richten. Im übrigen erlangt der Anordnungsbeſchluß 
ſeine volle Wirkſamkeit erſt dann, wenn auf das Erſuchen hin 
der Zwangsverſteigerungsvermerk eingetragen iſt. Vis dahin 
beſteht immer noch die Möglichkeit, daß ein Dritter das Grund⸗ 
ſtück gutgläubig erwirbt. Die Beſchlagnahmewirkung tritt mit ⸗ 
hin praktiſch erſt mit der Eintragung ein. Vorausſetzung für die 
Durchführung des Verfahrens iſt aber eine voll wirkſame Be- 
ſchlagnahme. Mithin kann das Erſuchen um Eintragung des 
Verſteigerungsvermerks nicht ſchon zum Verfahren im alfge- 
meinen, muß vielmehr noch zu der Entſch. über den Antrag auf 
Anordnung der Zwangsverſteigerung gehören. 

(AG. Ebern, Beſchl. v. 11. Nov. 1937, K 3/37.) 


Anmerkung: Ju der Frage: „Wann entſteht die Gebühr 
des § 129 Abſ. ] Ziff. 1 KoſtO.“ (vgl. DNotZBapg. 1937, 56 u. 
97) gehen die Meinungen der beiden Obergerichte des Koſten⸗ 
rechts auseinander. Das OLG. München erachtet das Erſuchen 
um Eintragung des Verſteigerungsvermerks als zur „Anord⸗ 
nung“ gehörig und damit durch die Gebühr des § 128 Koſt O. 
abgegolten, während es das KG. bereits als Teil des Verfah⸗ 
rens, als deſſen Einleitung und deshalb die Gebühr des 8 129 
Abs. 1 Ziff. 1 auslöſend, erachtet. Das AG. Ebern hat ſich mit 
Recht der Auffaſſung des OLG. München angeſchloſſen, die 
allein dem Geſetz gerecht werden dürfte. Richtig iſt, worauf auch 
Korintenberg⸗Wenz ihre Verteidigung des KG. ſtützen, 
daß § 128 auf die Entſcheidung über den Antrag auf An⸗ 
ordnung abſtellt, zu deren Wirkſamwerden das Erſuchen um 
Eintragung des Verſteigerungsvermerks nicht mehr gehört. Das 
mag formal richtig ſein, rechtfertigt aber nicht, wenigſtens 
nicht zwingend, die daraus gezogene Folgerung, daß das Er⸗ 
ſuchen nicht zur Entſch. über den Antrag auf Anordnung ge⸗ 
höre. Zu einer vollwirkſamen Beſchlagnahme gehört nicht nur die 
Zuſtellung des Anordnungsbeſchluſſes, ſondern auch deſſen Ein⸗ 
tragung im Grundbuche, denn erſt das Eingehen des Erſuchens 
um Eintragung des Verſteigerungsvermerks beim GBA. macht 
die Beſchlagnahme zu einer vollwirkſamen (8 22 ZwverſtGh.). 
Auch ſonſt knüpft das ZwVerſtG. an die Eintragung des Ver⸗ 
ſteigerungsvermerks Rechtswirkungen der Beſchlagnahme (8 23 
Abs. 2 ZwVerſtG.). Mit gutem Grund ordnet das Geſetz (8 19 
ZwVerſtch.) daher an, daß das Gericht mit der Anordnung „zu⸗ 
gleich“ das GBA. um Eintragung dieſer Anordnung zu erſuchen 
hat. Es hieße dem Geſetz Gewalt antun, wenn man daraus 
nicht folgern wollte, daß das Erſuchen um Eintragung des 
Verſteigerungsvermerks nicht Teil der Beſchlagnahme, ſondern 
Einleitung des Verſteigerungsverfahrens 5 Dieſem materiell 
gewichtigen Grund gegenüber ſchlägt die Betonierung des for⸗ 
malen Begriffs „Entſcheidung über den Antrag“ nicht durch. 
Er beſagt nichts weiter, als daß die Gebühr des 8 128 für die 
Veſchlagnahme eben mit der Entſch. über den Antrag aufällt. 
Mit gutem Grund und logiſcher Konſequenz läßt daher auch die 
Koſt O. (58 63 Abſ. 2, 19 Abf. 2) die Eintragung des Vermerks 
und die Erteilung der beglaubigten Abſchrift des Grundbuch⸗ 
blattes als durch die Gebühr des 8128 abgegolten und zur 
Beſchlagnahme gehörig gebühren- und koſtenfrei. 3 

Die Auffaſſung des KG. wäre auch, wie auch Pohl in 
Dtſchmmobgtg. 1937, 62 zutreffend ausführt, untragbar und 
müßte in höchſtem Maße die Erbitterung der Betroffenen 
auslöſen. Nach den beachtenswerten Ausführungen von Bull 
in Zal dan 1937, 179 iſt erfahrungsgemäß (entgegen der Ab⸗ 
ſicht des Geſetzgebers) „der wirtſchaftliche und praktiſche Zweck 
eines Verſtetgerungsverfahrens nicht die Verſteigerung, ſon⸗ 
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dern der Druck auf den Schuldner“. Auch ich habe bereits in 
Bay Not 3. 1931, 63 ausgeführt: „Ein Mißbrauch des Ver⸗ 
ſteigerungsverfahrens iſt, daß es dazu verwendet wird, eine 
geſetzliche Lücke auszufüllen, nämlich die Sticherſtellung, nicht 
ernſtliche Beitreibung von kleinen Forderungen und Forde⸗ 
rungsreſten, denen § 866 ZPO. die dingliche Sicherung ver⸗ 
wehrt; es iſt daher begreiflich, daß der Gläubiger die Er⸗ 
reichung feines Zweckes auf dem ihm offen gelaſſenen geſetz⸗ 
lichen Weg, dem Weg des Verſteigerungsverfahrens, ſucht, zu⸗ 
mal ihm dieſer Weg auch noch ein wirkſames Druckmittel gibt“. 
Da das Erſuchen um Eintragung des Verſteigerungsvermerks 
zugleich“ mit der Anordnung zu erlaſſen iſt, hätte die Auf: 
faſſung des KG. zur Folge, daß die Gebühren der 88 128 u. 129 
Abſ. 1 Ziff. 1 ſtets gleichzeitig entſtehen, nämlich mit der 
Entſch. über die Anordnung und vor Zuſtellung des Anord- 
nungsbeſchluſſes an den Schuldner. Ein Siedler, deſſen auf 
20000 RK gewertetes, bis an den Rand belaſtetes Anweſen 
von einem böswilligen Gläubiger wegen einer Forderung von 
50 Ke beſchlagnahmt wird, müßte danach, auch wenn er unter 
dem Druck der Beſchlagnahme den Gläubiger ſofort befriedigt 
und die Zurücknahme des Autrags veranlaßt, neben der An- 
ordnungsgebühr zu 2. zugleich auch 52 N. Verfahrens- 
gebühr bezahlen, zu denen er verdammt iſt, noch ehe er von 
der Anordnung überhaupt Kenntnis erhielt. Ein derart un⸗ 
ſoziales Ergebnis kann nicht der Wille des Geſetzgebers ſein; 
er iſt es auch nicht und wird nur durch formaliſtiſche Auslegung 
in das Geſetz hinein interpretiert. Das ergibt ſich auch ſchon 
aus dem Umſtand, daß § 19 ZwVerſtGG. im Abſchnitt I des 
zweiten Titels des ZwVerſtc g. ſteht, der von der „Anordnung 
der Verſteigerung“ handelt und für welche die Gebühr des 
§ 128 Koſt O. beſtimmt iſt, während die Gebühren des 8 129 für 
das in Abſchnitt III ff. des zweiten Titels geregelte Ver⸗ 
ſteigerungsverfahren (im Gegenſatz zum Beſchlag⸗ 
nahmeverfahren) beſtimmt ſind, nämlich für die „Ausführung 
der Verſteigerung“ ($ 35 ff. ZwVerſtG.). 
IR. Wieſinger, München. 
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45. OLG. — $ 11 GKG. Bemeſſung des Wertes des Streit⸗ 
gegenſtandes bei im Armeurecht geführten Klagen auf Heraus⸗ 
gabe eines Kindes. 

Die Parteien leben ſeit Dez. 1933 getrennt. Mit der Klage 
hat der Kl. Herausgabe des 3½ jährigen Sohnes von der Bekl. 
verlangt. Die Bekl. hat Abweiſung beantragt, weil vor dem 
VormGer. ein Verfahren auf Entziehung des Sorgerechts 
ſchwebe. Nachdem dem Kl. das Sorgerecht rechtskräftig entzogen 
war, hat er die Klage zurückgenommen. Den Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes für dieſe Klage hat das LG. auf 500 %, feſt 
geſetzt. Dagegen richtet ſich die Beſchwerde des Prozeßbevoll 
9 des Kl. mit dem Antrage auf Feſtſetzung von 


Die Beſchwerde iſt zum Teil begründet. Nach der ſtän⸗ 
digen Rſpr. des Senats beſtimmt ſich in nichtvermögensrecht⸗ 
lichen Streitigkeiten der Wert des Streitgegenſtandes nach der 
Bedeutung des geltend gemachten Anſpruchs ſeiner Art nach 
und den wirtſchaftlichen Verhältniſſen der Parteien. Der Rechts 
ſtreit iſt im Armenrecht geführt worden. Die Vermögens- und 
ne e der Parteien geben auch keinen Anlaß 
zu einer Feſtſetzung, die von der in Armenrechtsſachen üblichen 
abweicht. 

Es kommt demnach für die Streitwertfeſtſetzung darauf 
an, welche Bedeutung der Klage auf Herausgabe eines Kindes 
ihrer Art nach zukommt. Der Seuat hat in ſtändiger Rſpr. 
in Armenſachen für die Klage auf Aufechtung der Ehelichkeit 
einen Streitwert von 1000 2 angenommen. Ohne Zweifel er 
reicht aber die Klage auf Herausgabe eines Kindes nicht die 
Bedeutung der Klage anf Feſtſtellung der Ehelichkeit oder 
Nichtehelichkeit eines Kindes. Denn dieſe iſt beſtimmt, die Klä⸗ 
rung der familienrechtlichen Stellung des Kindes für ſein 
ganzes Leben herbeizuführen. Demgegenüber kommt der Klage 
auf Herausgabe nur die Bedeutung zu, die wirklichen Verhält 
niſſe mit der beſtehenden Rechtslage in Einklang zu bringen. 
Die Entſch., die in Wirklichkeit über den Verbleib des Kindes 
die Beſtimmung trifft, liegt in der Hand des Vormundſchafts⸗ 
richters. Der Herausgabeklage fällt vielfach, wie auch im gegen 
wärtigen Falle, die Rolle zu, eine Entſch. des Vormundſchafts⸗ 
richters durch den anderen Elternteil herbeizuführen. Aus die⸗ 
ſen Gründen kann der Streitwert für die Herausgabellage 
keinesfalls in gleicher Höhe wie der für die Anfechtung der Ehe⸗ 
lichkeit angenommen werden. Auf der anderen Seite geht es 
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aber auch nicht an, den Mindeſtſtreitwert von 500 RM zu 
wählen. Denn dieſer Mindeſtſtreitwert muß den Streitigkeiten 
vorbehalten bleiben, die im Rahmen der nichtvermögensrecht⸗ 
lichen Anſprüche die geringſte Bedeutung haben. Das ſind die 
Sachen, in denen es ſich um vorübergehende Anordnungen 
wie etwa während der Dauer eines Eheſcheidungsrechtsſtreits 
oder eines anderen ſchwebenden Verfahrens handelt. Demgegen⸗ 
über iſt die Klage auf Herausgabe eines Kindes, wenn ſie auch 
durch eine abweichende Regelung des VormcGer. hinfällig wer⸗ 
den kann, ihrem Ziele nach doch als endgültig gedacht. In 
Abwägung aller Umſtände hält der Seuat danach in Armen⸗ 
rechtsſachen, die keine beſondere Lagerung aufweiſen, eine Feſt⸗ 
ſetzung des Streitwertes auf 800 N für angemeſſen. 

(OLG. Kaſſel, 1. ZivSen., Veſchl. v. 14. Okt. 1937, 1 W 209/37.) 

* 


46. OLG. — 8 11 DEKG. Streitwert des Feſtſtellungsan⸗ 
ſpruchs im Unterhaltsprozeß. Wenn mit der Zahlungsklage nach 
§ 1708 Abſ. 1 BGB. die Klage auf Feſtſtellung der unehelichen 
Vaterſchaft verbunden wird, ſo iſt der Streitwert für die Feſtſtel⸗ 
lungsklage beſonders zu berechnen; er beträgt in der Regel 
1000 RA. 

Es iſt ſtreitig, ob bei der Zahlungsklage nach 8 1708 
Abſ. 1 BGB., die in Verbindung mit der Feſtſtellungsklage 
wegen der unehelichen Vaterſchaft erhoben wird, der Streit⸗ 
wert für die Feſtſtellungsklage beſonders berechnet werden kann, 
oder ob vielmehr die Feſtſtellungsklage auch wiederum nur die 
geldlichen Beziehungen der Parteien im Auge hat und daher 
für die Gtreitwertfeftfegung ohne Bedeutung iſt. Die Auffaf- 
ſung, daß für die Feſtſtellungsklage kein beſonderer Streitwert 
in Frage kommt, wird vom LG. Kaſſel (DJ. 1937, 1474 mit 
zuſtimmender Anm.) vertreten. Dieſer Anſicht ſchließt ſich das 
OLG. Celle nicht an. 

Man muß in der heutigen Zeit, wo in der allgemeinen 
Auffaſſung der Feſtſtellung der Abſtammung eines Kindes be⸗ 
ſonders hohe Bedeutung beigelegt wird, ohne weiteres davon 
ausgehen, daß der Kl. der Feſtſtellung alle die Bedeutung bei⸗ 
legt, die ſich aus den Geſetzen ergibt. Dieſe Bedeutung liegt 
nicht nur auf dem rein geldlichen Gebiet (8 1708 Abſ. 2 BGB.), 
ſondern greift weiter auf die Perſonenſtandsverhältniſſe des 
Kindes über. Hinzu kommen die mancherlei einſchlägigen Ber 
ſtimmungen der Sozialgeſetzgebung. Allen dieſen Vorſchriften 
ſchwebt wirkliche, blutsmäßige Abſtammung vor Augen, ohne 
daß aber die ausdrückliche Feſtſtellung der blutsmäßigen Ab⸗ 
ſtammung, die ja nur auf Grund amtlicher Unterſuchungen, 
niemals aber durch rechtsgeſchäftliche Erklärungen und Urkun⸗ 
den wirklich bewieſen werden konnte, verlangt wird. Der Ger 
ſetzgeber läßt alſo zu, daß den rechtsgeſchäftlichen Erklärungen 
und Urteilen die Vermutung der tatſächlichen Richtigkeit bei⸗ 
gelegt wird. Daraus ergibt ſich die weittragende Bedeutung der 
Feſtſtellung der außerehelichen Vaterſchaft, die über die geld 
lichen Beziehungen zwiſchen Vater und Kind in vielfachen 
Richtungen hinausgeht. Es iſt daher durchaus richtig, bei der 
Skreitwertfeſtſetung dem Feſtſtellungsanſpruche beſondere Be⸗ 
deutung zuzumeſſen, die in der Regel zu einem Streitwert von 
1000 %% führt. Man muß ſich darüber klar fein, daß ein 
Jugendamt und ebenſo jeder ſonſtige Vormund geradezu 
pflichtgemäß handelu, wenn ſie die Unterhaltsklage als die ge⸗ 
gebene Gelegenheit benutzen, um gleichzeitig ein für allemal die 
heutzutage ſo wichtige Abſtammungsfrage gerichtlich klären und 
entſcheiden laſſen. Daher hält der Senat ſeine frühere Anſicht 
(JVBl. 1936, 282) aus der Entſch. v. 22. Mai 1936 auch heute 
noch aufrecht. 

(OLG. Celle, Urt. v. 5. Okt. 1937, 1 W 815/37.) 
* 


47. KG. — 88 77, 79 GAS. Unterſchied zwiſchen Eutſchei⸗ 
dungs⸗ (Übernahme⸗) Schuldner und un als Ein⸗ 
wand einer Partei, zu Unrecht im Rubrum als Partei (3. B. 
als Mitglied eines nichtrechtsfähigen Vereins) aufgeführt zu fein. 

Kl. wendet ſich gegen ſeine Inanſpruchnahme als Koſten⸗ 
ſchulduer der im erſten Rechtszuge erwachſenen Gerichtskoſten. 
Durch — rechtskräftiges — Urteil des LG. iſt in dem Rechts⸗ 
ſtreit der klagenden Arbeitsgemeinſchaft als nicht rechtsfähigen 
Vereins gegen den Kaufmann T. die Klage abgewieſen und 
ſind die Koſten des Rechtsſtreits den Kl. auferlegt worden. In 
dem Rubrum des Urteils ſind als Mitglieder des klagenden 
Vereins 29 Perſonen, darunter als Kl. zu 3 der BeſchwF., 
aufgeführt. Er wird deshalb geſamtſchuldneriſch mit den üb⸗ 
rigen Vereinsmitgliedern als Koſtenſchuldner von der Ge 
richtskaſſe in Anſpruch genommen. 

Seine hiergegen gerichtete Beſchwerde iſt nicht begründet. 
Allerdings greifen die Erwägungen, aus denen LG. die In⸗ 
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anſpruchnahme des Beh. für gerechtfertigt erklärt hat, 
nicht durch. Der BeſchwF. hatte ausgeführt, daß er niemals 
Mitglied des Vereins geweſen ſei, ſondern lediglich als Gaſt 
mitunter BE desſelben beſucht habe. Demgemäß 
habe er auch keine Mitgliedsbeiträge entrichtet und ſei ihm von 
dieſem Prozeß nichts bekannt geworden. Dieſem Einwand iſt 
LG. nachgegangen und hat feſtgeſtellt, daß vor Einleitung des 
Rechtsſtreites dem Prozeß bevollmächtigten des Vereins cine 
Mitgliederliſte vorgelegt worden ſei, auf welcher die dann im 
Rubrum des Urteils aufgeführten einzelnen Mitglieder ent 
halten geweſen ſeien. LG. meint nun, daß der Beſchw. gegen 
dieſe Aufführung als Mitglied nichts unternommen und weder 
beim Beginn noch im Verlauf des Rechtsſtreits nachgewieſen 
oder glaubhaft gemacht habe, daß er der Arbeitsgemeinſchaft 
nicht angehört habe, ſo daß das Urteil mit dieſem Rubrum 
gegen ihn rechtskräftig geworden ſei. 

Entſcheidend kommt es indes ausſchließlich darauf an, 
daß der Beſchw§y. im Rubrum des Urteils als einer der Kl. 
mit aufgeführt iſt. Damit iſt bezüglich ſeiner Perſon die Haf⸗ 
tung des 8 79 Ziff. 1 Ga. — Urteilskoſtenſchuldner — begrün⸗ 
det, welche ausſchließlich davon abhängt, ob der Inanſpruchge⸗ 
nommene durch gerichtliche Eutſch. als Koſtenſchuldner bezeichnet 
iſt. Ob dies zu Recht oder Unrecht geſchehen iſt, ob insbeſ. die 
gerichtliche Entſch. den richtigen Schuldner benennt oder ſonſt 
im übrigen materiell richtig oder unrichtig iſt, iſt für den Be⸗ 
ſtand der Koſtenhaftung aus dieſer geſetzlichen Beſtimmung 
ohne Bedeutung. Solange die Entſch. nicht abgeändert oder 
aufgehoben iſt (durch anderweite gerichtliche Entſch. § 81 
GEG.),; iſt fie für die materielle Koſtenhaftung maßgebend. 
Solange es ſich noch um die bloße Antragſtellerhaftung 
des klagenden Vereins (877 GKG.) handelte, hätte der Ein⸗ 
wand des Beſchwß., nicht Mitglied des Vereins zu fein, von 
Bedeutung ſein können. Denn ſoweit eine Partei als Autrag⸗ 
ſteller der Inſtanz in Anſpruch genommen wird, iſt nicht 
ſchlechthin ausſchlaggebend, daß ſie als Antragſteller aufge⸗ 
führt iſt, ſondern entſcheidend, ob ſie zu Recht als Antrag⸗ 
ſtellerin aufgeführt iſt. Dieſe Frage kann alſo insbeſ. von 
Bedeutung werden, wenn an Stelle des Urteilsſchuldners auf 
den Antragſteller der Inſtanz als Zweitſchuldner (8 82 Abſ. 2 
GKG.) zurückgegriffen wird. 

Darum handelt es ſich hier jedoch nicht. Vielmehr ſteht 
hier, obwohl die Gerichtskoſtenrechnung dies nicht ausdrücklich 
zum Ausdruck bringt, nur die Inanſpruchnahme aus 8 79 
Ziff. 1 Gch. auf Grund der ergangenen Koſtenentſch. zur Er⸗ 
Irterung, was ſich ſchon daraus ergibt, daß die Beſchwerde 
ſich gegen den unmittelbar nach Erlaß des landgerichtlichen 
Urteils aufgeſtellten Koſtenanſatz richtet. Danach iſt die In⸗ 
anſpruchnahme des BeſchwF. nicht zu beanſtanden. 


(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 6. Nov. 1937, 20 W 5285/37.) 


Seugengebührenordnung 


48. KG. — 8 3 ZeugGcebD. Schwierigkeit und beſondere 
Schwierigkeit der dem Sachverſtändigen aufgetragenen Leiſtung. ) 

LG. bot eine beſondere Schwierigkeit der Leiſtung ver⸗ 
neint und nur 3 N. als Stundenſatz zugebilligt. Der Sachver⸗ 
ſtändige will die beſondere Schwierigkeit deswegen bejaht wiſ⸗ 
ſen, weil für die Erſtattung ſeines Gutachtens der allgemeine 
Wiſſensvorrat nicht ausgereicht habe, um mühelos ein gutacht⸗ 
liches Urteil dieſem vorhandenen Wiſſensvorrat entnehmen zu 
können, ſondern umſtändliche geiſtige Arbeiten für Erwägungen 
und Berechnungen erforderlich geweſen ſeien, und weil erſt auf 
Grund dieſer Schwierigkeiten — zumal unter Berückſichtigung 
der zeitlich etwa 1½ Jahre zurückliegenden örtlichen Beſichti⸗ 
gung — die Ausarbeitung ſeines Gutachtens möglich geweſen 
ſei. Dieſem Standpunkt war nicht beizutreten. 

Der Begriff der Schwierigkeit der Leiſtung in 8 3 
Abſ. 1 ZeugGebO. iſt ein mindeſtens überwiegend objek⸗ 
tiver, wenn auch vielleicht die ſubjektive Seite dabei nicht 
völlig unberückſichtigt bleiben darf (fo ſchon OLG. Bamberg 
v. 24. Nov. 1900: OLG. 1, 468). Auch wird dem OLG. Braun⸗ 
ſchweig (OLG. 17, 240 v. 9. Juli 1907) darin beizutreten fein, 
daß eine ſchwierige Leiſtung nicht etwa allein ſchon dann und 
um deswillen anerkannt werden darf, weil als Sachverſtän⸗ 
diger eine beſondere Autorität hinzugezogen wird. Entſchei⸗ 
dend kann vielmehr nur ſein, ob der bei ſedem Sachverſtändigen 
als vorhanden anzunehmende Erfahrungs- und Wiſſensvorrat 
ihm geſtattet, ohne große Mühewaltung die ihm vorgelegten 
Fragen zu beantworten (jo auch OLG. Braunſchweig a, a. O., 
das die Aufwendung einer außerge wöhnlichen Mühe⸗ 
waltung für die Beantwortung durch einen mit normaler 


Sachkunde begabten Sachverſtändigen für nötig hält). Tabei 
darf auch ganz allgemein nicht überſehen werden, daß von 
einem Sachverſtändigen auszugehen iſt, der grade für die zur 
Begutachtung geſtellte Frage ſachkundig iſt, wobei ganz all⸗ 
gemein zu beachten iſt, daß eine Arbeit, die zeitraubend 
iſt, nicht etwa ſchon um deswillen auch ſchwierig iſt. Denn 
dieſem Umſrand wird dadurch Rechnung getragen, daß die er⸗ 
rechnete Stundenzahl hier den Ausgleich für den Mehrauf⸗ 
wand des Sachverſtändigen ſchafft. . 

Damit gelangt man bereits zu dem Ergebnis, daß nicht 
etwa jede dem Laien ſchwierig erſcheinende Frage in der 
Beantwortung durch den Sachverſtändigen ſich als ſchwierig 
herausſtellt. Ein Gutachten z. B. durch einen Chemiker, das 
Analyſen der verſchiedenſten Art notwendig macht, braucht für 
dieſen durchaus den Rahmen der gewöhnlichen Tätigkeit, der 
er ohne beſondere Inanſpruchnahme feines Erfahrungs⸗ 
und Wiſſenvorrats gewachſen iſt, nicht zu überſteigen, während 
andererſeits allein ſchon ſchwierige äußere Umſtände, wie 
z. B. die Schwierigkeit in der Beſchafſung von Unterſuchungs⸗ 
insbeſ. von zu vergleichenden Zwecken erforderlichem Material 
die Geſamtleiſtung des Sachverſtändigen zu einer ſchwierigen 
geſtalten können. . 

Die im 83 Abſ. 1 Satz 2 ZeugcGeb O. für den erhöh⸗ 
ten Satz (bis 6 K.) aufgeſtellte Vorausſetzung einer beſon⸗ 
ders ſchwierigen Leiſtung erfordert jedoch für die Zubilligung 
der höheren Gebühren noch einen hoheren Grad der 
Schwierigkeit. Sie macht über die vorſtehend erörterten Merk⸗ 
male einer ſchwierigen Leiſtung hinaus noch eine außerge⸗ 
wöhnliche Aufwendung des Sachverſtändigen 
an Mühewaltung in tatſächlicher und geiſtiger 
Hinſicht, oder mindeſtens doch in einer dieſer 
Beziehungen erforderlich. Auch Leiſtungen, die mit großen 
körperlichen Anſtrengungen, ſogar mit Gefahr für Leib und 
Leben verbunden ſind, wie z. B. die Prüfung von Maſchinen 
im Betriebe, Unterſuchung von elektriſchen Hochſpannungsan⸗ 
lagen, Unterſuchungen von Exploſionsſtoffen u. dgl. werden je 
nach Lage der Umſtände höher bewertet werden können (vgl. 
Wegener, „ZeugGebd.“, 1930, Anm. 24 zu 8 8). 

Unter dieſem Geſichtspunkt betrachtet, kann im vorl. Fall 
allerdings unbedenklich davon geſprochen werden, daß die dem 
Beſchwß. aufgetragene Leiſtung ſich als ſchwierige Leiſtung dar⸗ 
ſtellte. (Feſtſtellung der Herſtellungskoſten für die Fundamente 
eines Gebäudes; Beantwortung der Frage, wodurch und in 
welchem Umfange eine Verzögerung in der Fertigſtellung des 
Baues bedingt worden iſt.) 

Andererſeits rechtfertigt der Sachverhalt nach Anſicht des 
Senats trotzdem noch nicht die Anerkennung einer beſon⸗ 
ders ſchwierigen Leiſtung, Denn es iſt nicht zu überſehen, daß 
es ſich bei dieſem Gutachten des Sachverſtändigen nur um 
ein Nachtrags gutachten gehandelt hat, daß hier nur 
eine Ergänzung bzw. Erläuterung von früher in derſelben 
Angelegenheit durch den Sachverſtändigen bereits erſtatteten 
Gutachten vorzunehmen war, die ohne beſonderen Auf⸗ 
wand an Unterſuchung und ohne beſondere umſtändliche geiſtige 
Arbeit erfolgen konnte. 


(RG., 20. Ziv Sen,, Beſchl. v. 5. März 1932, 20 W 2234/32.) 


Bemerkung: Da auf dieſer grundlegenden Entſch., die bis⸗ 
her noch nicht veröffentlicht worden iſt, heute die geſamte Rſpr. 
zu der angegebenen Frage fußt, erſchien es zweckmäßig, fie noch 
nachträglich zum Abdruck zu bringen. D. S. 


Vollſtreckungsſchutz 


49. OLG. — Die Zwangsvollſtreckung gegen den Schuldner 
wegen überhöhter auf alten Schuldtiteln beruhenden Zinsanſprüche 
it nach dem VollſtrMißbrG. v. 13. Dez. 1934 unzuläſſig. 

„Die Anwendung des VollſtrMißbrö. v. 13, Dez. 1934 bes 
ſchränkt ſich nicht auf den Fall, wo das Vorgehen des Glaubigers 
ſich als eine dem geſunden Volksempfinden gröblich widerſpre⸗ 
chende Härte für den Schuldner im Hinblick auf deſſen beſondere 
perſönliche Verhältniſſe darſtellt. Es iſt vielmehr auch dann anzu⸗ 
wenden, wenn die Ausübung des Vollſtreckungsrechts ohne Rück⸗ 
ſicht auf die beſonderen Umſtände des Einzelfalls ganz allgemein 
vom Standpunkt eines natürlichen Gerechtigkeits⸗ und Billig ⸗ 
keitsgefühls als ungerecht und unbillig empfunden wird. Das Ge⸗ 
ſetz trifft insbeſ. auch den Fall, wo ein gewiſſes Aufgeben der 
Rechtsposition aus Billigkeitsgeſichtspunkten geboten erſcheint 
(vgl. Jonas: JW. 1937, 2215). 

So liegt die Sache aber hier. Der Vollſtreckungsbefehl, aus 
dem die Gläubigerin heute 12% Zinfen vom Schuldner ein⸗ 
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fordert, iſt im Jahre 1931 erlaſſen. Unter den damaligen Ver⸗ 
hältniſſen mag dieſer Zinsſatz üblich geweſen und die Vollſtreckung 
aus einem ſolchen Titel allgemein gebilligt worden ſein. Nach⸗ 
dem ſich aber ſeit 1933 die Verhältniſſe grundlegend gewandelt 
haben und die Rechtsanſchauung des Volkes durch das national⸗ 
ſozialiſtiſche Gemeinſchaftsdenken ſich völlig geändert hat, insbeſ. 
das Nationalſozialiſtiſche Parteiprogramm, deſſen Art. 11 Bre⸗ 
chung der Zinsknechtſchaft fordert, Beſtandteil unſerer Rechtsord⸗ 
nung geworden iſt, iſt ein ſo hoher Zinsanſpruch heute in keiner 
Weiſe mehr gerechtfertigt. Das Empfinden aller anſtändigen 
Volksgenoſſen würde ſich mit Recht dagegen auflehnen, wenn die 
Gläubigerin auf Grund einer im Jahre 1931 erſtrittenen Rechts- 
poſition heute noch 12% Zinſen vom Schuldner einfordern dürfte. 

Es iſt daher nur recht und billig, wenn ſie die Zinſen nur 
in angemeſſener Höhe beitreiben darf und ſie ſich gefallen laſſen 
muß, baß der Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß dementſpre⸗ 
chend geändert wird. 

Die Anſicht des KG. in ſeiner Entſch. v. 24. Febr. 1937 
(JW. 1937, 1405), der Geſetzgeber habe nur für einige beſtimmt 
umgrenzte Tatbeſtände Zinserleichterungen angeordnet, deshalb 
könne der Richter in ſonſtigen Fallen überhöhte Zinſen nicht min⸗ 
dern, vermag nicht zu überzeugen. 

Gewiß hat der Geſetzgeber keine allgemeine Zinsſenkung vor⸗ 
genommen, ſondern den geſetzlichen Eingriff auf beſtimmte Einzel⸗ 
gebiete beſchränkt. Das KG. folgert aber wohl zu Unrecht im 
Umkehrſchluß daraus, daß der Geſetzgeber die Zinsminderung nur 
allein für dieſe Gebiete habe zulaſſen wollen, im übrigen aber 
Zinserleichterungen bewußt nicht geregelt habe. 

Wie Herrſchel in ſeiner Anm. zu der Entſch. des KG. 
(JW. 1937, 1407) zutreffend ausführt, iſt aber das allein auch 
gar nicht ausſchlaggebend. 

Das KG. hätte vielmehr noch dartun müſſen, der Geſetzgeber 
habe mit der Zinsſenkungsaktion zugleich die ſtillſchweigende 
negative Regelung getroffen, daß es unter Ausſchaltung der 
Grundſätze von Treu und Glauben und guter Sitte (SS 138, 242, 
826 BGB.) im übrigen bei den bisher vereinbarten oder zuge⸗ 
ſprochenen Zinſen bewenden ſolle. Es hat aber in dem Zuſam⸗ 
menhang zu dieſer Frage nicht Stellung genommen. 

Lediglich daraus, daß die Reichsregierung die Zinsſenkun 
nur für einzelne Typen und Gebiete angeordnet hat, kann na 
Anſicht des Senats nicht geſchloſſen werden, fie habe hierdurch 
zugleich für die ſonſtigen verſchiedenartigen und einer geſetzlichen 
Erfaſſung weniger zugänglichen Fälle ausſprechen wollen, das 
Weiterfordern überhöhter Zinſen auf Grund alter Schuldtitel ver⸗ 
ſtoße nicht gegen Treu und Glauben. Gegen eine ſolche Annahme 
ſpricht vor allem Art. 11 des Parteiprogramms. 

Der Gedanke von Treu und Glauben hat im Recht abſolute 
Geltung und läßt weſensgemäß keine Ausnahme zu (vgl. Herr⸗ 
ſchel a. a. O. S. 1407). Der Richter kann daher in allen Fällen 
überhöhte Zinſen mindern, wenn die Zinsforderung des Gläu⸗ 
bigers dem Grundſatz von Treu und Glauben widerſpricht. 

Die geſetzliche Handhabe hierzu bietet im vorl. Falle das 
VollſtrMißbrG. 

Mag auch eine derartige Anwendung des Geſetzes in ge⸗ 
wiſſem Umfang praktiſch eine Art Korrektur des rechtskräftigen 
Titels in der Vollſtreckungsinſtanz bedeuten und damit eine 
Schwächung der Rechtspoſition der Gläubigerin herbeiführen, ſo 
entſpricht doch das Ergebnis den Grundſätzen der ſozialen Vernunft 
und Gerechtigkeit. Gerade dieſen Grundſätzen dient das Vollſtr⸗ 
MikbrG. 

Der Senat hat daher keine Bedenken, der Gläubigerin den 
Rechtsſchutz aus ihrem Titel zu verſagen, ſoweit er ſich mit dieſen 
Grundſätzen nicht verträgt (vgl. Jonas a. a. O. S. 2215). 

Der in der Literatur (pgl. Roquette: JW. 1937, 1941) 
vertretenen Anſicht, das VollſtrMißbrGg. ſei als allgemein gültiger 
Rechtsbehelf gegen die Geltendmachung überhöhter Zinſen aus 
alten Urteilen grundſätzlich abzulehnen, vermag der Senat nicht 
beizutreten. 

Es iſt zwar richtig, daß der Schuldner durch die Vollſtrek⸗ 
kungsbeſchränkung von feiner hohen Zinsverpflichtung von 12% 
nicht endgültig befreit wird; denn der Schuldtitel, durch den er 
zur Zahlung dieſer Zinſen verurteilt worden iſt, bleibt beſtehen. 
Praktiſch vermag jedoch die Gläubigerin den hohen Zinsanſpruch 
nicht durchzuſetzen, denn der Titel iſt inſoweit für ſie wertlos. 

Einer endgültigen Entſch. über den Inhalt der Zinsleiſtungs⸗ 
pflicht des Schuldners bedarf es daher nicht. Zu der in Rſpr. und 
Schrifttum ſtreitigen Frage, auf Grund welcher geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen der Schuldner eine Aufhebung des Schuldtitels, ſo⸗ 
weit er die Verurteilung zur Zahlung überhöhter Zinſen aus⸗ 
ſpricht, erreichen kann, braucht deshalb nicht Stellung genommen 
zu werden. 


(OLG. Jena, 1. ZivSen., Beſchl. v. 12. Okt. 1937, 1 W 839/37.) 


5 Keichsarbeitsgericht 


* 50. ErbkrRachwGbeſ. v. 14. Juli 1933; § 63 5B. 

1. Die frühere Auffaſſung des RArbG., wonach die Unfrucht⸗ 
barmachung als ſolche ein unverſchuldetes Unglück i. S. von § 63 
GB. ſei, wird nicht aufrechterhalten. 

2. Freiwillige Unfruchtbarmachung einer herzleidenden Hand⸗ 
lungsgehilfin wegen Lebensgefahr im Fall der Schwangerſchaft be⸗ 
gründet keinen Anſpruch auf das Sechswochengehalt. 

Die unverehelichte Kl. iſt bei der Bekl. als kaufmänniſche An⸗ 
geſtellte beſchäftigt. Im Januar 1936 iſt bei ihr durch ärztlichen 
Eingriff eine Schwangerſchaftsunterbrechung vorgenommen wor⸗ 
den, weil eine Austragung der Frucht für ſie wegen eines be⸗ 
ſtehenden ſchweren Herzfehlers nach ärztlicher Anſicht mit Lebens⸗ 
gefahr verbunden war. Am 26. Nov. 1936 hat ſich die Kl., die da⸗ 
mals nach ihrer Behauptung verlobt war und denmächft heiraten 
wollte, auf den Rat des ſie behandelnden Arztes freiwillig un 
fruchtbar machen laſſen, um nicht durch eine neue Schwangerſchaft 
wieder in Lebensgefahr zu geraten. Vom 20. Nov. 1936 ab war 
ſie deswegen bis über den Dezember 1936 hinaus arbeitsunfähig. 
15919 die Zeit der Arbeitsunfähigkeit iſt ihr kein Gehalt gezahlt 
worden. 

Die Kl. fordert Gehalt für ſechs Wochen gemäß § 63 HGB. 
Die Klage iſt abgewieſen. 

Durchaus mit Recht behandeln die Vorinſt. den vorl. Fall 
anders, als denjenigen, der durch RAG 145/35 v. 14. Dez. 1935: 
R ArbG. 16, 73 JW. 1936, 12517 entſchieden worden iſt. In 
dem damaligen Fall handelte es ſich um eine Erkrankung an erb⸗ 
licher Fallſucht, die zur zwangsweiſen Unfruchtbarmachung 
führen mußte. Es iſt in jenem Urteil geſagt, mit ihrem damals 
ſelbſt geſtellten Antrag zur Unfruchtbarmachung ſei die Kl. „nur 
dem Zwang zuvorgekommen, der ſonſt hätte ausgeübt werden 
müſſen“. Im vorl. Fall dagegen kommt eine Krankheit, die nach 
dem ErbkrNachwöGeſ. v. 14. Juli 1933 zur zwangsweiſen Unfrucht⸗ 
barmachung hätte führen können, nicht in Betracht. Wenn in dem 
genannten früheren Urteil die Unfruchtbarmachung ſelbſt, alſo der 
operative Eingriff als ſolcher, als ein Unglück i. S. des § 63 HGB. 
angeſehen iſt, ſo iſt dieſe Auffaſſung nach dem ſpäteren Urteil vom 
28. Okt 1936, RAG 120/36: RArbG. 17, 281 = JW. 1937, 487 3° 
m. Anm. nicht aufrechtzuerhalten. In aller Regel iſt nicht der zur 
Beſeitigung von Krautheitsfolgen vorgenommene ärztliche Eingriff 
oder eine Heilbehandlung, ſondern die den Eingriff oder die Heil⸗ 
behandlung notwendig machende Krankheit ſelbſt das „unverſchul⸗ 
dete Unglück“ i. S. des $ 63 GB. 

Der weſentliche Unterſchied des jetzigen Falles gegenüber dem 
früher entſchiedenen liegt darin, daß die Unfruchtbarmachung, die 
in beiden Fällen an dem beſtehenden Leiden nichts ändern ſollte, 
hier aus freiem Entſchluß von der Kl. ſelbſt veranlaßt iſt, während 
dort der erwähnte Zwang das Entſcheidende war. Hier ſollte ledig⸗ 
lich den Gefahren einer künftigen Schwängerung vorgebeugt wer⸗ 
den, in jenem Falle war die Unfruchtbarmachung eine geſetzlich 
notwendige Folge der beſtehenden Erbkrankheit. Nicht das ohne 
Zweifel als „unverſchuldetes Unglück“ anzuſprechende Herzleiden 
bedingte den Eingriff, ſondern lediglich die Sorge vor einer künf⸗ 
tigen Schwängerung und einer dadurch möglicherweiſe eintreten: 
den Verſchlimmerung des Leidens. In ſolchem Falle fehlt es an 
dem für eine Anwendung des $ 63 HGB. notwendigen urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhang zwiſchen dem unverſchuldeten Unglück und 
der Arbeitsverſäumnis. Dabei kann es keinen Unterſchied machen, 
ob die Handlungsgehilfin unverlobt, verlobt oder verheiratet iſt. 
Es kann nicht der Sinn des § 63 fein, daß der Prinzipal auch bei 
einem Dienſtausfall zur Gehaltszahlung verpflichtet ſein ſollte, der 
die Folge eines operativen Eingriffs iſt, dem ſich eine Handlungs⸗ 
gehilfin ohne gegenwärtigen dringenden Anlaß aus freien Stücken 
unterzieht, nur um künftige Gefahren zu meiden, die ſie zweifellos 
auch auf andere Weiſe vermeiden kann. Wenn der operative Ein⸗ 
griff in dem amtsärztlichen Gutachten des Prof. B. für „erforder⸗ 
lich“ erklärt worden iſt, ſo doch zweifellos nur im Hinblick auf eine 
Lebensgefahr, die ſich erſt aus einem zukünftigen Geſchlechtsverkehr 
der Kl. ergeben würde. 

(RArbS., Urt. v. 20. Okt. 1937, RAG 112/37. — Berlin.) 


* 


* 51. § 32 ArbOc. Eine allgemeine Erhöhung der Tarif⸗ 
gehälter hat nicht ohne weiteres eine Erhöhung übertariflicher 
frei vereinbarter Gehälter zur Folge. Dasſelbe gilt, wenn eine 
Erhöhung des Tarifgehalts bei ſonſt gleichbleibenden Tariſſätzen 
durch Eintritt des Beſchäftigten in eine höhere Tarifgruppe, durch 
Vollendung weiterer Berufsjahre oder durch andere Umſtände be⸗ 
dingt wird. T) 

Die Kl. iſt bei der Bekl. als Verkäuferin beſchäftigt. Sie be⸗ 
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zieht ein im ſchriftlichen Arbeitsvertrag v. 26. Febr. 1936 feſt⸗ 
geſetztes Monatsgehalt von 125 AM. 5 

Das Arbeitsverhältnis der Parteien unterliegt dem als Tarif 
ordnung weiter geltenden Tarifvertrag für den Einzelhandel in 
München⸗Gladbach. Dieſer Tarifvertrag ſieht nach Berufsjahren 
ſteigende Lohnſätze vor. Die Kl. ſtand im Febr. 1936 im 8. Be⸗ 
rufsjahr und würde damals als Tarifgehalt 115 7. % monatlich 
zu beanſpruchen gehabt haben. Am 1. Okt. 1936 kam die Kl. in 
das 9. Berufsjahr. Das Tarifgehalt betrug dann monatlich 
125 K. 

Ein beſtimmtes Verhältnis zu den Sätzen der Tarifordnung 
enthält der Vertrag nicht, insbeſ. auch keine Beſtimmung dahin, 
daß jeweils ein Zuſchlag zum Tarifgehalt gezahlt werden ſolle. 
Daß ein Zuſchlag zu den jeweiligen Tarifgehältern gezahlt werden 
ſollte, kann aus dem Arbeitsvertrag nicht gefolgert werden; es iſt 
auch kein Anhaltspunkt dafür vorhanden, daß das feſtgeſetzte Ge⸗ 
halt von 125 H etwa in der Weiſe auf dem Tarifgehalt auf⸗ 
gebaut wäre, daß bei dem Eintritt der Vorausſetzungen eines 
höheren Tarifgehalts auch das vertraglich feſtgeſetzte ſich entſpre⸗ 
chend erhöhen ſollte. a 

Daß eine allgemeine Erhöhung der Tarifgehälter nicht ohne 
weiteres eine Erhöhung übertariflicher frei vereinbarter Gehalter 
zur Folge hat, tft in RAG 394/28 v. 27. Febr. 1929: ArbR- 
Samml. 6, 90 ausgeſprochen ). Gleiches muß gelten, wenn eine 
Erhöhung des Tarifgehalts bei ſonſt gleichbleibenden Tarifſätzen 
durch Eintritt des Beſchäftigten in eine höhere Tarifgruppe, durch 
Vollendung weiterer Berufsjahre oder durch andere Umſtände be» 
dingt wird. 

Eine übertarifliche Bezahlung erfolgt in vielen Fällen, wenn 
die Art einer Arbeit ſich über das Normale einer Tarifgruppe 
heraushebt, ohne daß jedoch die Vorausſetzungen der höheren Grup⸗ 
pen erreicht werden. In anderen Fällen wird bei beſonders guten 
Leiſtungen eine übertariflihe Bezahlung erfolgen. Erfolgt dann 
die Übertragung einer höher einzugruppierenden Arbeit an den 
Beſchäftigten, ſo beſteht kein Rechtsgrund, auch dieſe höhere Arbeit 
durch einen Zuſchlag zu dem Tarifgehalt der höheren Gruppe be⸗ 
ſonders zu vergüten. Auch die Berückſichtigung einer wirtſchaft⸗ 
lichen Notlage eines Gefolgſchaftsmitgliedes kann zu einer über⸗ 
tariflichen Bezahlung führen, ebenſo das Intereſſe, ein Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglied dem Betrieb zu erhalten. In allen dieſen Fällen 
beſteht kein innerer Anlaß, daß das frei vereinbarte Gehalt bei 
Erreichung eines höheren Tarifanſpruches ſich um den Unterſchied 
erhöht, wenn ſich nicht aus den Umſtänden ergibt, daß der Wille 
der Parteien dahin gegangen iſt, daß bei Eintritt der Voraus⸗ 
feßungen eines höheren Tarifgehaltes eine entſprechende Erhöhung 
des bisher gezahlten Gehalts erfolgen ſollte. Daß ebenſo die Ver⸗ 
ehelichung eines Beſchäftigten nicht ohne weiteres den Anſpruch 
auf eine tariflich vorgeſehene Haushaltszulage auslöſt, wenn das 
vereinbarte Gehalt das Tarifgehalt einſchließlich der Haushalts- 
zulage überſteigt, iſt in RAG 287/36 vom 5. Mai 1937 (R Arb. 
18, 292) ausgeſprochen. Die Kl. kann ſomit aus der Zurücklegung 
eines weiteren Berufsjahres allein keine Erhöhung des frei ver⸗ 
einbarten Gehalts über das tarifliche Mindeſtgehalt hinaus be⸗ 
anſpruchen. 

(RArbcg., Urt. v. 22. Sept. 1937, RAG 89/37. — Krefeld⸗Uer⸗ 
dingen.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Sie wiederholt 
einen tarifrechtlichen Grundſatz, der ſich ſchon unter der Herrſchaft 
der Tar VO. v. 23. Dez. 1918 in Rſpr. und Wiſſenſchaft heraus⸗ 
gebildet hat. Dieſer Grundſatz läßt ji kurz dahin zuſammenfaſ⸗ 
fen: bei Erhöhung des Tarifgehalts bleibt eine abweichende ein- 
zelvertragliche Gehaltsvereinbarung in aller Regel ſo lange be⸗ 
ſtehen, als fie für den Beſchäftigten günſtiger iſt. Eine verhältnis⸗ 
mäßige Erhöhung des vereinbarten übertariflichen Satzes tritt alſo 
im Zweifel nicht ein. Hierbei macht es keinen Unterſchied, ob die 
Erhöhung durch allgemeine Erhöhung der Tarifſätze bedingt iſt 
oder dadurch, daß der Beſchäftigte in eine höhere Tarifgruppe oder 
in ein weiteres Berufsjahr eintritt (vgl. Nipperdey bei Hueck 
Nipperdey⸗Dietz zu § 32 ArbOG., Anm. 195 a und ebenſo 
ſchon in der erſten Auflage von Hueck⸗Nipper dey, Lehrbuch 
des Arbeitsrechts 2, 223 mit Nachw. aus der Rſpr.). 

Ausnahmen ſind denkbar, wenn die vereinbarte Vergütung 
ausdrücklich in beſtimmter Weiſe auf einem Tarifgrundgehalt auf⸗ 
gebaut iſt, oder wenn etwa eine neue Tarifordnung die all⸗ 
gemeine Erhöhung der „derzeitigen“ Löhne anordnet; zu dem zwei⸗ 
ten Fall vgl. NArbch.: JW. 1930, 443 8% m. Anm. 

NA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 
* 


Y) Ebenſo ſchon RAG 16/27 v. 30. Nov. 1927: RArbG. 1, 47 
JW. 1928, 5711 RAG 229/28 v. 19. Dez. 1928: JW. 1930, 428. 


* 52. Anſpruch des Reiſenden auf einen Teil der feſt verein⸗ 

barten Speſen bei grundloſer Zurückziehung vom Reiſedienſt. 

Der Kl. war Reiſender bei der Bekl. gegen ein feſtes 
Gehalt von 200 RA monatlich und 12 RA Speſen für 
jeden Reiſetag, über die er nicht abzurechnen brauchte. Auslagen 
für Transportmittel, Porto u. dgl. durfte er geſondert in Rech⸗ 
nung ſtellen. Ende September 1936 hat die Bekl. dem Kl. erklärt, 
ſie wolle ihn, da ſein Vater in einem verwandten Geſchäftszweig 
tätig ſei, nicht mehr reiſen laſſen, er könne aber noch einige 
Monate bei ihr in H. arbeiten und ſich dann aus ungekündigter 
Stellung eine andere Beſchäftigung ſuchen. Wenn er damit nicht 
re ene ſei, müſſe fie ihm kündigen. Der Kl. hat ſich damit 
einverſtanden erklärt und, nachdem er zunächſt eine Zeitlang im 
Innendienſt beſchäftigt geweſen war, Ende Oktober 1936 für 
Ende 1936 gekündigt. Er hat 752 RM als den in feinen Tages⸗ 
ſpeſen enthaltenen Gehaltsteil von täglich 8 Hl für 94 ihm 
entgangene Reiſetage gefordert. 

Beide Vorinſt. haben abgewieſen. Das RArbcg. hat auf 
gehoben und zurückverwieſen. 


Wenn, wie der Vorderrichter annimmt, der Inhalt des Ver⸗ 
tragsverhältniſſes der Parteien durch das Einverſtändnis des Kl., 
von Ende September 1936 nur noch Innendienſt zu tun, an ſich 
nicht berührt worden iſt, ſo hatte die Einſtellung der Reiſetätig⸗ 
keit jedenfalls die wirtſchaftliche Folge, daß der unverheiratete Kl. 
den Teil ſeines Lebensunterhaltes, den er — abgeſehen von der 
Wohnungsunterkunft — auf der Reiſe aus ſeinen Tagesſpeſen 
decken konnte, fortan mit ſeinem Fasten zu beſtreiten genötigt 
war. Die Vorenthaltung des Geſamtbetrages der Reiſeſpeſen be⸗ 
deutete ſomit für den Kl. eine Benachteiligung, für die er Schad⸗ 
loshaltung von der Bell. fordern kann, wofern nicht die in der 
Verſagung der Speſen an ſich enthaltene a der 
Bekl. durch einen für die Unterſagung der Reiſetätigkeit vor⸗ 
liegenden weſentlichen Grund gerechtfertigt iſt (RArb G. ArbR⸗ 
Samml. 23, 6 = JW. 1935, 1351). Gleiches würde für den⸗ 
jenigen Betrag der Reiſeſpeſen gelten, den der Kl. etwa bei ange⸗ 
meſſener Lebenführung auf der Reiſe vom Tagesſatz normaler⸗ 
weiſe hätte erübrigen können. Dem ſteht RArbch. 16, 120 = JW. 
1936, 1238 32 keineswegs entgegen, da dieſe Entſch. nur die Frage 
betrifft, ob feſte Tagesſpeſen auf ein Tarifgehalt anzurech⸗ 
nen ſind. 

Würde hiernach an ſich dem Klageanſpruch in dem Sinne 
weiter nachzugehen ſein, daß der Mehraufwand feſtzuſtellen wäre, 
den der Kl. auf der Reiſe gegenüber ſeinem Lebensbedarf an 
feinem Wohnſitze gehabt haben würde, ſo bliebe doch zunächſt noch 
zu prüfen, ob die Behauptung der Bekl. für die Abberufung des 
Kl. vom Reiſedienſt beachtliche Gründe gehabt zu haben, zutrifft. 

In der neuen Verhandlung wird auch zu prüfen ſein, ob 
der Kl. etwa doch, wie die Bekl. behauptet, auf ſeine Reiſeſpeſen 
verzichtet hat, wenn er durch die Vereinbarung, in ukunft 
Innendienſt zu tun, die urſprünglich beabſichtigte Kündigung der 
Bekl. abwandte, und ob ein ſolcher Verzicht beſonders daraus zu 
entnehmen iſt, daß der Kl. die erſte Gehaltszahlung nach dem 
Abkommen von Ende September 1936 angeblich ohne Vorbehalt 
ſeines Speſenanſpruchs angenommen hat. 

(RArbG., Urt. v. 6. Okt. 1937, RAG 137/7. — Düſſeldorf.) 

* 


*. 53. Urlaubsanſpruch und Urlaubsvergütung bei friſtloſer 
Entlaſſung. 


Ein Gefolgſchaftsangehöriger, der einmal einen Urlaubsan⸗ 
ſpruch erworben, den Urlaub aber noch nicht erhalten hat, behält 
im Falle ſeines Ausſcheidens aus der Gefolgſchaft regelmäßig den 
Anſpruch auf Zahlung der Urlaubsvergütung ohne Rückſicht auf 
den Grund feines Ausſcheidens (vgl. Urt. v. 2. März 1929, RAG 
437/28: NArbG. 3, 277 = ArbRSamml. 5, 336 = JW. 1930, 
452 54 und Urt. v. 11. März 1936, RAG 9/6: ArbRSamml. 26, 
321 = JW. 1936, 2426 40). 


Wird ein Gefolgsmann, dem noch ein Urlaubsanſpruch zu⸗ 
ſteht, friſtlos entlaſſen und es beſteht Streit über die Berechtigung 
der friſtloſen Entlaſſung, ſo kann ihm möglicherweiſe, wenn die 
friſtloſe Kündigung als friſtgemäße Kündigung gilt, und die Ur⸗ 
laubszeit nicht über die Dauer der Kündigungsfriſt hinausgeht, 
der Urlaubsanſpruch auch noch mit ſeinem urſprünglichen Inhalt, 
nämlich einer Freiſtellung von der Arbeit unter Weiterzahlung des 
Lohnes gewährt werden. Zu beachten iſt nun, was bei der Be⸗ 
trachtung und Behandlung des Urlaubsanſpruchs in neuerer Zeit 
noch mehr in den Vordergrund treten muß, daß der Zweck des 
Urlaubs im weſentlichen in der Erholung des Urlaubers liegt (ogl. 
die angeführte Entſch.: ArbRSamml. 26, 321 [324] = JW. 1936, 
2426 6). Ihm ſoll Freizeit zur Erholung gewährt werden. 
Durch bloße Nichtbeſchäftigung wird dieſer Zweck aber regelmäßig 


3334 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


nicht erreicht. In aller Regel kann ein Gefolgſchaftsangehöriger 
den Ürlanöszived nur erreichen, wenn ihm ſein Lohn oder Gehalt 
weitergewährt wird. In den meiſten Fällen wird infolgedeſſen das 
Urlaubsentgelt ſchon vor Antritt des Urlaubs ausgezahlt. Der 
Führer eines Betriebes muß wiſſen, ob einem entlaſſenen Gefolg⸗ 
ſchaftsangehörigen noch Urlaubsanſprüche zuſtehen. Wenn er ihm 
dann die Urlaubsvergütung bei der friſtloſen Kündigung auszahlt, 
ſo zieht er damit noch keineswegs die Richtigkeit ſeines Stand⸗ 
punktes in der Frage der friſtloſen Kündigung in Zweifel. Viel⸗ 
mehr gibt er dem Gefolgsmann nur, was dieſem regelmäßig auf 
jeden Fall zuſteht, und bietet ihm auch für den Fall, daß die friſt 
loſe Entlaſſung ſich als berechtigt herausſtellen ſollte, die Mög⸗ 
lichkeit, die Urlaubsvergütung unter Ausnutzung der tatjächlichen 
Nichtbeſchäftigung zu Erholungszwecken zu verwenden. Obne Ur⸗ 
laubsentgelt nützt einem friſtlos entlaſſenen Arbeiter, dem zunächſt 
ſogar die Erwerbsloſenunterſtützung geſperrt iſt, die Zeit der 
Nichtbeſchäftigung fur Erholungszwecke in der Regel gar nichts, 
und es iſt deshalb nicht angängig, ihm die Zeit der Nichtbeſchäfti 
gung als Urlaubszeit anzurechnen, wenn er erſt lange nach Ablauf 
der normalen Kundigungsfriſt den Lohn für dieſe Zeit nachge⸗ 
zahlt erhält, nachdem ſich die friſtloſe Kündigung als unbegründet 
herausgeſtellt hat. 
(RArbcG., Urt. v. 20. Okt. 1937, RAG 106/37. — Berlin.) 


| Reichsfinanzhof | 


Pe Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt) 


* 

54. 8 4 Abſ. 1 Ziff. 6 Körp StG. 1934; $ 17 StAnpG.; SS 9 
und 10 der 1. KörpStDurchf VO. 1935. Krankenanſtalten gemein⸗ 
nütziger Körperſchaften bilden i. S. des Körp Stg. einen ſteuerlich 
unſchädlichen Geſchäftsbetrieb, wenn ſie in beſonderem Maß der 
minderbemittelten Bevölkerung dienen. Dies iſt anzuerkennen, 
wenn die Vorausſetzungen von § 8 Abſ. 2 der 1. Durchf VO. zum 
GewStG. v. 26. Febr. 1937 erfüllt find. f) 

Das H.ftift betreibt ein im Eigentum der Katboliſchen Kir⸗ 
chengemeinde A. ſtehendes Krankenhaus. Streitig iſt, ob dieſe Be⸗ 
tärigung einen die Steuervergünſtigung des § 4 Abſ. 1 Ziff. 6 
Kürpeiſz. 1984 einengenden wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb dar⸗ 
ſtellt. Das Fin. hat das Stift für den Steuerabſchnitt 1933/34 
mit dem Überſchuß der Einnahmen über die Ausgaben zur Kör⸗ 
perſchaftſteuer herangezogen. 

Die Sprungberufung des BeſchwF. blieb ohne Erfolg. 

In der MBeſchw, iſt geltend gemacht, der Zweck des dem 
Karttasverband angeſchloſſenen Stifts ſei die Pflege und Be⸗ 
treuung alter und kranker Leute. Es liege daher eine rein ge⸗ 
meinnützige Einrichtung vor. Ein ſolches Unternehmen, das die 
unmittelbare Erfüllung des gemeinnützigen Zwecks darſtelle, unter⸗ 
halte nach den Urteilen des N. III A 351/33 v. 11. Jan. 1934: 
AF. 35, 147 NStsl. 1934, 246 und III A 378/84 v. 25. Juli 
1995: RStBl. 1935, 1493 = StW. 1935 Nr. 571, keinen ſteuer⸗ 
ſchädlichen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb. 

Die RBeſchw. iſt begründet. 

Das Finger. hat die Frage, ob es ſich bei dem H. ſtift um 
eine ausſchließlich gemeinnützige Körperſchaft nach 8 4 Abf. 1 
Ziff. 6 KörpStG. 1934 handelt, nicht erörtert. Es hat lediglich 
ausgeführt, es bedürfe keiner weiteren Begründung, daß bei dem 
Stift ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb vorliegt, der die Steuer⸗ 
vergünſtigung ausſchließt. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß Krankenanſtalten 
gemeinnütziger Körperſchaften wirtſchaftliche Geſchäftsbetriebe dar⸗ 
ſtellen, die über den Rahmen einer bloßen Vermögensverwaltung 
hinausgehen. Streit kann nur darüber herrſchen, ob und in wel⸗ 
chem Umfang dieſer wirtſchaftliche Geſchäftsbetrieb als ſteuerlich 
unſchädlich behandelt werden kann, wenn er unmittelbar der Ver⸗ 
wirklichung der ſteuerbegünſtigten Zwecke dient. Wenn ein ſteuer⸗ 
begünſtigter Zweck nur durch die Führung eines wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetriebs erfullt werden kann, wenn alſo Zweck und wirt⸗ 
ſchaftlicher Geſchaftsbetrieb ſich nicht voneinander trennen laſſen 
und gleichſam eine Einheit bilden, würde die Annahme, daß 
ſchlechthin jeder wirtſchaftliche Geſchäftsbetrieb eines an ſich ſteuer⸗ 
begünſtigten Unternehmens eine Einengung der Begünſtigung 
nach ſich ziehen müßte, im Ergebnis zur Einſchränkung der ge 
meinnützigen Betätigung ſelbſt führen. Es kann daher nicht an⸗ 
genommen werden, daß eine Tätigkeit, die unmittelbar der ge⸗ 
meinnützigen Zweckbeſtimmung dient, aber ſich in den äußeren 
Formen eines wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs vollzieht, in jedem 
Fall die Steuervergünſtigung ausſchließt. Eine andere Auslegung 


wurde zu der eigenartigen Folge führen, daß eine ausſchließlich 
gemeinnützige Korperſchaft, deren gemeinnütziger Zweck nur durch 
die Führung eines wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs ermöglicht 
werden kann, die Erträge dieſes Geſchäftsbetriebs verſteuern 
müßte, während andere Einkünfte, 3. B. aus Kapitalvermögen, 
ſteuerfrei ſind. 

Der Vorſchrift in Satz 2 des 8 4 Abſ. 1 Ziff. 6 KörpStG. 
1934 liegt der Gedanke zugrunde, die ſteuerpflichtigen 
privaten Unternehmen im Wettbewerb nicht zu 
ſchädigen. Bei Beurteilung der Frage, ob ein wirtſchaftlicher Ge⸗ 
ſchaftsbetrieb unmittelbar der Verwirklichung der ſteuerbegünſtig⸗ 
ten Zwecke dient, muß daher der Geſichtspunkt des Wettbewerbs 
in den Vordergrund geſtellt werden. Der Maßſtab, der für die 
Entſch. dieſer Frage anzulegen iſt, muß unter dieſen Umſtänden 
ein ſehr ſtrenger ſein und ſich immer den beſonderen Verhält⸗ 
niſſen des einzelnen Falles anpaſſen. Für Krankenanſtalten, bei 
denen der Wektbewerbsgedanke eine beſonders große Rolle ſpielt, 
iſt die Auffaſſung berechtigt, daß derartige Einrichtungen dann 
einen ſteuerlich unſchädlichen Geſchäftsbetrieb bilden, wenn ſie im 
beſonderen Maß der minderbemittelten Bevölkerung dienen. Dieſe 
Vorausſetzung kann in Anlehnung an die in 8 8 der 1. DurchfVO. 
zum GewStG. v. 26. Febr. 1937 getroffenen Regelung als erfüllt 
gelten, wenn 

1. die Pflegeſätze in allen Verpflegungsklaſſen die Beträge nicht 
überſchreiten, die der Präf. des Yrindl, als Höchſtſatz be⸗ 
zeichnet hat. 

2. mindeſtens 40 % der jährlichen Verpflegungstage auf Kranke 
der Sozialverſicherung und der öffentlichen Fürſorge oder 
auf ſolche Selbſtzahler entfallen, die nicht mehr als den nied⸗ 
rigſten Pflegeſatz i. S. der Ziff. 1 entrichten und bei denen 
die ärztlichen Gebühren nachweislich die Mindeſtſätze der 
ſtaatlichen Gebührenordnung nicht überſchritten haben. 

(Bgl. auch; 16 DurchfVO. z. GrStG. für den erſten Hauptver⸗ 
aulagungszeitraum v. 1. Juli 1937). Da das FinGer. den Kran⸗ 
kenhausbetrieb des H.ſtifts ohne weiteres als ſteuerſchädlich be⸗ 
trachtet hat, war die angefochtene Entſch. aufzuheben. Die Sache 
iſt nicht ſpruchreif, fie war daher an das FinGer. zurückzuver⸗ 
weiſen. 

Das Fincher. wird zu prüfen haben, ob das H. ſtift nach 
ſeiner Satzung und tatſächlichen Geſchäftsführung ausſchließlich 
und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken i. S des § 4 Abi, 1 
Ziff. 6 KörpStG. 1934, SS 9 und 10 der 1. KörpStdurchfVO. 
1935 und $ 17 StAnp®. dient. Für die Gemeinnützigkeit ſpricht 
der Umſtand, daß das Stift alte und kranke Leute pflegt und be- 
treut und daß die Krankenpflege in das Gebiet der offentlichen 
Geſundheitspflege gehört, die in 8 17 Abſ. 3 Ziff. 1 StAnpG, aus 
drücklich als Forderung der Allgemeinheit und damit als gemein⸗ 
nützig anerkannt iſt. Iſt das Stift in dieſem Sinne als gemein⸗ 
wügig zu erachten, wird das Finder. nach den oben angegebenen 
Richtlinien weiter zu erörtern haben, ob das von ihm betriebene 
Krankenhaus in beſonderem Maße der minderbemittelten Bevöl⸗ 
ferung dient. Verneint das Fincher. eine der beiden Voraus⸗ 
ſetzungen, ſo ſind die Einkünfte des Stifts aus dem Kranken⸗ 
hausbetrieb wie ſonſt bei einer Erwerbsgeſellſchaft ſteuerpflichtig. 
Gelangt dagegen das Finder. zu dem Ergebnis, daß ſich der Be⸗ 
trieb bes Krankenhanſes als Ausfluß der gemeinnützigen Geſin⸗ 
nung des Stifts darſtellt und in beſonderem Maß der minderbe⸗ 
mittelten Bevölkerung dient, dann iſt der Krankenhausbetrieb 
ſteuerlich unſchädlich und es find auch die Überſchüſſe aus dem 
Betrieb ſteuerfrei. 

(R§ H., VI a Sen., Urt. v. 24. Juli 1937, VI a A 1/37 S.) 


*. 


x 55. 5 4 Abf. 1 Ziff. 6 Körpeich.; 88 9 und 10 der 1. Körp⸗ 
St DurchfBO. 1935; $ 17 StAnpG, Zur Frage, inwieweit Alters⸗ 
heime, Waiſenhäuſer und Kindergärten als ausſchließlich gemein⸗ 
nützig oder mildtätig anerkannt werden können. 7) 

3 1805 St. Joſephshaus in N. verfolgt nach der Satzung den 
weck: 
1. verarmte, insbeſ. arbeitsunfähige und ältere Perſonen auf- 

zunehmen, zu unterhalten und zu verpflegen, 

2. Kinder, die den einen Elternteil oder beide Eltern verloren 
haben, aufzunehmen, zu unterhalten, zu erziehen und zu ver⸗ 
pflegen, 

3. Kinder vor dem ſchulpflichtigen Alter zu beaufſichtigen, 

4. Ren in N. die erforderliche Krankenpflege angedeihen zu 
aſſen. 

Unbeſtritten iſt, daß das St. Joſephshaus gemeinnützigen 
und mildtatigen Zwecken i. S. des § 4 Abf. 1 Ziff. 6 KörpStG. 

1934 dient. Streit herrſcht nur darüber, ob die von dem St. Jo⸗ 
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ſephshaus geſchaffenen Einrichtungen (Altersheim, Waiſenhaus, 
Kindergarten und Krankenpflege) einen die Steuerbegünſtigung 
einengenden wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb darſtellen. Das Fin A. 
hat das Vorbringen des BeſchwF., daß ein wirtſchaftlicher Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb ſteuerlich unſchädlich iſt, wenn ſich durch ihn gerade 
die Gemeinnützigkeit oder Mildtätigkeit verwirklicht, als irrig zu⸗ 
rückgewieſen und den Beſchweß. mit den aus den Einrichtungen 
gewonnenen Einkünften zur Körperſchaftſteuer herangezogen. Das 
FinGer. hat die Auffaſſung des Fin A. beſtätigt. 

Die Vorentſch. wird unter Hinweis auf das zu den Kranken⸗ 
anſtalten ergangene Urteil des NFS. v. 24. Juli 1937, VI a A 
1/37: Je. 1937, 333424 aufgehoben und die Sache an das Fin⸗ 
Ger. zurückverwieſen. Das Finder. wird zu prüfen haben, ob 
das St. Joſephshaus in ſeinen Einrichtungen mit privaten, der 
Steuerpflicht unterliegenden Unternehmen in Wettbewerb tritt. 
Dabei wird im Anhalt an die vom NFS. für Krankenanſtalten 
vertretene Auffaſſung davon auszugehen ſein, daß ein ſolcher Wett⸗ 
bewerb ausgeſchaltet iſt, wenn die Einrichtungen des Beſchw. im 
beſonderen Maß der minderbemittelten Bevölkerung dienen. Der 
Beim. hat vorgebracht, daß auf die Inſaſſen des Altersheims 
ein durchſchnittlicher Pflegeſatz von täglich 1,56 & entfällt, der 
Pflegeſatz für die in das Waiſenhaus aufgenommenen Kinder in 
der Woche nur 40 Rpf. beträgt, im Joſephshaus Kranke keine 
Aufnahme finden, ſondern die Schweftern nur außerhalb des 
Hauſes bei Kranken die Pflege und Nachtwache übernehmen und 
für dieſe Tätigkeit keine Entſchädigung verlangt wird. Iſt dieſes 
Vorbringen zutreffend, ſo iſt die Anſicht begründet, daß mit dieſen 
Einrichtungen eine Schädigung privater Unternehmungen nicht 
verbunden iſt. 

(Rö ö., Va Sen,, Urt. v. 23. Okt. 1937, VI a 70/37 S.) 


* 


x, 56. § 4 Abſ. 1 Ziff. 6 KörpStcz.; SS 9 und 10 der 
1. KörpStDurchſ BO. 1935; § 17 StAnpch. Lungenheilſtätten find 
als ausſchließlich gemeinnützig zu erachten, wenn ſie in beſonde⸗ 
rem Maß der minderbemittelten Bevölkerung dienen. ) 


Unbeſtritten iſt, daß der Verein für Rekonvaleſzenten ge⸗ 
meinnützigen Zwecken i. S. des § 4 Abf. 1 Ziff. 6 KörpStG. 1934 
dient. Streit herrſcht nur darüber, ob die von ihm betriebene 
Lungenheilſtätte einen die Steuerbegünſtigung einengenden wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb darſtellt. Wenn das Vorbringen des 
Vereins zutrifft, daß der Pflegeſatz von täglich 5,60 %% unter 
dem üblichen Satz in der dritten Klaſſe ähnlicher Anſtalten liegt 
und die weit überwiegende Mehrzahl der Patienten nicht Selbſt⸗ 
zahler ſind, ſondern auf Koſten der Sozialverſicherung und der 
öffentlichen Fürſorge verpflegt und behandelt werden, wird der 
Geſchäftsbetrieb des Vereins als ſteuerlich unſchädlich zu be⸗ 
trachten ſein. 
(RFH., VI a Sen., Urt. v. 23. Okt. 1937, VI a 25/36 8.) 


Anmerkung zu Nr. 54—56: Die Körperſchaftſteuerbefreiung 
ſetzt die Unterlaſſung eines wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebes 
voraus, der über den Rahmen einer Vermögensverwaltung hin⸗ 
ausgeht. In § 11 Abſ. 1 der 1. KörpStDurchfVO, iſt beſtimmt: 

„„Ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb iſt eine planmäßige 
wirtſchaftliche Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen oder an⸗ 
deren wirtſchaftlichen Vorteilen, die über eine einmalige Betäti⸗ 
gung hinausgeht. Die Abſicht, Gewinne zu erzielen, iſt nicht er- 
forderlich.“ 

. Hiernach unterhalten ohne Zweifel Krankenanſtalten gemein⸗ 
nütziger Körperſchaften, Altersheime, Waiſenhäuſer, Kindergärten 
und Lungenheilſtätten wirtſchaftliche Geſchäftsbetriebe, die auch den 
Rahmen einer Vermögensverwaltung überſchreiten. Andererſeits 
dienen häufig dieſe wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebe unmittelbar 
der Verwirklichung gemeinnütziger oder mildtätiger Zwecke. Der 
Rey H. behandelt in dem letzteren Falle einen wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb als ſteuerlich unſchädlich, wenn ein ſteuerbegünſtigter 
Zweck nur durch die Führung eines wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betriebes erfüllt werden kann (vgl. im einzelnen die Ausführungen 
des Urt. v. 24. Juli 1937, VI a A 1/37 8, vorſtehend Nr. 54). 

Der NS. kommt zu einem ſteuerlich billigenswerten Er⸗ 
gebnis, indem er unter Abweichung vom Wortlaut des 5 4 Abſ. 1 
Ziff. 6 KörpSt®. unter Zugrundelegung des Zweckgedankens der 
ſteuerlichen Beſtimmung trotzdem Körperſchaftſteuerfreiheit für 
ſolche wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebe feſtſtellt, die unmittelbar 
der Verwirklichung der ſteuerbegünſtigten Zwecke dienen. Die 
Entſch. bildet ein vorzügliches Beiſpiel für die Geſtaltungsfähig⸗ 
keit der Steuerrechtslage im Hinblick auf Zweck und Sinn der ein⸗ 
zelnen Beſtimmung. 

Das Urteil vom 24. Juli 1937 gibt auch gleichzeitig der 
Praxis wertvolle Fingerzeige für die Feſtſtellung, wann ein wirt⸗ 


ſchaftlicher Geſchäftsbetrieb unmittelbar der Verwirklichung ſteuer⸗ 
begünſtigter Zwecke dient. Für den Praktiker wertvoll iſt es, daß 
auch für das Körperſchaftſteuerrecht inſoweit die gewerbeſteuer⸗ 
rechtliche Sonderregelung mit übernommen wird. 

84 Abf. 1 Ziff. 6 KörpSt. hat ſomit durch die Rſpr. etwa 
folgende Ergänzung erfahren: 

„Dient jedoch ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb unmittel⸗ 
bar der Verwirklichung der ſteuerbegünſtigten Zwecke, iſt dies 
ſteuerlich unſchädlich, wenn der Geſchäftsbetrieb im beſonderen 
Maß nicht von Geſichtspunkten des Wettbewerbs geleitet wird. 
Für Krankenanſtalten müſſen die Vorausſetzungen des § 8 der 
1. DurchfVO. z. GewStG. v. 26. Febr. 1937 erfüllt fein.“ 

Das Urt. v. 23. Okt. 1937, VI a 70/37 S wendet die vor⸗ 
ſtehende Auffaſſung auch auf Altersheime, Waifenhäufer, Kinder⸗ 
gärten und Krankenpflegeanſtalten, das Urteil vom gleichen Tage 
VIa 25/36 S auf Lungenheilſtätten an. Die Pflegeſätze von täg⸗ 
lich 1,56 %% für Erwachſene, von wöchentlich 0,40 e für Kin⸗ 
der und 5,60 Ra, für Exwachſene find als ſteuerlich unſchädlich 
bezeichnet worden. 

Die Urteile ſollten den Betrieben Veranlaſſung geben, bei 
der Veranlagung zur Körperſchaftſteuer für 1937 dieſe Rſpr. zu 
beachten und gegebenenfalls für rechtskräftig veranlagte gemein⸗ 
nützige Betriebe Erſtattungsanträge zu ſtellen. 

RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 
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57. Die allgemeinen Befugniſſe der Polizei. Vorlegung von 
Führerſcheinen zur Eintragung von Beſtrafungen. 

Der RMdJ. hat durch RdErl. an alle Polizeibehörden vom 
21. Juli 1986 im Einvernehmen mit dem RVerkM. angeordnet, 
daß in die Führerſcheine der Kraftfahrer alle nach dem 31. Juli 
1936 rechtskräftig verhängten Beſtrafungen der Inhaber wegen 
Verletzung der Verkehrsvorſchriften eingetragen werden. Der Kl. 
iſt wegen Verletzung von Verkehrsvorſchriften rechtskräftig beſtraft 
worden. Der verklagte PolPräſ. hat ihm durch Beſcheid auferlegt, 
ſeinen Führerſchein zwecks Eintragung der Beſtrafung vorzulegen. 
Der Kl. ficht dieſen Beſcheid als unzuläſſig an. Das Verwaltungs⸗ 
gericht hat ſeine Klage abgewieſen. Die Berufung iſt unbegründet. 

Es bedarf keiner weiteren Ausführung, daß der hochgeſteigerte 
Kraftverkehr alle zum Schutz des Verkehrslebens berufenen Stellen 
veranlaſſen muß, von jedem Mittel Gebrauch zu machen, das bei 
vernünftigem Verhältnis von Aufwand zum Zweck geeignet iſt, die 
Gefahr des Kraftverkehrs herabzumindern. Es bedarf auch keiner 
weiteren Begründung, daß die regelmäßige Eintragung der Be⸗ 
ſtrafungen wegen Verletzung der Verkehrsvorſchriften dem ge⸗ 
nannten Zwecke zu dienen durchaus geeignet iſt, weil die läſtigen 
Folgen der Verkehrsfünden geſteigert werden und das Beſtreben, 
ſie zu vermeiden, gefördert wird. Es kann auch keine Rede davon 
ſein, daß etwa die damit verbundene Belaſtung des einzelnen 
Kraftfahrers in keinem vernünftigen Verhältnis zu dem möglichen 
Erfolge ſtehe. Streiten kann man nur darum, ob die Polizeibe⸗ 
hörde rechtlich befugt iſt, in der angegebenen Weiſe vorzugehen. 

Eine Verfügung, wie ſie an den Kl. ergangen iſt, kann ihre 
Rechtsgrundlage entweder in einer geſetzlichen Sondervorſchrift 
zen oder ſich auf die allgemeinen Befugniſſe der Polizeibehörden 
tützen. 

Als eine Sondervorſchrift kann im vorl. Falle nur der RdErl. 
des AMD. v. 21. Juli 1936 in Frage kommen. Vorausſetzung ift 
hierbei, daß dieſer Erlaß ſich als eine rechtswirkſam erlaſſene und 
verkündete Rechtsordnung darſtellt. Dies iſt aber, wie ſchon das 
„PrOVG. durch Urt. v. 22. April 1937: JW. 1937, 1839 ausge⸗ 
ſprochen hat, nicht der Fall, weil der Runderlaß weder im RGBl. 
noch im RMinBl. noch im DR Anz. verkündet worden iſt. Eine 
Verkündung in einem dieſer drei Blätter iſt aber durch das Röeſ. 
v. 13. Okt. 1923 für alle Rechtsverordnungen des Reiches vor⸗ 
geſchrieben. Dieſes Geſetz iſt zwar vor dem Umbruch erlaſſen, iſt 
aber für alle dem Reichsgeſetzgeber ſelbſt nachgeordneten Stellen 
auch heute noch in Kraft; denn es iſt durchaus mit den Grund⸗ 
ſatzen des heutigen Staates vereinbar, daß nachgeordnete Stellen 
beim Erlaß von Rechtsverordnungen auf beſtimmte Formen der 
Veröffentlichung angewieſen werden. Der Verklagte meint zwar, 
daß der Runderlaß um deswillen ordnungsgemäß verkündet ſei, 
weil der RVerkM. zugeſtimmt hat, und weil der Runderlaß im 
RVerkBl. veröffentlicht iſt, das ſich ſelbſt als Organ für Ver⸗ 
öffentlichungen zur Durchführung des neuen Reichsrechts bezeich⸗ 
net. Aber nur der Reichsgeſetzgeber wäre berufen geweſen, Ver⸗ 
öffentlichungen im RVerkBl die gleiche Wirkung beizulegen wie 
den Veröffentlichungen gemäß dem Geſ. v. 13. Okt. 1923. 


Die umſtrittene Verfügung kann alfo nur rechtmäßig ſein, 
wenn ſie aus den allgemeinen Befugniſſen der Polizeibehörde ſich 
ableiten läßt. Dies iſt in der Tat der Fall. 

Es kann allerdings wohl kaum bezweifelt werden, daß vor 
dem Umbruch die Rſpr. die Gültigkeit einer ſolchen Verfügung 
nicht anerkannt hätte. Damals leitete man aus den allgemeinen 
Befugniſſen der Polizei nur ein Recht zum Bekämpfen ſolcher Ge⸗ 
fahren ab, die bevorſtanden, d. h. nach den beſonderen Umſtänden 
des Falles demnächſt zu erwarten waren. Es wurden an die Feſt⸗ 
ſtellung ſolcher bevorſtehender Gefahr nicht geringe Anforderungen 
geſtellt. 

Das Pr OG. hat in dem oben genannten Urteil die Befug⸗ 
nis der Polizeibehörden zur Abforderung des Führerſcheins für 
die heutige Zeit aus den allgemeinen Befugniſſen der Polizei⸗ 
behörden bejaht und ſich dabei auf die 88 14 und 41 des noch aus 
der Zeit vor dem Umbruch ſtammenden PrPol Verw. v. 1. Juni 
1931 geſtützt, das im § 41 noch von den im einzelnen Falle be 
vorſtehenden Gefahren ſpricht. Das PrOVG. ſagt dabei, daß bei 
einem bereits wegen Verletzung von Verkehrsvorſchriften beſtraften 
Kraftfahrer grundſätzlich mit einer gewiſſen Wahrſcheinlichkeit da⸗ 
von ausgegangen werden könne, daß er ſich auch in Zukunft wie⸗ 
der Verletzungen zuſchulden kommen laſſen werde. Es prüft dann, 
ob im gegebenen Falle die gegenteilige Annahme gerechtfertigt ſei. 
In dieſer Rſpr. liegt eine Fortentwicklung zu einer zeitgemäßeren 
Auffaſſung von der Stellung der Polizei. Sie hängt aber, weil in 
Preußen das geſchriebene Recht des PolVerwch. noch gilt, doch 
inſofern noch am Alten, als fie letzten Endes doch die Entfch. auf 
den einzelnen Fall abſtellt. 

In den althamburgiſchen Teilen von Groß⸗Hamburg gibt es 
kein geſchriebenes Recht über die allgemeinen Befugniſſe der Poli⸗ 
zeibehörde. Es gilt deshalb zu prüfen, ob ſich hier nicht das Po⸗ 
lizeirecht bereits, weil es durch kein geſchriebenes Recht gehemmt 
iſt, dahin entwickelt hat, daß die Polizeibehörde die umſtrittene 
Befugnis ſchlechthin hat, ohne genötigt zu ſein, die Umſtände des 
einzelnen Falles in Betracht zu ziehen. b 

Die Polizei iſt das Machtmittel, mit dem der Staat im 


Innern für Ordnung ſorgt. Begriffsmäßig muß ſich daher das. 


Weſen des Staates in der Stellung der Polizei widerſpiegeln. Ein 
liberal eingeſtellter Staat neigt dazu, der Polizei eine allgemeine 
Befugnis zum Einſchreiten erſt dann zu geben, wenn bereits eine 
Not vorhanden ift; er geſtattet ihr allgemein nur eine unmittel⸗ 
bare Gefahrenbekämpfung. Ein Staat, der für ſich die Befugnis 
in Anſpruch nimmt, in alle Lebensverhältniſſe inſoweit regelnd 
und ordnend einzugreifen, als die Lebensintereſſen des Volkes und 
ſein Gemeinſchaftsleben es erfordern, wird grundſätzlich ſeiner 
Polizei die Aufgabe ſtellen, ihm überall als ausführende und 
durchführende Helferin zur Seite zu ſtehen, ſoweit er ſelbſt regelnd 
und ordnend vorgeht. Da er ſelbſt für ſich nur die Schranken an 
erkennt, die ſich aus der Natur der jeweiligen Aufgabe ergeben, 
wird er auch der Polizei alle Befugniſſe zuerkennen, die ſich in 
dieſen Grenzen aus der Stellung der Polizei als einer Helferin 
ergeben. Aus der Umgeſtaltung des Staates ergibt ſich alſo be⸗ 
griffsmäßig eine Erweiterung der Befugniſſe der Polizei, ohne 
daß damit etwa eine Übertreibung der Befugniſſe der Polizei nach 
der Richtung des reinen Polizeiſtaates oder der reinen Wobl⸗ 
fahrtspflege zu befürchten wäre; denn die Polizei hat ihrer Natur 
nach nur zu betreuen, was die Regierung betreut wiſſen will. 

Es iſt nicht erforderlich, des näheren zu unterſuchen, wieweit 
dieſe Tendenz zur Erweiterung oder beſſer geſagt Umgeſtaltung 
der Stellung der Polizei, die im Rechte der Geheimen Staats⸗ 
poltzei bereits ihren deutlichen Ausdruck gefunden hat, ſich ange⸗ 
ſichts des noch vorhandenen älteren geſchriebenen Rechtes im 
Reich und in den Ländern nach den verſchiedenen Richtungen hin 
bereits ausgewirkt hat. Die Entwicklung tritt naturgemäß ſchritt⸗ 
weiſe in die Erſcheinung. Wo aber, wie im althamburgiſchen Ge⸗ 
biet, Auseinanderſetzungen mit geſchriebenem Rechte überhaupt 
nicht erforderlich find, iſt jedenfalls das eine feſtzuſtellen, daß, ſo 
weit das Reich für eine beſtimmte Seite des Gemeinſchaftslebens 
eine Ordnung geſchaffen hat, die Polizeibehörde ohne weiteres be⸗ 
rufen und berechtigt iſt, dieſe Ordnung zu ſchützen. Anders iſt es 
nur, wenn vom Reiche erlaſſene oder bewußt aufrechterhaltene 
Regelungen entgegenſtehen. Es iſt ferner nach den heutigen Be⸗ 
griffen vom Weſen der Polizei unmöglich, ihre Befugnis auf die 
Fälle zu beſchränken, in denen für dieſe Ordnung ſich ſchon eine 
Unmittelbar bevorſtehende Gefahr zeigt. Jedenfalls kann die Po⸗ 
lizei gegen ſolche Perſonen, die diefe Ordnung ſchon einmal nicht 
nur gefährdet, ſondern ſogar ſchon geſtört haben, ſolche vorbeugen⸗ 
den Maßnahmen treffen, die ihnen gegenüber nur einen kleinen 
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Eingriff bedeuten und doch andererſeits in hohem Maße geeignet 
ſind, die Ordnung des Zuſammenlebens zu ſtützen. Zum mindeſten 
wird dies ganz unbedenklich, wenn die Polizeibehörde ihr Vor⸗ 
gehen ganz gleichmäßig allen Verkehrsſündern gegenüber durch⸗ 
führt, denn ſie macht es damit wiederum zu einer Ordnung des 
Voltslebens, die ſich als eine Ergänzung der von der Regierung 
geſetzten Ordnung im Geiſte der Regierung darſtellt. 

Letzten Endes läuft das gewonnene Ergebnis materiell nicht 
einmal auf eine weſentliche Neuerung hinaus. 

Daß eine Polizei verordnung eine Regelung hätte ſchaf⸗ 
jen können, nach der jeder wegen Verletzung von Verkehrsvor⸗ 
schriften beſtrafte Kraftfahrer feinen Führerſchein zwecks Eintra⸗ 
gung von Beſtrafungen vorlegen muß, wäre wohl ſchon nach altem 
Rechte anerkannt worden. Man hätte nur die ordnungsmäßige 
Einkleidung in die äußere Form einer Rechtsverordnung, alſo die 
vorgeſchriebene Verkündung, gefordert. Nun muß zwar der Ein⸗ 
zelne, wenn er nach dem Verlangen der Polizei unaufgefordert 
etwas tun ſoll, durch eine Verkündung darauf hingewieſen wer⸗ 
den, und es hat auch feinen guten Sinn, wenn nian für ſolche 
Verkundungen eine beſtimmte Form vorſchreibt. Wenn aber die 
Polizei vom Einzelnen nur verlangt, daß er auf eine beſondere 
Aufforderung etwas tut, ſo läuft es letzten Endes auf einen leeren 
Formalismus hinaus, der Polizei das Recht zu der Einzelauffor⸗ 
derung nur dann zuzuſprechen, wenn ſie ihr beabſichtigtes Vor⸗ 
gehen zuvor in einer ganz beſtimmten Form der Veröffentlichung 
bekanntgegeben hat. 

Hiernach iſt das Verlangen der Polizeibehörde rechtlich be⸗ 
gründet. 

Der Kl. hat noch eine Reihe von Geſichtspunkten vorge⸗ 
tragen, aus denen das Ergebnis doch ein anderes ſein ſoll; er 
meint insbeſ., daß Sonderbeſtimmungen des Reiches dem Vorgehen 
des Verklagten entgegenſtehen. 

Zunächſt hat der Kl. beſtritten, daß er zu Recht beſtraft 
worden ſei. Dieſer Einwand iſt unbeachtlich, weil die Eintra⸗ 
gungen im Führerſchein keineswegs ohne weiteres den Inhaber 
Als einen unzuverläſſigen Fahrer ſtempeln. Sie wollen nur die 
Talſache der erfolgten rechtskräftigen Beſtrafung vermerken, und 
überlaſſen es der Zukunft, welche Folgen gebe ee daraus 
zu ziehen fine. Die Sache liegt nicht anders als bei der Eintra⸗ 
gung ins Strafregiſter. Wer ſie vermeiden will, hat nur die Mög 
lichkeit, durch Einlegung eines Rechtsmittels im Strafverfahren 
ſeine Freiſprechung zu erwirken. 

Ferner behauptet der Kl. Verſtoß gegen Vorſchriften über 
den Kraftfahrzeugverkehr. Daß das Kraftf®. keineswegs die Be⸗ 
fugnis der Polizeibehörden zu den umſtrittenen Maßnahmen aus⸗ 
ſchließt, hat bereits das PrOBG. im angefochtenen Urteil zutref⸗ 
feud ausgeführt. Es regelt lediglich, wer ein Kraftfahrzeug führen 
darf und wer nicht, wie ein Kraftfahrzeug beſchaffen ſein muß 
und was beim Verkehr mit Kraftfahrzeugen auf öffentlichen Ver⸗ 
kehrswegen zu tun und zu unterlaſſen iſt. Alles dieſes läßt das in 
Rede ſtehende Vorgehen der Polizei völlig unberührt; es nimmt 
dem Inhaber des Führerſcheins insbeſ. in keiner Weiſe die Be⸗ 
fuguis zum Führen von Kraftfahrzeugen. 

Ebenſo zutreffend hat das PrOVc. ausgeführt, daß die 
reichsgeſetzlichen Vorſchriften über das Strafregiſter dem Vor⸗ 
gehen der Polizei nicht entgegenſtehen. Soweit der Inhaber den 
Fuührerſchein Behörden vorlegen muß, handelt es ſich nur um 
ſolche, für die der Inhalt des Strafregiſters ohnehin kein Geheim⸗ 
nis iſt. Daß der Führerſchein in der Praxis vielfach ganz allge⸗ 
mein als Ausweispapier benutzt wird, kann nicht entſcheidend ſein, 
weil er fur dieſe Zwecke nicht beſtimmt iſt. Gewiß iſt nicht zu ver 
kennen, daß der Inhaber in Lagen kommen kann, in denen er von 
jemandem, mit dem er irgendein Geſchäft abſchließen will, nach 
ſeinem Führerſchein gefragt wird und die Vorlegung nicht wohl 
verweigern kann. Dann handelt es ſich aber auch um Fälle, in 
denen der Fragende ein Intereſſe an den Beſtrafungen hat und 
der Inhaber des Führerſcheins ohnehin verpflichtet iſt, über ſeine 
Beſtrafungen wahrheitsgemäß Auskunft zu geben. Daß ihm dabei 
vielleicht ſein Fortkommen erſchwert wird, liegt dann aber an 
ſeinen Verkehrsſünden. 

Was endlich die Berufung auf Art. 109 Weim Verf. anlangt, 
ſo hat dieſer nie etwas anderes beſagt, als daß Gleiches gleich zu 
behandeln iſt und Ungleiches ungleich behandelt werden darf. 
Dieſer Satz gilt zwar ſicherlich auch heute noch, weil er nichts als 
eine Selbſtverſtändlichkeit bedeutet; die Polizei will aber auch 
allen, die wegen Verletzung von Verkehrsſtrafen rechtskräftig be⸗ 
ſtraft ſind, dieſe Strafen in den Führerſchein eintragen. 

(Hamburg O., Urt. v. 9. Nov. 1937, 32/37.) 
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